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Das Bild, das Europa derzeit abgibt, könnte kaum widersprüchlicher sein. Zwischen Abschottung, 
nationalen Egoismen und Skepsis gegenüber den EU-Institutionen mischt sich eine neu erblühte 
Euphorie für die europäische Idee. Braucht Europa einen Neustart? Was es im Moment vor 
allem braucht, ist Orientierung. Demokratiekrise, Klima- und Strukturwandel oder gesellschaft-
licher Hass: Die Menschen in Europa benötigen neue Perspektiven für die Lösung drängender 
Probleme. Kultur kann dabei helfen, das Vertrauen der Bürger zurückzugewinnen und eine euro-
päische Öffentlichkeit herzustellen. Kann sie für mehr Einigung sorgen und Europas existenzielle 
Werte verteidigen – das Eintreten für Menschenrechte, Multilateralismus sowie Meinungs- und 
Pressefreiheit? Antworten liefern die Autoren des Kulturreports.
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Ist Krieg in Europa wieder denkbar? Die aktuelle Bildstrecke des Ber-
liner Fotografen Edgar Zippel aus dem Grenzgebiet zwischen Kroa-
tien und Bosnien Herzegowina zeigt die Spuren des jugoslawischen 
Bürgerkriegs. Die Szenerien selbst wirken so, als wären die Gefechte 
gerade erst zum Ende gekommen, die Schrecken und Traumatisie-
rungen noch nicht vergangen. „Meine Bilder dokumentieren diese 
Zerstörungen der Region und der Menschen und erinnern an einen 
Krieg, der hier vor 20 Jahren mitten im Herzen Europas tobte, doch 
in der Welt längst nicht zu Ende ist“, so Zippel. 
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Vor wor t

Was bestimmt die europäische 
Identität? Der Euro, Schengen 
oder die Champions League? 

Diejenige Institution der EU, die das größ-
te identitätsstiftende Potenzial besitzt, sollte 
das Europäische Parlament sein, meint der 
deutsch-französische Publizist Alfred Gros-
ser in diesem Band. Er spannt den Bogen von 
den Anfängen der Montanunion bis heu-
te und wehrt sich vehement gegen ein altes 
Grund übel, das aktueller sei denn je, näm-
lich mit dem Finger auf andere zu zeigen und 
Schuldzuweisungen zu betreiben, sei es gegen 
„die“ Muslime, „die“ Frauen, „die“ Juden, „die“ 
Deutschen, „die“ Flüchtlinge. Das Anschwär-
zen, Verbreiten von Falschinformationen in 
den sozialen Medien unter Umgehung der eta-
blierten Medien mit ihren Faktencheckern, 
Redakteuren und journalistischen Prin-
zipien, einhergehend mit einem anhaltenden 
Vertrauensverlust in die etablierten Parteien 
und rechtsstaatlichen Institutionen halten 
auch andere Autoren in diesem Band für ein 
Grundproblem der liberalen Gesellschaften, 
nicht nur in Europa, sondern weltweit, aber 
besonders bedrohlich für die Europäische 
Union, deren Zusammenhalt zerbrechlich 
ist, wie die zahlreichen Krisen zuletzt immer 
wieder gezeigt haben, zunächst die Finanz- 
und Schuldenkrise, dann die Flüchtlingskrise 
und jetzt, mit besonderer Wucht, die Corona-
Krise.

Fortschritte und Defizite

Dies ist die zehnte Ausgabe des Kulturre-
ports Fortschritt Europa, den das ifa 2007 
zusammen mit einer Reihe von europäischen 
Stiftungen ins Leben gerufen hat, um die Fort-
schritte und Defizite im Bereich der Kultur-
beziehungen zu erkunden. Viele prominente 
Autorinnen und Autoren haben sich beteiligt, 
von Wim Wenders bis Umberto Eco, von Inge 
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Mamy euro i otwarte granice. Ale nie udało się 
powołać do życia mediów publikujących na całą 
Europę. Im bardziej Europa się rozrasta, tym 
dotkliwsze stają się skutki braku tej demokra-
tycznej instancji kontrolnej. I im mniej będzie 
Europy w mediach, tym większy będzie dystans 
między Brukselą a obywatelami.  Co media 
mogą zdziałać, aby pomóc europejskiej demo-
kracji w ożywieniu dyskusji i zaciekawienia, a 
zarazem sporów i krytycznych polemik? Taka 
jest tematyka  niniejszego Raportu, z którą zma-
ga się 21 autorek i autorów z jedenastu krajów. 

 

R
A

po
R

t 
o

 k
u

lt
u

R
z

e 
 •

  P
os

tę
p 

Eu
ro

pa

Eu
ro

pa
 w

 m
ed

ia
ch

 - 
m

ed
ia

 w
 E

ur
op

ie

P o s t ę p  E u r o p aP o s t ę p  E u r o p a

Europa w mediach -
media w Europie
European literature is loved worldwide but 

within Europe interest in each other ś 

literature is limited. More than 50 percent of all 

translations in Europe are taken from English. 

The third edition of the Culture Report concerns 

itself with literature in Europe and with the 

European book market. What role can literature 

play in helping to create a sense of community 

in Europe? Well-known authors, such as 

Umberto Eco, Rafik Scharmi, Tim Parks and 

Slavenka Drakulic, examine the role of 

literature in Europe, reading habits and the 

future of the book.

CULTURE REPORT

Edition 3/2010

CULTURE REPORT

 

P r o g r e s s  E u r o p e

Europe reads –
Literature in EuropeC

U
LT

U
R

E 
R

E
PO

R
T 

• 
 P

ro
gr

es
s 

Eu
ro

pe

Eu
ro

pe
 re

ad
s –

 L
ite

ra
tu

re
 in

 E
ur

op
e

P r o g r e s s  E u r o p e

ISBN 978-3-021970-98-0 1

Literatur aus Europa ist weltweit bekannt und 

beliebt. Doch innerhalb Europas hält sich das 

Interesse untereinander in Grenzen. Über 50 

Prozent aller Übersetzungen in andere euro-

päische Sprachen stammen aus dem Engli-

schen oder Amerikanischen. Die dritte Ausga-

be des Kulturreports beschäftigt sich mit der Li-

teratur in Europa und dem europäischen Buch-

markt. Aus Sicht namhafter europäischer Auto-

ren wie Umberto Eco, Rafik Schami, Tim Parks 

oder Slavenka Drakulic wird die Rolle der Lite-

ratur und Kultur in Europa hinterfragt. Kann eu-

ropäische Literatur eine strategische Rolle über-

nehmen, um dem Kontinent zu einem noch im-

mer vermissten Gemeinschaftsgefühl zu verhel-

fen? Welche Fortschritte oder Rückschritte sind 

in den letzten Jahren auf dem Weg zu einer eu-

ropäischen Kultur zu verzeichnen?
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Kultur ist Sprachrohr und Seismograph für 
gesellschaftliche Befindlichkeit. Wo politische 
Konflikte trennen, kann sie einen Raum schaffen für 
Begegnung, Dialog und Verständigung. 
Die geopolitische Lage im 21. Jahrhundert erfordert 
eine Neubelebung der kulturellen Diplomatie. 
Die Völkergemeinschaft ist mit gewaltsamen 
Konflikten konfrontiert, die in der Mitte von Gesell-
schaften entstehen. 
Demokratie, Multilateralismus und jahrzehntelange 
Erfahrung mit friedlicher Koexistenz – Europa hat viel 
zu bieten und sollte weltweit mehr in 
Kulturbeziehungen investieren, um diese spezifischen 
Erfahrungen mit anderen zu teilen und so manche 
Krisensituation entschärfen helfen. Wie können wir 
die positive Rolle der Kultur nutzen? 
Welche außenkulturpolitischen Initiativen braucht 
Europa in Krisenregionen? Und: Welches 
Engagement von EUNIC, dem europäischen Netzwerk 
nationaler Kulturinstitute, ist denkbar?
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Kultur ist mehr als ein Buch oder Theaterstück: 
Kultur öffnet Türen und baut Brücken zu den Menschen 
in der Welt. Ob Afrika, Amerika, die arabische Welt oder 
Asien: Während jahrhundertealte Handelsrouten 
und Kommunikationswege neu ausgerichtet werden, bie-
tet die Kultur eine Möglichkeit für Europa, 
einen „New Deal“ mit der Welt einzugehen. Die Lage in 
Europas Nachbarregionen Nordafrika und Nahost 
erfordert eine gemeinsame Strategie des alten Kontinents. 
In Afrika ist ein Neustart in den Beziehungen nötig, 
um mehr Vertrauen zu schaffen. 
Der Dialog mit Lateinamerika muss sich mit dem Klima-
wandel auseinandersetzen, mit Bodenerosion, mit der 
Wasserverschmutzung, mit der Überfischung. 
Die Globalisierung hat dem Thema Demokratie einen 
neuen Kontext gegeben, sie ist nicht nur für Asien neu zu 
verhandeln. Welche außenkulturpolitischen Initiativen 
braucht Europa und welche Erwartungen gibt es hierzu 
weltweit? Wie wird Europa in der Welt gesehen und wie 
kann seine Kultur in der Außenpolitik eine Rolle spielen? 
Und: Wie kann sich EUNIC, das europäische Netzwerk 
nationaler Kulturinstitute, am besten engagieren?

Europa von außen 
Erwartungen an 

die europäische Außenkulturpolitik

ISBN 978-3-86930-675-9
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Globales Spiel – 
Sport, Kultur, Entwicklung
und Außenpolitik 

EUNIC-JAHRBUCH 2016
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ISBN 978-3-95829-238-3 

„Jeder Aufstieg beginnt im Kopf. Der Berg draußen ist nur 
die Entsprechung. Sich ganz und nur mit einem einzigen Ziel zu 
identifizieren, heißt, das Ziel sein.“ REINHOLD MESSNER

„Ich bin für die Fußball-Leidenschaft, wie ich für Autorennen bin, 
für Mopedrennen am Rande von Abgründen, 
für das fanatische Fallschirmspringen, den mystischen Alpinismus, 
die Überquerung der Ozeane auf Gummibooten, 
das russische Roulette und die Droge.“ UMBERTO ECO

Die Ansichten über den Sport sind so zahlreich wie die Sportarten 
selbst. Klar ist: Radfahren ist für Mädchen in Saudi-Arabien 
mehr als ein Privatvergnügen, es ist ein gesellschaftliches 
Statement. Sport ist universell attraktiv, er überbrückt Sprach- 
und Kulturgrenzen. Er kann weltweit die Herzen der Menschen öff-
nen und Türen aufstoßen. Integration von Flüchtlingen,
 Konfliktlösung, Menschenrechte und Kampf gegen Rassismus – 
dies sind nur einige Felder, in denen er eine positive Rolle 
spielt. Doch Korruption und Kommerz bedrohen die Ideale des Fair 
Play. Profitgier und politisches Taktieren werfen Schatten über 
jüngste und künftige Mega-Sportereignisse. 
Kann der Sport ein wichtiges Werkzeug in den Kulturbeziehungen 
sein? Und: Was kann der Normalbürger vom Extrembergsteiger 
lernen? Autoren wie Umberto Eco, Reinhold Messner, Dave Eggers, 
Serhij Zhadan, Beqë Cufaj und Claus Leggewie antworten im 
Kulturreport EUNIC-Jahrbuch 2016.

Printed in Germany by Steidl

Kulturreport2016_Cover.indd   1Kulturreport2016_Cover.indd   1 24.06.16   16:5724.06.16   16:57

Kulturen des Wir” 
Die Rolle der Kultur 
in Europa 
nach innen und außen

Vol.: 9
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Printed in Germany by Steidl

„Auf dem heutigen Markt finden wir eine ganze Reihe 
von Produkten, die ihrer schädigenden Eigenschaft beraubt sind: 
Kaffee ohne Koffein, Sahne ohne Fett, Bier ohne Alkohol. Und die 
Liste geht weiter: Wie wär’s mit virtuellem Sex als Sex ohne Sex? 
Der modernen Neudefinition von Politik als Kunst der 
sachkundigen Verwaltung , als Politik ohne Politik? Das bringt uns 
zum heutigen toleranten liberalen Multikulturalismus als 
Erfahrung des Anderen, der seiner Andersheit beraubt ist – 
des entkoffeinierten Anderen.“ Slavoj Žižek

Trump, Putin, Erdoğan: Europa steht vielen Herausforderungen 
gegenüber. Kann Kultur Xenophobie, Wut, Hass und Angst ein-
dämmen? Was tun gegen postfaktischen Populismus 
und Twitterdemokratie? Kann Kultur ein Schlüssel sein, um das 
verloren gegangene Vertrauen in Europa zu fördern und 
die europäischen Werte mit neuem Leben zu füllen?
Es ist eine Ironie der Geschichte, dass die Europäische Union 
ausgerechnet in Zeiten einer existenziellen Krise neue Strate-
gievorschläge für die internationalen Kulturbeziehungen entwic-
kelt. Findet sie die dringend nötigen Antworten auf die Proble-
me, die den Zusammenhalt der Union bedrohen? 
Welche Chancen hat der angestrebte konzertierte Ansatz 
angesichts wachsender nationalistischer Tendenzen? 
Dies sind einige der Fragen, auf die Slavoj Žižek, Timothy Garton 
Ash, Navid Kermani, Heribert Prantl, Claus Leggewie und andere 
Autoren dieses Bandes Antworten finden. 

Europa und 
die Suche nach 
einem neuen 
Narrativ

ISBN 978-3-95829-527-8

Kulturreport_2018_Cover_D_E.indd   1Kulturreport_2018_Cover_D_E.indd   1 27.08.18   12:1727.08.18   12:17
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Feltrinelli bis Reinhold Messner, von Timothy 
Garton Ash bis Slavoj Žižek, insgesamt wur-
den bisher 252 Beiträge aus 53 Ländern ver-
öffentlicht, in bis zu fünf Sprachen gleichzei-
tig. Acht Jahre lang erschien der Kulturreport 
als Jahrbuch von EUNIC, dem Dachverband 
der nationalen Kulturinstitute Europas, und 
inzwischen in Kooperation mit dem Steidl-
Verlag auf Deutsch und Englisch. Viele Fort-
schritte wurden erzielt in Europa, Feinde wur-
de zu Freunden, Diktaturen zu Demokratien, 
Grenzen geöffnet, der reichste Binnenmarkt 
der Welt geschaffen, so die Aufzählung von 
Martin Schulz, dem ehemaligen Präsidenten 
des Europäischen Parlaments. Genau wie Fe-
derica Mogherini, die ehemalige Hohe Vertre-
terin der EU für Außen- und Sicherheitspoli-
tik, die in ihrer Amtszeit gemeinsam mit der 
Europäischen Kommission eine Strategie für 
internationale Kulturbeziehungen vorgelegt 
hat, pocht er in diesem Band darauf, das Er-
reichte nicht in Frage zu stellen und Europa 
nicht schlechter zu reden, als es ist.

Ein großes Manko, das die Autorinnen 
und Autoren des Kulturreports von der er-
sten Ausgabe an immer wieder unterstrichen 
haben, ist jedoch die fehlende europäische Öf-
fentlichkeit. War man vor einigen Jahren noch 
optimistisch, dass sich dieses Problem durch 
die Generation Erasmus und EasyJet quasi von 
selbst lösen würde, oder hatte man sich dann 
daran gewöhnt, dass Europa die Fragen der 
Gurkenkrümmung den Experten bzw. Tech-
nokraten in Brüssel überlässt, so macht sich 
jetzt die Erkenntnis breit, dass die fehlende 
Bürgernähe eben kein bloßes PR-Problem ist, 
sondern an die Substanz des Zusammenhalts 
geht.

Erhalt der liberalen Demokratie

Es geht um nichts weniger als den Erhalt 
der liberalen Demokratie, betont der Politik-

wissenschaftler Francis Fukuyama in diesem 
Band. Die Europäische Gemeinschaft sei 1951 
als Gegenmittel gegen die exklusiv nationale 
Identitätsdefinition gegründet worden. Ob 
Europa eine Identität habe, die stärker sei als 
die nationalen Varianten, bleibe unklar. „Eu-
ropa ist eine Zuflucht, aber nicht unbedingt 
ein begehrtes Ziel.“ In den Mittelpunkt seiner 
Analyse stellt er das Verlangen nach Identität 
und Anerkennung. Liberale Demokratien ver-
standen sich lange sehr gut darauf, für Frieden 
und Wohlstand zu sorgen. So habe sich zwi-
schen 1970 und 2008 der weltweite Ertrag an 
Gütern und Dienstleistungen vervierfacht. 
Gleichzeitig schloss die Globalisierung aber 
erhebliche Bevölkerungsanteile vom Wachs-
tum aus und sorgte für Ungleichheiten. Po-
litische Führer begannen mit dem Ruf nach 
Würde, die missachtet werde. Wirtschaftliche 
Ärgernisse würden viel intensiver empfun-
den, wenn sie mit dem Gefühl der Erniedri-
gung verbunden würden, so Fukuyama. Die 
Menschen wurden empfänglich für die Ver-
sprechungen und Parolen populistischer Be-
wegungen.

Plattform der Massenkommunikation

In seinen Anfangszeiten glaubte man, dass 
das Internet als Plattform der Massenkommu-
nikation zu einer wichtigen Kraft der Förde-
rung demokratischer Werte werden würde. 
Information ist Macht und das Internet sollte 
den Zugang erleichtern. Doch inzwischen 
haben es die sozialen Medien geschafft, die 
Zersplitterung liberaler Gesellschaften zu be-
schleunigen. Abgeschottet in Filterblasen, je-
der in seinem Tunnel: „Die alte Öffentlichkeit 
ist vorbei. Sie wird nicht irgendwann vorbei 
sein, sie ist es schon“ resümiert Eva Menasse. 
„zehn Jahre Internet für alle, mobil auf die 
Hand“, so die österreichische Schriftstellerin, 
hätten genügt, um wichtige zivilisatorische 
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Errungenschaften zu verlernen. Andere Mei-
nungen dienten nicht mehr dazu, eigene An-
sichten zu hinterfragen, sondern den Gegner 
zu markieren. Auch die Kulturwissenschaftler 
Jan und Aleida Assmann konstatieren in die-
sem Band den Verlust der Öffentlichkeit. Die 
technischen Möglichkeiten zur Manipulati-
on von Bildern, Filmen oder Tonaufnahmen 
würden immer raffinierter. Was ist Wahrheit, 
was ist Manipulation? Eine Antwort hierauf 
werde schwieriger. Was passiert mit dem kul-
turellen Gedächtnis? Was mit dem gedruck-
ten Buch? Menschen seien für ihr friedliches 
Zusammenleben auf Prinzipien wie Wahrheit, 
Glaubwürdigkeit und Verantwortlichkeit an-
gewiesen, betonen die beiden Autoren. Dazu 
gesellt sich eine gefährliche Sehnsucht nach 
Kontrolle, wie er sich im Brexit-Schlachtruf 
„Take Back Control“ wiederspiegelt, so Ana-
tol Itten vom Disrupted Societies Institute in 
Amsterdam. Die türkische Publizistin Ece 
Temelkuran kritisiert, dass die „dubiose Sehn-
sucht“ in „einem Wir zu verschmelzen“, diese 
„Retrolust nach Totalität“, verharmlosend als 
Populismus bezeichnet werde, der die rechten 
ideologischen Inhalte verschleiere. 

Bogdan Góralczyk, Direktor des Europa-
zentrums der Universität Warschau, diagnos-
tiziert in seinem Beitrag einen epidemischen 
Nationalismus, eine neue Wagenburgmenta-
lität. An die Stelle der Diplomatie und der 
alten Ideale sei reine Machtpolitik getreten, 
eine Rückkehr der Geschichte mit all ihren 
Dämonen. 

Pandemie-Vokabular

Was tun, um den Nationalismus einzu-
dämmen? Das Pandemie-Vokabular kommt 
einem inzwischen vertraut vor. Die Politikwis-
senschaftlerin Ulrike Guérot sieht im gegen-
wärtigen Populismus den Vorboten einer eu-
ropäischen Revolution: Nichts sei so brüchig, 

wie die europäische Erzählung dieser Tage. 
„50 Jahre EU-Integration erscheinen einem 
wie ein dünner Vorhang, der gerade weggeris-
sen wird, um den Blick auf einen historischen 
Abgrund freizugeben.“ Wenn morsche Sys-
teme zusammenbrechen, gehe das meistens 
schneller, als man denkt. „Und immer wird 
unterschätzt, wie mitleidlos diejenigen, die 
vom System nie profitieren konnten, es zum 
Einsturz bringen.“ Als Lösung plädiert Guérot 
für den radikalen Schritt nach vorn: Abschied 
nehmen vom Nationalstaat, Ausgestaltung 
Europas als Republik. Die Utopie sei greifbar. 
Niemand werde die Brüsseler Technokratie 
vermissen. Willkommen in der Europäischen 
Republik.

Ruck-Zuck-Europa

Ein Ruck-Zuck-Europa erscheint dem 
Journalisten Heribert Prantl eher fragwürdig. 
Schon vor Ausbruch der Corona-Epidemie 
erkannte er eine Institutionenkrise, wenn das 
Gefühl vorherrsche, es müsse einfach durch-
regiert werden: „Entschlossenheit ist Trumpf. 
Das erste Gebot der EU-Krisenpolitik heißt 
daher: Keine Zeit, keine Zeit. Das zweite: 
Noch schneller noch mehr Milliarden ausge-
ben, das dritte: Keine Rücksicht nehmen auf 
die Parlamente. Das vierte: Erst kommt der 
Markt, dann kommt der Mensch. Das fünf-
te: Die alten demokratischen Regeln sind un-
tauglich für das neue Europa“, fasst er, wohl-
gemerkt vor der Corona-Krise, die gestählte 
„Alexander-Politik“ kritisch zusammen. Da-
bei lässt er den Vorwurf, dass die Demokra-
tie zu langsam arbeite, „ein alter Topos aus 
dem Arsenal des antidemokratischen Den-
kens“, nicht gelten. Es gehe um Vertrauen in 
den demokratischen Prozess. Die Sehnsucht 
nach Regierungshelden, die den Gordischen 
Knoten mit einem Schlag zerhauen, sei zutiefst 
undemokratisch. Woher Europa neue Kraft 
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schöpfen sollte? Aus sozialer Politik, die aus 
der Nutzgemeinschaft für einige eine Schutz-
gemeinschaft für alle mache, so Prantl. 

Emmanuel Macrons Vision vom Europa 
der Cafés, der Debatten, der Universitäten, des 
Übersetzungswesens und der Verbreitung von 
Kunstwerken, das auf die Wahrheit und den 
demokratischen Wettstreit der Ideen setzt, 
zeigt auch die Zerbrechlichkeit dieser Idee, 
wenn genau dieser Austausch in Zeiten der 
Pandemie physisch nur sehr eingeschränkt 
möglich ist. 

Es sind die Literaten, die in dieser Ausgabe 
den größten Optimismus bewahren. Ein Buch 
zu lesen, sei die denkbar intimste Weise, in die 
Gedankenwelt eines anderen Menschen ein-
zutauchen, so die kanadische Erzählerin Mar-
garet Atwood. Wie schreibt man in Zeiten von 
Kriegen und Katastrophen, fragt sich die nor-
wegische Autorin Åsne Seierstad. Wenn alle 
Fragen gestellt seien und die befragte Person 
nichts mehr zu sagen habe, gehe der Reporter 
und schreibe seine Geschichte. „Der Schrift-
steller bleibt. Denn die wahre Geschichte 
beginnt erst, wenn die Person aufsteht und 
ihr Leben fortsetzt.“ Ilija Trojanow, „Welten-
sammler“, hält ein Loblied auf den Gutmen-
schen, in dem nur Zyniker ein Synonym für 
Trottel erkennen. 

Keine überbordenden Wirkungen

Und Herta Müller erinnert einfühlsam 
an das Schicksal der Flüchtlinge und deren 
„Heimweh nach Zukunft“. Zukunft sei ab-
strakt, Zuflucht konkret. Für die Flüchtigen 
sei Flucht die Voraussetzung für Zukunft. 
In den Beiträgen der Schriftsteller, die keine 
überbordenden Wirkungen der Kultur ver-
sprechen, klingt auch die nötige Demut mit, 
die der indische Publizist Pankaj Mishra den 
Europäern abverlangt. Das Selbstbild Europas 
als Hort der Vernunft und Garant der Freiheit 

gehört für ihn in die Vergangenheit. Solche 
schmeichelhaften Selbstbilder seien blutge-
tränkt und jegliche Ansprüche auf moralische 
und politische Überlegenheit der Europäer 
seien, so Mishra, bestenfalls provinziell.  

Es ist ausgerechnet Francis Fukuyama, 
der an George Orwells „1984“, Symbol einer 
mächtigen totalitären Zukunft, erinnert. Bei 
allen düsteren Aussichten zur Lage der De-
mokratie und angesichts von Überwachungs-
systemen, die die Phantasie von Orwell bei 
Weitem übersteige, habe das Buch auch dazu 
beigetragen, uns gegen Autoritarismen zu im-
munisieren, meint er hoffnungsvoll. Das In-
ternet ermögliche, trotz aller Desillusion und 
dort verbreiteten Verschwörungstheorien, die 
Entstehung von Zusammenleben, das nicht 
durch physische Barrieren, sondern durch den 
Glauben an eine Gemeinschaft gekennzeich-
net sei. Vielleicht sollten wir den Titel dieses 
Bandes „Reset Europa“ nicht zerstörerisch zu-
rück auf Anfang setzend, sondern zusammen-
fügend verstehen. Die Kulturschaffenden zei-
gen sich bereit, ihren Beitrag zu leisten. Oder 
um es mit Johannes Hillje zu sagen, dessen 
Beitrag zur „Plattform Europa“ einen dritten 
Weg zwischen Datenkapitalismus und Da-
tenautoritarismus aufzeigt: „Wenn Desinfor-
mation ein Mittel der Politik ist, sollte es In-
formation umso mehr sein.“ In diesem Sinne 
wünsche ich allen Leserinnen und Lesern eine 
gute Lektüre.
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Kapitel 1 
Demokratie in der Defensive – 
Der Vertrauensverlust der etablierten 
politischen Kultur 

Zunehmender Nationalismus und 
populistische Desinformation sind 
globale Phänomene, sie bedrohen aber 
den Zusammenhalt Europas besonders. 
Sie sind ein Angriff auf tragende Werte 
der Union: Rechtsstaatlichkeit, 
Medien- und Meinungsfreiheit sowie 
die Freiheit der Wissenschaft. 
Welche Antworten hat der Kontinent 
auf diese Gefahren? 
Was tun gegen EU-Skepsis, Fake News 
und verstärkte Polarisierung? 
Muss die EU demokratischer werden?
Und schließlich: Was ist aus der 
europäischen Idee geworden? 
Was verbindet Europa tatsächlich?
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sische Regierungschefs, die man dieser Kate-
gorie zuordnen kann, sind Wladimir Putin 
in Russland, Recep Tayyip Erdoğan in der 
Türkei, Viktor Orbán in Ungarn, Jarosław 
Kaczyński in Polen und Rodrigo Duterte auf 
den Philippinen.

Der globale Drang zur Demokratie, der 
Mitte der 1970er Jahre begann, ist, wie mein 
Kollege Larry Diamond schreibt, in eine glo-
bale Rezession übergegangen. Im Jahr 1970 
gab es nur rund 35 repräsentative Demokra-
tien – eine Zahl, die in den folgenden drei 
Jahrzehnten stetig anstieg, bis sie Anfang des 
21. Jahrhunderts fast 120 erreichte. Die stär-
kste Beschleunigung fand zwischen 1989 und 
1991 statt, als der Zusammenbruch des Kom-
munismus in Osteuropa und der UdSSR eine 
demokratische Welle in der gesamten Region 
auslöste. Seit Mitte der Nullerjahre hat sich 
der Trend jedoch umgekehrt, und die Anzahl 
der demokratischen Staaten ist wieder gesun-
ken. Gleichzeitig sind autoritäre Länder wie 
China selbstbewusster geworden. Es ist kein 
Wunder, dass es potenziellen neuen Demo-
kratien wie Tunesien, der Ukraine und My-
anmar schwerfällt, tragfähige Institutionen 
aufzubauen, und dass es der liberalen Demo-
kratie nicht gelang, in Afghanistan oder im 
Irak nach den dortigen US-Interventionen 
Fuß zu fassen. Es ist enttäuschend, wenn auch 
nicht allzu erstaunlich, dass Russland zu sei-
nen autoritären Traditionen zurückgefunden 
hat. Viel unerwarteter war indes, dass sogar in 

Der amerikanische Präsident Donald 
Trump repräsentiert einen breiteren 
Trend der internationalen Politik 

in Richtung des populistischen Nationalis-
mus. Populistische Führer sind bemüht, ihre 
Macht durch die Legitimität zu konsolidie-
ren, die sie aus demokratischen Wahlen be-
ziehen. Sie wollen eine direkte charismatische 
Verbindung zum „Volk“ herstellen, das oft-
mals nach sehr eingegrenzten, ethnischen 
Begriffen definiert wird, die große Teile der 
Bevölkerung ausschließen. Institutionen be-
hagen ihnen nicht, und so sind sie stets ver-
sucht, die Gewaltenteilung zu untergraben, 
welche dafür sorgt, die persönliche Macht 
des Staatschefs in modernen liberalen De-
mokratien einzuschränken: die Gerichte, die 
Legislative, unabhängige Medien und eine 
unparteiische Bürokratie. Andere zeitgenös-

Kampf um die liberale Demokratie Mit dem Brexit hat der 
Populismus im Ursprungsland des Kapitalismus gesiegt. 
Wie konnte es dazu kommen? Der amerikanische Politik-
wissenschaftler Francis Fukuyama macht einen Parforceritt 
durch 50 Jahre Globalisierung. Für ihn ist das Verlangen 
nach Anerkennung der eigenen Identität maßgeblich: Ge-
rade abgehängte Bevölkerungsgruppen fühlen sich durch 
die politischen Vertreter nicht wertgeschätzt und sind emp-
fänglich für die Versprechungen und Parolen der populis-
tischen Bewegungen. Von Francis Fukuyama 
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„Die liberale Weltordnung kam 
jedoch nicht allen zugute. In vielen 
Ländern, besonders in den wohl-
habenden Demokratien, nahm 
die Ungleichheit erheblich zu, was 
bedeutete, dass etliche Vorteile des 
Aufschwungs in erster Linie einer 
durch ihre Ausbildung definierten 
Elite zufielen.“

Ländern mit etablierten freiheitlichen Syste-
men Bedrohungen der Demokratie auftauch-
ten. Ungarn gehörte zu den ersten Staaten 
Osteuropas, die ihr kommunistisches Regime 
stürzten. Als es sich sowohl der NATO als 
auch der Europäischen Union anschloss, 
schien es, wie die Politologen meinten, als 
„konsolidierte“ liberale Demokratie nach 
Europa zurückgekehrt zu sein. Doch unter 
Orbán und seiner Fidesz-Partei ist es inzwi-
schen zu einem Paradebeispiel der (von Orbán 
so genannten) „illiberalen Demokratie“ ge-
worden. Eine noch viel größere Überraschung 
waren jedoch die Wahlergebnisse in Großbri-
tannien und den Vereinigten Staaten für den 
Brexit und für Trump. Dies betraf die beiden 
führenden Demokratien, welche die moder-
ne liberale, internationale Ordnung errich-
tet hatten – Länder, die während der 1980er 
Jahre unter Reagan und Thatcher die Weg-
bereiter der „neoliberalen“ Revolution gewe-
sen waren. Doch auch sie schienen sich nun 
einem engeren Nationalismus zuzuwenden.

Was sind die Vorteile der liberalen Demo-
kratien? Sie verstehen sich ziemlich gut da-
rauf, für Frieden und Wohlstand zu sorgen 
(wenn auch mit Einschränkungen in den letz-
ten Jahren). Diese vermögenden, ungefähr-
deten Gesellschaften sind die Domäne von 

Nietzsches letztem Menschen oder von C. S. 
Lewis’ „Menschen ohne Brust“, die ihr Leben 
mit der endlosen Suche nach Konsumbefrie-
digung verbringen, jedoch nichts in ihrem 
Innern aufweisen, keine höheren Ziele oder 
Ideale, die sie anstreben und für die sie Op-
fer bringen können. Ein solches Leben wird 
nicht jedem genügen. Megalothymia gedeiht 
durch Besonderheit: durch hohe Risiken, im-
posante Kämpfe und große Effekte, denn all 
das bewirkt, dass jemand im Vergleich mit 
anderen als überlegen anerkannt wird. In 
manchen Fällen kann sie heroische Führer 
wie Lincoln, Churchill oder Nelson Mandela 
hervorbringen, doch in anderen mag sie Ty-
rannen wie Cäsar, Hitler oder Mao schaffen, 
die ihre Gesellschaft in Diktatur und Kata-
strophen stürzen.

Verlangen nach Anerkennung

Da Megalothymia, historisch gesehen, in 
allen Gesellschaften existiert hat, kann sie 
nicht ausgeschaltet, sondern nur umgelenkt 
oder gemäßigt werden. Dieser Umstand wur-
de von den Gründervätern der Vereinigten 
Staaten vollauf zur Kenntnis genommen. 
Bei ihrem Bemühen, in Nordamerika eine 
republikanische Regierungsform aufzubau-
en, waren sie sich der Geschichte des Falls der 
Römischen Republik bewusst und machten 
sich Sorgen um das Problem des Cäsarismus. 
Ihre Lösung war das Verfassungssystem der 
„Checks and Balances“, das die Macht verteilt 
und ihre Konzentration auf einen einzigen 
Führer verhindert. 

Das Verlangen nach Anerkennung der ei-
genen Identität vereint als Leitmotiv vieles 
von dem, was sich heutzutage in der Welt-
politik abspielt. Es beschränkt sich nicht auf 
die Identitätspolitik, wie sie an Universitäten 
praktiziert wird, oder auf den weißen Nati-

Demokratie in der Defensive
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Wandel politischer Institutionen wuchs die 
wirtschaftliche Interdependenz zwischen den 
Staaten, also das, was wir als Globalisierung 
bezeichnen. Letztere wurde von liberalen 
Wirtschaftsstrukturen wie dem Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen und der sich 
daran anschließenden Welthandelsorganisa-
tion untermauert. Als Ergänzungen dienten 
regionale Handelsvereinbarungen in Form 
der Europäischen Union und des Nordameri-
kanischen Freihandelsabkommens. Während 
dieser Periode übertraf die Wachstumsrate 
des internationalen Handels und der inter-
nationalen Investitionen jene des globalen 
Bruttosozialprodukts. Sie galt allgemein als 
Hauptantriebskraft des Wohlstands. 

Zwischen 1970 und 2008 vervierfachte 
sich der weltweite Ertrag an Gütern und 
Dienstleistungen. Das Wachstum erstreck-
te sich auf praktisch alle Regionen, während 
sich der Anteil der unter extremer Armut lei-
denden Menschen in den Entwicklungslän-
dern von 42 Prozent der Gesamtbevölkerung 
im Jahr 1993 auf 17 Prozent im Jahr 2011 ver-
ringerte. Der Anteil der Kinder, die vor ihrem 
fünften Geburtstag starben, ging von 22 Pro-
zent im Jahr 1960 auf weniger als 5 Prozent 
im Jahr 2016 zurück. Die liberale Weltord-
nung kam jedoch nicht allen zugute. In vie-
len Ländern, besonders in den wohlhabenden 
Demokratien, nahm die Ungleichheit erheb-
lich zu, was bedeutete, dass etliche Vorteile 
des Aufschwungs in erster Linie einer durch 
ihre Ausbildung definierten Elite zufielen.

Mit dem wirtschaftlichen Wachstum 
wurden viele Güter leichter verfügbar, es 
war mehr Geld im Umlauf, und die Mobi-
lität der Bevölkerung erhöhte sich– all das 
stiftete auch Unruhe. In Entwicklungslän-
dern fanden sich Dorfbewohner, die zuvor 
nicht einmal einen Stromanschluss gehabt 
hatten, plötzlich in großen Städten wieder, 
wo sie fernsehen konnten und durch die allge-

onalismus, den es erzeugt hat, sondern es er-
streckt sich auch auf breitere Phänomene wie 
den Aufschwung des altmodischen Nationa-
lismus und des politisierten Islam. Ein großer 
Teil dessen, was als wirtschaftliche Motiva-
tion gilt, ist in Wirklichkeit in dem Verlan-
gen nach Anerkennung verwurzelt und kann 
deshalb nicht einfach mit wirtschaftlichen 
Mitteln befriedigt werden. Dies hat direkte 
Konsequenzen dafür, wie wir gegenwärtig mit 
dem Populismus umgehen sollten. Laut Hegel 
wurde die Menschheitsgeschichte durch das 
Ringen um Anerkennung vorangetrieben. Er 
führte aus, dass die einzig rationale Lösung 
für das Verlangen nach Anerkennung uni-
versaler Art sei, was nichts anderes heißt, als 
dass die Würde jedes Menschen akzeptiert 
werden müsse. Seitdem wird die universale 
Anerkennung immer wieder in Frage gestellt 
durch partielle Varianten der Anerkennung, 
die auf Nation, Religion, Sektenzugehörig-
keit, Rasse, Ethnizität oder Gender beruhen, 
oder durch Individuen, die als überlegen an-
erkannt werden wollen. Die Zunahme der 
Identitätspolitik in modernen liberalen De-
mokratien ist eine ihrer Hauptbedrohungen. 
Wenn es uns nicht gelingt, zu einem univer-
salen Verständnis der menschlichen Würde 
zurückzukehren, werden wir zu ständigen 
Konflikten verurteilt sein.

In den vergangenen Jahrzehnten hat sich 
ein dramatischer Wandel in der Weltpolitik 
vollzogen. Zwischen den frühen 1970er Jah-
ren und der Mitte der ersten Dekade dieses 
Jahrhunderts fand das statt, was Samuel Hun-
tington die „dritte Demokratisierungswelle“ 
nannte: Die Anzahl der repräsentativen De-
mokratien erhöhte sich weltweit von rund 
35 auf über 110. In diesem Zeitraum wurde 
die liberale Demokratie zum Regierungsstan-
dard für erhebliche Teile der Welt, jedenfalls 
dem Bestreben nach, wenn auch nicht un-
bedingt in der Realität. Parallel zu diesem 

Demokratie in der Defensive



13

heftige Konjunkturrückgänge, hohe Arbeits-
losenquoten und Einkommensverluste für 
Millionen gewöhnlicher Beschäftigter. Da es 
sich bei den Vereinigten Staaten und der Eu-
ropäische Union um führende Vertreter des 
Systems handelte, schadeten die Krisen dem 
Ruf der liberalen Demokratie als Ganzem. 
Der Soziologe Larry Diamond charakterisiert 
die Jahre nach den Krisen als Periode einer 
„demokratischen Rezession“, in der die Ge-
samtzahl demokratischer Staaten in praktisch 
allen Gebieten der Welt zurückging. 

Eine Reihe autoritärer Länder, angeführt 
von China und Russland, ist seitdem viel 
selbstbewusster und energischer geworden: 
China propagierte sein „China-Modell“ als 
eindeutig undemokratischen Pfad zu Ent-
wicklung und Reichtum, während Russland 
die liberale Dekadenz der Europäischen Uni-
on und der Vereinigten Staaten attackierte. 

Etliche Länder, die in den 1990er Jahren 
den Eindruck erfolgreicher liberaler Demo-
kratien gemacht hatten, glitten ab in autori-
tärere Regierungsformen, darunter Ungarn, 
die Türkei, Thailand und Polen. Der Ara-
bische Frühling von 2011 zerrüttete Dikta-
turen überall im Nahen Osten, nur um dann 
die Hoffnungen auf mehr Demokratie in der 
Region zu enttäuschen, als Libyen, der Jemen, 
der Irak und Syrien in Bürgerkriegen versan-
ken. Die terroristische Aufwallung, welche 
die Attentate vom 11. September entfesselte, 
wurde durch den US-Einmarsch in Afgha-
nistan und den Irak nicht niedergeschlagen, 
im Gegenteil: Sie mutierte zum Islamischen 
Staat, der überall auf der Welt als Fanal für 
illiberale und gewalttätige Islamisten diente. 
So bemerkenswert wie die Widerstandskraft 
des IS war die Tatsache, dass so viele junge 
Muslime ein relativ sicheres Leben anderswo 
im Nahen Osten oder in Europa hinter sich 
ließen, um nach Syrien zu reisen und dort für 
die Terrororganisation zu kämpfen. Vielleicht 

genwärtigen Mobiltelefone mit dem Internet 
verbunden waren. Die Arbeitsmärkte passten 
sich den neuen Gegebenheiten an und zwan-
gen Abermillionen Menschen, auf der Suche 
nach besseren Chancen für sich selbst und 
ihre Angehörigen oder auf der Flucht vor un-
erträglichen Verhältnissen in der Heimat in-
ternationale Grenzen zu überqueren. 

In Ländern wie China und Indien entstan-
den riesige neue Mittelschichten, doch deren 
Tätigkeit ersetzte die Arbeit, die zuvor die eta-
blierten Mittelschichten in der entwickelten 
Welt verrichtet hatten. Die Fertigungsindu-
strie verlagerte sich kontinuierlich aus Europa 
und den Vereinigten Staaten nach Ostasien 
und in andere Niedriglohnregionen. Mitte 
des letzten Jahrzehnts begann der Trend in 
Richtung einer immer offeneren und libe-
raleren Weltordnung zu stocken und kehrte 
sich schließlich um. Dieser Wechsel fiel mit 
zwei Finanzkrisen zusammen: Die erste, 
2008 verursacht vom US-amerikanischen 
Subprime-Markt, führte zu der sich anschlie-
ßenden Großen Rezession. Die zweite war die 
Eurokrise nach der drohenden Staatspleite 
Griechenlands. In beiden Fällen verursach-
ten elitäre politische Maßnahmen weltweit 

„Eine Reihe autoritärer Länder, an-
geführt von China und Russland, 
ist seitdem viel selbstbewusster und 
energischer geworden: Das Erstere 
propagierte sein „China-Modell“ 
als eindeutig undemokratischen 
Pfad zu Entwicklung und Reich-
tum, während Russland die liberale 
Dekadenz der Europäischen Union 
und der Vereinigten Staaten atta-
ckierte.“
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noch bedeutsamer waren die beiden großen 
Wahlüberraschungen von 2016: die Entschei-
dung Großbritanniens, aus der Europäischen 
Union auszutreten, und die Wahl von Donald 
J. Trump zum Präsidenten der Vereinigten 
Staaten. In beiden Fällen waren die Wähler an 
der Lösung wirtschaftlicher Fragen interes-
siert, insbesondere jene Lohnempfänger, die 
Arbeitsplatzverluste und die Deindustrialisie-
rung ihrer Region hatten hinnehmen müssen. 

Doch genauso wichtig war die Ablehnung 
einer fortgesetzten Massenimmigration, von 
der angenommen wurde, dass sie einheimi-
sche Arbeitsplätze kostete und seit Langem 
etablierte kulturelle Identitäten untergrub. 
Parteien, die sich gegen Einwanderung und 
die EU aussprachen, wurden auch in vielen 
anderen Ländern stärker, vornehmlich der 
Front National in Frankreich, die Partei für 
die Freiheit in den Niederlanden, die Alter-
native für Deutschland und die Freiheitliche 
Partei Österreichs. Überall auf dem Konti-
nent empfand man einerseits Ängste vor is-
lamistischem Terrorismus und führte ande-
rerseits Debatten über Verbote muslimischer 
Identitätsbekundungen, etwa das Tragen von 
Burka, Niqab und Burkini. 

Im 20. Jahrhundert hatte sich die Politik 
an einem Links-rechts-Spektrum orientiert, 
das durch Wirtschaftsthemen definiert wur-
de, wobei die Linke mehr Gleichheit und die 
Rechte größere Freiheit verlangte. Die linke 
Politik konzentrierte sich auf Arbeiter, Ge-
werkschaften und sozialdemokratische Par-
teien, die sich um bessere gesellschaftliche 
Schutzmechanismen und wirtschaftliche 
Umverteilung bemühten. Die Rechte dage-
gen interessierte sich hauptsächlich dafür, 
die Verwaltung zu reduzieren und den Pri-
vatsektor auszubauen. Im zweiten Jahrzehnt 
des 21. Jahrhunderts scheint dieses Spektrum 
in vielen Ländern von einem durch Identität 
definierten Angebot verdrängt zu werden. 

Die Linke richtet ihr Augenmerk nicht mehr 
primär darauf, weitestmögliche ökonomische 
Gleichheit herzustellen. Stattdessen geht es 
ihr darum, die Interessen einer Vielfalt von 
benachteiligten Gruppen zu unterstützen, 
wie etwa von Schwarzen, Einwanderern, 
Frauen, Hispanics, der LGBT-Communi-
ty und Flüchtlingen. Unterdessen liegt der 
Rechten vor allem der Patriotismus am Her-
zen, der Schutz der traditionellen nationalen 
Identität, die häufig explizit mit Rasse, Eth-
nizität oder Religion verknüpft wird. Einer 
langen Tradition gemäß, die mindestens bis 
zu Karl Marx zurückreicht, werden politische 
Kämpfe als Reflexion wirtschaftlicher Kon-
flikte betrachtet, im Wesentlichen als Rin-
gen um die Stücke des Wohlstandskuchens. 
Tatsächlich erklärt dies einen Teil des Ge-
schehens nach 2010, denn die Globalisierung 
schloss erhebliche Bevölkerungsanteile vom 
weltweiten Wachstum aus. Zwischen 2000 
und 2016 erlebte die Hälfte der US-Amerika-
ner keine Erhöhung ihres Realeinkommens. 

Politik des Unmuts

Der Anteil des Bruttoinlandsprodukts, 
der auf das obere Bevölkerungsprozent ent-
fiel, stieg hingegen zwischen 1974 und 2008 
von neun auf 24 Prozent. Aber so maßgeb-
lich das materielle Eigeninteresse auch sein 
mag, Menschen werden zudem von anderen 
Dingen motiviert, durch welche sich die dis-
paraten Ereignisse der Gegenwart vielleicht 
besser erklären lassen. Diese Entwicklungen 
könnten als Politik des Unmuts bezeichnet 
werden. In zahlreichen Fällen gelingt es po-
litischen Führern, ihre Anhänger mit Hil-
fe der Vorstellung zu mobilisieren, dass die 
Würde der Gruppe beleidigt, herabgesetzt 
oder sonst wie missachtet worden sei. So er-
klingen Rufe danach, die Würde der betref-
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ma bin Laden 14 Jahre alt war, stellte seine 
Mutter fest, wie sehr ihn das Schicksal Pa-
lästinas fesselte: „Tränen strömten ihm über 
die Wangen, während er in ihrem Heim in 
Saudi-Arabien fernsah.“ Sein Zorn über die 
Kränkung von Muslimen wurde später von 
seinen jungen Glaubensgenossen nachvoll-
zogen, was dazu führte, dass sie freiwillig in 
Syrien für eine Religion kämpften, die ihrer 
Meinung nach überall auf der Welt angegrif-
fen und unterdrückt worden war. Sie hofften, 
im Islamischen Staat die Herrlichkeit einer 
früheren muslimischen Zivilisation neu er-
stehen lassen zu können.

Die Wut über Erniedrigungen war auch 
in demokratischen Ländern ein mächtiger 
Faktor. Die Black-Lives-Matter-Bewegung 
entsprang einer Reihe gut dokumentierter 
Erschießungen von Afroamerikanern durch 
Polizisten in Ferguson, Baltimore, New York 
und anderen Städten. Sie wollte die Außen-
welt zwingen, den Erfahrungen von Opfern 
beiläufig wirkender Polizeigewalt Beachtung 
zu schenken. An Universitäten und in Bü-
ros im ganzen Land galten sexuelle Gewalt 
und sexuelle Belästigungen als Beweis dafür, 
dass Männer Studentinnen oder weibliche 
Arbeitskräfte nicht als gleichberechtigt an-
sahen. Plötzliche Aufmerksamkeit wurde 
Transgendern zuteil, die man früher nicht 
als eindeutige Diskriminierungsziele identi-
fiziert hatte. Viele derjenigen, die für Donald 
Trump stimmten, erinnerten sich an bessere 
Zeiten, als ihr Platz in der eigenen Gesell-
schaft vermeintlich sicherer gewesen war. Ihre 
Sorgen hat Trump zielsicher in einen seiner 
Slogans einfließen lassen: „Make America 
Great Again!“

Obwohl Putins Anhänger zeitlich und ge-
ographisch weit von ihnen entfernt waren, 
ähnelten ihre Empfindungen in Bezug auf die 
Arroganz und Verachtung westlicher Eliten 
denen der ländlichen Wähler in den Vereini-

fenden Gemeinschaft öffentlich anzuerken-
nen. Eine erniedrigte Gruppe, die ihre Würde 
wiederherstellen will, verfügt über weit mehr 
emotionales Gewicht als eine, die nur ihren 
wirtschaftlichen Vorteil verfolgt. Das ist der 
Grund, warum der russische Präsident Wla-
dimir Putin den Zusammenbruch der So-
wjetunion eine Tragödie nennt und warum 
er Europa und den Vereinigten Staaten vor-
wirft, die Verwundbarkeit Russlands in den 
1990er Jahren ausgenutzt zu haben, um die 
NATO an die Grenzen seines Landes vorzu-
schieben. Er verabscheut die zur Schau getra-
gene Überlegenheit westlicher Politiker und 
verlangt, dass Russland nicht, wie Präsident 
Obama es einmal formulierte, als schwacher 
regionaler Akteur, sondern als Großmacht 
behandelt wird. 

Der ungarische Ministerpräsident Viktor 
Orbán erklärte 2017, seine Rückkehr an die 
Macht im Jahr 2010 markiere den Zeitpunkt, 
an dem „wir Ungarn überdies beschlossen, 
dass wir unser Land, unsere Selbstachtung 
und unsere Zukunft zurückgewinnen wol-
len“. Die chinesische Regierung unter Xi Jin-
ping geht ausführlich auf Chinas „Jahrhun-
dert der Demütigung“ ein und behauptet, 
die Vereinigten Staaten, Japan und andere 
Länder bemühten sich, Chinas Rückkehr 
zu dem Großmachtstatus, den es in den ver-
gangenen Jahrtausenden genossen habe, zu 
verhindern. Als der Al-Qaida-Gründer Osa-

Demokratie in der Defensive

„Die Praktiker der Politik des Un-
muts erkennen einander. Die Sym-
pathie zwischen Wladimir Putin 
und Donald Trump ist nicht bloß 
persönlicher Art, sondern auch in 
ihrem gemeinsamen Nationalismus 
verwurzelt.“
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dem Satz „Meine Identität wurde gestohlen“). 
So gesehen haben Identitäten schon immer 
existiert. Identität erwächst vor allem aus ei-
ner Unterscheidung zwischen dem wahren 
inneren Selbst und einer Außenwelt mit ge-
sellschaftlichen Regeln und Normen, die den 
Wert oder die Würde des inneren Selbst nicht 
adäquat anerkennt. 

Während die wirtschaftlichen Ungleich-
heiten, die aus rund 50 Jahren der Globali-
sierung herrühren, wesentlich zur Erklärung 
der aktuellen Politik beitragen, werden öko-
nomische Ärgernisse noch weitaus inten-
siver empfunden, wenn sie mit Gefühlen der 
Erniedrigung und Missachtung verbunden 
sind. In den beiden vergangenen Generati-
onen hat die Welt eine Vielzahl spontaner 
Aufstände gegen autoritäre Regierungen er-
lebt: von den Protesten, die zum Sturz der 
kommunistischen Regime 1989 führten, bis 
hin zur südafrikanischen Abwendung von 
der Apartheid sowie zu anderen Bürgermobi-
lisierungen im subsaharischen Afrika in den 
1990er Jahren und den „Farbrevolutionen“ 
in Georgien und der Ukraine zu Beginn des 
neuen Jahrhunderts, bei denen die Anerken-
nung der elementaren Menschenwürde eine 
zentrale Rolle gespielt hat. Einer dieser Auf-

gten Staaten, die das Gefühl hatten, dass die 
städtischen Oberschichten beider Küsten und 
die mit ihnen verbündeten Medien sie und 
ihre Probleme ignorierten. Die Praktiker der 
Politik des Unmuts erkennen einander. Die 
Sympathie zwischen Wladimir Putin und 
Donald Trump ist nicht bloß persönlicher 
Art, sondern auch in ihrem gemeinsamen Na-
tionalismus verwurzelt. 

Viktor Orbán erklärte: „Gewisse Theo-
rien beschreiben die Umwälzungen, die sich 
nun in der westlichen Welt abspielen, sowie 
das Erscheinen eines neuen amerikanischen 
Präsidenten auf der Bühne als weltpolitisches 
Ringen zwischen der transnationalen Auslese 
– die als ,global‘ bezeichnet wird – und patri-
otischen nationalen Eliten“, zu deren frühen 
Vertretern Orbán sich selbst zählte.

Sei es in Gestalt von Großmächten wie 
Russland und China oder der Wähler in den 
Vereinigten Staaten und Großbritannien, 
überall glauben Gruppen, dass ihrer Identi-
tät unzureichende Anerkennung gezollt wird 
– entweder, im Fall einer Nation, durch die 
Außenwelt oder andernfalls durch andere 
Mitglieder derselben Gesellschaft. Solche 
Identitäten können unglaublich vielfältig 
sein. Sie mögen geprägt sein durch Nation, 
Religion, Ethnizität, sexuelle Orientierung 
oder Gender. Doch in allen manifestiert sich 
ein gemeinsames Phänomen: das der Identi-
tätspolitik. 

Die Begriffe Identität und Identitätspo-
litik sind recht jungen Ursprungs. Der eine 
wurde in den 1950er Jahren von dem Psy-
chologen Erik Eriksson populär gemacht, 
der andere trat erst in der Kulturpolitik der 
1980er und 1990er Jahre in den Vordergrund. 
Identität hat heute eine große Zahl von Be-
deutungen und bezieht sich in manchen Fäl-
len nur auf gesellschaftliche Kategorien oder 
Rollen, während sie in anderen grundlegende 
Informationen über jemanden liefert (wie in 
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 „Während die wirtschaftlichen 
Ungleichheiten, die aus rund 50 
Jahren der Globalisierung herrüh-
ren, wesentlich zur Erklärung der 
aktuellen Politik beitragen, wer-
den ökonomische Ärgernisse noch 
weitaus intensiver empfunden, 
wenn sie mit Gefühlen der Ernied-
rigung und Missachtung verbun-
den sind.“ 
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wie Kinder behandelt, die von einem klugen 
Elternteil, dem Staat, beschützt werden muss-
ten. Man traute ihnen nicht zu, sich um ihre 
eigenen Angelegenheiten zu kümmern. 

Der bedeutende Nationalismustheoreti-
ker Ernest Gellner schlug vor, dass der heutige 
Islamismus aus einem ähnlichen Blickwinkel 
der Modernisierung und Identität betrach-
tet werden müsse. Sowohl Nationalismus als 
auch Islamismus wurzeln in der Moderni-
sierung. Die Verschiebung von der Gemein-
schaft zur Gesellschaft findet derzeit im Na-
hen Osten statt, wo Bauern oder Beduinen 
aus den Landregionen in Städte wie Kairo, 
Amman und Algier ziehen. Zudem gerieten 
Millionen Muslime mit der Modernisierung 
in Kontakt, da sie auf der Suche nach einem 
besseren Leben in europäische oder andere 
westliche Länder auswanderten. 

Wenn sie sich beispielsweise in Marseil-
le, Rotterdam oder Bradford niederließen, 
wurden sie dort mit einer fremden Kultur 
konfrontiert. Auch kam die Moderne per Sa-
tellitenfernsehen in Form von Sendern wie Al 
Jazeera oder CNN International in die länd-
lichen Gebiete. Menschen in traditionellen 
Dörfern mit begrenzten Auswahlmöglich-
keiten sehen sich plötzlich einer pluralisti-
schen Welt mit unbekannten Lebensstilen 
gegenüber, in der ihre althergebrachten Nor-
men nicht respektiert werden. 

Eine der auffälligen Eigenarten der Welt-
politik in diesem Jahrzehnt besteht darin, 
dass die neuen dynamischen Kräfte, die sie 
gestalten, nationalistische oder religiöse Par-
teien und Politiker sind – also die beiden Sei-
ten der Identitätspolitik. Die Linksparteien, 
die mit ihrem Klassendenken die Politik im 
20. Jahrhundert so sehr prägten, sind ver-
schwunden. Der Nationalismus mag durch 
Industrialisierung und Modernisierung aus-
gelöst worden sein, aber er ist keineswegs aus 
der Welt verschwunden, auch nicht aus jenen 

stände wurde sogar als Revolution der Würde 
bekannt. Im November 2013 verkündete der 
ukrainische Präsident Viktor Janukowitsch, 
er wolle ein Assoziierungsabkommen seines 
Landes mit der Europäischen Union nicht 
unterzeichnen und stattdessen eine engere 
Zusammenarbeit mit Russland und Wladi-
mir Putins Eurasischer Wirtschaftsunion 
anstreben. 

Der Kampf um Würde

Die Alternative einer Annäherung an die 
EU oder an Putins Russland wurde empfun-
den als Wahl zwischen dem Leben unter einer 
modernen Regierung, welche die Menschen 
als gleichwertige Bürger behandelte, und dem 
Leben in einem Regime, in dem eigennützige 
Kleptokraten die Demokratie hinter einem 
freiheitlichen Schleier manipulierten. Putins 
Russland stand für den Inbegriff eines sol-
chen Mafiastaates, und die Assoziierung mit 
ihm statt mit Europa entsprach einem Schritt 
in eine Welt, in der die reale Macht in den 
Händen einer nicht rechenschaftspflichtigen 
Elite lag. Der Euromaidan-Aufstand hatte 
folglich das Ziel, die elementare Würde ge-
wöhnlicher Bürger zu sichern.

Die effektive Anerkennung der Bürger, 
die als gleichwertige Erwachsene befähigt 
sind, politische Entscheidungen zu treffen, 
ist die Mindestvoraussetzung für eine liberale 
Demokratie. Autoritäre Regime dagegen er-
kennen die gleichwertige Würde ihrer Bürger 
nicht an. Sie mögen in blumigen Verfassungen 
wie denen Chinas oder Irans üppige Bürger-
rechte auflisten, doch die Realität sieht anders 
aus. In relativ wohlwollenden Diktaturen wie 
unter Lee Kuan Yew in Singapur oder unter 
Deng Xiaoping in China nahm der Staat eine 
paternalistische Haltung gegenüber seinen 
Bürgern ein. Gewöhnliche Menschen wurden 
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gefasst, wo es zu Zusammenstößen mit mus-
limischen und hinduistischen Gruppen kam. 
Religiöse Vereinigungen gehören zudem kon-
servativen Koalitionen in Demokratien wie 
Japan, Polen und den USA an. In Israel, des-
sen politische Ordnung nach der Unabhän-
gigkeit mehr als eine Generation lang von 
zwei Parteien mit Ideologien europäischen 
Stils, der Arbeiterpartei Awoda und dem 
konservativem Likudblock, dominiert wur-
de, fällt ein immer größerer Stimmenanteil 
religiösen Parteien wie Schas und Agudat 
Jisra’el zu. Die alte klassenorientierte Linke 
dagegen macht weltweit einen langfristigen 
Verfall durch. Der Kommunismus brach zwi-
schen 1989 und 1991 zusammen, wiewohl 
sich Versionen davon noch in Nordkorea und 
Kuba an der Macht halten. Die Sozialdemo-
kratie, eine der beherrschenden Kräfte, die 
die westeuropäische Politik in den beiden 
Generationen nach dem Zweiten Weltkrieg 
gestalteten, befindet sich auf dem Rückzug. 
Die deutschen Sozialdemokraten, die 1998 
noch mehr als 40 Prozent der Stimmen er-
hielten, mussten sich 2017 mit knapp über 20 
Prozent zufriedengeben, während die fran-
zösische Parti socialiste 2017 praktisch auf-
hörte zu existieren. Insgesamt schrumpften 
die Stimmen für Mitte-links-Parteien zwi-
schen 1993 und 2017 in Nordeuropa von 30 
auf 24 Prozent, in Südeuropa von 36 auf 21 
sowie in Mitteleuropa von 25 auf 18 Prozent. 

Sie spielen immer noch eine wichtige Rol-
le, doch der Trend ist unverkennbar. Links-
parteien überall in Europa verlagerten ihren 
Schwerpunkt in den 1990er Jahren ins Zen-
trum und akzeptierten somit die Logik der 
Marktwirtschaft. Viele konnten fortan kaum 
noch von ihren Mitte-rechts-Koalitionspart-
nern unterschieden werden. Während des 
Kalten Krieges gab es im Nahen Osten stets 
kommunistische und andere linke Gruppen – 
im Südjemen gelangte sogar ein selbsternann-

Ländern, die sich seit Generationen indus-
triell entwickelt haben. Etliche neue popu-
listische und nationalistische Machthaber, 
die durch Wahlen demokratische Legitimi-
tät beanspruchen, pochen im Interesse „des 
Volkes“ auf nationale Souveränität und nati-
onale Traditionen. Zu ihnen gehören Putin 
in Russland, Erdoğan in der Türkei, Orbán in 
Ungarn, Kaczyński in Polen und schließlich 
Donald J. Trump in den Vereinigten Staaten. 
Die Brexit-Bewegung im Vereinigten König-
reich hat keinen eindeutigen Anführer, doch 
war auch hier der Hauptimpuls eine Rückbe-
sinnung auf die nationale Souveränität. 

Populistische Parteien warten in Fran-
kreich, den Niederlanden und überall in 
Skandinavien auf ihre Stunde. Allerdings 
beschränkt sich die nationalistische Rheto-
rik nicht auf die genannten Politiker: Die Mi-
nisterpräsidenten Narendra Modi in Indien 
und Shinzo Abe in Japan setzen sich beide für 
nationalistische Anliegen ein, ebenso wie Prä-
sident Xi Jinping in China, der nachdrück-
lich auf einen Sozialismus mit unverkenn-
bar chinesischen Merkmalen setzt. Es breiten 
sich islamistische Bewegungen weiterhin in 
Ländern wie Bangladesch, Thailand und den 
Philippinen aus. In Indonesien wurde der po-
puläre christliche Gouverneur von Jakarta, 
Basuki Tjahaja Purnama, wegen angeblicher 
Gotteslästerung von zunehmend selbstbe-
wussten islamistischen Gruppen attackiert 
und, nachdem seine Wiederwahl knapp ge-
scheitert war, im Mai 2017 in einem Blasphe-
mie-Prozess zu zwei Jahren Haft verurteilt. 

Freilich ist der Islam nicht die einzige Er-
scheinungsform der politisierten Religion. 
Ministerpräsident Modis Partei BJP basiert 
ausdrücklich auf einem hinduistischen Ver-
ständnis der indischen nationalen Identität. 
Eine militante Version des politischen Bud-
dhismus hat in süd- und südostasiatischen 
Ländern wie Sri Lanka und Myanmar Fuß 
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heit innerhalb individueller Länder, nicht 
zwischen den Staaten. Die Kluft zwischen 
reichen und armen Ländern hat sich geschlos-
sen; nicht nur in Ostasien, auch in Lateina-
merika und im subsaharischen Afrika ist ein 
hohes Wachstum zu verzeichnen. Der Öko-
nom Thomas Pikkety hat jedoch aufgezeigt, 
dass die weltweite Ungleichheit innerhalb von 
Staaten seit 1980 erheblich zugenommen hat. 
Abweichend von der lange akzeptierten The-
orie des Wirtschaftswissenschaftlers Simon 
Kuznets klaffen die Einkommen in reichen 
Ländern auseinander, statt sich anzugleichen. 
Kaum eine Region der Welt hat den Aufstieg 
einer neuen Schicht von Oligarchen versäumt, 
das heißt von Milliardären, die ihr Vermögen 
zum Schutz ihrer Familieninteressen poli-
tisch einsetzen.

Der Ökonom Branko Milanović hat eine 
oft zitierte „Elefanten- Kurve“ entworfen, die 
den relativen Zuwachs des Pro-Kopf-Einkom-
mens für verschiedene Segmente der globalen 
Einkommensverteilung anzeigt. Das Real-
einkommen ist weltweit in allen Einkom-
mensschichten zwischen 1988 und 2008 
gewachsen, hauptsächlich aufgrund von 
Produktivitätsgewinnen und der Globali-
sierung. Mit anderen Worten: Die Welt ist 
in diesem Zeitraum immer reicher geworden. 
Doch die zusätzlichen Erträge verteilten sich 
nicht gleichmäßig.

Vor allem in den Vereinigten Staaten 
und Großbritannien wirkte sich die Dein-
dustrialisierung verheerend auf die alte Ar-
beiterschaft aus. In den USA brachte die 
Finanzkrise die linke Occupy-Wall-Street-
Bewegung und die rechte Tea Party hervor. 
Erstere marschierte und demonstrierte und 
verpuffte dann, während Letztere sowohl 
große Teile der Republikanischen Partei als 
auch des Kongresses unter ihre Kontrolle 
bringen konnte. Die Ergebnisse waren ein-
deutig: Im Jahr 2016 wandten die Wähler 

tes kommunistisches Regime an die Macht. 
Seitdem sind solche Bewegungen jedoch von 
islamistischen Parteien ganz und gar margi-
nalisiert und abgehängt worden. 

In anderen Weltregionen verlief die Ent-
wicklung langsamer: Der Linkspopulismus 
tat sich in den 1990er Jahren und Anfang 
des 21. Jahrhunderts hauptsächlich in Tei-
len Lateinamerikas durch den Aufstieg von 
Hugo Chávez in Venezuela, Luiz Inácio Lula 
da Silva in Brasilien und den Kirchners in 
Argentinien hervor. Aber diese Welle ist mit 
dem wirtschaftlichen Zusammenbruch Ve-
nezuelas unter Chávez’ Nachfolger Nicolás 
Maduro bereits zurückgewichen. Die zwi-
schenzeitlich starken Ergebnisse von Jere-
my Corbyn im Vereinigten Königreich und 
Bernie Sanders in den Vereinigten Staaten 
mögen auf eine Erholung hindeuten, doch 
Linksparteien sind nirgendwo mehr so domi-
nierend wie im späten 20. Jahrhundert. Die 
globale Schwäche der Linken ist in vielerlei 
Hinsicht überraschend, wenn man die Zu-
nahme der weltweiten Ungleichheit in den 
vergangenen drei Jahrzehnten bedenkt. Da-
mit meine ich das Anwachsen der Ungleich-

„Die Verschiebung von der Ge-
meinschaft zur Gesellschaft findet 
derzeit im Nahen Osten statt, wo 
Bauern oder Beduinen aus den 
Landregionen in Städte wie Kairo, 
Amman und Algier ziehen. Zudem 
gerieten Millionen Muslime mit 
der Modernisierung in Kontakt, 
da sie auf der Suche nach einem 
besseren Leben in europäische oder 
andere westliche Länder auswan-
derten.“
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Vergangenheit hatten: Bürger schwenkten 
keine Fahnen, sangen keine Nationalhym-
nen und jubelten nicht zu laut für ihre Nati-
onalmannschaften. Für sie war Europa eine 
Zuflucht, nicht unbedingt ein begehrtes Ziel. 
Die EU war nicht in der Lage, energisch auf 
eine neue Identität hinzuarbeiten. Sie schuf 
keine einheitliche europäische Staatsangehö-
rigkeit; Einbürgerungsvorschriften blieben 
den einzelnen Mitgliedsländern überlassen. 
Nationale Symbole wie Flagge und Hymne 
wurden recht spät eingeführt, und in den EU-
Staaten gab es keine einheitliche politische 
Bildung. Das wichtigste Versäumnis betrifft 
jedoch die demokratische Verantwortlichkeit 
der EU selbst. Ihr mächtigstes Organ ist die 
Europäische Kommission, ein nicht gewähltes 
technokratisches Gremium, das sich auf die 
Förderung eines Binnenmarktes unter den 
Mitgliedern konzentriert. Die Kommission 
ist den Bürgern nur indirekt rechenschafts-
pflichtig, nämlich über den Ministerrat, der 
die EU-Staaten repräsentiert. Das direkt ge-
wählte Europäische Parlament hat sehr be-
schränkte Befugnisse und bringt deshalb 
keine nennenswerte Wahlbeteiligung oder 
Begeisterung hervor. Die EU-Bürger wissen, 
dass die entscheidenden Stimmen weiterhin 
auf Staatsebene abgegeben werden, und dort-
hin richten sich die meisten ihrer Energien 
und emotionalen Bindungen. Infolgedessen 
empfinden sie kaum ein Gefühl der Teilha-
be oder Kontrolle über die Institutionen, die 
Europa als Ganzes lenken. Während die Eli-
ten von einer „immer engeren Union“ spra-
chen, lungerten die Gespenster der einstigen 

den extrem linkspopulistischen Kandidaten 
den Rücken und stimmten stattdessen für 
nationalistische Politiker. 

Auf dem Spiel steht nicht weniger als die 
Erhaltung der liberalen Demokratie selbst. 
Der gegenwärtige europäische Kampf um 
die nationale Identität begann mit den Initi-
atoren der Europäischen Union Robert Schu-
man und Jean Monnet, die eingesehen hatten, 
dass den beiden Weltkriegen, die der Konti-
nent durchgemacht hatte, exklusive ethnische 
Definitionen nationaler Identität zugrunde 
lagen. Als Gegenmittel schufen sie 1951 die 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, deren Mitglieder Frankreich, Belgien, 
Westdeutschland, Italien, die Niederlande 
und Luxemburg waren, mit dem Ziel, die 
deutsche Wiederaufrüstung zu verhindern 
und zugleich Handel und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit in einer ehemals integrier-
ten, doch vom Krieg auseinandergerissenen 
Region zu erleichtern. Die Möglichkeit, dass 
Deutschland und Frankreich, die beiden 
Hauptwidersacher der Weltkriege, einander 
jemals wieder bekämpfen, ist heutzutage ver-
schwindend gering. Viele junge, zumeist gut 
ausgebildete Europäer werden inzwischen in 
einem der Mitgliedstaaten geboren, haben in 
einem anderen studiert, jemanden aus einem 
dritten Land geheiratet und arbeiten an ver-
schiedenen Orten innerhalb und außerhalb 
der Union. Sie bleiben sich ihrer durch Ge-
burt erworbenen Staatsbürgerschaft bewusst, 
doch ihr Leben ist mit der EU als Ganzem 
verbunden. 

Ob „Europa“ jedoch eine Identität hat, die 
stärker ist als die alten nationalen Varianten, 
die sie ablösen sollte, bleibt unklar. In den er-
sten Jahrzehnten der EU war es politisch nicht 
akzeptabel, die nationale Identität individu-
eller Mitgliedstaaten lärmend zu feiern. Das 
galt in erster Linie für Staaten wie Deutsch-
land und Spanien, die eine rechtstotalitäre 

Demokratie in der Defensive

 „Die Welt ist in diesem Zeitraum 
immer reicher geworden. Doch die 
zusätzlichen Erträge verteilten sich 
nicht gleichmäßig.“
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wie erwartet in ihre Geburtsländer zurück, 
sondern holten ihre Angehörigen zu sich nach 
Europa, zeugten Kinder und ließen sich dau-
erhaft in der Wahlheimat nieder. 

Die osteuropäischen EU-Mitgliedstaaten 
waren noch weniger geneigt, kulturell anders-
artige Neuankömmlinge zu akzeptieren. Die 
sowjetische Besetzung der Region und die 
Diktatur des Kommunismus hatten ihre so-
ziale und politische Entwicklung erstarren 
lassen. Im Unterschied zu Westdeutschland 
oder Spanien brauchten diese Länder sich 
nicht mit ihrer nationalistischen Vergangen-
heit abzumühen, auch verzichteten sie darauf, 
ihren Bürgern liberale Werte zu vermitteln. 
Sie hatten praktisch keine Immigrationser-
fahrung und gehörten zu den am wenigsten 
vielfältigen Gesellschaften der entwickelten 
Welt. Nach 1989 entledigten sie sich freudig 
des Kommunismus und schlossen sich hastig 
der EU an, doch viele ihrer Bürger machten 
sich die liberalen Werte des neuen Europa 
nicht zu eigen. Infolgedessen konnte Viktor 
Orbán verkünden, dass die ungarische na-
tionale Identität auf ungarischer Ethnizität 
basiere, ähnlich wie Hitler die deutsche Iden-
tität vom deutschen Blut abhängig gemacht 
hatte. Brüssel wurde nun von etlichen ost-
europäischen Regierungschefs für eine Be-
drohung gehalten, hauptsächlich weil es der 
unbegrenzten Migration aus dem Nahen Os-
ten und Afrika Tür und Tor öffnen würde.

Ein anderes EU-Mitgliedsland, das eine 
europäische Identität nie vollauf akzeptiert 
hatte, war Großbritannien. Jahrelang besaß 
es als einziger wichtiger EU-Staat eine laut-
starke euroskeptische Randbewegung, reprä-
sentiert durch erhebliche Teile der Konser-
vativen Partei und neuere Gruppen wie die 
UK Independence Party (UKIP) unter Nigel 
Farage.Die unerwartete Entscheidung Groß-
britanniens, die Europäische Union zu ver-
lassen, wird laut Voraussagen katastrophale 

nationalen Identitäten in Wirklichkeit wei-
terhin herum wie unerwünschte Gäste auf 
einer Dinnerparty. 

Das galt vor allem für ältere, weniger ge-
bildete Wähler, die sich die Freizügigkeit des 
neuen Europa nicht zunutze machen konn-
ten oder wollten. Solche Gespenster erschei-
nen zu kritischen Zeitpunkten und sind eine 
existenzielle Bedrohung für die gesamte EU. 
Dies wurde besonders deutlich während der 
Eurokrise, die durch die immensen Kredite 
ausgelöst wurde, welche die griechische Re-
gierung während der Boomjahre nach der 
Jahrtausendwende aufgenommen hatte. Die 
Deutschen, die durchaus bereit waren, ihre 
weniger wohlhabenden Mitbürger mit Hil-
fe eines ausgedehnten Sozialstaats zu unter-
stützen, zeigten sich weniger großzügig den 
Griechen gegenüber, als diese drohten, ihre 
Schulden nicht zu bezahlen. 

Tatsächlich hatte man in Griechenland 
eine ganz andere Einstellung zu Ersparnissen, 
Darlehen und Vetternwirtschaft im öffentli-
chen Sektor als in Deutschland. Berlin, der 
Hauptgläubiger der Griechen, konnte, unter-
stützt von Institutionen wie der Europäischen 
Zentralbank und dem Internationalen Wäh-
rungsfonds, Athen eine vernichtende Auste-
rität auferlegen – eine Situation, die bis in die 
Gegenwart andauert.  Die Eurokrise enthüllte 
eine tiefe Kluft zwischen den nördlichen und 
südlichen Mitgliedern der Eurozone, die sich 
ihrer nationalen Unterschiede heutzutage viel 
bewusster sind als vor dem Ausbruch der Kri-
se. Ein noch bedeutsamerer Konflikt trat in-
folge der miteinander zusammenhängenden 
Fragen von Immigration und Flüchtlingen 
hervor. Die Anzahl der im Ausland gebore-
nen Bürger erhöhte sich aus einer Reihe von 
Gründen in vielen EU-Staaten in den 1990er 
Jahren und zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
drastisch. Erstens kehrten die Gastarbeiter 
aus der Türkei, Pakistan und Marokko nicht 
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ihren Eltern haben junge Menschen, die heute 
in Osteuropa aufwachsen, nie im Kommu-
nismus gelebt und können ihre Freiheiten 
als selbstverständlich ansehen. Das gestattet 
ihnen, sich auf andere Dinge zu konzentrie-
ren: etwa auf die verborgenen Möglichkeiten, 
die sich nicht entfalten können, und auf die 
Art und Weise, wie ihnen durch die gesell-
schaftlichen Normen und Institutionen ihrer 
Umgebung Steine in den Weg gelegt werden. 
Zudem bedeutet das Leben in einer liberalen 
Demokratie nicht, dass man tatsächlich in 
gleichem Maße von der Regierung oder an-
deren Bürgern respektiert wird wie seine Mit-
bürger. Menschen werden nach ihrer Haut-
farbe, ihrem Geschlecht, ihrer Nationalität, 
ihrem Aussehen, ihrer Ethnizität oder ihrer 
sexuellen Orientierung beurteilt. Jede Person 
und jede Gruppe erlebt Missachtung auf un-
terschiedliche Art, und jede strebt nach ihrer 
eigenen Würde. Somit bringt die Identitäts-
politik eine Dynamik hervor, durch die sich 
Gesellschaften in immer kleinere Gruppen 
mit speziellen „Erlebnissen“ der Schikanie-
rung teilen. 

Verwirrung hinsichtlich der Identität 

wirtschaftliche Konsequenzen haben, doch 
viele Brexit-Wähler interessieren sich weni-
ger für ökonomische Fragen als für solche der 
Identität. 

Die nationalen Identitäten sind nach wie 
vor stark und weisen erhebliche Unterschiede 
auf: von einer relativ offenen wie der Fran-
kreichs, bis hin zu anderen, die absichtlich 
Barrieren für die Assimilation von Einwan-
derern errichten, wie der Ungarns. Europa 
wird heute weniger von Migranten bedroht 
als von der politischen Reaktion, die Zuwan-
derung und kulturelle Vielfalt ausgelöst ha-
ben. Die einwanderer- und EU-feindlichen 
Dämonen, die heraufbeschworen wurden, 
sind häufig zutiefst illiberal und könnten 
die offene politische Ordnung schwächen, 
die den Wohlstand der Region ermöglicht. 
Die Überwindung dieses Rückschlags wird 
nicht davon abhängen, dass man Identität als 
Konzept verwirft. Vielmehr muss man die 
nationalen Identitäten bewusst so gestalten, 
dass das Gefühl einer demokratischen und 
offenen Gemeinschaft gestärkt wird. Verg-
lichen mit den meisten europäischen Ländern 
haben die Vereinigten Staaten eine längere 
Immigrationserfahrung und verfügen über 
eine nationale Identität, die sich besser dazu 
eignet, Neuankömmlinge einzugliedern. 
Doch die US-amerikanische Identität ist 
das Ergebnis langwieriger politischer Aus-
einandersetzungen und noch immer nicht 
gefestigt. Seit der Wahl von Donald Trump 
zum Präsidenten im Jahr 2016 wird sie von 
manchen heftig angefochten. Trump baute 
seinen Wahlkampf auf dem Widerstand ge-
gen Einwanderer auf, besonders aus Mexiko 
und der muslimischen Welt. Wie ihre immi-
grationsfeindlichen Gesinnungsgenossen in 
Europa behaupten viele Trump-Anhänger, 
sie wollten „ihr Land zurückholen“, was im-
pliziert, dass ihnen ihr Land auf irgendeine 
Art gestohlen worden ist. Im Unterschied zu 
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„Viele junge, zumeist gut ausge-
bildete Europäer werden inzwi-
schen in einem der Mitgliedstaaten 
geboren, haben in einem anderen 
studiert, jemanden aus einem drit-
ten Land geheiratet und arbeiten 
an verschiedenen Orten innerhalb 
und außerhalb der Union. Sie blei-
ben sich ihrer durch Geburt erwor-
benen Staatsbürgerschaft bewusst, 
doch ihr Leben ist mit der EU als 
Ganzem verbunden.“
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gebungen tritt. Dies war in der Vergangen-
heit politisch nicht praktikabel und ist nach 
dem Aufstieg populistischer Parteien überall 
auf dem Kontinent noch weniger denkbar. Es 
wäre sicher hilfreich, wenn die EU demokra-
tischer werden und Befugnisse von der Kom-
mission auf das Parlament verlagern würde. 
Auch sollte sie Versäumtes nachholen und 
die europäische Identität stärken, indem sie 
geeignete Symbole und Narrative ausgestaltet 
und durch ein gemeinsames Erziehungssy-
stem vermittelt. Solch ein Programm über-
steigt jedoch die Fähigkeiten der Europä-
ischen Union, deren 28 Mitgliedstaaten ihre 
nationalen Vorrechte eifersüchtig verteidigen 
und nur darauf warten, Reformen niederzu-
stimmen. Jegliche Aktion wird sich deshalb 
wohl oder übel auf nationalstaatlicher Ebene 
abspielen müssen. Um die Privilegien abzu-
schaffen, die bestimmte ethnische Gruppen 
gegenüber anderen genießen, sollten sich die 
EU-Staaten, die ihre Staatsbürgerschaft auf 
Basis des Ius sanguinis vergeben, künftig am 
Ius soli ausrichten. 

Es ist völlig legitim, strenge Einbürge-
rungsvorschriften zu erlassen, wie es in den 
Vereinigten Staaten seit vielen Jahren der Fall 
ist. Dort erwartet man von Bewerbern neben 
fünfjähriger fortlaufender Ansässigkeit, dass 
sie fähig sind, einfaches Englisch zu lesen, zu 
schreiben und zu sprechen; dass sie Kennt-
nisse der Geschichte und der Regierung des 
Landes aufweisen; dass sie kein Vorstrafenre-
gister besitzen; und dass sie ihre Verbunden-
heit mit den Prinzipien und Idealen der US-
Verfassung durch Ablegung eines Treueeids 
auf die Vereinigten Staaten demonstrieren. Es 
gibt immer mehr Menschen, die eine doppelte 
Staatsbürgerschaft besitzen. Wenn man oft 
in verschiedene Länder reist oder dort Ange-
hörige hat, ist es sehr bequem, über mehrere 
Pässe zu verfügen. Nimmt man die nationale 
Identität jedoch ernst, handelt es sich um eine 

ist eine Begleiterscheinung des Lebens in 
der heutigen Welt. Modernisierung bedeu-
tet unablässige Veränderungen und Zerrüt-
tungen sowie ein stetiges Angebot an neuen 
Möglichkeiten. Sie ist beweglich, wechselhaft 
und komplex. Das ist normalerweise ein Vor-
teil: Seit Generationen verlassen Millionen 
Menschen traditionelle Gemeinschaften, in 
denen sie keine Optionen besitzen, um nach 
Orten zu suchen, die ihnen Alternativen bie-
ten. Doch das hohe Maß an Freiheit und Ent-
scheidungsmöglichkeiten in einer neuzeit-
lichen liberalen Gesellschaft kann auch zur 
Folge haben, dass Menschen unglücklich sind 
und sich von ihren Mitbürgern isoliert füh-
len. Sie sehnen sich nach einer Gemeinschaft 
und einem strukturierten Leben, so wie es 
ihre Vorfahren angeblich besaßen. 

Die neue populistische Rechte dagegen 
schaut nostalgisch auf eine verblassende Na-
tionalkultur zurück, die auf Ethnizität oder 
Religion basierte – eine Kultur, in der Ein-
wanderung und Vielfalt kaum existierten. In 
den Vereinigten Staaten hat die Identitätspo-
litik die Linke in eine Reihe von Gruppen zer-
splittert, der ihre tatkräftigsten politischen 
Aktivisten angehören. Sie hat in mancher 
Hinsicht den Kontakt zu der Schicht ver-
loren, die früher ihren größten Wählerkreis 
stellte: der weißen Arbeiterschaft. So kam es 
zum Aufschwung einer populistischen Rech-
ten, die ihre eigene Identität bedroht sieht 
und die von einem Präsidenten begünstigt 
wird, dessen persönliche Eitelkeit sich danach 
bemisst, wie viel Wut und Polarisierung er 
schüren kann. Europa muss alles daransetzen, 
die nationale Identität, der in den Staatsbür-
gerschaftsgesetzen Ausdruck verliehen wird, 
neu zu definieren. 

Im Idealfall sollte die EU eine einzige 
Staatsbürgerschaft erschaffen, die sich auf li-
berale demokratische Grundprinzipien stützt 
und die an die Stelle der nationalen Gesetz-
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etwas wie Tibis Leitkultur: einen Normen-
wandel, der es Deutschen türkischer Abstam-
mung gestatten würde, sich als Deutsche zu 
bezeichnen. Dieser Prozess bahnt sich an, 
wenn auch nur schleppend. Irgendwann mag 
sich eine paneuropäische Identität herausbil-
den, doch vielleicht muss das außerhalb der 
mühseligen bürokratischen Entscheidungs-
strukturen geschehen, welche die heutige 
EU kennzeichnen. Die Europäer haben eine 
bemerkenswerte Zivilisation geschaffen, auf 
die sie stolz sein sollten und die Menschen 
aus anderen Kulturen aufnehmen kann, 
während sie sich ihrer eigenen Besonderheit 
bewusst bleibt. Verglichen mit Europa, sind 
die Vereinigten Staaten viel aufgeschlossener 
gegenüber Einwanderern, zum Teil deshalb, 
weil sie sehr früh in ihrer langen Immigra-
tionsgeschichte eine nationale Bekenntnis-
identität entwickelt haben. Anders als man-
che Europäer sind die US-Amerikaner stolz 
auf ihre neuen Landsleute und machen – mit 
Fahnenabordnungen und emotionalen Re-
den von Ortspolitikern – viel Aufhebens um 
die Einbürgerungszeremonie. Wie der Poli-
tologe Seymour Martin Lipset hervorzuhe-
ben pflegte, kann ein Bürger der USA auf 
ganz andere Art bezichtigt werden, „uname-
rikanisch“ zu sein als ein dänischer Bürger, 
„undänisch“ oder ein japanischer Bürger, 
„unjapanisch“ zu sein. US-Amerikaner zu 
sein gründet sich auf eine Reihe von Über-
zeugungen und einen Way of Life, nicht auf 
Ethnizität. Von dem Ersteren kann man ab-
weichen, nicht jedoch von der Letzteren. Die 
nationale Bekenntnisidentität, die nach dem 
Bürgerkrieg hervortrat, muss heutzutage wie-
der stark betont und gegen Angriffe sowohl 
von links als auch von rechts verteidigt wer-
den. 

Auf Seiten der Linken versuchen die 
Befürworter der Identitätspolitik, die US-
amerikanische Nationalgeschichte dadurch 

recht fragwürdige Praxis. Nationen haben un-
terschiedliche Identitäten und Interessen, die 
potenziell unvereinbar sind. Das offensicht-
lichste Dilemma hat mit dem Wehrdienst zu 
tun: Wenn die beiden Länder, deren Pässe 
man besitzt, einander bekriegen, kommt es 
automatisch zu Zweifeln an der Loyalität. 
Dies mag irrelevant klingen, da die Wahr-
scheinlichkeit eines Krieges in den meisten 
Teilen der Welt zurückgegangen ist, doch 
leider können wir nicht voraussetzen, dass es 
in Zukunft so bleiben wird. Selbst ungeach-
tet solcher Eventualitäten wirft die doppelte 
Staatsbürgerschaft ernste politische Probleme 
auf. Zum Beispiel ermutigte der autoritäre 
Präsident Recep Tayyip Erdoğan deutsche 
Bürger türkischer Herkunft während der 
Wahl des Jahres 2017 für Politiker zu stim-
men, denen nicht deutsche, sondern türkische 
Interessen am Herzen lagen. Bürgern mit zwei 
Pässen dürfte die Entscheidung schwerer ge-
fallen sein als denen, die sich von der Türkei 
gelöst hatten. 

Abgesehen davon, dass europäische Län-
der die formellen Voraussetzungen für den 
Erwerb der Staatsbürgerschaft ändern sollten, 
müssen sie von der Auffassung nationaler 
Identität auf der Grundlage der Volkszugehö-
rigkeit abrücken. Vor rund 20 Jahren schlug 
der deutsche Professor syrischer Herkunft 
Bassam Tibi vor, eine Leitkultur zur Basis 
für die deutsche nationale Identität zu ma-
chen. Er definierte Leitkultur als Glauben an 
Gleichheit und demokratische Werte, womit 
er sich auf die liberalen Ideen der Aufklärung 
stützte. Allerdings wurde Tibis Vorschlag von 
der Linken angegriffen, weil er diese Werte 
als überlegen gegenüber anderen kulturellen 
Konzepten darstellen würde. Dadurch kam 
die deutsche Linke unabsichtlich Islamisten 
und Rechten entgegen, die an der ethnischen 
Identität festhielten. 

Dabei benötigt Deutschland genau so 
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dern. In den Vereinigten Staaten und in Eu-
ropa ist die Auseinandersetzung zurzeit po-
larisiert. Die Rechte strebt danach, jegliche 
Einwanderung zu unterbinden und sämtliche 
Migranten in ihre Heimatländer zurückzu-
schicken. Die Linke hingegen meint, liberale 
Demokratien seien verpflichtet, praktisch je-
den aufzunehmen. 

Stattdessen sollte sich die Debatte jedoch 
um die besten Strategien drehen, mit denen 
Einwanderer in die nationale Bekenntnis-
identität eines Landes einbezogen werden 
können. Sind sie gut integriert, bringen sie 
eine gesunde Vielfalt in ihre neue Gesellschaft 
ein, und die Vorteile der Immigration können 
vollauf genutzt werden. Schlecht angepasste 
Einwanderer dagegen sind eine Belastung für 
den Staat und in manchen Fällen eine Gefahr 
für die Sicherheit. Die europäischen Regie-
rungen legen Lippenbekenntnisse ab, wenn 
sie behaupten, für eine bessere Integration 
sorgen zu wollen, dann jedoch keine weiteren 
Schritte unternehmen. Die Maßnahmen auf 
diesem Gebiet sind sehr uneinheitlich, da es 
stark voneinander abweichende Ansätze gibt. 

Für eine nationale Bekenntnisidentität

In etlichen Ländern behindern sie die In-
tegration sogar aktiv, wie etwa das nieder-
ländische System der Versäulung. Großbri-
tannien und eine Reihe anderer europäischer 
Staaten finanzieren muslimische Schulen, 
ebenso wie ihre christlichen und jüdischen 
Pendants. Dies geschieht im Namen der 
Gleichberechtigung und spiegelt in gewissem 
Maße lediglich die geographische Konzen-
tration von Einwanderergemeinschaften wi-
der. Wenn jedoch Assimilation das Ziel ist, 
sollte dieses Gefüge durch ein System von Ge-
meinschaftsschulen mit einem einheitlichen 
Lehrplan ersetzt werden. In den Niederlan-

zu untergraben, dass sie sich auf Fälle von 
Schikanierung konzentrieren und mitun-
ter die Meinung vertreten, Rassismus, Gen-
derdiskriminierung und andere Formen der 
systematischen Ausschließung seien in der 
DNA der USA enthalten. Solche Mängel 
waren und sind Merkmale der Gesellschaft 
der Vereinigten Staaten und müssen behoben 
werden. Aber man könnte auch eine progres-
sive Version der Geschichte darüber erzäh-
len, wie Schranken überwunden wurden und 
wie das Land im Einklang mit seinen Grün-
dungsprinzipien die Würde einer stetig wach-
senden Zahl von Menschen anerkannt hat. 
Diese Version war Teil der „Neugeburt der 
Freiheit“, die Abraham Lincoln vorschwebte, 
und ihrer gedenken die US-Amerikaner an 
Thanksgiving, dem von ihm geschaffenen 
Feiertag. Obwohl die Vereinigten Staaten 
von der Vielfalt profitiert haben, können sie 
ihre nationale Identität nicht darauf aufbau-
en. Eine solche Identität muss substanzielle 
Ideen wie Konstitutionalismus, Rechtsstaat-
lichkeit und Gleichheit anbieten. US-Ameri-
kaner respektieren diese Ideen, und zu Recht 
verweigert das Land die Staatsbürgerschaft 
denjenigen, die sie ablehnen. Sobald ein Land 
eine geeignete nationale Bekenntnisidenti-
tät gefunden hat, die offen ist für die Vielfalt 
heutiger Gesellschaften, wird sich das Wesen 
der Einwanderungsdebatte zwangsläufig än-

 „Die nationale Identität in Euro-
pa ist heutzutage verworren, um es 
freundlich auszudrücken. Den EU-
Anhängern ist es nicht gelungen, 
eine überzeugende paneuropäische 
Identität entstehen zu lassen, wel-
che die Pendants in den Mitglied-
staaten ersetzt.“
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prinzipien des Staates ist seit Langem im 
Rückgang begriffen, nicht nur für Einwande-
rer, sondern auch für alle Schüler des Landes – 
ein Trend, der umgekehrt werden muss. Wie 
in Europa wird die Integration auch in den 
USA durch politische Maßnahmen gebremst, 
etwa dadurch, dass man im Schulwesen von 
New York City ungefähr 13 Sprachen verwen-
det. Bi- und multilinguale Programme wer-
den als Mittel für den rascheren Englischer-
werb von Nichtmuttersprachlern vermarktet. 
Sie haben jedoch eine eigene Lobby entwi-
ckelt, nämlich die Bürokratie des Erziehungs-
wesens, die ihre Vorrechte unabhängig vom 
tatsächlichen Spracherwerb verteidigt. Die 
Assimilation von Einwanderern wird wahr-
scheinlich noch energischere Schritte erfor-
dern. In den vergangenen Jahrzehnten haben 
Gerichtshöfe in den Vereinigten Staaten und 
anderen entwickelten Demokratien nach und 
nach den Unterschied zwischen Bürgern und 
Nichtbürgern verringert. Nichtbürger genie-
ßen viele juristische Rechte, etwa das auf ein 
ordentliches Gerichtsverfahren, das der freien 
Rede, der Vereinigung, der freien Religions-
ausübung, dazu das der Nutzung öffentlicher 
Dienste wie des Erziehungswesens. 

Daneben haben Nichtbürger und Bür-
ger gemeinsame Pflichten: Von beiden wird 
erwartet, dass sie den Gesetzen gehorchen 
und Steuern zahlen, wiewohl in den Verei-
nigten Staaten nur Bürger als Geschworene 
herangezogen werden dürfen. Eine schärfere 

den wäre der Plan kaum politisch machbar, 
doch genau solche Schritte wären nötig, wenn 
Regierungen die Integration ernst nehmen 
würden. 

In Frankreich ist die Situation eine ande-
re. Das dortige Modell der republikanischen 
Staatsangehörigkeit ist, wie in den Vereini-
gten Staaten, bekenntnishaft und gründet 
sich auf die revolutionären Ideale von Frei-
heit, Gleichheit und Brüderlichkeit. Durch 
das 1905 verabschiedete Gesetz der laïcité 
werden Kirche und Staat voneinander ge-
trennt, was öffentlich finanzierte Konfessi-
onsschulen wie die in Großbritannien und 
den Niederlanden unmöglich macht. Frei-
lich hat Frankreich drei andere Probleme. 
Erstens werden Einwanderer, unabhängig 
vom Wortlaut der Gesetze, durch verbreite-
te Diskriminierung benachteiligt. Zweitens 
kränkelt die französische Wirtschaft seit Jah-
ren, und die Arbeitslosenquote ist doppelt so 
hoch wie etwa in Deutschland. Unter jungen 
Migranten erreicht die Arbeitslosigkeit 35 
Prozent, verglichen mit 25 Prozent für die 
französische Jugend als Ganzes. 

Wichtig ist, dass Frankreich seinen Ein-
wanderern die Integration erleichtert, in-
dem es ihre Beschäftigungschancen und ihre 
Hoffnung auf eine bessere Zukunft erhöht, 
etwa durch die Liberalisierung des Arbeits-
marktes, um die sich Emmanuel Macron be-
müht. Drittens wird die Vorstellung einer 
französischen nationalen Identität und Kul-
tur als islamfeindlich angegriffen. Im heu-
tigen Frankreich ist schon der Gedanke an 
eine Assimilation für viele Linke politisch 
nicht zu verkraften. Aber die Verteidigung 
des republikanischen Ideals der universalen 
Bürgerschaft sollte nicht Parteien wie dem 
Front National überlassen bleiben. 

In den Vereinigten Staaten beginnt jeg-
liche Integrationsplanung mit dem öffentli-
chen Schulwesen. Der Unterricht der Grund-
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„Die demokratischen Rechte wer-
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einer Diktatur lebt, doch sobald 
sich die Demokratie etabliert hat, 
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ten gemeinsam dargebrachter Opfer würde er 
Neuankömmlinge in die Landeskultur ein-
beziehen. Der Pflichtdienst könnte die Rolle 
einer heutigen Version des klassischen Repu-
blikanismus spielen, einer Form der Demo-
kratie, die Tugend und Gemeinsinn fördert, 
statt die Bürger einfach ihrem Privatleben zu 
überlassen. Sowohl in Europa als auch in den 
Vereinigten Staaten würde ein Assimilations-
programm die wesentlichen Fragen der Zu-
wanderungsraten und der Geschwindigkeit 
des Wandels angehen müssen. 

Autarke Einwanderergemeinschaften

Die Einbeziehung in eine dominante 
Kultur wird umso schwieriger, je höher die 
Anzahl der Immigranten im Verhältnis zur 
einheimischen Bevölkerung steigt. Sobald 
Einwanderergemeinschaften ein gewisses 
Ausmaß erreichen, werden sie größtenteils 
autark und können auf Verbindungen zu ex-
ternen Gruppen verzichten. Es ist auch mög-
lich, dass sie die öffentlichen Dienste und die 
Aufnahmefähigkeit von Schulen und ande-
ren staatlichen Einrichtungen überstrapazie-
ren. Langfristig werden Immigranten wahr-
scheinlich einen positiven Nettoeffekt auf die 
Staatsfinanzen ausüben, doch nur wenn sie 
Arbeit finden und rechtmäßig ansässige Steu-
erzahler werden. Hohe Zahlen von Neuan-
kömmlingen können auch bewirken, dass sich 
einheimische Bürger halbherziger für groß-
zügige Sozialleistungen aussprechen. Dies ist 
ein wichtiger Faktor der europäischen und 
amerikanischen Einwanderungsdebatten. Li-
berale Demokratien profitieren in wirtschaft-
licher und kultureller Hinsicht erheblich von 
Einwanderern. Aber sie haben unzweifelhaft 
auch das Recht, ihre eigenen Grenzen zu kon-
trollieren. Ein demokratisches politisches Sys-
tem stützt sich auf einen Vertrag zwischen 

Trennung liegt bei Nichtbürgern ohne legale 
Aufenthaltsberechtigung vor, da diese abge-
schoben werden können. Doch auch sie ha-
ben Anspruch auf ein ordentliches Verfah-
ren. Die einzige bedeutende Befugnis, die 
allein durch die Staatsbürgerschaft vermittelt 
wird, ist das Wahlrecht. Außerdem können 
Bürger die Grenze ungehindert überschrei-
ten und im Ausland gegebenenfalls auf die 
Hilfe ihrer Regierung zurückgreifen. So ge-
ringfügig diese Unterschiede sind, ist es doch 
wichtig, an ihnen festzuhalten. Die mensch-
lichen Grundrechte sind universal, aber die 
volle Nutzung der aktiv von der Staatsmacht 
durchgesetzten Rechte ist als Bonus dafür 
zu verstehen, dass man einer nationalen Ge-
meinschaft angehört und deren Vorschrif-
ten akzeptiert. Das Wahlrecht ist besonders 
relevant, denn es gewährt Individuen einen 
Anteil an der Staatsmacht. 

Als Mensch mag ich ein abstraktes Recht 
auf Bürgerschaft und politische Repräsenta-
tion haben, doch als Bürger der Vereinigten 
Staaten kann ich nicht erwarten, in Italien 
oder Ghana wählen zu können, selbst wenn 
ich dort ansässig bin. Zeitgenössische libe-
rale Demokratien verlangen nicht viel für den 
staatlichen Schutz der Rechte ihrer Bürger, 
insbesondere des Wahlrechts. Das nationale 
Gemeinschaftsgefühl könnte durch einen all-
gemeinen Pflichtdienst gestärkt werden, der 
deutlich machen würde, dass die Staatsbür-
gerschaft Engagement und Opfer erfordert. 
Solch ein Pflichtdienst ist entweder beim Mi-
litär oder im zivilen Bereich denkbar. Im oben 
erwähnten Staatsbürgerschaftseid kommt 
dieser Gedanke zum Ausdruck: Er sieht den 
bewaffneten oder unbewaffneten Dienst für 
das Land vor, „wenn dies vom Gesetz verlangt 
wird“. Wenn der Dienst gut strukturiert ist, 
könnte er junge Menschen unterschiedlicher 
sozialer Schichten, Regionen, Hautfarben 
und Ethnien zusammenbringen. Wie alle Ar-
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gierung Obama zunahmen, kann man ange-
sichts des häufig willkürlichen Charakters 
jener Maßnahmen nicht von einer dauer-
haften und langfristigen Strategie sprechen. 
Die Anwendung der Gesetze erfordert kei-
ne Grenzmauer, denn ein hoher Prozentsatz 
undokumentierter Ausländer reist rechtmä-
ßig ein und bleibt einfach nach Ablauf des Vi-
sums in den Vereinigten Staaten. Viel besser 
könnten die Vorschriften durch Sanktionen 
gegen Arbeitgeber durchgesetzt werden, die 
Illegale beschäftigen. Dazu benötigt man je-
doch ein nationales Identifikationssystem, 
das Firmen dabei hilft, zu ermitteln, wer le-
gal im Land ist. Solch ein System ist bisher 
nicht aufgebaut worden, weil zu viele Unter-
nehmen von billigen Arbeitskräften in Ge-
stalt illegaler Migranten profitieren und sich 
nicht als Überwacher betätigen wollen. Ein 
weiterer Grund für das Fehlen einer Regle-
mentierung ist der beispiellose Widerstand 
der Bevölkerung gegen ein Identifikations-
system, da Linke wie Rechte dem Staat sehr 
misstrauisch begegnen. Infolgedessen beher-
bergen die Vereinigten Staaten gegenwärtig 
11 bis 12 Millionen undokumentierte Ein-
wanderer. Die allermeisten sind seit Jahren 
im Land, verrichten nützliche Arbeit, ziehen 
Kinder auf und sind gesetzestreue Bürger. 

Die neuen Gruppen, die lautstark gegen 
jegliche Einwanderung protestieren, sind 
Bündnisse von Menschen mit unterschied-
lichen Anliegen. Ein harter Kern wird von 
Rassismus und Borniertheit motiviert, kaum 
etwas könnte die Meinung dieser Personen 
ändern. Rassisten darf man nicht entgegen-
kommen, man muss ihnen allein schon aus 
moralischen Gründen Widerstand leisten. 
Andere dagegen machen sich Sorgen darü-
ber, ob sich Immigranten letztlich anpassen 
werden. Sie sind weniger beunruhigt über die 
Tatsache der Einwanderung als über ihre Di-
mensionen, das Tempo des Wandels und die 

Regierung und Bürgern, der beiden Pflichten 
auferlegt. Dieser Vertrag ist sinnlos ohne eine 
Eingrenzung der Staatsbürgerschaft und der 
Wahlrechtsausübung. Alle Menschen verfü-
gen über ein Grundrecht auf Staatsbürger-
schaft, das ihnen gemäß der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte nicht will-
kürlich genommen werden kann. Das bedeu-
tet jedoch nicht, dass sie dieses Recht in jedem 
beliebigen Land für sich beanspruchen kön-
nen. Zudem stellt das Völkerrecht nicht die 
Befugnis von Ländern in Frage, ihre Grenzen 
zu sichern und Kriterien für die Staatsange-
hörigkeit festzulegen. 

Was Flüchtlingen geschuldet wird, sind 
Verständnis, Mitgefühl und Unterstützung. 
Wie alle moralischen Verpflichtungen müs-
sen sie freilich durch praktische Gedanken 
über knappe Ressourcen, miteinander kon-
kurrierende Prioritäten und die Tragfähig-
keit eines Hilfsprogramms gemäßigt wer-
den. Dies bedeutet für die EU, dass sie ihre 
Außengrenzen besser schützen muss. In der 
Praxis sollten Staaten wie Griechenland und 
Italien mehr finanzielle Mittel und juristische 
Kompetenzen zur Regulierung des Einwan-
dererstroms erhalten. Die dafür zuständige 
Europäische Agentur für die Grenz- und Kü-
stenwache Frontex ist unterbesetzt und unter-
finanziert und wird gerade von den Mitglied-
staaten, die am stärksten daran interessiert 
sind, Migranten zurückzuweisen, politisch 
nicht hinreichend unterstützt. Das Schen-
gen-System der Freizügigkeit innerhalb der 
EU wird sich politisch nicht aufrechterhal-
ten lassen, falls das Problem der europäischen 
Außengrenzen nicht gelöst wird. In den Ver-
einigten Staaten herrscht eine andere Situati-
on, denn die Einwanderungsgesetze sind im 
Lauf der Jahre uneinheitlich angewandt wor-
den. Ihre Vollstreckung ist nicht unmöglich, 
sondern eine Frage des politischen Willens. 
Auch wenn die Ausweisungen unter der Re-
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zen, ebenso wie die Möglichkeit aller, daran 
teilzuhaben. Kommunistische, sozialistische, 
sozialdemokratische, liberale und konserva-
tive Parteien ordneten sich von links nach 
rechts auf einem Spektrum an, das sich ei-
nerseits am erwünschten Maß staatlicher 
Intervention und andererseits am Engage-
ment für Gleichheit oder individuelle Frei-
heit orientierte. Auch damals gab es bedeu-
tende Identitätsgruppen, darunter Parteien 
mit nationalistisch, religiös oder regional aus-
gerichteten Programmen. Doch die Stabilität 
der repräsentativen Politik seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs bis in die Gegenwart be-
ruhte auf dominierenden Mitte-links- und 
Mitte-rechts-Parteien, die sich weitgehend 
über die Zweckmäßigkeit eines demokrati-
schen Sozialstaats einig waren. Dieser Kon-
sens steht nun für eine alte Ordnung, die von 
neuen, in der Identitätspolitik verankerten 
Parteien heftig angefochten wird. Hier ha-
ben wir es mit einer großen Herausforderung 
für die Zukunft der demokratischen Poli-
tik zu tun. Obwohl Auseinandersetzungen 
über die Wirtschaftspolitik im frühen 20. 
Jahrhundert zu einer scharfen Polarisierung 
führten, konnten sich die Vertreter gegen-
sätzlicher ökonomischer Vorstellungen häu-
fig auf halbem Weg treffen. Bei Identitätsfra-
gen ist es ungleich mühsamer, Kompromisse 
zu schließen: Entweder du erkennst mich an 
oder nicht. Der Zorn über den Verlust der 
Würde oder über die eigene Unsichtbarkeit 
hat oftmals wirtschaftliche Ursachen, doch 
Kämpfe um die Identität lenken uns davon 
ab, solche Probleme zu beheben. In Ländern 
wie den Vereinigten Staaten, Südafrika oder 
Indien, die stark nach Hautfarbe, Ethnizität 
und Religion gegliedert sind, ist es schwie-
riger, breite Arbeiterbündnisse herzustellen 
und eine Umverteilung ins Auge zu fassen, da 
Identitätsgruppen mit höherem Status nicht 
gemeinsame Sache mit gesellschaftlich unter 

Kapazität bestehender Einrichtungen, den 
Umschwung zu verarbeiten. Eine Assimi-
lationsstrategie könnte ihre Sorgen lindern 
und ihnen helfen, sich von den Fanatikern 
zu distanzieren. In jedem Fall wäre eine sol-
che Strategie nützlich für den nationalen Zu-
sammenhalt. Maßnahmen, die Einwanderer, 
Flüchtlinge und Staatsbürgerschaft betreffen, 
stehen im Mittelpunkt der aktuellen Identi-
tätsdebatten, doch das Problem ist viel um-
fassender. Die Identitätspolitik ist in einer 
Welt verwurzelt, in der die Armen und Aus-
gegrenzten unsichtbar für ihre Mitbürger 
sind. Der Zorn über Statusverluste beginnt 
mit realer wirtschaftlicher Not, und er ließe 
sich eindämmen, wenn es gelänge, die Ängste 
um Arbeitsplätze, Einkommen und Sicher-
heit abzuschwächen. Vor allem in den Ver-
einigten Staaten haben große Teile der Lin-
ken bereits vor Jahrzehnten aufgehört, über 
ehrgeizige Sozialmaßnahmen nachzudenken, 
welche die Lebensbedingungen der Armen 
verbessern könnten. Es war leichter, sich über 
Respekt und Würde auszulassen, als potenzi-
ell kostspielige Pläne zu entwerfen, welche die 
Ungleichheit tatsächlich verringert hätten. 

Im 20. Jahrhundert drehte sich die Poli-
tik in liberalen Demokratien vorwiegend um 
übergreifende Wirtschaftsfragen. Die pro-
gressive Linke wollte gewöhnliche Bürger 
vor den Fährnissen des Marktes bewahren 
und die Ressourcen mit Hilfe des Staates ge-
rechter verteilen. Die Rechte dagegen zielte 
darauf ab, die freie Marktwirtschaft zu schüt-
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nun nicht mehr dem Zwang der Geographie 
unterliegen und sich von Personen und Mei-
nungen, die ihnen nicht gefallen, in „Filter-
blasen“ abschotten können. In den meisten 
durch persönlichen Kontakt geprägten Ge-
meinschaften wäre die Anzahl von Indivi-
duen, die einer absurden Verschwörungsthe-
orie Glauben schenken, sehr begrenzt, doch 
online lassen sich Tausende von Geistesver-
wandten entdecken. Dadurch, dass die sozi-
alen Medien die Redakteure, Faktenchecker 
und Berufsstandards der traditionellen Me-
dien umgehen, erleichtern sie die Verbreitung 
von Falschinformationen sowie Versuche, po-
litische Gegner anzuschwärzen und ihren Ruf 
zu untergraben. 

Daneben werden die üblichen Höflich-
keitsregeln durch die Anonymität beseitigt. 
Die sozialen Medien unterstützen nicht nur 
die allgemeine Bereitschaft der Menschen, 
sich nach Identitätskategorien einzuordnen, 
sondern sie fördern auch die Entstehung neu-
er Identitäten durch den Online-Austausch, 
etwa durch zahllose Subreddits. Ängste um 
die Zukunft lassen sich häufig am besten 
durch die Literatur ausdrücken, vor allem mit 
Hilfe der Science-Fiction, da sie Welten aus-
malt, die auf neuen Technologien beruhen. In 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts richte-

ihnen stehenden machen wollen, und umge-
kehrt. Der Aufstieg der Identitätspolitik ist 
vom technischen Wandel begünstigt worden. 
Als das Internet in den1990er Jahren zu ei-
ner Plattform der Massenkommunikation 
wurde, glaubten viele Beobachter (darunter 
auch ich), dass es sich als wichtige Kraft zur 
Förderung demokratischer Werte erweisen 
werde. Information ist eine Form der Macht, 
und wenn das Internet den allgemeinen Zu-
gang zu Informationen vergrößerte, sollte es 
auch die Macht breiter verteilen können. Sein 
Peer-to-Peer-Charakter würde die Tyrannei 
hierarchischer Wächter beseitigen, welche 
die generell verfügbaren Informationen im 
Griff hatten. Und so geschah es: Etliche an-
tiautoritäre Erhebungen, von der Rosen- und 
der Orangen Revolution in Georgien und der 
Ukraine bis zu der gescheiterten Grünen Re-
volution im Iran, der tunesischen Revolte und 
dem Aufstand auf dem Tahrir-Platz in Kairo, 
wurden von sozialen Medien und dem Inter-
net angetrieben. 

Es ist viel schwerer geworden, Regierungs-
aktionen geheim zu halten, seit Normalbür-
ger die technischen Mittel zur Publikation 
von Missbräuchen besitzen. Die Black-Lives-
Matter-Bewegung wäre wahrscheinlich ohne 
allgegenwärtige Mobiltelefone und Video-
aufnahmen nicht in Schwung gekommen. 
Allerdings fanden autoritäre Regierungen 
wie in China mit der Zeit heraus, wie sie den 
Gebrauch des Internets durch ihre eigene Be-
völkerung kontrollieren und politisch ent-
schärfen konnten, und der Kreml lernte, die 
sozialen Medien als Waffe gegen seine demo-
kratischen Rivalen einzusetzen.

Doch auch ohne diese äußeren Akteure 
haben die sozialen Medien es geschafft, die 
Zersplitterung liberaler Gesellschaften zu 
beschleunigen, indem sie allerlei Identitäts-
gruppen in die Hände spielen. Sie verbinden 
gleichgesinnte Menschen miteinander, die 
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mend extremer Trends taugt jedoch als nütz-
liche Warnung: „1984“ wurde zum mächtigen 
Symbol einer totalitären Zukunft, welche 
die Menschen vermeiden wollten, und das 
Buch trug so dazu bei, uns gegen den Auto-
ritarismus zu immunisieren. Gleichermaßen 
können wir uns bessere Lebensbedingungen 
ausmalen, in denen man größere Vielfalt för-
dert und zudem akzeptiert, dass Diversität 
gemeinsamen Zielen dienen und die liberale 
Demokratie stärken kann, statt sie zu unter-
graben. Identität ist das Thema, das vielen 
politischen Phänomenen zugrunde liegt: den 
neuen populistischen und nationalistischen 
Bewegungen, dem islamistischen Fanatismus 
und den Auseinandersetzungen, die sich an 
Universitäten abspielen. Wir werden nie auf-
hören, Identitätsmaßstäbe an uns selbst und 
unsere Gesellschaften anzulegen. Dennoch 
müssen wir im Gedächtnis behalten, dass die 
Identitäten tief in unserem Innern weder fi-
xiert sind noch uns zwangsläufig durch den 
Zufall der Geburt beschert werden. Identität 
kann zur Spaltung, aber auch zur Einigung 
benutzt werden. Letztendlich wird diese Er-
kenntnis das Heilmittel für die populistische 
Politik der Gegenwart sein. 

Francis Fukuyama, 1952 in Chicago geboren, 
lehrt Politische Ökonomie an der Johns Hop-
kins Universität in Baltimore. Er promovierte an 
der Harvard University in Politikwissenschaften 
und war u. a. als Osteuropa-Experte Mitglied 
des politischen Planungsstabes im US-Außen-
ministerium. 1989 verkündete er seine be-
rühmte These vom „Ende der Geschichte“, um 
sie dann Jahre später zu widerrufen. Fukuyama 
hat zu den wichtigsten Themen der neueren 
Weltpolitik Stellung genommen, immer wie-
der hat er sich mit der Frage beschäftigt, wie 
viel Kultur brauche der Mensch – und wie viel 
Staat? Dieser Text geht auf sein Buch „Identität 
– Wie der Verlust der Würde unsere Demokra-
tie gefährdet“ zurück, das 2019 auf Deutsch bei 
Hoffmann & Campe erschienen ist.

ten sich viele dieser Zukunftsängste auf große, 
zentralisierte, bürokratische Tyranneien, die 
Individualität und Privatsphäre erstickten. 
In George Orwells „1984“ kontrolliert Big 
Brother die Bürger mit Hilfe von Fernseh-
schirmen, und in Aldous Huxleys „Schöne 
neue Welt“ bedient sich der Staat biotech-
nologischer Mittel, um die Gesellschaft zu 
gliedern und zu überwachen.

Aber das Wesen fiktionaler Dystopien än-
derte sich in den späteren Jahrzehnten des 
Jahrhunderts, als Umweltkollaps und unkon-
trollierbare Viren ins Zentrum der Aufmerk-
samkeit rückten. Eine spezifische Kategorie 
widmete sich jedoch den von der Identitäts-
politik ausgelösten Befürchtungen. Cyber-
punk-Autoren wie William Gibson, Neal Ste-
phenson und Bruce Sterling dachten sich eine 
Zukunft aus, die nicht von zentralisierten 
Diktaturen, sondern von einer ungebremsten, 
durch das Internet ermöglichten Fragmentie-
rung beherrscht wird. Unsere heutige Welt be-
wegt sich gleichzeitig auf die gegensätzlichen 
Dystopien der Hyperzentralisierung und der 
endlosen Fragmentierung zu. China etwa 
baut eine gewaltige Diktatur auf, in der die 
Regierung hochspezifische persönliche Daten 
über die täglichen Transaktionen sämtlicher 
Bürger sammelt und ihre Bevölkerung unter 
Einsatz von Big-Data-Techniken und einem 
Sozialkreditsystem unter Kontrolle hält.  In 
anderen Teilen der Welt hingegen kann man 
den Zusammenbruch zentralisierter Institu-
tionen, scheiternde Staaten, zunehmende Po-
larisierung und einen wachsenden Mangel an 
Konsens über gesellschaftliche Ziele beobach-
ten. Die sozialen Medien und das Internet 
ermöglichen die Entstehung eigenständiger 
Gemeinschaften, die nicht durch physische 
Barrieren, sondern durch den Glauben an eine 
gemeinsame Identität abgeschottet sind. Dys-
topische Literatur wird zum Glück fast nie 
wahr. Die Darstellung aktueller, doch zuneh-
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das aber nicht. Grenzen können auch etwas 
sein, das durch einen Glauben markiert wird. 
Google maps versucht neutral zu sein, indem 
es die Grenzziehungen der UNO für seine 
Karten verwendet. Aber die Schulkinder in 
Indien und China bekommen ganz andere 
Landkarten vorgelegt, auf denen dasselbe Ge-
biet einmal als indisch und einmal als chine-
sisch dargestellt wird. Sobald sie erwachsen 
sind, werden sie bereit sein, „ihr“ Gebiet mit 
Waffengewalt zu verteidigen. Wie sieht es nun 
mit Europa aus? Nach außen und nach innen?

Die Europäer haben anderen Weltregi-
onen oft Grenzen auferlegt. Das gilt nicht 
nur für Afrika. Der IS beruft sich ständig auf 
ein Abkommen, das am 16. Mai 1916 heim-
lich zwischen Frankreich und Großbritannien 
unterschrieben wurde – die Accords Sykes-
Picot – worin sich beide den Nahen Osten 
teilen. Auch lässt sich ein Land wie Frank-
reich nicht als rein europäisch definieren. Gua-
deloupe, Martinique, Guyane, La Réunion: 
Die départements d’outre-mer gehören zur 
Französischen Republik. Geht man von der 
Geographie aus, gehört nur ein winziger Teil 
der Türkei zu Europa, dafür aber ein riesiger 
Teil Russlands. Doch bis wohin? 

De Gaulles Formulierung lautete: 
„L’Europe de l’Atlantique à l’Oural“– vom 
Atlantik bis zum Ural. Jedoch als er das nicht 
sehr hohe Ural-Gebirge einmal selbst über-
flog, musste er feststellen, dass auf der anderen 
Seite zwar Sibirien, aber immer noch Russland 

Wenn das Wort „Europa“ fällt – 
was meint man? Nehmen wir Pe-
gida, die „Patriotischen Europä-

er gegen die Islamisierung des Abendlands“. 
Wahrscheinlich sind für deren Anhänger Eu-
ropa und Abendland identisch. Das ist jenes 
Europa, das 1914/1918 und 1939/1945 nach 
innen Abermillionen Tote verursacht hat, 
Massenmord an Juden und anderen Grup-
pen verübte, das außerhalb die Sklaverei för-
derte, im 16. Jahrhundert den Völkermord in 
Mittelamerika zuließ und später die beinahe 
vollständige Vernichtung der Indianer Nor-
damerikas durch europäische Immigranten. 
Erzählt man das Pegida-Leuten, so sind sie 
erstaunt und empört. Also soll hier mit etwas 
anderem begonnen werden!

Grenzen, sagt man, gibt es dort, wo Po-
lizei- und Zollbeamte stehen. So einfach ist 

Die Identitäten Europas  Was bestimmt die europäische 
Identität? Der Euro, Schengen oder die Champions League? 
Diejenige Institution der EU, die das größte identitätsstif-
tende Potenzial besitzt, sollte das Europäische Parlament 
sein, meint der deutsch-französische Publizist  Alfred Gros-
ser. Er spannt den Bogen von den Anfängen der EU bis 
heute und wehrt sich vehement gegen ein altes Grundübel, 
das aktueller ist denn je – den Finger, der auf andere zeigt, 
das schlimme „Die“: Die Muslime, die Frauen, die Juden, 
die Deutschen, die Flüchtlinge. Von Alfred Grosser
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„Wer weiß in Polen, dass die Sie-
germächte sich nicht genau darü-
ber im Klaren waren, dass es eine 
östliche und eine westliche Neiße 
gibt? Zwischen beiden lag Schle-
sien mit Breslau, dem heutigen 
Wrocław.“

war. Innerhalb des Kontinents liegen Staaten. 
Innerhalb mancher Staaten liegen Einheiten, 
die sich nicht als echter Teil des Staatsvolks 
betrachten. Ein Staat sollte hier besonders be-
trachtet werden: Polen. Nicht nur, weil es im 
Laufe der Geschichte mehrmals von der Land-
karte verschwand und das polnische Volk in 
der Unterdrückung weiter existierte, ist die 
Zugehörigkeit zur Nation dort heute stärker 
als anderswo. Auch weil zwischen 1939 und 
1945 enorme Grenzveränderungen stattge-
funden haben, mit Verlusten im Osten und 
Gebietsgewinnen im Westen, und beides ver-
bunden mit Vertreibungen. 

In der Präambel des deutsch-polnischen 
Grenzvertrags vom 14. November 1990 heißt 
es, dass die Vereinigung Deutschlands als 
Staat mit endgültigen Grenzen ein bedeut-
samer Beitrag zu der Friedensordnung in Eu-
ropa sei, „eingedenk dessen, dass seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs 45 Jahre vergangen 
sind, und im Bewusstsein, dass das schwere 
Leid, das dieser Krieg mit sich gebracht hat, 
insbesondere auch der von zahlreichen Deut-
schen und Polen erlittene Verlust ihrer Hei-
mat durch Vertreibung oder Aussiedlung, eine 
Mahnung und Herausforderung zur Gestal-
tung friedlicher Beziehungen zwischen den 
beiden Völkern und Staaten darstellt…“

Wer weiß heute in Deutschland, dass die 
Polen, die sich in Schlesien niedergelassen ha-
ben, meist selbst Vertriebene aus dem ukrai-

nisch oder russisch gewordenen Teil des Vor-
kriegspolen waren? Wer weiß in Polen, dass 
die Siegermächte sich nicht genau darüber im 
Klaren waren, dass es eine östliche und eine 
westliche Neiße gibt? Zwischen beiden lag 
Schlesien mit Breslau, dem heutigen Wrocław. 

Die Identifikation von Volk und Nation 
mit dem neuen Gebiet ist nicht allzu schwie-
rig verlaufen. Doch Polen besaß noch drei an-
dere Identitäten. Die erste ist kaum ins Be-
wusstsein der Menschen gedrungen, weder 
in Polen selbst noch in den Nachbarstaaten. 
In Polen sind drei Millionen Juden vernichtet 
worden, polnische und solche, die aus anderen 
Ländern nach Treblinka, Sobibór, Majdanek, 
Chełmno und Auschwitz-Birkenau gebracht 
worden sind. Um 1980 verwandelte sich die 
polnische Identität in die eines Landes, das im 
Bereich der Sowjetunion als Erstes den Sieg ei-
ner Freiheitsbewegung erlebte. Der Pole Lech 
Wałęsa verkörperte damals die Nation. Heute 
ist das nicht mehr so. 

Die Macht, die in Polen die Freiheit unter-
drückt und somit die Grundwerte der Europä-
ischen Union verletzt, trägt jetzt das Gesicht 
von Jarosław Kaczyński. Dieser wird nicht 
mehr zusammen mit Lech Wałęsa genannt, 
sondern mit Viktor Orbán, Wladimir Putin 
und Recep Tayyip Erdoğan. Das Gewicht der 
Geschichte prägt noch immer die Geister von 
heute. In Belgien lag das gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Übergewicht lange bei den 
Wallonen. Der Wille, inzwischen die Über-
legenheit Flanderns herauszustellen, ist auch 
einem gewissen Rachegefühl geschuldet. In Ir-
land zählt die große, Londons Verantwortung 
zugeschriebene Hungersnot im 19. Jahrhun-
dert – mit zahllosen Toten und Emigranten, 
die nach Amerika gingen – zu den Wesens-
elementen der irischen Selbstidentifikation. 

Ob es überhaupt noch ein Belgien gibt, 
mag bezweifelt werden. Zwei politische Ge-
meinschaften mit zwei verschiedenen Spra-
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Frankreich“ und anderes mehr). Der korsisch-
französische Widerspruch ist etwa vergleich-
bar mit einem Polen, das immer weniger EU 
mit denselben Zuschüssen aus Brüssel haben 
will. 

Seit der jüngsten Regionalreform ist das 
Elsass ein Teil der Région Grand Est, zusam-
men mit der Champagne. Straßburg ist zwar 
die Hauptstadt der Region, aber niemand hat 
eine Antwort auf die Frage: „Was wird von 
den elsässischen Besonderheiten erhalten blei-
ben?“ Da die Trennung von Staat und Kirche 
in Frankreich 1905 vollzogen wurde, zu ei-
ner Zeit, als das Elsass dem deutschen Reich 
angehörte, gilt bis jetzt das Konkordat, das 
Bonaparte 1801 unterschrieben hatte: Prie-
ster, Pastoren, Rabbiner werden vom Staat be-
zahlt, und die Universitäten Straßburg und 
Metz sind die einzigen in Frankreich, wo man 
einen staatlich anerkannten Doktortitel in 
Theologie erwerben kann. Auch das System 
der Sozialversicherung ist hier ein anderes als 
die Sécurité nationale („la Sécu“) im Rest des 
Landes. Es blieb sogar eine Reihe von Geset-
zen gültig, die noch von Bismarck eingeführt 
worden sind. Wie sind solche Sonderrechte 
innerhalb des französischen Einheitsstaats 
zu rechtfertigen? Der Verfassungsrat hat ein 
ziemlich merkwürdiges Argument in dieser 
Richtung gefunden: Die Lage darf so bleiben, 
weil sie nie beanstandet wurde! Aber soll nun 
auch die Champagne an den elsässischen Be-
sonderheiten teilhaben? Oder sollen inner-
halb derselben Region zwei verschiedene Re-
gime herrschen? Zugleich vertiefen sich die 

chen leben nebeneinander. Brüssel ist noch 
ein drittes Gebiet, wo eine ziemlich macht-
lose Regierung angesiedelt ist, die versuchen 
soll, die nationale Devise „Einigkeit macht 
stark“ irgendwie zu rechtfertigen. Spanien 
ist ein föderaler Staat. Inwiefern zählt Kata-
lonien noch dazu? Die Reformen von 1979 
und 2016 haben die regionale Autonomie ei-
ner Unabhängigkeit immer näher gebracht. 
Noch wird Letztere im Namen der Verfassung 
Spaniens von Madrid strikt abgelehnt. Was 
kann aber getan werden, wenn in Barcelona 
der Beschluss fällt, ohne Rücksicht auf die Ver-
fassung weitere Schritte zur Unabhängigkeit 
zu unternehmen? 

Katalanisch wird auch auf der anderen 
Seite der Grenze mit Frankreich gesprochen. 
Nicht diese Grenze spielt eine Rolle in Fran-
kreich. Die spanisch-französische Grenze, die 
eine Region spaltet, liegt im Baskenland. Die 
dortige oft gewaltsame Autonomiebewegung 
findet so manchen Unterstützer im franzö-
sischen Teil. Ein echtes Problem für die Ein-
heitsnation Frankreich ist dies nicht, ebenso 
wenig wie der Drang vieler Bretonen, mehr 
Anerkennung für die Besonderheiten der Bre-
tagne zu erreichen. Eine dieser Besonderheiten 
ist die transnationale keltische Zusammenge-
hörigkeit. Jedes Jahr strömen Hunderttausen-
de nach Lorient zum Festival interceltique. 

Die echten Fragen heißen Korsika und 
Elsass. Bei den Regionalwahlen 2015 haben 
auf der Insel, die 1768, ein Jahr vor der Ge-
burt Napoleons, ein Teil Frankreichs gewor-
den war, die korsischen Nationalisten gesiegt. 
In seiner auf Korsisch gehaltenen Rede hat 
der Präsident des Regionalrates Frankreich 
als „befreundete Nation“ bezeichnet. Natür-
lich sollen alle unzähligen Privilegien Korsi-
kas erhalten bleiben (keine Erbschaftssteuer, 
fiskalische Geschenke, Zuschüsse, kaum Be-
strafung von Gewalttaten gegen Hausbesitzer 
und andere Menschen aus dem „kontinentalen 
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vergessen und in ganz Deutschland gegen-
wärtig: Am 17. September 2016 wurde das 
Münchner Oktoberfest im Zeichen des Rein-
heitsgebots eröffnet, das vor 500 Jahren, am 
23. April 1516, erlassen wurde. Die bayerische 
Identität bleibt in dieser Weise gesichert. Nur 
die CSU scheint zu glauben, dass Bayern heute 
ein Sonderweg beschieden sei, jenseits der Ge-
meinschaft der anderen Bundesländer.

Gegenteil von Hitlers Europa

Es besteht kein Zweifel: Die Identität Eu-
ropas wäre eine andere, hätte es nicht Jean 
Monnet gegeben – mit drei weiteren Männern 
vor ihm, drei Männern neben ihm, einer histo-
rischen Gegebenheit und einer menschlichen 
Einflussnahme. 1947 entstand die Union der 
Europäischen Föderalisten. Die drei Mitbe-
gründer hatten alle gegen Hitler und Mus-
solini gekämpft. Zwei waren deswegen hart 
bestraft worden. Der Franzose Henri Frenay, 
geboren 1905, war der Chef der großen Wider-
standsbewegung Combat gewesen. Der Italie-
ner Altero Spinelli, geboren 1907, war 1927 zu 
zwölf Jahren Gefängnis verurteilt worden. Er 
hat bis zu seinem Tod 1986 eine große Rolle in 
Europa gespielt, insbesondere im Straßburger 
Europa-Parlament. Der Deutsche Eugen Ko-
gon, geboren 1903, war von September 1939 
bis zur Befreiung des Lagers 1945 Häftling im 
KZ Buchenwald gewesen. 

Diese drei waren der lebendige Beweis da-
für, dass das Nachkriegseuropa das Gegen-
teil von Hitlers Europa sein würde, mit einer 
radikal anderen Identität. Drei ältere Män-
ner aus denselben Ländern haben Monnet so 
etwas wie Beihilfe geleistet. Es heißt immer 
noch, ihre Identität als Katholiken hätte sie 
vereint. Doch das war weniger wichtig als ihre 
Identität des An-der-Grenze-geboren-Seins, 
weshalb sie entschlossen waren, Grenzen zu 

transnationalen Beziehungen. Die Gegend 
um Straßburg und der deutsche Ortenaukreis 
wachsen immer mehr zusammen. Lothringen 
ist gewissermaßen zweigeteilt. Metz geht zu-
sammen mit Luxemburg und dem Saarland, 
Nancy mit Freiburg und Basel.

Ein jährliches Rugby-Turnier heißt Le 
Tournoi des Six Nations – das Turnier der 
sechs Nationen. Die Sechs sind England, 
Schottland, Wales, Nordirland, Frankreich 
und Italien. The United Kingdom of Great 
Britain and Northern Island ist nicht in je-
der Hinsicht united. Das gilt vor allem für 
den Sport: Wales hätte beinahe England in 
der Fußball-Europameisterschaft geschlagen. 
Das gilt auch beim Brexit: Die Mehrheit der 
Schotten wollte in der EU bleiben. Die Dro-
hung, man würde eine neue Abstimmung or-
ganisieren, um die Unabhängigkeit Schott-
lands zu erreichen, steht im Raum. In den 51,3 
Prozent, die für den Austritt stimmten, sind 
auch die relativ wenigen schottischen Wähler 
enthalten. Das Vereinigte Königreich besitzt 
65 Millionen Einwohner, Schottland nur 5,3 
Millionen und das „keltische“ Wales knapp 
3 Millionen. Eine Grenze zwischen England 
und Schottland wäre denkbar, mit Blick auf 
die Geschichte und in Anbetracht der Ölres-
sourcen in der Nordsee – die allerdings immer 
weniger werden und immer weniger echten 
Reichtum bedeuten. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat kei-
ne solchen Probleme. Der Begriff „Freistaat“ 
ist für Sachsen und Bayern bedeutungslos. Die 
bayerische Vergangenheit spielt keine große 
Rolle mehr, sonst würde man stets Napole-
on dafür danken müssen, dass er das König-
reich Bayern geschaffen, und sich nie auf das 
Grundgesetz berufen hat, das Bayern ja ab-
gelehnt hatte. Niemand will mehr die Pfalz 
annektieren, und leicht wird vergessen, dass 
auch das protestantische Franken ein Teil von 
Bayern ist. Nur ein bayerisches Gesetz ist un-
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Jealy, Roy Jenkins und Edward Heath, die Ein-
ladung des Komitees annahmen. Der bedeu-
tendste Erfolg des Einflusses von Jean Monnet 
war die Bekehrung der SPD zu Adenauers Eu-
ropa-Politik. Der DGB brauchte nicht mehr 
bekehrt zu werden. Walter Freitag, Hans Os-
kar Vetter, Otto Brenner waren im Komitee, 
dem auch Erich Ollenhauer, Willy Brandt und 
Herbert Wehner angehörten, zusammen mit 
Kurt-Georg Kiesinger, Helmut Kohl, Franz 
Josef Strauß und Walter Scheel. 

Die römischen Verträge von 1957 sind 
in diesem inoffiziellen Gremium diskutiert 
und vorbereitet worden. Das Europa von Jean 
Monnet wurde zwar nicht verwirklicht, aber 
sein Einfluss hat auch die neue, begrenzte 
Identität Europas mitgeprägt. 

Wie viele Europäer wissen, dass sie Unions-
bürger sind? Die Verträge sagen es: „Es wird 
eine Unionsbürgerschaft eingeführt. Unions-
bürger ist, wer die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaates besitzt.“ (Auf Wunsch Fran-
kreichs ist hinzugefügt worden: „Die Unions-
bürgerschaft tritt zur nationalen Staatsbürger-
schaft hinzu, ersetzt sie aber nicht.“) Wer hat 
sich schon je selbst als Bürger Europas bezeich-
net und gefühlt? Ein Teil der sich immer wei-
ter ausbreitenden ablehnenden Haltung der 
EU gegenüber stammt vom Unwissen über die 
europäischen Institutionen. Der Begriff Brüs-
sel ist negativ belastet. Dort leben unwissende 
und schädliche Funktionäre. Es sind in der 
Tat 33.000, von denen 22.000 in Brüssel wir-
ken. Doch sei ein gewagter Vergleich erlaubt: 
Die Stadt Hamburg beschäftigt und bezahlt 
70.000 Menschen. Welche Befugnisse haben 
Rat, Kommission, Parlament, Gerichtshof? 
Wie üben sie diese aus? 

„Brüssel“ ist übrigens nicht immer böse. Es 
ist gut, wenn es die Regeln zur Milchprodukti-
on abschafft. Wenn das dann aber schiefgeht, 
ist Brüssel nur gut, wenn es wieder Regelungen 
einführt! Natürlich darf man vom Normal-

überwinden. Der Deutsche Konrad Adenauer 
wurde 1876 in Köln geboren, hat vieles erlebt 
und überlebt, ohne je das Rheinland zu ver-
lassen. Der Italiener Altiero de Gasperi kam 
1881 in Pieve Tesino, damals k.u.k.-Österrei-
ch, heute autonome Provinz Bolzano des Alto 
Adige – Südtirol! –, zur Welt. Der Franzose 
Robert Schuman wurde 1886 in Luxemburg 
als Sohn eines Vaters geboren, der durch An-
nexion Deutscher geworden war. Sein Studi-
um hat ihn nach Bonn, Berlin, München und 
Straßburg geführt. 1919 wurde er Franzose. 
Auf dem Katholikentag 1913 in Metz hatte 
er bereits eine politische Rolle gespielt und 
war Sprecher der frankophonen Teilnehmer. 
Dass diese drei die ersten Staatsmänner wur-
den, die ein transnationales Europa förderten, 
war also kein Wunder. 

Jean Monnet war wie kein anderer berufen, 
transnational zu wirken. Während des Ersten 
Weltkriegs und nachdem er in Ausrüstungs-
fragen mit den Briten zusammengearbeitet 
hatte, wurde er 1916, als hoher interalliierter 
Beamter, Koordinator des alliierten Nach-
schubs. Von 1920 bis 1923 war er stellvertre-
tender Generalsekretär des Völkerbundes. 
Im Juni 1940 verfasste er den Text eines Vor-
schlags, den der Brigadegeneral Charles de 
Gaulle nach London brachte. Es sollte eine 
französisch-britische Nation geschaffen wer-
den, mit einem gemeinsamen Parlament und 
einer gemeinsamen Armee. Diesen Vorschlag 
hat de Gaulle später nur spärlich erwähnt. 

Jean Monnet hat 1955 den Vorsitz der Ho-
hen Behörde der Montanunion niedergelegt, 
um Europa auf eine originelle Weise als Ge-
meinschaft vorwärts zu bringen. Das Aktions-
komitee für die Vereinigten Staaten von Euro-
pa war keine Organisation mit Statuten. Jean 
Monnet brachte verantwortliche Partei- und 
Gewerkschaftsführer der sechs Gründer-Län-
der zusammen, bis 1968 auch die drei großen 
britischen Parteien, mit George Brown, Denis 
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„gehört die Festlegung der Politik“. Der eine 
setzt sich zusammen aus den Staats- und Re-
gierungschefs der Mitgliedstaaten. Er ent-
scheidet „im Konsens“. Sein Präsident – der 
machtlos ist – wird für zweieinhalb Jahren ge-
wählt und darf einmal wiedergewählt werden. 
Herman Van Rompuy, belgischer Minister-
präsident, wurde es 2010, der polnische Mi-
nisterpräsident Donald Tusk ist es seit 2015. 

Der an sich mächtige Vorsitzende des Ra-
tes ist gesichtslos, denn der Ratsvorsitz wird 
jedes halbe Jahr von einem anderen Staat ge-
führt. Deutschland kommt im zweiten Halb-
jahr 2020 wieder dran. Die echte Macht in 
der Union liegt beim Rat in seinen verschie-
denen Ministerratszusammensetzungen. Er 
entscheidet mit qualifizierter Mehrheit– das 
heißt mit 55 Prozent der Mitglieder, minde-
stens aber 15 Ländern, wenn sie zusammen 
65 Prozent der Bevölkerung der Union aus-
machen. In Wirklichkeit entscheidet der Rat 
auf Vorschlag der vielleicht wichtigsten Ein-
richtung der gesamten Union, des CORE-
PER (Ausschuss der ständigen Vertreter der 
Mitgliedstaaten, AstV). Dennoch haben in 
der EU die Regierungen das Sagen. Ein Sagen, 
das auf wichtigen Gebieten merkwürdig aus-
sieht und die gemeinsame Identität tatsächlich 
schwächt. Das gilt vor allem für die Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik (GASP). 
Mit der Sicherheit ist es jedoch nicht weit her. 
Bereits in der Präambel des Lissabon-Vertrags 
heißt es: Man sei entschlossen, „eine gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik zu ver-
folgen, wozu auch die schrittweise Festlegung 
einer gemeinsamen Verteidigungspolitik ge-
hört, die zu einer gemeinsamen Verteidigung 
führen könnte…“

Also, der Vertrag entscheidet auf diesem 
Gebiet nichts und weist in eine doppelte Zu-
kunft. Mit der Außenpolitik ist es anders, aber 
nicht viel besser. Sicher, das Amt des Hohen 
Vertreters der EU für die Außen- und Sicher-

verbraucher nicht erwarten, dass er die 358 
Artikel des Vertrags von Lissabon liest und 
versteht, aber er könnte von vereinfachten 
Informationen Kenntnis nehmen, vor allem, 
wenn er löblicherweise an der Wahl zum Eu-
ropa-Parlament teilnimmt. Würde das jedoch 
genügen, um der Europäischen Union eine 
klare Identität zu verleihen – und sei es nur in 
den Augen der Wähler? Gewiss sieht er sie als 
ein Ganzes, an das die Bundesrepublik nicht 
angeschlossen ist, sondern von dem sie einge-
schlossen ist. In den Schulbüchern sollte man 
deshalb Artikel 10 des dicken Vertrags zur 
deutschen Einheit wiedergeben, mit seinen 
zwei grundlegenden Feststellungen: 1. Das 
gesamte Europarecht gilt für das erweiterte 
Deutschland. 2. Das Recht der Europäischen 
Gemeinschaft, seine Umsetzung oder Aus-
führung fällt in die Zuständigkeit der Län-
der, es ist von diesen durch landesrechtliche 
Vorschriften umzusetzen oder auszuführen.

Das organisierte Europa hat Institutionen. 
Aber welche davon verschaffen ihm eine Iden-
tität? Sicher nicht der schwer verständliche 
Unterschied zwischen dem Europäischen Rat 
und dem Rat! Ersterer „ist nicht gesetzgebe-
risch tätig“. Der andere ist „gemeinsam mit 
dem Europäischen Parlament als Gesetzgeber 
tätig“. Der Europäische Rat „gibt der Union 
die für ihre Entwicklung erforderlichen Im-
pulse und legt die allgemeinen politischen 
Zielvorstellungen und Prioritäten hierfür 
fest“. Zu den Aufgaben des Rats hingegen 
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einem Veto gegen einen Einzigen von ihnen 
die ganze Kommission stürzen. Das Parla-
ment wählt den Kommissionspräsidenten. 
Sein sozialdemokratischer Präsident, der 
Deutsche Martin Schulz, von 2012 bis 2018 
im Amt, hat viel dazu beigetragen, das Parla-
ment und seine Rechte bekannt zu machen 
und ihm Geltung zu verschaffen. Nachdem 
Schulz nun in der deutschen Politik gelandet 
ist, steht es schlecht um das Parlament. 

Seine Nachfolge ist nach einer unwürdigen 
Kulissenschieberei so entschieden worden, 
dass der neue Präsident kein Prestige hat und 
gar keine Macht mehr ausüben will. Es han-
delt sich um den Italiener Antonio Tajani, mit 
Silvio Berlusconi Begründer der nicht gerade 
gemäßigten Partei Forza Italia, dann Sprecher 
von Berlusconi, bevor er Mitglied der Brüs-
seler Kommission, später Vize-Präsident des 
Parlaments wurde. Es bleibt indessen bei der 
stärkeren Rolle der Kommission, weil sie allein 
die Macht hat, neue Regelungen vorzuschla-
gen und weil diese Regelungen, auch wenn sie 
von Rat und Parlament gebilligt werden, das 
tägliche Leben von Bürgern, Organisationen 
und Staaten in vielfältiger Weise bestimmen.

Der zweite „Vater Europas“ nach Jean 
Monnet war Jacques Delors. Von 1985 bis 
1995 hat er Großes in Brüssel geleistet. Von 
der Charta der Sozialrechte bis zur Einheit-
lichen Europäischen Akte und dem Bericht, 
der den Maastricht-Vertrag und die gemein-
same Währung vorbereitet hat. Delors konnte 
handeln, weil er von Mitterrand und Kohl 
ständig unterstützt wurde. Auch setzte er sich 
von Brüssel aus sehr stark für die Wiederverei-
nigung Deutschlands ein. Deshalb war er auch 
der einzige Ausländer, der unter den deutschen 
Politikern im Reichstagsgebäude saß und bei 
den Einheitsfeierlichkeiten den öffentlichen 
Dank von Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker entgegennehmen durfte.

Die Kommission ist sichtbar. Der Europä-

heitspolitik wurde geschaffen, mit einem Sitz 
als Vize-Präsident der Kommission und einem 
großen Verwaltungsapparat. Von 2009 bis 
2014 war dies Lady Catherine Ashton, eine 
Engländerin ohne Sinn für das Transnatio-
nale, ohne jede vorherige internationale Er-
fahrung und ohne Sprachkenntnisse. Am 30. 
August 2014 ernannte der Rat für fünf Jahre 
die Italienerin Federica Mogherini, die seit Fe-
bruar Außenministerin der Regierung Matteo 
Renzi war. Sie hat sich schneller eingearbeitet 
und ist „sichtbarer“ als ihre Vorgängerin, aber 
wer glaubt, dass man sich in Berlin oder Paris 
oder auch in Rom irgendwie vorschreiben lie-
ße, wie die eigene nationale Außenpolitik aus-
zusehen hat – etwa die Beziehungen zu Russ-
land oder den USA –, täuscht sich gewaltig. 

Die Institution der EU, die das größte iden-
titätsstiftende Potenzial besitzt, sollte eigent-
lich das Parlament sein. Es ist auf der Welt das 
Einzige, das wirklich transnational genannt 
werden darf.  Zwar werden die Abgeordneten 
in den verschiedenen Staaten gewählt, aber sie 
sitzen und wirken nicht in nationalen Frakti-
onen, sondern in internationalen politischen 
Gruppierungen. Die Tatsache, dass Sozial-
demokraten und bürgerliche Volksparteien 
mit je 191 beziehungsweise 221 Sitzen zusam-
men 55 Prozent der 751 Abgeordneten stellen, 
wirkt sich auf die ganze Arbeit des Parlaments 
aus. Die Bevölkerungszahlen bestimmen da-
bei weitgehend die Zahl der Abgeordneten der 
verschiedenen Länder (96 für Deutschland, 74 
für Frankreich, 70 für Italien und für Groß-
britannien, 54 für Spanien, 51 für Polen bis zu 
je sechs für Estland, Zypern, Luxemburg und 
Malta). Die Befugnisse des Parlaments sind 
von Vertrag zu Vertrag erweitert worden. Mit 
seiner achten Wahlperiode (2014/2019) ist es 
zu einem der Eckpfeiler des „Institutionellen 
Dreiecks“ geworden, der bei der Gesetzgebung 
mitwirkt. Es hört die designierten Kommis-
sare der Brüsseler Kommission und kann mit 
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lich gemacht, dass die Zahl der Mitglieder der 
EU ständig gestiegen ist, wobei der Austritt 
des Vereinigten Königsreichs der erste seiner 
Art gewesen ist. Als die 27 Übrigen am 16. 
September 2016 zu einem „informellen Tref-
fen“ in Bratislava zusammenkamen, haben sie 
festgestellt, dass sie, trotz aller Differenzen, 
eine europäische Einheit bilden. Das Wort 
„Euro“ ist in aller Munde. Das Wort „Schen-
gen“ noch mehr. Warum? Weil die Frage der 
Vereinheitlichung Europas nach innen durch 
das Flüchtlingsproblem immer mehr der Sorge 
um den Schutz nach außen gewichen ist. Die 
Verträge von Amsterdam und Lissabon ha-
ben den Inhalt (Verpflichtungen und Rech-
te) des Schengener Abkommens verändert. 
Außer den meisten Mitgliedern der EU sind 
auch die Schweiz, Norwegen und Island im 
Schengenraum dabei. 2004 ist der Beitritt der 
Schweiz sogar mit 54,6 Prozent Ja-Stimmen 
der Bevölkerung begrüßt worden. Großbri-
tannien und Irland haben da nie mitgemacht. 
Zu den Grenzen gehören die Flughäfen im 
Landesinneren, und zu der Zusammenarbeit 
gehört die der Polizeibehörden. Ein Artikel 
des Abkommens, der nach und nach immer 
mehr Bedeutung erlangt, erlaubt die „vorü-
bergehende“ Kontrolle von Personen an ei-
ner Grenze. Schengen sollte zum Inbegriff der 
schönen Einigung Europas werden. Heute ist 
das Wort eine Kampfvokabel gegen ein allzu 
laxes, die Nationen verachtendes Europa.

Gehören Deutschland und Frankreich als 
Paar selbst zu den europäischen Institutionen? 
Die Antwort sollte ein klares Jein sein! Natür-
lich nicht, aber doch. Grassroot-Partnerschaf-
ten haben sich seit den 1950er Jahren ständig 
vermehrt, ebenso die wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit. Der Elysée-Vertrag vom 22. 
Januar 1963 hat manches institutionalisiert 
oder spätere Institutionalisierungen erlaubt, 
so auch die Deutsch-Französische Hochschule 
in Saarbrücken, die keinen Unterricht erteilt, 

ische Gerichtshof ist es weniger, obwohl kaum 
eine andere europäische Institution mehr für 
die Einigung geleistet hat – manchmal durch 
Übertretung ihrer Befugnisse. Die Vereini-
gung auf dem Gebiet des Rechts hat dem deut-
schen Bundesverfassungsgericht viele Fragen 
gestellt, vor allem die der Vorrangstellung 
Luxemburgs gegenüber Karlsruhe – so wie die 
Bundesbank der Europäischen Zentralbank 
untergeordnet ist. Jedenfalls ist die Herstel-
lung der juristischen Identität Europas weit-
gehend vom EuGH erreicht worden. 

Wie steht es um die wirtschaftliche Iden-
tität? Jetzt schon darf Mario Draghi, verehrt 
oder bekämpft, als eine Art Verkörperung des 
wirtschaftlichen Europas gelten, gestützt auf 
den Euro. Die These von Wolfgang Schäub-
le ist seit Jahrzehnten, man solle ein Europa 
mit mehreren Geschwindigkeiten schaffen. 
Diejenigen, die nach vorwärts wollen, sollen 
ruhig Initiativen ergreifen, vorausgesetzt, die 
so geschaffenen Institutionen stehen für alle 
anderen offen. Heute besitzen 19 der 27 Mit-
gliedstaaten den Euro als Währung. Zuletzt 
beigetreten sind Malta (2008), die Slowakei 
(2009), Estland (2011) und Lettland (2014). 
Keines der Euro-Länder ist zu seiner natio-
nalen Währung zurückgekehrt. Die Anzie-
hungskraft einer EU im Werden ist also größer 
als allgemein wahrgenommen. 

Großbritannien hat nie das Pfund dem 
Euro „geopfert“. Aber das Referendum für 
den Brexit, am 23. Juni 2016, hat auch deut-
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wie empfinden das die Anderen in Europa? 
Der Gedanke einer deutsch-französischen 
Herrschaft in Europa, eines deutsch-franzö-
sischen Steuerrads ist zu Recht verworfen wor-
den, aber die Rolle des deutsch-französischen 
Motors wird auch oft unterschätzt. Wenig hät-
te sich in der Gemeinschaft entwickelt ohne 
deutsch-französische Initiativen. Wenn dem 
Motor der Treibstoff neuer Vorschläge fehlt, 
bleibt er stehen. Die schöpferischsten Zeiten 
waren die der Paare Helmut Schmidt  /  Valéry 
Giscard d’Estaing und Helmut Kohl  /  Fran-
çois Mitterrand. Wie sieht es zur Zeit von An-
gela Merkel aus? Nicolas Sarkozy verkündete 
als seinen Vorschlag, was die Kanzlerin ihm 
gerade mitgeteilt hatte. Mit François Hollande 
und Emmanuel Macron gab es den Versuch 
gemeinsamer Vorschläge für Europa. Aber auf 
mindestens drei wichtigen Gebieten waren die 
Unterschiede noch zu groß:

1. Die Aufnahme von Flüchtlingen. Beide 
behaupten, zusammen gebe es eine Gemein-
samkeit, was schlicht unwahr ist. 2. Brexit. Die 
deutsche Seite zeigt eher Nachsicht – so groß 
sind die wirtschaftlichen Interessen Deutsch-
lands im Vereinigten Königreich. Die franzö-
sische Seite zeigt sich eher unnachgiebig, um 
Marine Le Pen und anderen Europa-Gegnern 
zu beweisen, dass ein Frexit große Nachteile 
nach sich ziehen würde. 3. TTIP/CETA. Die 
Verhandlungen für die transatlantische Frei-
handelszone haben Konflikte gezeitigt, die 
nun überholt sind, da Donald Trump zu einem 
harten Protektionismus zurückgekehrt ist. 

sondern gemeinsame Studiengänge verwaltet 
oder schafft. Am 15. Juni 1963 verabschiedete 
der Bundestag, der den Text des Vertrags nicht 
verändern konnte, eine Präambel zum Gesetz, 
das die Ratifizierung erlaubte. Sie enthielt so 
ziemlich alles, was gegen de Gaulles Politik 
gerichtet war: die Hoffnung auf den Beitritt 
Großbritanniens, eine enge Bindung zu Ame-
rika, die Verteidigung im Rahmen der NATO. 

Durch den deutsch-französischen Elysée-
Vertrag wird die intime Zusammenarbeit 
der beiden Heere auf Generalstabsebene und 
darunter organisiert, wie überhaupt die Zu-
sammenarbeit sämtlicher Ministerien. Die 
Minister müssen sich häufig treffen, die hö-
heren Beamten auch, was die direkte Zusam-
menarbeit während (und nach) den persön-
lichen Begegnungen sehr gefördert hat. Die 
deutsch-französischen Gipfeltreffen sind seit 
2003 durch den Deutsch-Französischen Mi-
nisterrat ersetzt worden, zu dem zweimal im 
Jahr alle Regierungsmitglieder beider Staa-
ten erscheinen. Er ist leider immer mehr zu 
einer Pflichtübung geworden. Keine Pflicht-
übung geworden ist die wohl beste Schöpfung 
des Elysée-Vertrags, nämlich die Institution 
des Deutsch-Französischen Jugendwerks 
(DFJW). Die geleistete Arbeit war und ist 
erstaunlich und weitet sich auf andere junge 
Europäer aus – auf viel mehr Arbeiter- und 
Angestelltenkinder als noch vor wenigen Jah-
ren, und dies obwohl sich seine Struktur trau-
rigerweise verändert hat.

Die „deutsch-französische Freundschaft“ 
wird ständig beschworen, am meisten durch 
Erinnerungsfeiern. Aber die Kanzlerin hat es 
ernst gemeint, als sie am 16. Dezember 2015 
im Bundestag mit Blick auf die Attentate von 
Paris sagte: „Die deutsch-französische Freund-
schaft ist ein Teil unserer historischen Verant-
wortung. Sie ist unverrückbarer Teil unserer 
Außenpolitik und sie ist elementar für den 
europäischen Einigungsprozess.“ Wie sehen, 
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Landwirte subventioniert. Anfangs ging es 
ihnen noch um die Modernisierung ihrer Pro-
duktion, oft zum Preis hoher Verschuldung. 
1945 gab es in Frankreich 28.000 Traktoren, 
ein Vierteljahrhundert später 1,2 Millionen. 
Heute beträgt das Budget der GAP 50 Milliar-
den Euro pro Jahr, das sind 38 Prozent des ge-
samten EU-Haushalts. 40 Milliarden sind für 
direkte Hilfen und Maßnahmen zum Schutz 
der Marktbedingungen, zehn Milliarden für 
die „landwirtschaftliche Entwicklung“ (den 
Schutz des ländlichen Raums und den Erhalt 
der biologischen Vielfalt). Die Großen und 
Reichen bekommen mehr als die Kleinen und 
Armen. 80 Prozent der Hilfen gehen an 20 
Prozent der Produzenten, darunter Geflügel- 
und Zuckergroßunternehmen. 

Die Landwirte sind natürlich für die freie 
Marktwirtschaft, aber jeder Betrieb muss 
mit Subventionen am Leben gehalten wer-
den, wenn er bankrott ist. Nicht nur in der 
Landwirtschaft gilt das Prinzip: Gewinne pri-
vatisieren, Verluste sozialisieren. Dabei bleibt 
die GAP weiterhin der größte wirtschaftliche 
Identifikationspunkt des organisierten Euro-
pas. Aber Moment mal: Ist das nicht der Euro? 
Oder die Europäische Zentralbank? 

Einfach ist die Antwort nicht. Die EZB 
hat im Juli 2016 einen großen Sieg davon ge-
tragen. Das Bundesverfassungsgericht hat die 
umstrittene Rettungspolitik der EZB gebilligt 
und vor allem dem Europäischen Gerichtshof 
zugestanden, das beinahe alleinige Entschei-
dungsrecht über europäische Fragen zu bean-
spruchen. In die Enttäuschung vieler Antrag-
steller in Karlsruhe mischte sich Bitterkeit. 
Ist „Super-Mario“ der Retter der Währungs-
einheit und der europäischen Landwirtschaft 
schlechthin? Oft wurde Mario Draghi als To-
tengräber dargestellt, insbesondere von der 
Bundesbank und ihrem ehemaligen Chef Jens 
Weidmann sowie mit fast denselben Worten 
von der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“. 

Verhandelt wird von der EU-Kommission. 
Amerika hat keineswegs den Buy American 
Act von 1933 abgeschafft, und als die franzö-
sische Firma Alstom TGV-Züge an Kalifor-
nien verkaufte, unterwarf man sich der Bedin-
gung, dass die Wagen in Amerika fabriziert 
werden müssen. Amerikanische Firmen dür-
fen jedoch ihre in den USA gefertigten Fa-
brikate weiter nach Europa liefern! Und auch 
amerikanische Filme kommen schon amor-
tisiert nach Europa, was Schutzmaßnahmen 
für französische Filme durchaus rechtfertigt.

Die hervorragende dänische Kommissarin 
Margrethe Vestager will im Namen Europas 
Apple zwingen, mehr Steuern zu zahlen. Ist 
dadurch so etwas wie eine wirtschaftliche eu-
ropäische Identität gesichert? Wohl kaum. 

Das Gegenteil kann ziemlich leicht be-
hauptet werden. Nicht nur, weil immer mehr 
europäische Betriebe von China aufgekauft 
werden, sodass China zu einem wichtigen Teil 
der europäischen Wirtschaft aufgestiegen ist, 
sondern auch durch die negative und die posi-
tive Rolle der USA. Lange wurde Alan Green-
span, Präsident der amerikanischen Zentral-
bank Fed, in Europa wie in den USA hoch 
verehrt. Allerdings ist er es, der die Finanzkri-
se von 2008, an der Europa noch heute leidet, 
verschuldete. Er hat zugelassen, dass unzähli-
ge Familien Kredite erhielten, um Häuser zu 
kaufen, die dann an Wert verloren, sodass die 
Kredite platzten. 

Auf einem Gebiet gibt es allerdings ein 
wirtschaftliches Europa: in der Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP– PAC auf Französisch 
und in der Brüsseler Sprache). Sie ist von der 
EU nicht wegzudenken seit ihrer Einführung 
1958. Sie wurde oft reformiert, jedes Mal un-
ter dem Protest der landwirtschaftlichen Ver-
bände, die jeden Agrar-Kommissar des Verrats 
bezichtigten, angefangen mit dem Niederlän-
der Sicco Mansholt. Bis 1992 galt es, die Preise 
zu stützen, dann wurden die Einkommen der 
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In Deutschland sollen alle 18 bis zum Jahr 
2022 abgestellt werden. Das Atomwerk Fes-
senheim an der französisch-deutschen Gren-
ze sollte gestoppt werden, und sei es nur, weil 
deutsche Experten Sicherheitsmängel festge-
stellt haben. Doch Hollandes Versprechen 
wurde nicht gehalten, und die Bevölkerung 
lief Sturm gegen die Schließung, wegen der 
drastischen Stellenkürzungen in Fessenheim 
und Umgebung.

Die Wirtschaft kann nur dann identifika-
tionsstiftend sein für das organisierte Europa, 
wenn das Gesellschaftliche dazukommt. Die 
vielleicht reichste Gegend der Welt erlebt eine 
dramatische Jugendarbeitslosigkeit. Im Juli 
2016 waren in Deutschland nur 7,2 Prozent 
der unter 25-Jährigen arbeitslos, in Frank-
reich sind es schon 24,4 Prozent, in Portu-
gal 26,3 Prozent, in Italien 39,2 Prozent, in 
Spanien 43,9 Prozent und in Griechenland 
50,3 Prozent. Nur Island steht besser da als 
Deutschland. Ist das ein Beweis dafür, dass 
Deutschland letzten Endes die Personifizie-
rung Europas ist? Die Wirtschaftsdaten, eine 
Mischung aus Bewunderung und Neid bei 
den anderen scheinen darauf hinzuweisen – 
und nicht zuletzt ein heimliches Heer: Immer 
mehr deutsche Beamten besetzen wichtige Po-
sten im EU-Parlament und in der Kommissi-
on. Frankreich hat allmählich auf den alten 
überheblichen Führungsanspruch in Europa 
verzichtet. Premierminister Georges Pompi-
dou hatte noch 1964 in einer Pressekonferenz 
gesagt: „Frankreich soll die Rolle Europas spie-
len“ (nicht: „eine Rolle in Europa“). 

Auch auf deutsch-französischem Gebiet 
sind Veränderungen spürbar. Ist es Zufall, 
dass das gemeinsame, erstaunlich erfolgreiche 
Großunternehmen Airbus lange in den Hän-
den eines deutschen Präsidenten, Thomas En-
ders, lag? Was aber dieses Europa in Wirk-
lichkeit sein sollte, das hat Angela Merkel in 
ihrer Bundestagsrede vom 29. September 2015 

Unbestritten ist, dass er durch seine Entschei-
dung, den Euro um jeden Preis zu retten, die-
sen in der Tat gerettet hat. Ist der massive An-
kauf von Staatsanleihen nicht gefährlich für 
das europäische Bankensystem? Dieses Geld 
ermöglicht, die Wirtschaft durch Darlehen 
anzukurbeln. Dabei könnte die Bundesrepu-
blik besonders froh sein. In Milliarden Euro 
gerechnet, beliefen sich die Ankäufe von 
Staatsanleihen bis Mitte 2016 in Deutschland 
auf 238, in Frankreich auf 189, in Italien auf 
164 und in Spanien auf 118. 

Was aber, wenn sich die Wirtschaft nicht 
erholt? Passt das überhaupt zusammen mit 
dem Druck, der auf alle Länder ausgeübt wird, 
um ihre Finanzen zu sanieren? Ist die EZB 
dabei nicht zu nachsichtig mit Portugal und 
Spanien und vor allem Frankreich? Die Bank 
hält an ihrer Niedrigzinspolitik fest. Das er-
laubt billige Finanzierungen beim Häuser-
kauf, aber schadet den Rentnern und Inve-
storen. Was bleibt, ist, dass der Euro weiterhin 
europäische Identität stiftet – solange seine 
Existenz nicht infrage gestellt wird. Jedoch 
gibt es einige Experten, die genau das fordern, 
wenn auch mit der Voraussage, dass dann die 
neuen nationalen Währungen gleich um 20 
Prozent abgewertet werden müssten. Noch 
größere Unsicherheit besteht im Streit um den 
Atomausstieg. Wo und wie die Endlagerung 
von Atommüll gesichert sein soll, ist nirgends 
je ganz geklärt worden, und Jahrzehnte nach 
Tschernobyl besteht in Europa keine Einheit 
in dieser Frage. Auch nach der Abstimmung 
zum Brexit lässt sich England von Frankreich 
einen besonders teuren Großreaktor mit neu-
er Technik bauen. Die deutschen Reaktoren 
sollen nach und nach vom Netz gehen. Die 
Verteilung der Atommeiler in der Welt zeigt, 
dass die Frage gewiss keine nur europäische 
ist. Aktuell sind in 31 Ländern weltweit 402 
Reaktoren in Betrieb. In der EU stehen 127 
in 15 Ländern, die meisten in Frankreich. 
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mischer Gewalt Moslems sind, darf verschlei-
ert werden, dass der IS dabei ist, einen Genozid 
an den Christen ihres Machtbereichs durch-
zuführen. 2015 gab es in der Welt 60 Millio-
nen Flüchtlinge oder Vertriebene. Ein Teil von 
ihnen versuchte, nach Europa zu kommen, 
und ein Teil von diesen erreichte Deutschland. 
Bevor wir auf die deutsche Problematik kom-
men, sind ein paar Vorbemerkungen nützlich.

Landtagspräsidentin mit türkischen 
Wurzeln

Die Türken in Deutschland sind weder 
Vertriebene noch Flüchtlinge. Das Abkom-
men vom 30. Oktober 1961 zwischen der 
Bundesrepublik und der Türkei sah vor, dass 
900.000 türkische Gastarbeiter (und Arbei-
terinnen – sie stellten etwa ein Fünftel der in 
provisorischen, unbequemen Unterkünften 
untergebrachten Menschen) nach Deutsch-
land kommen würden. Die Ölkrise 1973 be-
endete das Abkommen. Plötzlich waren die 
Türken Immigranten. Heute leben 2,9 Mil-
lionen Menschen mit türkischen Wurzeln 
in Deutschland, darunter 1,5 Millionen mit 
türkischer Staatsangehörigkeit. Dass die Na-
tionalität eine Bedeutung hat, ist von Recep 
Tayyip Erdoğan in seiner Rede in Köln am 
10. Februar 2008 aggressiv angezweifelt wor-
den. Für ihn waren alle Türken Türken, auch 
wenn sie deutsche Staatsbürger geworden wa-
ren: „Ich verstehe die Empfindlichkeit, die Sie 
gegenüber der Assimilation zeigen, sehr gut. 
Niemand kann von Ihnen erwarten, Assimi-
lation zu tolerieren. Niemand kann von Ihnen 
erwarten, dass Sie sich einer Assimilation un-
terwerfen. Denn Assimilation ist ein Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit. Sie sollten sich 
dessen bewusst sein.“

Die Kinder, die zum ersten Mal in der 
Schule mit der deutschen Sprache konfrontiert 

beeindruckend definiert: „Die Europäische 
Union ist eine Wertegemeinschaft und als sol-
che eine Rechts- und Verantwortungsgemein-
schaft.“ Es wäre schön, wenn diese Definition 
für sie und für Europa auch in der aktuellen 
Flüchtlingstragödie Bedeutung hätte.

Bevor die aktuelle Problematik in den 
Blick genommen wird, müssen wir uns ein-
mal die Vergangenheit von Flucht und Ver-
treibung in Erinnerung rufen. Warum ist die 
Bevölkerung von Straßburg noch vor Kriegs-
beginn 1939 zwangsweise evakuiert worden? 
Weil sie als Menschen die Maginot-Linie 
störten, mit der Frankreich nach Osten vertei-
digt werden sollte? Weil Elsässer vielleicht die 
Wehrmacht bei einem deutschen Vormarsch 
freudig begrüßen würden? Jedenfalls wurden 
sie mit wenig Gepäck in Pferdewagons nach 
Mittelfrankreich transportiert, wo man sie 
nicht nur freundlich empfing – die einen als 
Landsleute, die anderen als Fremde. Seit 1947 
wird in Palästina/Israel darüber gestritten, 
was Flucht und was Vertreibung aus den pa-
lästinensischen Dörfern gewesen ist. 

1945 waren Abermillionen Deutsche ver-
trieben worden oder auf der Flucht. Flucht 
vor der Roten Armee, Vertreibung aus Schle-
sien, aus dem Sudetenland, aus Ungarn. Erika 
Steinbach hat gewiss nicht immer nur löbliche 
Dinge gesagt, aber der Grundanspruch für ihr 
Zentrum gegen Vertreibungen war berechtigt. 
Über den genauen Inhalt der Beneš-Dekrete 
wird weiterhin gestritten. Die Gewalttaten 
und Morde, die die Ausweisungen begleiteten, 
sind Tatsachen.

Und heute, wo die meisten Opfer isla-
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teiligung nicht die verfassungsmäßig vorge-
schrieben 50 Prozent erreicht hat, verkündete 
Viktor Orbán, er würde dem fremdenfeind-
lichen Inhalt des Referendums durch ein Ge-
setz Geltung verschaffen. Schlimmer noch: 
Der Erziehungsminister kann einem Journa-
listen einen nationalen Orden verleihen, der 
die „Roms“ (Sinti und Roma) vernichtet sehen 
möchte und moniert, dass „die Juden ihren 
Nasendreck in unsere ungarischen Schwimm-
bäder rotzen dürfen“.

Diskriminierung betrifft nicht nur Neu-
ankömmlinge. 2017, dem Jahr von Trumps 
Amtsantritt, wurden in den USA bis August 
bereits 160 Afroamerikaner von der Polizei 
getötet. Vor der Wahl sagte die afroameri-
kanische Autorin Valerie Wilson Wesley: 
„Trumps Sprache ist gewalttätig und hasser-
füllt. In den USA leben verschiedene Men-
schen. Wenn die Leute nicht mehr die unter-
schiedlichen Identitäten respektieren, bleibt 
nichts übrig als Trump.“ Jedoch „wer die Skla-
verei überlebt hat und die Polizei überlebt, der 
überlebt auch Trump!“

Doch nun zu Angela Merkel: Wenn es 
doch um die Flüchtlingsfrage in Europa gehen 
soll, warum dann mit ihr und mit Deutsch-
land beginnen? Zunächst, weil 2015 rund 
890.000 und in den ersten neun Monaten 
2016 rund 210.000 Flüchtlinge in Deutsch-
land eingetroffen sind, was in anderen Län-
dern Bewunderung und Neid, aber noch mehr 
Zorn ausgelöst hat. Dann, weil diese Zahlen 
von der Entscheidung der Kanzlerin verurs-
acht worden sind. Aus welchen Gründen sie 
sich am 4./5. September 2015 dazu entschie-
den hat, das bleibt ein weit verbreitetes Spiel 
mit Hypothesen, wobei die Zyniker nie an 
eine moralische Begründung glauben wollen.

Aber bleibt nicht jene Aussage von ihr 
vor dem Bundestag am 24. September 2016 
von fundamentaler Bedeutung, auch in der 
Flüchtlingsfrage?: „Die Europäische Union 

würden, sollten gut Deutsch lernen, um beruf-
lich vorwärts zu kommen. Türken würden sie 
dennoch bleiben. Eine erstaunliche Umfrage 
vom Juli 2016 zeitigte folgende Antworten: 
„Fühlen Sie sich eng/sehr eng mit der Türkei 
verbunden?“ Ja: 85 Prozent. „Fühlen Sie sich 
eng/sehr eng mit Deutschland verbunden?“ 
Ja: 87 Prozent. Eine gespaltene Identität ist 
das nicht. Man könnte auch den Vergleich mit 
jüdischen Deutschen und Israel bemühen, nur 
dass ein theoretisch nicht erstaunliches Ereig-
nis in Deutschland als erstaunlich behandelt 
wird. Muhterem Aras ist „die erste Landtags-
präsidentin mit türkischen Wurzeln“. Als sie 
die Tagung des baden-württembergischen 
Parlaments im Mai 2016 eröffnete, sagte sie: 
„Eine Frau mit Migrationshintergrund als Re-
präsentantin dieses Hohen Hauses. Damit ha-
ben Sie ein deutliches Zeichen gesetzt. Ein 
Zeichen für Weltoffenheit, für Toleranz und 
für das Gelingen von Integration.“

Sie hätte hinzufügen können, dass sie auch 
die erste Muslimin war in einem solchen Amt. 
Dass sie 1978 mit ihren Eltern in Stuttgart ge-
landet war und mit zwölf kein Wort deutsch 
sprach, entspricht eher französischen Verhält-
nissen. Leider hat Erdoğan 2016 eine neue 
Identitätsfrage entstehen lassen. Ein Teil 
der Türken in Deutschland – die Anhänger 
Erdoğans – soll sich als Feind anderer Tür-
ken betrachten, insbesondere der Kurden, die 
vom türkischen Herrscher als Feinde gebrand-
markt werden. Seine Stellungnahme könnte 
als Aufruf zur Gewalt gedeutet werden.

Fremdenfeindlichkeit ist mit anderen, 
noch niedrigeren Gefühlen verbunden als 
Nationalismus. In Ungarn ist das Volk dazu 
aufgehetzt worden, durch ein Referendum 
die Ankunft von Flüchtlingen abzulehnen, 
flankiert von schrecklichen pauschalen Lü-
gen über Flüchtlinge, die regelmäßig durch 
die von der Fidesz-Partei beherrschten Me-
dien verbreitet werden. Obwohl die Wahlbe-
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Afghanistan entkommen heißt, der Lebens-
gefahr entronnen zu sein. Die Kinder, die an 
den Küsten von Griechenland und Italien er-
trinken, haben einen Anspruch darauf, von 
Europa aufgenommen zu werden. Aber nun 
kommt aus Nord- und Schwarzafrika eine 
„Welle“ von „Wirtschaftsmigranten“ auf Eu-
ropa zu, von denen die meisten nach Deutsch-
land wollen. Was soll man tun? Was kann ge-
tan werden? Von denen, die angekommenen 
sind, geraten viele mit solchen, die aus ande-
ren Ländern stammen, in Streit, auch in den 
Flüchtlingseinrichtungen – wo nicht wenige 
Frauen männlichen Übergriffen ausgesetzt 
sind. Ein Asylbewerber hat nicht nur diese 
eine Identität. Was sucht er?

Eine neue Heimat, im Sinne des latei-
nischen Wortes ubi bene, ibi patria (Meine 
Heimat ist da, wo es mir gut geht)? Ohne 
irgendeine „Eindeutschung“? Was bedeutet 
die Formel der Kanzlerin „Deutschland bleibt 
Deutschland“? Der Neuankömmling soll 
nach den Grundrechten und Grundpflich-
ten der Bundesrepublik leben. Wie viele ange-
stammte Deutsche tun das in untadeliger Wei-
se? Er soll die deutsche Erinnerungskultur, 
also die Last des Auschwitz-Erbes, mittragen. 
Einen solchen Grad von Assimilation zu for-
dern, ist nicht wenig. (…) Der Neuankömm-
ling soll ferner teilnehmen an der deutschen 
„Leitkultur“. Was diese ist oder sein sollte, 
wird noch erörtert werden. 

Nun zu Frankreich. Warum? Es ist wahr-
lich kein Modell des Aufnahmewillens. Die 
Zahlen zeigen es. Vielleicht, weil die beiden 
größten Parteien, der Front national von Ma-
rine Le Pen und Les Républicains, denen bis 
vor Kurzem Nicolas Sarkozy vorstand, ihre 
Ablehnung gegenüber Flüchtlingen besonders 
hart formuliert hatten? Oder weil ich Fran-
zose und in dieser meiner Identität getroffen 
bin – und ein schlechtes Gewissen habe. Ich 
kämpfe für mehr Menschlichkeit, so gut ich 

ist eine Wertegemeinschaft und als solche eine 
Rechts- und Verantwortungsgemeinschaft.“ 
Es stimmt, dass sie von „temporären Grenz-
kontrollen“ gesprochen hat, von „deutlich 
schnelleren Asylverfahren“, von „Rückfüh-
rung derjenigen, die keine Bleibeperspektive 
haben“ (21.000 Abschiebungen 2015). Aber 
grundsätzlich ist das alles keine Selbstverleug-
nung. Sie hat auch all denen gedankt, die ge-
holfen haben und noch helfen – den Ehren-
amtlichen wie den Beamten. 

Nicht alle deutschen Bürger hießen die 
Flüchtlinge willkommen. Rechtsextremisten 
und Rassisten werden immer häufiger gewalt-
tätig. Von Januar bis Mitte September 2016 
registrierte die Polizei 507 Fälle fremden-
feindlicher Gewalt, doppelt so viele als im 
Vorjahr. Es wurde 78 Mal Feuer gelegt, und 
sieben Menschen wurden getötet. Bei immer 
mehr Deutschen zeigen sich immer mehr Äng-
ste und immer mehr Ablehnung – Angst da-
vor, dass Terroristen unter den Asylsuchen-
den sind. Angst vor der Überfremdung. Angst 
vor „Islamisierung“. Allerdings gab es auch 
schon kämpferische Auseinandersetzungen 
zwischen Sunniten und Schiiten, bei denen 
sich christliche Asylsuchende unwohl fühlen. 
Das Positive und das Negative dürfen nicht 
die grundlegenden Fragen überdecken. Wer 
sind die Flüchtlinge? Aus Syrien und auch aus 
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bei uns“ ist zum Losungswort vieler Kommu-
nen geworden. 

In Marseille treffen wöchentlich zahl-
reiche unbegleitete Minderjährige ein. Alle 
vorgesehen Aufnahmeeinrichtungen sind 
überfüllt. Die Verwaltungsrichter befehlen 
vergeblich, ihre Aufnahme zu organisieren. 
Nehmen Flüchtlinge den Franzosen die Ar-
beitsplätze weg in Zeiten großer Arbeitslo-
sigkeit? Wenige nur erhalten überhaupt eine 
Arbeitserlaubnis. Wie in Deutschland gibt es 
viel Schwarzarbeit. Die Arbeiten, die ihnen of-
fenstehen, sind Berufe, die die Einheimischen 
nicht ausüben wollen. Trotzdem muss ständig 
bewiesen werden, wie in Deutschland, dass 
die Hilfe nicht auf Kosten der autochtonen 
Armen geht. 

Wie lautet schließlich die Kernfrage an 
das organisierte Europa? „Wann ist das Boot 
voll?“ Die Visegrád-Staaten (Polen, Tsche-
chische Republik, Ungarn und Slowakei) ha-
ben ihre Antwort bereits gegeben: Unser Boot 
ist schon voll, von vornherein, und die Euro-
päische Kommission hat sowieso kein Recht, 
Aufnahmequoten zu bestimmen, so klein sie 
bei uns auch sein mögen. Die anderen sollten 
sich weiterhin mit Frontex befassen – das ist 

kann – in Schrift und Wort. Aber wir haben 
keinen Flüchtling bei uns zu Hause, ich be-
wundere die Menschen und die Verbände, die 
das tatsächlich tun, ohne mich selbst zu bemü-
hen. Wir geben lediglich Geld, um den Hel-
fern zu helfen. Frankreich nimmt vor allem 
Syrer, Afghanen und Sudanesen auf. Diejeni-
gen, die die Rechtsstellung eines Flüchtlings 
(statut de réfugié) erhalten, unterschreiben 
einen contrat d’accueil et d’intégration (Ein-
wanderungs- und Integrationsvertrag), der 
ihnen mindestens 120 Stunden Französisch-
unterricht sichert, eine Berufsausbildung, 
kostenlose medizinische Versorgung, Fami-
lienzuschuss und Wohnungshilfe. Einer der 
heftigsten Angriffe gegen die Aufnahmen 
von Flüchtlingen betrifft das regroupement 
familial, den Familiennachzug. Die falschen 
Zahlen, die zu diesem Thema im Umlauf sind, 
umfassen auch die Frauen und Kinder von 
Franzosen, die im Ausland lebten, nach Fran-
kreich zurückgekehrt sind und ihre Familien 
wieder bei sich haben wollen. Nur sechs Pro-
zent dieser Fälle betreffen Flüchtlinge. Immer 
mehr Leute behaupten, die Nation sei in Ge-
fahr durch Flüchtlinge. 

Nur, dass eben die jüngst Dazugekom-
menen, wie der ehemalige Premierminister, 
die Ministerinnen für Erziehung und Ar-
beit oder die Oberbürgermeisterin von Paris, 
völlig normale Mitglieder der Nation sind. 
Letztere, Anne Hidalgo, hat harte Proteste 
hinnehmen müssen, weil sie Aufnahmeein-
richtungen für Flüchtlinge bauen wollte. Die 
vornehmen Viertel von Paris und Umgebung 
weigerten sich, Flüchtlinge, und seien es auch 
nur wenige, aufzunehmen. Dass die Gefahr 
besteht, Terroristen ins Land zu lassen, ist un-
bestreitbar, aber die Anschlagsgefahr kommt 
nicht nur von draußen. Französische Mäd-
chen zwischen 15 und 20 sind jüngst bei der 
konkreten Vorbereitung von Attentaten ent-
deckt worden, ferngesteuert vom IS. „Nicht 
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damit ihre hiesige Kundschaft billige Waren 
kaufen kann. Hundert Millionen Dollar für 
Bernie Ecclestone, den Formel 1-Chef. 3,2 
Millionen für Josef Ackermann als Auflage 
im Mannesmann Prozess. Glücklicherweise 
brauchen auch Superreiche keinen Prozess 
zu fürchten, weil sie persönlich ja einen Sinn 
für die gemeinschaftliche Gesellschaft haben. 
Zwei schöne Beispiele seien erwähnt: War-
ren Buffett, heute 86, hat 95 Prozent seines 
enormen Vermögens wohltätigen Verbänden 
zur Verfügung gestellt. Er sagte, seine Kinder 
würden noch genügend erben, um ein privi-
legiertes Leben zu führen. Am meisten hat er 
an die Bill & Linda Gates Foundation gege-
ben. Gates verdiente mit Microsoft Milliar-
den.1965 verdiente man „oben“ 20 Mal mehr 
als „unten“. Heute ist das Verhältnis 1:276! 

Die französische Vermögensteuer darf das 
Jahreseinkommen nicht übersteigen. Es ist 
ein Leichtes, hohe Lebensversicherungen zu 
nehmen oder Geld in Scheinfirmen unterzu-
bringen. So hat die reichste Frau Frankreichs, 
Liliane Bettencourt, statt 81 Millionen Euro 
Vermögensteuer null Euro bezahlt. Bernard 
Arnault, Chef der Luxusfirma LVLH, hätte  
fünf  Millionen zahlen müssen, überwies dem 
Staat am Ende aber nur 179.000. In Deutsch-
land will die Debatte über die Erbschaftssteu-
er kein Ende nehmen. Wie gering sie im Na-
men der Betriebserhaltung sein sollte oder wie 
hoch in Betracht eines unverdienten Erbver-
mögens, ist auch nach einem neuen Gesetz 
unklar. Der Deutschen Bank geht es schlecht, 
aber Josef Ackermann hat zwischen 2006 und 
2016 ganze 64,5 Millionen Euro erhalten. Die 
beiden Vorstandsmitglieder von 2009, die 
dann Direktoren wurden, haben 50 und 29 
Millionen verdient („verdient“?). Die Deut-
sche Bank hat echte Verbrechen begangen und 
wird in den USA mit vielen Milliarden be-
straft. Es gilt aber das Prinzip „too big to jail“ 
(zu groß, um ins Gefängnis zu kommen), wäh-

die Europäische Agentur für die operative 
Zusammenarbeit an den EU-Außengrenzen. 
Sie wurde 2004 gegründet, hat ihren Sitz in 
Warschau, und ihr Direktor ist der Franzo-
se Fabrice Leggeri. „Frontex “, heißt es, „un-
terstützt die EU-Länder und die assoziierten 
Schengen-Staaten bei der Verwaltung ihrer 
Außengrenzen“. 

Im Dezember 2015 hat die Kommission 
Frontex dann in eine Europäische Agentur 
zum Grenz- und Küstenschutz umgewan-
delt, mit mehr Zuständigkeiten und größe-
ren Mitteln. Rat und Parlament haben dem 
zugestimmt. Es hat viele Reaktionen gegeben, 
die meinten, dass Frontex die Menschenrech-
te verletzt, so wie sie in den Rechtstexten der 
EU definiert werden. Eines ist jedenfalls klar: 
Es geht um die Abschottung der EU und der 
Schengen-Zone gegen Menschen, deren zen-
trale Identität darin besteht, Migranten zu 
sein. Auf diese Weise kann ein durchschnitt-
lich reiches Gebiet geschützt werden. Aber 
wie lange? Wird man auch künftig und dauer-
haft jeden neuen Andrang abwehren können? 
Eine Diskussion über die absehbare Zukunft 
sollte für alle Institutionen der EU zentral 
sein, denn gerade diese Zukunft wird wahr-
scheinlich die Identität des organisierten Eu-
ropas ins Wanken bringen.

Unbegleitete Minderjährige

Die EU muss sich auch mit Fragen von 
Wirtschaft und Ethik beschäftigen. Jeden 
Tag gibt es Nachrichten von chinesischen 
Übernahmen oder Teilankäufen in Unter-
nehmen. Ein völlig undemokratisches Land, 
in dem Millionen Menschen ausgebeutet wer-
den, um den neuen Reichtum zu erarbeiten. 
Die großen europäischen Textil- und Leder-
gesellschaften beuten weiterhin die miserabel 
bezahlten Arbeiterinnen in Bangladesch aus, 
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Das soll gewiss nicht heißen, dass in unserer 
Gesellschaft niemand mehr unten steht. In 
den Großstädten gibt es viele Obdachlose. In 
Paris helfen öffentliche und private Organisa-
tionen mit, ihr Schicksal etwas zu verbessern 
– besonders im Winter.

Wer ist wirklich unten? In Spanien die Ho-
telputzfrauen, die gestreikt haben, weil sie im-
mer mehr ausgebeutet wurden. Alle jemals 
errungenen Vorteile waren weg (bezahlte Fe-
rien, ein paar freie Wochenenden usw.), weil 
die Hotels sie nicht mehr als Angestellte be-
trachten, sondern als selbständige Unterneh-
mer, externe Dienstleister. Unternehmen, die 
an keine Regeln gebunden sind, lassen sie zu 
ganz geringem Lohn stundenlang arbeiten. 
Die Frauen mussten sich dem unterwerfen, 
weil sie bei mehr als 20 Prozent Arbeitslosig-
keit im Land nichts anderes gefunden hätten.

Bis zu besagter Revolte, die teilweise erfolg-
reich war. In der Bundesrepublik hat es den 
Fall einer Kassiererin gegeben, die gefeuert 
wurde, weil sie einen kleinen Pfandbon nicht 
abgegeben hatte. Sie habe das Vertrauen ihres 
Arbeitgebers verloren. Ich schrieb einen ver-
öffentlichten Leserbrief. Ich sagte, ich hätte 
das Vertrauen in die Banken verloren. Wen 
könne ich rauswerfen? (…)Unten sind auch 
die vielen Obdachlosen. Besonders schlimm 
ist da die Lage in den USA, vor allem in San 
Francisco. Unten, jedenfalls in Frankreich, 
sind die Insassen von überfüllten Gefängnis-
sen, wo sie unter menschenunwürdigen Be-
dingungen leben müssen. So sagt es fast jedes 
Jahr der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte. Im Sepember 2016 wurde festge-
stellt, dass in Fresnes, dem größten Gefängnis 
der Pariser Umgebung mit 2.700 Häftlingen 
(und einer Belegungsquote von 191 Prozent 
der Kapazität!), Ratten herumlaufen und mit 
ihrem Kot alles verseuchen. Gewiss werden 
hier echte Kriminelle bestraft, aber die Misere 
erschafft auch neue Kriminelle. Für all diese 

rend ein Ladendieb oder kleiner Dealer gleich 
eine Haftstrafe zu gewärtigen hat. Wird die 
Lage der Bank hingegen allzu dramatisch, gilt 
ein anderes Prinzip, nämlich „too big to fail“. 
Seitdem die Federal Reserve und die ameri-
kanische Regierung am 15. September 2008 
Lehman Brothers haben fallen lassen, was eine 
weltweite Finanzkrise zur Folge hatte, muss 
der Staat, das heißt der Steuerzahler, einsprin-
gen, um das Loch zu stopfen. „Gewinne priva-
tisieren, Verluste sozialisieren“– diese Formel 
haben wir schon gehört.

Was ist ein Kind? In Europa lässt sich das 
ziemlich leicht definieren. Aber UNICEF 
zählt weltweit 191 Millionen Kinder zwischen 
fünf und 14 Jahren, die zum Arbeiten gezwun-
gen oder als Sklaven gehalten werden. Kinder-
soldaten übrigens nicht mitgerechnet. Die In-
ternationale Arbeitsorganisation hatte 2002 
352 Millionen Arbeitende zwischen fünf und 
17 festgestellt. Der 12. Juni 2002 wurde zum 
Welttag gegen die Kinderarbeit ausgerufen. In 
Europa sollte man sich daran erinnern, wie es 
bei uns war. In England hat 1833 der Factory 
Act verboten, Kinder unter neun Jahren in 
der Textilindustrie einzusetzen. In Frankreich 
lag bis 1880 die untere Altersgrenze für den 
Bergbau bei sechs Jahren. Die Kinder konnten 
in die Kohleflöze hineinkriechen, dort wo es 
für Erwachsene zu eng war. Dass sie dabei oft 
tödlich verunglückten oder verkrüppelt wur-
den, störte nur die Wenigsten. 

Einsatz für Kinderrechte

Als ich nach der Befreiung von Marseil-
le 1944 kurz Angestellter einer Hafengesell-
schaft war, konnte ich feststellen, wie hart das 
Be- und Entladen der Schiffe durch die Do-
cker war. Dann kamen die Hebemaschinen, 
und heute braucht es für das Verladen von 
Containern keine große Muskelkraft mehr. 
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gute Schulen besucht haben. Doch nicht nur 
das. Später, als Studenten, haben sie große kul-
turelle Vorteile, beim Museumsbesuch etwa 
oder auch beim Konzertbesuch. Das Vorzei-
gen des Studentenausweises genügt, um einen 
Rabatt zu bekommen. 

Einen Jungarbeiterausweis gibt es nicht. 
Soll man das Verbot von Cannabis aufhe-
ben? Dann wären die Dealer entwaffnet. 
Aber wird den Jugendlichen auch eindring-
lich genug gesagt, dass es klare Beweise da-
für gibt, wie schwer Cannabis-Genuss das 
Gehirn von Jugendlichen bis zum Erwach-
senenalter von 18 Jahren dauerhaft schädigt? 
Und wie viele sind schon im Schüleralter ge-
wohnheitsmäßige Kiffer? Bei uns gibt es eine 
starke „Lobby der Alten“, die insbesondere in 
der Politik die meisten Stellen und Stellungen 
besetzt und gewissermaßen besitzt. Das The-
ma Generationsgerechtigkeit als solches wird 
in Deutschland mehr und besser diskutiert 
als in Frankreich. Unter anderem, weil dort 
das dramatische Schuldenproblem von rechts 
und links beiseite geschoben wird. Jedes Jahr 
verschuldet sich der Staat mehr. Die Zinsen 
allein sind die Nummer zwei im nationalen 
Haushalt – nach Bildung und Erziehung und 
vor der Verteidigung. Die Last der Rückzah-
lungen wird auf die nachfolgenden Generati-
onen verschoben. Die Rentenbeiträge müssen 
steigen, während die zukünftigen Rentner we-
niger bekommen werden. Auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt sprechen die Zahlen für sich. 
Sei es bei den Niedriglohnjobs, bei den befri-
steten Jobs oder bei der Leih- oder Zeitarbeit 
– der Prozentsatz der 15- bis 34-Jährigen ist 
ungefähr dreimal höher als bei den Älteren. 

Kinder gehören in der Regel zur ersten Le-
benshälfte. Deswegen muss gefragt werden, 
wie die Generation der Eltern behandelt wird. 
In Frankreich besser als in Deutschland. Hö-
here Steuererleichterungen. Auch bessere Ren-
ten, vor allem für die Beamten (deren Rente 

da „ganz unten“ ist die Debatte zum Thema 
„Werden die Reichen immer reicher und die 
Armen immer ärmer?“ bedeutungslos. Unten 
sein, kann der Wirklichkeit entsprechen oder 
einer falschen Selbstidentifikation. 

In Deutschland wie in Frankreich heißt 
es ständig: „Ich erhalte zwar Sozialhilfe, aber 
die aufgenommenen Flüchtlinge bekommen 
mehr als ich.“ Die Zahlen beweisen zwar das 
Gegenteil. Die Überzeugung, benachteiligt 
zu sein, bleibt. Werden nun in Wirklichkeit 
die Reichen immer reicher und die Arme im-
mer ärmer? Vieles weist darauf hin, dass die 
Antwort „ja“ heißt, aber nicht alle Gegenar-
gumente sind bedeutungslos. Es ist wahr, dass 
wenn „oben“ mehr verdient wird, der Durch-
schnitt steigt und die vom Durchschnitt aus 
gemessene Armut wächst. Arm sollte jedoch 
jeder Lohnempfänger genannt werden, der 
arbeitslos wird, sobald sein Betrieb sich für 
Massenentlassungen entscheidet – oft nur, um 
den Börsenkurs zu erhöhen. 

Jung sein in Europa

Jung sein heißt in Deutschland etwas an-
deres als in Frankreich. In der Jungen Union 
oder bei den Jusos darf man bis 35 bleiben. 
Erstaunlich! Die Grundfragen bleiben jedoch 
dieselben in beiden Ländern. Nur zwei seien 
genannt. Die Zukunft von Gymnasiasten ist 
gesicherter als die von Schülern, die weniger 
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Antwort negativ ausgefallen. Das Gleiche gilt 
für die Ostverträge, die Willy Brandt 1970 
in Warschau und Moskau unterzeichnet hat. 

Wie Meinungen künstlich durch Lügen 
und eine frei erfundene Identität der Europä-
ischen Union fabriziert werden können, das 
ließ sich in England vor der Brexit-Abstim-
mung beobachten. 

Boris Johnson hat behauptet, die EU koste 
Großbritannien 350 Millionen Pfund (404 
Millionen Euro) pro Woche, und der Beitritt 
der Türkei stünde kurz bevor. Die drei großen 
People-Zeitungen, „Daily Mail“, „Daily Ex-
press“ und „The Sun“, zusammen sechs Mil-
lionen Exemplare täglich, haben sich in Lügen 
übertroffen, vor allem zum Thema „Flücht-
lingswelle“– mit der Behauptung – ernsthaft! 
– dass ein EU-Beitritt Syriens und Iraks zu 
erwarten sei. Die EU wolle angeblich einen 
Superstaat schaffen, der es unmöglich machen 
würde, Terroristen vor englische Gerichte zu 
bringen. Und die Royal Navy würde innerhalb 
einer europäischen Streitkraft nicht mehr be-
stehen. Ohne all diese Unwahrheiten hätte es 
kein „Ja“ zum Brexit gegeben. 

In Moskau herrscht Putin noch vollkom-
mener über die Medien als der Beauftragte 
in Budapest. Nach innen und nach außen 
darf er seinen Bürgern völlig falsche Fakten 
auftischen. Die EU und die NATO werden 
natürlich aller Sünden dieser Welt bezichti-
gt. Systematisch wird auch Deutschland eine 
erfundene Identität auferlegt. Donald Trump 

nach dem Gehalt der letzten sechs Monate 
berechnet wird, bei allen anderen jedoch auf 
dem Durchschnitt der letzten 25 Jahre). Ich 
wage es, mein persönliches Beispiel zu geben. 
Mit vier Kindern erhalte ich als Rente nicht 
75 Prozent meines letzten Gehalts, sondern 
86 Prozent. Mit sieben Kindern bekommt 
man 100 Prozent. Das achte Kind bringt 
nichts mehr. In Deutschland hat das Bun-
desverfassungsgericht 2001 festgestellt, dass 
kinderreiche Familien „wegen der Erziehung 
zu ihrem Nachteil auf Konsum und Vermö-
gensbildung verzichtet haben“, obwohl diese 
Kinder später die Renten der Kinderlosen be-
zahlen werden. Eine Generationenungerech-
tigkeit? Der Kinderlose hat immerhin ständig 
mehr Steuern bezahlt.

Welche Rolle spielen die Medien? 2016 ist 
ein wertvolles Buch erschienen. Es heißt „Pe-
gida – Warnsignale aus Dresden“ und wurde 
von Werner Patzelt und Joachim Klose heraus-
gegeben. In den Beiträgen, die gut 500 Seiten 
füllen, werden Grundfragen der Medienwelt 
angesprochen. Was sagen die Pegida-Leute? 
Entspricht das Gesagte der Realität? Inwie-
weit beeinflusst das bewusst Falsche andere 
Menschen? Damit wären wir bei den Mei-
nungsforschern. Interessante Fragen bringen 
interessante Antwortzahlen. Nur dass die de-
moskopischen Institute die Entscheidungs-
träger beeinflussen. Staatspräsident Nico-
las Sarkozy ließ täglich geheime Umfragen 
durchführen, um zu erfahren, was er sagen 
sollte und was nicht. Seit Kurzem weiß man 
besser, wie viele nichtveröffentlichte Umfra-
gen der Kanzlerin vorgelegt worden sind und 
vielleicht die Inhalte, sicher aber die Formu-
lierungen ihrer Politik beeinflusst haben. 
Glücklicherweise widersprechen große Ent-
scheidungen manchmal der Demoskopie. 
Hätte Angela Merkel Allensbach beauftragt, 
um herauszufinden, ob Deutschland Flücht-
linge aufnehmen sollte oder nicht, so wäre die 
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terkundgebung nie ähnliche Bezugszahlen 
genannt wurden. Im April 2016 wollte die 
Zeitung beweisen, dass das Institut d’études 
politiques von Rechtsaußen unterwandert 
war. Daher titelte man: „Alain de Benoist 
mit offenen Armen in Sciences po empfan-
gen.“ Untertitel: „Studenten haben die Gal-
lionsfigur der Neuen Rechten eingeladen.“ 
In dem Artikel erfuhr man, dass der Hörsaal 
nur 50 Plätze hatte und die Direktion daran 
erinnerte, dass im Institut jede Gruppe von 
mindestens 30 Studenten die Freiheit habe, 
jeden beliebigen Redner einzuladen. 

Spotten, was das Zeug hält

Eine Zeitung hat nicht für jeden Leser un-
bedingt dieselbe Identität. Seit 1992 besteht 
in Sciences po ein Alfred-Grosser-Lehrstuhl, 
der jedes Jahr von einem anderen deutschen 
Professor zu besetzen ist. Das Institut gibt in 
der „Zeit“ eine Anzeige auf, woraufhin sich 
ein gutes Dutzend Bewerber meldete. „Die 
,Zeit‘ ist das Anzeigeblatt der deutschen Uni-
versitäten! Oft heißt es, was für nicht weni-
ge französische Provinzzeitungen gilt: viele 
Werbeseiten, die durch ein paar von Journa-
listen geschriebenen Artikeln unterbrochen 
werden. Das gilt jedoch nicht für die vielleicht 
wichtigste französische Wochenzeitung, „Le 
Canard enchaîné“. Keine Werbung, seit 1991 
derselbe Verkaufspreis und doch ständig Ge-
winn. 2015 lag der Vertrieb bei 392.000 Ex-
emplaren und der Netto-Gewinn bei 2,3 Mil-
lionen Euro – die nicht verteilt, sondern zur 
Reserve werden, um die Unabhängigkeit auch 
weiterhin zu wahren, selbst wenn es einmal 
schlechter gehen sollte. Trotzdem gehören 
die Redakteure zu den bestbezahlten in ganz 
Frankreich. „Le Canard“ ist seit dem Ersten 
Weltkrieg der politischen Satire gewidmet, 
aber deckte auch gesellschaftliche und wirt-

hat so etwas wie einen Weltrekord der Lüge 
aufgestellt. Dabei ging es ihm gar nicht um die 
Wahrheit der verkündeten Fakten. Er wollte 
nur mit irgendwelchen Behauptungen aufsta-
cheln. Die Lüge wurde zum Hinter- und Vor-
dergrund des Wahlkampfes – ganz nach dem 
französischen Sprichwort: „Plus c’est gros, 
plus ça passe“(„Je dicker, desto besser kommt 
es an“). In Frankreich bekommen wir auch 
grobe Entstellungen zu hören, zum Beispiel 
von Marine Le Pen und Nicolas Sarkozy. Die 
Tageszeitung „Libération“, in diesem Punkt 
leider viel zu wenig gelesen, hat eine Rubrik 
„Désintox“ („entgiften“), in der sie wirkliche 
Zahlen und Fakten den behaupteten nüch-
tern gegenüberstellt. So verkündete Laurent 
Wauquiez, ultrarechter Präsident der Regi-
on Auvergne-Rhône-Alpes, dass Frankreich 
ständig deutsche Lokomotiven kauft und die 
Deutschen nur deutsche. Désintox zeigt, dass 
fast alle französischen Maschinen in Frank-
reich hergestellt wurden, die deutschen jedoch 
den französischen „Wirtschaftspatriotismus“ 
nicht praktizieren und deutsche Lokomotiven 
auch in Polen und in der Tschechischen Re-
publik herstellen lassen.

Auch subtilere, weniger aggressive Metho-
den finden Anwendung. 1974, zu der Zeit, als 
ich regelmäßig für „Le Monde“ Kolumnen 
schrieb, fragte mich der Direktor des Blattes, 
Jacques Fauvet, warum ich unsere Zeitung so 
oft kritisiere. Ich antwortete, ich würde sie 
einen Monat lang genau lesen und ihm dann 
einen Bericht schicken, der am Ende 30 Seiten 
lang wurde. Größere Sachen wurden darin 
behandelt: der stets abfällige Stil in den Be-
richten über Deutschland und die USA, die 
Abwesenheit jeglicher Kritik an China. Und 
kleinere: Eine Kundgebung im Justizpalast 
von 300 Anwälten gefiel der Zeitung nicht, 
daher setzte man eine Klammer hinter die 
Zahl 300 („unter 2.500 Pariser Anwälten“). 
Ich fragte, wieso für Studenten- oder Arbei-
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Fernsehnachrichten bei „TF1“ und „France2“ 
von 20.00 Uhr bis 20.30 Uhr. In Frankreich 
wie in Deutschland beherrschen wenige große 
Pressegruppen den Informationsmarkt, die 
nicht notwendigerweise den Zeitungen eine 
Linie auferlegen. In Deutschland scheint die 
Holtzbrinck-Gruppe (deren nationale und in-
ternationale Breite in Frankreich kein Eben-
bild hat) den von ihr in Besitz genommenen 
Redaktionen viel Spielraum zu lassen. Dabei 
ist es gar nicht sicher, ob es in Zukunft noch 
gedruckte Zeitungen geben wird. 

Das Schlimme bei Facebook, dieser wun-
derbaren Erfindung von Mark Zuckerberg, die 
ihn zum Milliardär gemacht hat, ist nicht die 
Art, wie meist eher junge Leute ihre Intimität 
preisgeben. Es ist die Leichtigkeit, mit der Mit-
menschen diffamierend identifiziert werden 
können. Bevor jemand von seiner Diffamie-
rung erfährt, haben schon Hunderttausen-
de die „Nachricht“ erhalten, so dass ein Wi-
derruf zwecklos ist, weil keiner kontrollieren 
kann, an wen sie gegangen ist. Die bekannte 
Arie in Rossinis „Barbier von Sevilla“ über die 
Verleumdung verblasst völlig vor der heutigen 
Zeit – in der die meisten Nutzer von Facebook 
über Rossini und seine Oper nichts wissen.

Seit 1984 weiß ich, was Kultur ist. Der 
„Stern“ veröffentlichte eine ausführliche Um-
frage des Allensbacher Instituts. „Was gehört 
nach Ihrer Meinung unbedingt zur Kultur?“ 
– Goethe: 84,5 Prozent, Mozart: 80,2 Pro-
zent, Fernsehen: 10,6 Prozent. „Was machen 
Sie am liebsten in Ihrer Freizeit? – Fernsehen: 
66,9 Prozent.“ Goethe und Mozart tauchen 
da nicht mehr auf. Fazit: Die Kultur ist et-
was, dessen Gebrauch man anderen überlässt! 
Eine ernstere, ungewöhnliche Definition von 
Kultur ist diese: 1967 war ich sehr beeindruckt 
von dem Buch „Les enfants de Barbiana. Let-
tre à une maîtresse d’école“ (dt. „Scuola di 
Barbiana. Die Schülerschule. Briefe an eine 
Lehrerin“, 1984). Der Text ist wirklich von 

schaftliche Skandale auf, die nur durch ihn 
bekannt wurden – und manchmal erst nach 
Jahren als solche öffentlich anerkannt werden. 

Das Blatt klärt über viele Hintergründe 
der Regierung und der Opposition auf, spot-
tet ,was das Zeug hält, erklärt noch mehr und 
wird gelesen vom gesamten politischen Spek-
trum sowie vielen politisch Interessierten. Un-
ter Vichy und der deutschen Besatzung verbo-
ten, war für uns in Marseille seine Rückkehr 
auf die Pressebühne nach der Befreiung der 
Beweis dafür, dass wirklich die Freiheit zurück 
war. Da es nur wenig Papier gab und die Exem-
plare knapp waren, mieteten einige von uns ein 
Exemplar für eine Stunde und brachten es ge-
lesen brav dem Zeitungsverkäufer zurück. In 
den jüngsten Jahren ist „Le Canard“ so gut wie 
nie eines Irrtums überführt oder einer Entstel-
lung wegen verklagt worden – und gewinnt 
regelmäßig alle gegen ihn geführten Prozesse. 

Inwieweit ist „Le Canard“ dem deutschen 
„Spiegel“ ähnlich? Der Vergleich liegt nahe, 
aber beim Canard hat nie ein Redakteur– wie 
Conrad Ahlers 1962 – im Gefängnis sitzen 
müssen wegen Hochverrats. Da ich Ahlers seit 
1947 als guten Redakteur der Jugendzeitung 
„Benjamin“ kannte und Franz Josef Strauß so-
wieso nicht mochte, fühlte ich mich besonders 
angesprochen. 1966 wurde ich zusammen mit 
meinem Kollegen und ehemaligen Studenten 
Jürgen Seifert Mitherausgeber von „Die Spie-
gelaffäre – Die Staatsmacht und ihre Kon-
trolle“. Später kamen Auseinandersetzungen 
mit Rudolf Augstein hinzu, der manchmal 
Skandalöses geschrieben hatte. 

Wer kann sagen, was die Identität einer 
Zeitung ist? In Deutschland bestehen noch 
zahlreiche Blätter, die in Familienbesitz sind 
und viel Information enthalten, während in 
Frankreich die meisten – auch größere Regio-
nalzeitungen – völlig leer sind, sofern man po-
litische und internationale Nachrichten und 
Kommentare erwartet. Das gilt auch für die 

Demokratie in der Defensive



61

oder auch nicht. In Paris sind die Plätze so 
spärlich, dass man die Kleinen eigentlich vor 
der Geburt einschreiben sollte. Auf die Über-
zeugung eines deutschen Gerichts, der Staat 
schulde den Familien, die keinen Platz gefun-
den haben, eine Entschädigung, ist in Frank-
reich bis jetzt niemand gekommen! Kann man 
Schüler von sechs oder sieben Jahren weltoffen 
machen? Die Antwort ist ja, wenn man so han-
delt wie die Gemeinden von Edingen-Neckar-
hausen, nahe Mannheim, und Plouguerneau 
bei Brest, am westlichen Ende Europas. Sie 
sind seit mehr als 50 Jahren als Partnerstädte 
verbunden. Jedes Jahr verbringen einige Hun-
dert aus jeder Stadt Wochen oder Monate in 
der anderen. Und welche Freude, die kleinen 
Schüler von Plouguerneau deutsche Lieder 
singen zu hören! Der Nachwuchs der jumelage 
(Städtepartnerschaft) ist gesichert, und die 
Kleinen werden in jüngsten Jahren viel über 
Deutschland und auch über Europa erfahren.

Alfred Grosser ist emeritierter Professor 
für Politikwissenschaft am Institut d‘Etudes 
Politiques in Paris und Journalist, außerdem 
Friedenspreisträger des Deutschen Buchhan-
dels, Träger des großen Verdienstkreuzes mit 
Stern und Schulterband der Bundesrepublik 
Deutschland, der Wilhelm-Leuschner-Medaille 
2004 sowie vieler anderer Auszeichnungen 
und Preise. Er ist Autor zahlreicher Publika-
tionen und Mittler zwischen Franzosen und 
Deutschen, Ungläubigen und Gläubigen, Euro-
päern und Menschen anderer Kontinente. Die-
ser Text geht auf sein im Bonner Dietz Verlag 
erschienenes Buch „Le Mensch – Die Ethik der 
Identitäten“ zurück.

ehemaligen Schülern dieser berühmt gewor-
denen Schule geschrieben worden. Sie stel-
len der Lehrerin die Frage: Pierino, der Sohn 
vom Doktor, hat Zeit, Fabeln zu lesen. Aber 
Gianni nicht. Mit 15 ist er aus Ihren Händen 
geglitten. Jetzt ist er in der Fabrik. Er braucht 
nicht zu wissen, ob Jupiter Minerva geboren 
hat oder umgekehrt. Im Unterricht wäre der 
Arbeitsvertrag der Metallarbeiter besser am 
Platz gewesen. „Sie haben ihn nicht gelesen? 
Nun, Sie sollten sich schämen. Für eine hal-
be Million Familien bedeutet er das Leben 
schlechthin. Sie und Ihresgleichen sagen unter 
sich, dass sie gebildet sind. Sie haben alle die 
gleichen Bücher gelesen. Niemand verlangt je 
etwas anderes von Ihnen.“

Die Schüler haben Recht. Das Wissen um 
die Gesellschaft sollte zur Kultur gehören. 

Nur, wo hört das auf? Von einem Physi-
ker, der viel in Ausstellungen geht, sagt man, 
er sei kultiviert. Von einem Musiker, der kei-
ne Ahnung von Wissenschaft hat, sagt man 
nicht, er sei unkultiviert. Noch einmal anders: 
Wenn einer unserer beiden Enkelsöhne, die 22 
und 23 alt sind, zu uns kommen und mitbe-
kommen, dass wir gerade Mozart oder Bach 
hören, sagen sie: „Schon wieder eure Musik!“ 
(Die drei Enkelinnen sagen nicht alle dassel-
be.) Einer der beiden hat Tolstois und Dosto-
jewskis Werke komplett gelesen, aber seine li-
terarische Kultur ist nicht seine musikalische. 
Der Nobelpreis für Bob Dylan hat ihn gefreut. 
Warum soll Bruce Springsteen, den ich auch 
sehr mag, nicht zur Kultur gehören? Für die 
Jüngeren ist dieser Sänger schon so etwas wie 
eine Antiquität! 

Die ganz kleinen Kinder in beiden Län-
dern kommen in crèches oder Kitas unter – 
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und das Auftreten resistenter Bakterien und 
so weiter – all dies wird Ihre Phantasie anregen. 

Als mein Vater im Jahr 1900 geboren wurde 
– ich spreche von meinem Vater, nicht von alter 
Geschichte – waren wir 1,5 Milliarden Men-
schen. Seitdem haben wir die 7,6 Milliarden 
erreicht und wachsen jedes Jahr um weitere 80 
Millionen. In einigen Dingen sind wir tatsäch-
lich gut. Aber wenn wir diese Bevölkerungs-
explosion mit der Tatsache zusammenbringen, 
dass unser Ehrgeiz im Leben im Allgemeinen 
darin besteht, mehr Dinge zu kaufen, dann ist 
offensichtlich, dass wir bald an eine Wand fah-
ren werden. Wir haben keine sanfte Landung 
vor uns, es ist eine Frage der Trägheit. Wie ein 
brillanter amerikanischer Gelehrter meinte, 
kann nur ein Idiot oder ein Ökonom denken, 
dass wir unseren Konsum auf einem begrenz-
ten Planeten auf unbestimmte Zeit ausdehnen 
können. So weit zum Planeten.

Lassen Sie mich auf die wenigen Glück-
lichen kommen; hier ist die Crédit Suisse 
großzügig mit Zahlen über Ungleichheit und 
Oxfam damit, die Botschaft zu verbreiten. Der 
Elefant im Raum ist natürlich die Tatsache, 
dass ein Prozent der reichsten Familien mehr 
Reichtum haben als die verbleibenden 99 Pro-
zent. Und 26 Familien haben mehr als die 3,8 
Milliarden in der unteren Hälfte unserer Welt-
gesellschaft, wie in Davos vorgestellt wurde. 
Sie müssen immens produktiv sein, denn wir 
könnten uns nicht vorstellen, dass sie all diese 
Vermögen angehäuft haben, ohne sie verdient 

Falls Sie es nicht bemerkt haben: Unse-
re Herausforderungen sind lächerlich 
einfach. Wir zerstören den einzigen Pla-

neten, den wir haben, zum Wohle einiger weni-
ger Glücklicher und die Ressourcen, um etwas 
dagegen zu tun, verweilen in Steueroasen und 
anderen spekulativen Abzweigungen. Es sind 
nicht nur der Klimawandel und die Dramen, 
die er hervorruft – ich denke mal, Sie haben 
den Stern-Bericht nicht gelesen – sondern die 
generelle Verschmutzung von Süßwasser, die 
Abholzung der Wälder, die Sterilisierung des 
Bodens durch Monokultur, übermäßige Bear-
beitung des Bodens und Chemie, die Zerstö-
rung der biologischen Vielfalt (zwischen 1970 
und 2010 haben wir 52 Prozent der Wirbeltiere 
verloren), die Zerstreuung der Bienen und In-
sekten im Allgemeinen, das Drama der Über-
fischung, die Antibiotika in unserem Essen 

Unser globales Durcheinander Was tun gegen Populismus 
und Extremismus? Für den brasilianischen Wirtschafts-
wissenschaftler Ladislau Dowbor bedeutet Kultur mehr 
als nur Mozart zu genießen oder über Picasso zu staunen. 
Wenn es darum geht, eine zivilisierte Gesellschaft zu orga-
nisieren, spielt der Zugang zu Wissen die Hauptrolle. Ein 
Plädoyer für eine radikale Open-Access-Politik. 
Von Ladislau Dowbor
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 „Das sind also unsere Dramen: die 
Herausforderung der Umwelt und 
die soziale Herausforderung. Wir 
müssen damit aufhören, unsere na-
türliche Welt zu zerstören und wir 
müssen die soziale und wirtschaft-
liche Einbindung der Milliarden 
von Abgehängten organisieren.“

zu haben. Haben Sie „Unjust Deserts: How the 
Rich Are Taking Our Common Inheritance“ 
von Gar Alperovitz und Lew Daly gelesen? 
Sehr anregend. 

Und um es Ihnen zu ersparen, die 720 Sei-
ten von Thomas Pikettys Studie über das Ka-
pital in unserem Jahrhundert durchzugehen, 
komme ich gleich auf die grundlegende Tatsa-
che: Das eigene Geld in Finanzpapieren anzu-
legen, zahlte sich mit ungefähr sieben bis neun 
Prozent in den letzten Jahrzehnten aus, wäh-
rend die Produktion von Gütern und Dienst-
leistungen, wie in den weltweiten BIP-Zah-
len berechnet, nur einen Fortschritt zwischen 
zwei und 2,5 Prozent zeigt. Und bedenken Sie 
freundlicherweise: Ein Milliardär, der seine 
Milliarde in Papieren anlegt, die lediglich fünf 
Prozent pro Jahr einbringen, verdient 137.000 
Dollar pro Tag. Und am nächsten Tag wird er 
Zinsen für eine Milliarde plus 137.000 Dol-
lar verdienen und so weiter. Im Finanzwesen 
nennt man das den „Schneeballeffekt“. Und 
der Typ muss nichts herstellen, sondern ein-
fach nur hin und wieder den Hedgefonds oder 
die Leute in Panama anrufen, um zu hören, wie 
es läuft. Nun, dies ist eine freie und demokra-
tische Welt und jeder kann teilnehmen, es sei 
denn, es fehlt das Geld dazu, was buchstäblich 
ziemlich ungünstig ist. Natürlich ist dies bei 
der großen Mehrheit der Fall. 

Das sind also unsere Dramen: die Heraus-

forderung der Umwelt und die soziale He-
rausforderung. Wir müssen damit aufhören, 
unsere natürliche Welt zu zerstören und wir 
müssen die soziale und wirtschaftliche Ein-
bindung der Milliarden von Abgehängten or-
ganisieren. Wir wissen, was wir tun sollten. 
Die Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs) 
haben dies in 17 und 169 Unterzielen sehr gut 
zusammengestellt. Die Gipfel in New York 
und Paris im Jahr 2015 waren ein Erfolg und 
sorgten für Begeisterung, bis der dritte Gipfel 
in Addis Ababa versuchte, die entsprechenden 
finanziellen Mittel aufzutreiben. Sie haben es 
erraten, es war ein Fiasko. Aber Paris konnte 
der Entscheidung zustimmen, jedes Jahr 100 
Milliarden Dollar zu generieren, um sich dem 
Umweltdrama zu stellen. Ich erinnere mich, 
dass meine erste Reaktion war, dies für eine 
ziemliche Verpflichtung zu halten.

Aber dann verglich ich das mit den Zahlen 
der Steueroasen. Im Jahr 2012 haben wir laut 
dem Tax Justice Network zwischen 21 und 
32 Billionen Dollar verschwinden lassen. Der 
„Economist“ hat es abgerundet auf 20 Billi-
onen, aber dies ändert nichts an meinem Ar-
gument: 20 Billionen sind 200 Mal so viel wie 
die 100 Milliarden, die in Paris so ehrgeizig als 
Ziel postuliert worden sind. Das Geld in Steu-
eroasen kommt im Wesentlichen aus Steuer-
hinterziehung, Geldwäsche, Korruption und 
Spekulation. Die Verpflichtung, 100 Milliar-
den aufzubringen, erforderte die Teilnahme 
von Staatsoberhäuptern der ganzen Welt mit 
lobenswerten Zielen. 200 Mal so viel in Steu-
eroasen zu stecken, dafür brauchte es lediglich 
Hinterzimmer in Banken, die man großzügig 
„Abteilungen für Steueroptimierung“ nennt. 
Direkt neben den Compliance-Abteilungen. 
Dies ist alles ein Witz. Ein schlechter. Wir wis-
sen, was wir tun müssen, um die Umweltka-
tastrophe einzudämmen, wir wissen, was wir 
tun müssen, um Ungleichheit zu verringern, 
wir wissen, wo das Geld ist, und wir unterneh-
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man die Eliten nicht einfach beiseiteschieben, 
insbesondere, wenn man riesige Ölreserven 
und strategische amerikanische Interessen ne-
benan hat. Die Eliten kämpften sich zurück, 
wie in Brasilien, in Argentinien und anderen 
Ländern. In gewisser Weise kannst du nicht 
mit ihnen regieren, weil sie sich selbst so weit-
gehend dienen, und du kannst nicht ohne sie 
regieren, weil sie starke Zähne haben, mit de-
nen sie sich an ihren Privilegien festbeißen. 
Die grundlegende Frage ist also nicht, wen wir 
am meisten mögen, unabhängig von den aus-
geklügelten politischen Argumenten, die wir 
erfinden, um unsere Bauchgefühle zu beruhi-
gen. Das Problem ist, dass man ein Land mit ei-
ner schrecklichen Ungleichheit nicht regieren 
kann. Die Armen der Welt sind keine Masse 
uninformierter Individuen mehr, und sie är-
gern sich über die offensichtliche Absurdität, 
dass sie ihre Kinder nicht ernähren können 
oder keinen Zugang zu anständigen Gesund-
heitseinrichtungen oder zu angemessener Bil-
dung und so weiter haben. Die Massen sind 
kein gefügiger, schlafender Pool mehr. Sie sind 
verrückt und stimmen für jeden, der verspricht, 
das System zu treffen, der sich als Politiker au-
ßerhalb der Politik präsentiert. Und die Rei-
chen sind mächtig und so vernetzt, dass jeder 
Versuch der Wirtschaftsdemokratie sabotiert 
wird. Es ist eine Pattsituation. 

Dieser Planet ist zu klein geworden, und 
die Reichen und Armen sind sich zu nahe, und 
die Informationen sind zu undicht, als dass 
wir uns vorstellen könnten, dass wir diese un-
gleiche Welt in Frieden halten können. Ihr, 
die ihr diese Arbeit lest und wahrscheinlich 
einen Universitätsabschluss habt, denkt bit-
te daran, dass jedes dunkle Kind in Soweto 
oder in der Rocinha Favela in Rio die gleiche 
Intelligenz hat wie ihr, aber nicht nur keine 
Chancen, sondern auch das Bewusstsein, dass 
sie ihm verweigert werden. Das funktioniert 
nicht. Nicht mit Billionen, die versuchen, ein 

men kaum etwas in dieser Hinsicht. Ich nen-
ne es das moderne Bermuda-Dreieck, und der 
Begriff ist hier durchaus angemessen. Unsere 
größte Herausforderung besteht nicht darin, 
herauszufinden, was zu tun ist, oder was wir 
tun sollten, sondern den Entscheidungsprozess 
in Gang zu setzen und die Zügel wieder in un-
sere Hände zu bekommen. 

Ich stelle mir vor, wie die Titanic den Eis-
berg entdeckt. Sollen wir ihm links oder rechts 
ausweichen? Sollen wir den Kapitän wecken? 
Umkehren oder beschleunigen, um besser 
manövrieren zu können? Lasst uns darüber 
diskutieren. Fügen Sie Politiker und viele An-
wälte hinzu, die verschiedene Sprachen spre-
chen und gegensätzliche Interessen vertreten 
und Sie haben unseren weltweiten Entschei-
dungsprozess. Wir befinden uns nicht nur in 
einem ökologischen, sozialen und finanziellen 
Schlamassel, wir erleben einen Missklang der 
Entscheidungsfindung. Wir haben nicht nur 
die Probleme, uns fehlen auch die Instrumente, 
um ihnen entgegenzutreten. 

Lassen Sie mich das Beispiel Venezuelas an-
führen. Nach Ihrem sogenannten Bauchgefühl 
sind Sie entweder über die Maduro-Diktatur 
empört oder über eine weitere ölraubende 
amerikanische Initiative. Es gibt natürlich 
eine ganze Menge von beidem, aber machen 
Sie ein paar Schritte zurück. Warum tauchte 
Chávez überhaupt auf? Die venezolanische Eli-
te hat nie einen Finger bewegt, um in die Wirt-
schaft ihres Landes oder in die Wohlfahrt ihrer 
Bevölkerung zu investieren. Sie lebten bequem 
von den Ölexportgebühren. Und „bequem“ ist 
natürlich eine Untertreibung. Sie hatten ihre 
politische Unterstützung in den USA, nicht 
in Venezuela. Als die Bevölkerung wuchs, ver-
schlechterte sich die Regierungsführung. Die 
Wohlstandsblase platzte, Chávez übernahm 
und begann, die Ölressourcen zu nutzen, um 
Genossenschaften, Technologie und so weiter 
zu finanzieren. Aber in Lateinamerika kann 
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im Grunde durch finanzielle Anhäufung von 
Reichtum. Parasitenkapitalismus nannte dies 
der Soziologe Zygmunt Bauman. 

Es ist auch eine politische und soziale Ab-
surdität. Wir haben das venezolanische Bei-
spiel hervorgehoben, aber die Gilets Jaunes in 
Frankreich folgen der gleichen Grundlogik. 
Arm zu sein in einem reichen Land ist verhee-
rend.  In den USA hat sich das Einkommen der 
einfachen Arbeiter in zwei Jahrzehnten kaum 
verändert, und sie haben nicht gegen Clinton 
gestimmt, sondern gegen das System und für 
jemanden, der schrie, dass sie das Recht hät-
ten, sauer zu sein. Der Brexit versprach den 
Briten, sie würden „die Kontrolle zurückge-
winnen", was auch immer das bedeutet. Den 
Polen wurde versprochen, dass sie Recht und 
Gerechtigkeit haben würden. Den Ungarn 
wurde Schutz vor den barbarischen Horden 
aus armen und umkämpften Ländern verspro-
chen. So vielen muslimischen Bevölkerungen 
wurde die Herrschaft Gottes versprochen, 
und wer würde behaupten, dass dies schlim-
mer wäre als die Herrschaft ihrer korrupten 
Eliten? Auf den Philippinen mobilisierte Du-
terte Massen mit seinem Versprechen, die für 
ihre Probleme verantwortlichen Drogenhänd-
ler zu töten, die thailändischen Generäle ver-
sprechen Ordnung, wir können sogar gewählte 
Diktaturen haben. Die Liste kann so weiter-
gehen. Der gemeinsame Nenner ist, dass die 
Eliten, anstatt auf die Bedürfnisse ihrer Bevöl-
kerungen zu reagieren, gegen den Feind mobi-
lisieren, der sichtbarer ist. Sündenböcke und 
nicht das Fehlen von Wirtschafts- und Sozi-
alpolitik werden als Schuldige dargestellt. In 
Brasilien haben wir sogar Kommunisten neu 
erfunden. In der Politik scheint es, dass das Rei-
ten auf der Welle von Hass und Ängsten viel 
produktiver ist, als für die notwendige Politik 
zu kämpfen. Nicht zuletzt ist die Aufrechter-
haltung und Reproduktion von Ungleichheit 
wirtschaftlich dumm. Ex-Präsident Lula hat 

anständiges Leben zu führen, während Idioten 
in der Wall Street enthusiastisch singen „Gier 
ist gut“. Sie haben auch Universitätsabschlüsse 
und verschwenden Geld genau so, wie es Idi-
oten tun sollten. Dies ist das Raumschiff Erde 
und die Förderung des Erfolgs als Fähigkeit zur 
Abzocke von Reichtümern anstatt Aktivitäten 
zu fördern, die zu unseren gemeinsamen Inte-
ressen beitragen, führt in eine Sackgasse. Man 
kann keine funktionierende Demokratie und 
freie Gesellschaften haben ohne inklusive Po-
litik und nachhaltige Entwicklung . 

Ungleichheit ist ein offensichtlicher ethi-
scher Skandal. Es ist ein Skandal aus der Sicht 
der Armen der Welt, denn mit 850 Millionen, 
die Hunger leiden, 2,1 Milliarden mit schwer 
zugänglichen Zugang zu sauberem Trinkwas-
ser, 4,5 Milliarden ohne Zugang zu sanitären 
Einrichtungen, ganz zu schweigen von den 
etwa 20.000 Kindern, die jeden Tag an Hun-
ger und damit verbundenen Ursachen sterben. 
Da kann einem einfach schlecht werden. Wir 
produzieren 80 Billionen Dollar an Waren 
und Dienstleistungen pro Jahr in der Welt, 
was 3.500 Dollar pro Monat pro vierköpfiger 
Familie entspricht. Das mag den Kardashi-
ans lächerlich erscheinen, aber 59 Prozent der 
Weltbevölkerung, 4,3 Milliarden Menschen, 
leben von weniger als fünf Dollar pro Tag. Sie 
sind nicht für ihre Not verantwortlich. Auf 
der anderen Seite der ethischen Medaille ist 
die Tatsache, dass die meisten der riesigen Ver-
mögen nicht durch einen Beitrag zum welt-
weiten Wohlstand verdient werden, sondern 

„Aber in Lateinamerika kann man 
die Eliten nicht einfach beiseite-
schieben, insbesondere, wenn man 
riesige Ölreserven und strategische 
amerikanische Interessen nebenan 
hat."
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BIP ist wieder auf dem Niveau von 2010. Lulas 
einziges erwiesenes Verbrechen ist, dass er die 
Wahl 2018 gewann. So viel zur Demokratie. 
In anderen Zeiten brauchten wir Generäle, um 
eine Regierung zu stürzen. Mit der gegenwär-
tigen weitverbreiteten Erosion der Demokratie 
stellte sich ein Anführer dieser Aufgabe. Nun 
ja, Cambridge Analytica und Fake News im 
industriellen Maßstab haben geholfen. Wir 
haben derzeit technologiegestützte elegante 
Krawattendiktaturen. 

Suchen Sie Schuldige? Wenn Sie ein struk-
turell dysfunktionales System haben, gibt es 
keine individuellen Schuldigen, der Schuldige 
ist genau das System. Sind die deutschen Ma-
nager bei Volkswagen Banditen oder Idioten? 
Oder bei der Deutschen Bank? Wells-Fargo? 
HSBC? British Petroleum? Billiton? Big Phar-
ma? Facebook? Der gemeinsame Nenner ist 
hier ganz klar: Die effektiv funktionierende 
Philosophie in den großen Konzernen ist nicht 
die Zufriedenstellung des Kunden, sondern das 
Beste für die Finanzsysteme, die sie kontrollie-
ren. Der amerikanische Ökonom Joseph Stig-
litz hat es klar erfasst: Wir müssen die Regeln 
umschreiben. Marjory Kelly, stellvertretende 
Generaldirektorin von The Democracy Col-

eine Vielzahl interministerieller Strategien zur 
sozialen und wirtschaftlichen Eingliederung 
ins Leben gerufen, die die Konsumkapazität 
am unteren Ende der sozialen Pyramide er-
weiterten. Zehn Millionen hatten zum ersten 
Mal drei Mahlzeiten am Tag. 20 Millionen 
formelle Arbeitsplätze wurden geschaffen. 
Die Zerstörung des Amazonaswaldes fiel 
von 28.000 auf 4.000 Quadratkilometer pro 
Jahr, immer noch ein Skandal, aber eine Re-
volution nach brasilianischen Begriffen. Die 
Lebenserwartung schnellte in die Höhe, die 
Kindersterblichkeit ging radikal zurück. Und 
siehe da, die Konzentration der Wirtschaft auf 
das Wohlergehen der Familien und nicht der 
Banken funktionierte tatsächlich. Die effek-
tiv produktiven Unternehmen florierten, die 
Nachfrage wuchs. Sie provozierte keine Infla-
tion, weil die Unternehmen weit unter ihrer 
Kapazität gearbeitet hatten. Die Produzenten 
brauchen keine ideologischen Diskurse über 
„freie Märkte“, sie brauchen Nachfrage nach 
ihren Produkten und billige Kredite für ihre 
Investitionen.

Geld am unteren Ende der Pyramide er-
zeugt Nachfrage, welche die Produktion an-
kurbelt, was wiederum Arbeitsplätze schafft. 
Die Arbeitslosigkeit sank auf 4,3 Prozent. Die 
Weltbank nannte diesen Zeitraum von 2003 
bis 2013 „das goldene Jahrzehnt Brasiliens“. 
Es zeigte sich kein Defizit, denn eine stärkere 
Nachfrage führte zu mehr Steuern auf den 
Konsum, während mehr Wirtschaftstätig-
keit mehr Produktionssteuern erzeugte und 
der Abbau der Arbeitslosigkeit die Sozialaus-
gaben verringerte. Die Politik war gut für die 
Bevölkerung, gut für die Wirtschaft und gut 
für die öffentlichen Finanzen. Nun, nicht gut 
genug für die Finanzeliten, die das System 
durch einen nur notdürftig getarnten Putsch 
zu Fall brachten. Sie behaupteten, sie hätten 
übernommen, um das Defizit zu beheben. Das 
ist jetzt vier Jahre her und das brasilianische 

„In anderen Zeiten brauchten wir 
Generäle, um eine Regierung zu 
stürzen. Mit der gegenwärtigen 
weitverbreiteten Erosion der De-
mokratie stellte sich ein Anfüh-
rer dieser Aufgabe. Nun ja, Cam-
bridge Analytica und Fake News 
im industriellen Maßstab haben 
geholfen. Wir haben derzeit tech-
nologiegestützte elegante Krawat-
tendiktaturen.“
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viel Technologie und wissenschaftlichem Fort-
schritt und so viel angehäuftem Reichtum ei-
nen weiten Horizont von Möglichkeiten. Wir 
müssen uns den Verzweifelten zuwenden. Die 
Sicherstellung des Grundeinkommens für alle 
ist nicht nur billig, sondern wenn das Geld 
die Armen erreicht, vervielfacht es sich, sti-
muliert die lokale und nationale Wirtschaft 
durch Nachfrage und generiert positive Ren-
diten. Besser als Mauern zu bauen. Zweitens 
müssen wir den Zugang zum wichtigsten Pro-
duktionsfaktor, dem Wissen, durch allgemei-
ne Open-Access-Politik erweitern. Das bringt 
auch keine zusätzlichen Kosten mit sich, wie 
der US-Soziologe Jeremy Rifkin so gut gezeigt 
hat. Patente, Urheberrechte und andere For-
men von Paywalls sollten die Ausnahme und 
nicht die Regel sein. Und natürlich muss die 
Finanzkontrolle demokratisiert werden, damit 
das Geld, derzeit nur in Bits auf Computern, 
wieder in seine Grundfunktion zurückge-
bracht wird: das zu finanzieren, was notwendig 
ist. Träume ich? Sicherlich nicht, ich versuche, 
den Alptraum zu vermeiden. Und die Verän-
derungen sind zu tiefgreifend, die Herausfor-
derungen zu dramatisch, als dass wir uns mit 
Kosmetik begnügen können. 

Ladislau Dowbor ist Wirtschaftsprofessor an 
der Katholischen Universität von Sao Paulo 
und Berater zahlreicher Regierungen und der 
UNO. Seine Bücher und technischen Studien 
finden Sie unter http://dowbor.org als Crea-
tive-Commons- Beiträge. Die oben vorgestell-
ten Ideen wurden in seinem letzten Buch „The 
Age of Unproductive Capital: New Architec-
tures of Power“, Cambridge Scholars, 2019 aus-
führlich diskutiert. 
Kontakt: ldowbor@gmail.com 

laborative (TDC), einer US-amerikanischen 
Non-Profit-Organisation, zeigt, dass es keine 
göttlichen Gesetze gibt, die Unternehmen da-
ran hindern würden, sich um den dreifachen 
Gewinn herum zu organisieren, wirtschaftlich 
lebensfähig, aber auch ökologisch nachhaltig 
und sozial gerecht zu sein, und sich stattdes-
sen nur auf die kurzfristige Maximierung der 
finanzielle Gewinne zu konzentrieren. Die 
amerikanische  Zukunftsforscherin und Evo-
lutionsökonomin Hazel Henderson zeigt so-
gar, dass wir einen ethischen Marktplatz ha-
ben könnten.

Was ist Kultur? Es bedeutet sicherlich nicht 
nur, Mozart zu genießen und über Picasso zu 
staunen. Meiner Meinung nach heißt es, im 
Grunde reiche, ausgewogene und unterstüt-
zende Beziehungen zu unseren Mitmenschen 
herzustellen. Wir sind sicherlich sehr gut da-
rin, neue Technologien zu erfinden, aber äu-
ßerst begrenzt, wenn es darum geht, uns als 
zivilisierte Gesellschaft zu organisieren. Kein 
Fatalismus hier. Wir müssen uns diesem Struk-
turwandel stellen. Genauso tiefgreifend wie 
der Übergang von der ländlichen zu einer in-
dustriellen Gesellschaft ist der gegenwärtige 
Übergang zu einer Gesellschaft, in der Wis-
sen zum Hauptfaktor der Produktion gewor-
den ist. Branchenführer werden von Bankern 
und institutionellen Investoren kontrolliert, 
Fabriken und ihre Maschinen von den so ge-
nannten Plattformen, Schulden- und Finanz-
systeme werden zum Hauptmechanismus für 
die Aneignung von Sozialüberschüssen. Und 
natürlich verwirren globale Ströme die natio-
nalen wirtschaftlichen und kulturellen Gren-
zen. Die nationalen Regierungen sind teilweise 
hilflos, und das allgemeine Gefühl der Unsi-
cherheit ist politisch sehr gefährlich. Manipu-
lationen von Wahlen sind zur Routine gewor-
den, Folter und Mord sind zurück – sie haben 
uns nie verlassen, aber wir haben sie nicht als 
Werte verkündet. Und doch haben wir mit so 

Demokratie in der Defensive



70

on und Klasse genau das sind: Etiketten, die 
nicht der Realität entsprechen. In Wirklich-
keit gibt es keine ordentlich zusammenge-
haltenen Nationen und Rassen. Die Zuge-
hörigkeit zu einer Klasse ist so kurzlebig wie 
unwesentlich. Appiah, der in Ghana geboren 
wurde, aber in New York City lebt, plädiert 
für die Notwendigkeit, einen „kosmopoliti-
scheren Impuls“ aufzugreifen – ein Impuls, 
dem er sicherlich seit seinem Umzug nach 
New York gefolgt ist. Letztendlich stellt 
Appiah fest, dass das Festhalten an falschen 
und engen Identitäten unsere Fähigkeit un-
tergräbt, als Menschen zusammenzuleben, 
die mehr miteinander gemeinsam haben, als 
zeitgenössische Identitätspolitik uns glauben 
machen will.  

Appiahs Buch ist in der Tradition geschrie-
ben, Unwahrheit und Lüge zu demontieren, 
damit wir endlich der Realität begegnen kön-
nen, wie sie wirklich ist. Dieses Thema be-
fasst sich mit der alten, europäischen Tradi-
tion der Aufklärung, die in Jürgen Habermas 
ihren neuesten und entschiedensten Vertei-
diger gefunden hat. Demnach werden sich 
Vernunft und Rationalität in menschlichen 
Angelegenheiten letztlich durchsetzen. Es ist 
die Aufgabe aufgeklärter Gelehrter, Mythen 
zu erkennen und zu demontieren, indem sie 
dem Licht wissenschaftlicher Vernunft aus-
gesetzt werden. Gleichzeitig ist es ein idealis-
tischer, arroganter und naiver Ansatz, weil 
dabei davon ausgegangen wird, das Böse und 

Zwei amerikanische Akademiker und 
öffentliche Intellektuelle haben kürz-
lich Bücher zur zunehmenden Polari-

sierung vieler zeitgenössischer westlicher Ge-
sellschaften veröffentlicht: Francis Fukuyama 
schrieb „Identität: Wie der Verlust der Würde 
unsere Demokratie gefährdet“ und Kwame 
Anthony Appiah veröffentlichte „Identi-
täten. Die Fiktionen der Zugehörigkeit“. Bei-
de Bücher erhielten breite Aufmerksamkeit 
und wurden in der „New York Times“ sowie 
in der „New York Review of Books“, Ameri-
kas intellektuellen Spitzenmedien, rezensiert. 
Dadurch fanden sie ein großes Publikum und 
das Image beider Autoren als wichtige und 
einflussreiche Intellektuelle wurde gestärkt. 

Appiah ist ein Philosoph und argumen-
tiert in guter philosophischer Tradition, dass 
solche Etiketten wie Nation, Rasse, Religi-

Polarisierung, Identität und wie alles schiefging  Wir ste-
cken in unseren Weltanschauungsgemeinschaften fest 
und polarisieren durch immer radikalere Kampagnen. Die 
Sehnsucht nach den „guten alten Zeiten“  in Europa oder 
den Vereinigten Staaten übersieht, so der Autor, die nega-
tiven Seiten von Ausbeutung und Kolonialismus, die bis 
in unsere heutige Zeit nachwirken. 
Von Bernd Reiter
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 „Ein Großteil der aktuellen rassis-
tischen Reaktion in den Vereini-
gten Staaten war eine Reaktion auf 
einen schwarzen Präsidenten – so 
sehr, dass die Tea Party, einer der 
zentralen Auswüchse dieser Bewe-
gung politischer Ressentiments, 
unter Trump nicht mehr existiert.“

die Irrationalität könnten den starken Kräf-
ten der Vernunft (idealistisch) nicht stand-
halten, und die europäische, weiße männliche 
Dialogkultur enthalte das Heilmittel für die 
Welt (naiv und arrogant).

Es sollte nicht überraschen, dass ein kos-
mopolitischer Gelehrter wie Anthony Appiah 
ein solch eurozentrisches Verständnis von Ge-
schichte annimmt, wenn man bedenkt, wie 
Philosophie an Hochschulen und Universi-
täten auf der ganzen Welt gelehrt wird: als 
ein hochgradig voreingenommener und euro-
zentrischer Zugang zur Produktion von Wis-
sen. Dieser reduziert die Suche nach Weisheit 
auf eine sehr eng gefasste westliche Tradition, 
ohne zu hinterfragen, wie westlich diese Tra-
dition wirklich ist und was andere nichtwest-
liche Traditionen zu der universellen Suche 
nach Wissen beizutragen haben.

Francis Fukuyama ist Politikwissenschaft-
ler und nähert sich dem gleichen Thema nicht 
so sehr aus der Perspektive der Aufklärung, 
sondern eher in der Art, die an einen neokon-
servativen Theoretiker erinnert. Aus seiner 
Sicht hat die politische Linke ihre Aufmerk-
samkeit zu sehr auf Sonderrechte gerichtet 
und damit nicht nur die Rechte von Homo-
sexuellen, sondern letztlich auch den weißen 
Nationalismus inspiriert. Damit, so Fuku-
yama, fühlen sich durchschnittliche weiße 
Amerikaner übergangen und das Gleiche gilt 

seiner Meinung nach auch für durchschnitt-
liche europäische Bürger. 

Während Appiah genau tut, wofür er als 
Politikwissenschaftler ausgebildet wurde, in-
dem er nach den letzten Ursachen und ver-
borgenen Wahrheiten fragt, bietet Fukuyama 
eher amorphe schwer  zu beweisende Themen 
wie das eines universellen „Thymos“ (grie-
chisch für den menschlichen Wunsch nach 
Anerkennung), um so zu argumentieren, dass 
letztlich linke und multikulturelle soziale Be-
wegungen und Minderheiten die Schuld tra-
gen an der Spaltung, die viele zeitgenössische 
Gesellschaften charakterisiert.  

Falsche Etiketten

Wenngleich klar ist, dass Etiketten wie 
Rasse, ethnische Zugehörigkeit und Nation 
in dem Sinne falsch sind, wie es Appiah aus-
führt, beginnen die Probleme doch erst dort. 
Warum fallen so viele Menschen auf diese 
falschen Etiketten herein? Warum sind wir 
so gespalten? Zugegeben: Verwurzelte und 
wesentliche Identitäten sind in Appiahs Wor-
ten in der Tat ein Problem unserer heutigen 
europäischen und nordamerikanischen Rea-
litäten – aber sind sie das Hauptproblem, das 
die gegenwärtige Polarisierung und Spaltung 
erklärt? Gegen Appiah und Fukuyama wage 
ich zu sagen: Nein.

Appiahs und Fukuyamas Ansätze sind 
meines Erachtens beide kurzsichtig, da sie 
sich weigern, den größeren, historischen 
Moment zu betrachten, den Westeuropa 
und die Vereinigten Staaten erleben, und 
sich stattdessen dafür entscheiden, sich auf 
das zu konzentrieren, was unmittelbar vor 
ihnen liegt. Ich möchte zu bedenken geben, 
dass Identitätspolitik, Multikulturalismus, 
LGBT-Rechte und Bewegungen wie Black 
Lives Matter nicht die Ursache, sondern das 
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historische Sichtweise – anders als die Art, 
die Fukuyama bietet, wenn er ein Thema von 
Erlebnis vs.  Erfahrung (sic.) in Rousseau ent-
deckt und bei denen, die er beeinflusste. 

Ich gebe zu bedenken, dass viele der bösar-
tigen reaktionären Rassisten und Aktivisten 
gegen Immigranten alte Verlierer sind. Das 
heißt: Sie gehören zu einer Generation von 
Menschen, die die rasanten Fortschritte in 
der Technologie und bei den beruflichen An-
forderungen in den letzten Jahrzehnten nicht 
mitvollziehen konnten. In der Tat haben sie 
einen großen Teil ihres sozialen Status und 
ihrer Wertschätzung verloren – sich selbst 
gegenüber und von außen. 

Es ist auch erwähnenswert, dass der wirk-
lich böse Charakter dieser Gruppe nicht so 
sehr in ihrer Anti-Einwanderungs-Rhetorik 
und -Aktion zum Tragen kommt als vielmehr 
in ihren Anti-Flüchtlings- und Anti-Asyl-
Haltungen. Es ist eine Sache, über die An-
siedlung von bisher unbekannten Anderen in 
einer Gemeinschaft zu diskutieren. Es ist aber 
eine ganz andere Haltung, Flüchtlingen des 
Bürgerkriegs in einer Zeit lebensbedrohlicher 
Krise eine sichere Unterkunft zu verweigern. 
Zu oft werden diese Themen – meist aus stra-
tegischen Gründen – von denselben Leuten 
in einen Topf geworfen, die sich für „Deut-
sche zuerst“, „Amerikaner zuerst“, „Ungarn 
zuerst“, „Polen zuerst“ usw. stark machen. 

Die Umfragen zu den Brexit-Befürwor-
tern zeigen diese demografische Fraktion 
klar als die reaktionärste und verbittertste 
– und nicht ohne Grund, da eine schnellle-
bige Welt, die alte Menschen und diejenigen, 
die nicht konkurrenzfähig sind, aussortiert, 
in der Tat respektierte ältere Menschen, die 
Erinnerungen haben und die Weisheit eines 
langen Lebens anbieten können, zu nutzlosem 
Überschuss macht, der unsere privaten und 
öffentlichen Särge überlastet. Können Min-
derheiten, Einwanderer und progressive so-

Ergebnis weiter zurückreichender Trends hi-
storischer gesellschaftlicher Veränderungen 
darstellen. Böser weißer Nationalismus in den 
USA, Neonazismus in Deutschland und die 
weit verbreiteten Ressentiments und Akti-
onen gegen Immigranten überall in Europa 
und in den USA sind meiner Meinung nach 
besser zu verstehen als politische Gegenreak-
tion auf die vielen Fortschritte, die Minder-
heiten und in der Geschichte benachteiligte 
Menschen und Gruppen im Laufe der letzten 
Jahre erzielt haben. Ein Großteil der aktuellen 
rassistischen Reaktionen in den Vereinigten 
Staaten war eine Reaktion auf einen schwar-
zen Präsidenten – so sehr, dass die Tea Party, 
einer der zentralen Auswüchse dieser Bewe-
gung politischer Ressentiments, unter Trump 
nicht mehr existiert.

Merkels Asylpolitik

Insbesondere in Deutschland muss die 
sehr fortschrittliche Asylpolitik, die Angela 
Merkel als Reaktion auf die syrische Flücht-
lingskrise durchgesetzt hat, als Ursache für 
die rassistischen Reaktionen gesehen werden, 
die wir derzeit in Chemnitz und an anderen, 
ähnlichen Orten erleben, in denen Neonazis 
von einem Comeback träumen. 

Dass ein asiatisch-amerikanischer Intel-
lektueller und ein in Ghana geborener Ge-
lehrter die Idee unterstützen, dass gerade die 
Bewegungen, die für Gleichheit und Men-
schenrechte kämpfen, die Schuld an der ak-
tuellen Polarisierung tragen, ist natürlich eine 
seltene Wundertat für die fremdenfeindliche, 
nationalistische, frauenfeindliche und rassi-
stische Rechte, die Schwierigkeiten hat, ernst-
hafte Gelehrte für ihre Sache zu rekrutieren.

Die größeren Fragen zu aktuellen gesell-
schaftliche Polarisierungen, die diese beiden 
Autoren offen lassen, erfordern eine stärker 
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400 Jahre systematischer Ungerechtigkeit sie 
bald einholen werden. Es ist auch die Qual 
eines Tieres, das bereits in den letzten Atem-
zügen liegt. Weiße werden in der Tat bald 
eine Minderheit werden, ähnlich wie ande-
re Minderheiten in den Vereinigten Staaten, 
und ihr absoluter Einfluss auf die politische 
Macht stirbt mit ihnen.

Während die Urbanisierung und der Zu-
gang zu Bildung sich stetig erweitert, befinden 
sich die sprichwörtlichen ländlichen „Bedau-
ernswerten“, wie Hillary Clinton sie in ih-
rem erfolglosen Wahlkampf um die amerika-
nische Präsidentschaft charakterisiert hat, in 
der Tat auf der falschen Seite der Geschichte 
– und sie wissen es, oder zumindest fühlen sie 
es. Wir sollten uns nicht wundern, wenn die-
se Bevölkerungsgruppen, die nicht mithalten 
können, die von der Gesellschaft und ande-
ren keine Anerkennung und Wertschätzung 
erhalten, sich zusammenschließen und eine 
Bewegung bilden. Sie als „bedauernswert“ zu 
bezeichnen, wird in dieser Situation nicht viel 
helfen. Natürlich gibt es auch junge Bedau-
ernswerte, die sich gleichermaßen abgehängt 
fühlen und auf die Fortschritte der anderen 
eifersüchtig sind – vor allem, wenn diese an-
deren anders aussehen als sie selbst oder eine 
andere Sprache sprechen. Statistische Pro-
jektionen zeigen, soweit wir ihnen vertrauen 
können, dass Millennials in den Vereinigten 
Staaten Gefahr laufen, die erste Generation 
in der modernen US-Geschichte zu werden, 
die weniger verdient als ihre Eltern. Das ist 
für viele ziemlich furchteinf lößend. Uns 
wird auch gesagt, dass US-Millennials eine 
durchschnittliche persönliche Verschuldung 
in Höhe von 33.000 US-Dollar haben, die 
hauptsächlich aus Studentenkrediten besteht. 
Viele von ihnen denken, und sie liegen damit 
wahrscheinlich richtig, dass sie nie in der Lage 
sein werden, ihre Schulden zu ihren Lebzei-
ten abzuzahlen. 

ziale Bewegungen dafür verantwortlich ge-
macht werden? Wohl kaum. Eher scheint 
der Kapitalismus hier der Hauptschuldige zu 
sein, wie der gute alte Karl Marx bereits 1848 
erkannte: Unter dem Kapitalismus schmel-
ze alles Feste in die Luft, alles, was heilig ist, 
werde entweiht.

Natürlich stehen „alte Verlierer“ vor an-
deren Herausforderungen. Weißen in den 
USA erzählen die Medien, dass sie bald eine 
Minderheit in den USA werden, was in vielen 
eine erhebliche Angst hervorzurufen scheint 
– eine Angst, die wahrscheinlich die Befürch-
tung widerspiegelt, dass jene Minderheiten, 
die systematisch von der weißen Mehrheit 
misshandelt worden sind, endlich die Chan-
ce erhalten könnten, es ihnen heimzuzahlen. 
Obschon es keine Beweise dafür gibt, dass 
Latinos und Schwarze in den Vereinigten 
Staaten so denken, sind sich die Weißen in 
den USA sehr wohl bewusst, dass Schwar-
ze durch Weiße systematischem Völkermord 
ausgesetzt waren, Versklavung, Misshand-
lung, legaler und illegaler Segregation, Ver-
gewaltigung und allen Arten vorstellbaren 
und unvorstellbaren Missbrauchs. 

300 Jahre vermehrten Weiße ihren Reich-
tum auf den Schultern schwarzer Sklaven 
und diejenigen, die es wagten, einen Weißen 
auch nur anzuschauen, lynchten sie auf die ab-
scheulichste Weise. Weiße Angst, zumindest 
in den Vereinigten Staaten, ist also eine histo-
rische Angst – eine, die diejenigen ergreift, die 
den Zug verpasst haben und befürchten, dass 

„Diejenigen zu beschuldigen, die 
für ihre Gleichbehandlung für die 
gegenwärtige Polarisierung und 
Spaltung in vielen Gesellschaften 
einstehen, bedeutet, den Opfern 
die Schuld zu geben.“
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finden. Um heute Gerechtigkeit zu erlangen, 
bedarf es einer systematischen Aufhebung 
von Ungleichheiten der Vergangenheit, damit 
alle Menschen einander als Gleichberechtigte 
begegnen können. Diejenigen, die für ihre 
Gleichbehandlung einstehen, für die gegen-
wärtige Polarisierung und Spaltung in vie-
len Gesellschaften verantwortlich zu machen, 
bedeutet, den Opfern die Schuld zu geben. 

Emotionale Erleichterung

Es ist eine unwürdige Angelegenheit – 
aber noch einmal: Wir sollten nicht über-
rascht sein vom sauren und politisch sehr 
strategischen Nihilismus von Francis Fuku-
yama und seinen Anhängern, auch wenn er 
mit wissenschaftlichen Auszeichnungen da-
herkommt oder als abscheuliche Beleidigung 
und Angriff von alten Verlierern oder jungen 
Bedauernswerten.

Im europäischen Kontext beruhen die 
Ressentiments von heute natürlich nicht 
auf der Versklavung der Menschen, die den 
gleichen Lebensraum teilen, aber auf etwas 
sehr Ähnlichem: Die „guten alten Zeiten“ 
für Europa waren diejenigen, in denen „je-
der wusste, wo er hingehörte“ und in denen 
soziale, kulturelle und wirtschaftliche Hie-
rarchien unangefochten blieben. Auch hier 
profitierten die europäischen Kolonialmächte 
von einer internationalen Arbeitsteilung, die 
komplett auf der künstlichen Erfindung der 
„Rasse“ beruhte. Weiße Europäer waren die 
Kolonisatoren und Nutznießer und verschie-
dene Nichtweiße waren die Kolonisierten, die 
unter den Systemen leiden mussten, welche 
die europäischen Mächte eingeführt hatten, 
um sie zu unterdrücken. Die Kolonisierten 
arbeiteten umsonst oder später fast umsonst, 
um die Anhäufung von Reichtum im globa-
len Norden zu gewährleisten.

Viele von ihnen neigen, ähnlich wie die 
alten Verlierer, dazu, andere für ihre Pro-
bleme verantwortlich zu machen – und 
noch einmal: vor allem dann, wenn diese 
anderen nicht weiß sind und/oder von wo-
anders kommen. Warum? Ich fürchte, anstatt 
etwas so Mystisches wie Fukuyamas „Thy-
mus“ zu beschwören, ist die Erklärung viel 
einfacher: Es ist schlichtweg einfacher, an-
deren die Schuld für das eigene Unglück zu 
geben. Dies bietet auch emotionale Erleich-
terung, da es Ressentiments von sich selbst 
zu einem anderen kanalisiert und so zum ei-
genen emotionalen Wohlbefinden beiträgt. 
Es ist auch „a la mode“ in Gesellschaften, die 
sich mehr und mehr als Gesellschaften von 
Rechten und Ansprüchen definieren – und 
immer weniger als Gesellschaften mit Ver-
antwortung gegenüber anderen. Immer mehr 
Menschen in „fortgeschrittenen“ westlichen 
Gesellschaften, insbesondere in den jüngeren 
Generationen, haben das Gefühl, dass die Ge-
sellschaft ihnen etwas schuldet; dass sie das 
Recht auf Glück und Erfüllung haben – ohne 
jemals zu fragen, was sie selbst dazu beitragen 
müssen, damit diese Rechte gewahrt und si-
chergestellt werden.

Lassen Sie es mich ganz klar sagen: In ehe-
maligen Sklavenhaltergesellschaften wie den 
Vereinigten Staaten von Amerika haben Wei-
ße als Gruppe von über 300 Jahren exklusi-
ver, rein weißer Affirmative-Action-Politik 
profitiert. Sie haben exklusiven Zugang zu 
Reichtum, Eigentum, Alphabetisierung und 
sozialem Ansehen in ihrer Gesellschaft ge-
nossen. Es ist höchste Zeit und ein absoluter 
moralischer Imperativ, dass all jene, die un-
ter Versklavung, Diskriminierung, Verken-
nen und systematischer Misshandlung gelit-
ten haben, Gleichbehandlung, Respekt und 
Chancengleichheit erlangen – und manchmal 
gewinnen – in den sehr wettbewerbsorien-
tierten Systemen, in denen sie sich heute be-
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dort, wo die Europäer sie seit Jahrhunderten 
ausgebeutet haben. Nun, da einige von ih-
nen die Mittel gefunden haben, um zu den 
Orten zu kommen, die zu einem großen Teil 
für das Elend ihres eigenen Landes verant-
wortlich sind – sind die guten alten Zeiten 
vorbei. Die Europäer sind endlich mit den 
Arten von Ungerechtigkeiten und Elend 
konfrontiert, die sie in den letzten fünf Jahr-
hunderten in der Welt gepflanzt haben. Die 
meisten Einwanderer kommen einfach, um 
in einem System zu arbeiten, in dem Arbeit 
tatsächlich zu einem anständigen Leben füh-
ren kann, zu einem Leben in Würde, aber sie 
stehen denen gegenüber, die ihre eigenen Ver-
dienste, ihre eigenen Beiträge und die Kehr-
seite ihres eigenen Wohlstands nie in Frage 
gestellt haben. Mögen die besten Frauen den 
Job bekommen – erzeugt jetzt die Angst, 
dass die traditionellen Gewinner ohne die 
unfairen Belastungen von Rassismus, Hete-
ronormativität, Chauvinismus und Sexismus 
nicht mehr gewinnen könnten. Dass vielleicht 
diese anderen besser, besser ausgebildet, besser 
ausgestattet, williger und eifriger sind, um in 
genau den Systemen, die der globale Norden 
geschaffen hat, erfolgreich zu sein: wettbe-
werbsorientierte Marktsysteme. Dies ist die 
Art von Angst, die Ressentiments und kon-
zertierte Aktionen zur Verteidigung unver-
dienter Privilegien hervorruft.

Was sind mögliche Lösungen für die ak-
tuellen Probleme der Polarisierung und Spal-
tung? Eine einfache Lösung, die der Argu-
mentation hier folgt, wäre: Die guten alten 
Zeiten sind vorbei. Machen Sie Ihren Frieden 
damit. Für die Mehrheit der Menschen wa-
ren sie nie gut. 

Es ist an der Zeit, dass diejenigen, die in 
den manipulierten Spielen der Sklaverei und 
des Kolonialismus immer gewonnen haben, 
endlich ab und zu verlieren. Die Gerechtig-
keit würde eigentlich einen systematischen 

Der Kolonialismus endete nach den mei-
sten Berichten in den 1990er Jahren, als die 
letzten Kolonien endlich die Unabhängig-
keit erlangten (Hongkong und Macau), aber 
in vielerlei Hinsicht herrscht „Kolonialität“ 
bis heute. Nicht nur, dass einige ehemalige 
Kolonien niemals ihre Unabhängigkeit er-
langt haben (man denke an die Azoren, die 
Kanarischen Inseln, Ceuta, Melilla, Gibral-
tar, Grönland, Färöer-Inseln, Französisch-
Polynesien, Französisch-Guayana, Franzö-
sisch-Martinique, Französisch-Guadeloupe, 
Niederländischer Sint Maartin, Niederlän-
disch Aruba, Niederländisch Curacao, Nie-
derländisch Bonaire und Sint Eustasius, die 
US-amerikanischen Virgin Islands und Pu-
erto Rico, um nur diejenigen zu nennen, die 
mir in den Sinn kommen); die Länder, die 
ihre Unabhängigkeit erlangt haben, bleiben 
unter der Vormundschaft und indirekten 
Kontrolle entweder ihrer ehemaligen Kolo-
nisatoren oder der von diesen kontrollierten 
Unternehmen.

Die kolonisierenden Nationen ließen es 
nicht zu, dass ihre Kolonien wuchsen und 
nationale Märkte entwickelten. Sobald die 
Marktkontrolle und -dominanz weltweit eta-
bliert war, wurden dieselben ehemaligen Ko-
lonien in einen umkämpften Weltmarkt ge-
zwungen, auf dem sie keine Chance auf Erfolg 
haben, wodurch diese Situation der Situation 
ähnlich ist, die ehemalige Sklaven heute in 
ehemaligen Sklavenhaltergesellschaften erle-
ben. In den „guten alten Tagen“ für die ärger-
lichen Europäer kannten ehemalige Sklaven 
und Kolonialherren ihren Platz und blieben 

Demokratie in der Defensive

„Die guten alten Zeiten sind vor-
bei. Machen Sie Ihren Frieden da-
mit. Für die Mehrheit der Men-
schen waren sie nie gut.“







78

die unsere gegenwärtigen Systeme politischer 
Repräsentation kennzeichnet. Politische Ver-
antwortung hat auch legitime Grenzen – die 
Grenzen der Gemeinschaft, weil wir uns nur 
für eine begrenzte Anzahl von Menschen ver-
antwortlich fühlen können. 

Wenn wir also gegen die viel beklagte Po-
larisierung der heutigen entwickelten kapi-
talistischen Länder kämpfen wollen, schlage 
ich vor, sich in Richtung direkterer und stär-
ker partizipatorischer politischer Systeme zu 
bewegen, in denen sich normale Bürger ak-
tiv in die politische Entscheidungsfindung 
einbringen, Verantwortung für andere über-
nehmen und in der Lage sind, politische Ent-
scheidungen für ihre eigenen Gemeinschaf-
ten zu treffen. Paradoxerweise erfordert der 
Weg zu mehr Solidarität mit anderen mehr 
lokale Verortung.

Bernd Reiter ist Professor für Vergleichende 
Politik an der University of South Florida. Bevor 
er in die Wissenschaft kam, arbeitete er als So-
zialarbeiter und Berater von NGO in Brasilien 
und Kolumbien. Er promovierte in Politikwis-
senschaft am Graduate Center der City Univer-
sity of New York und war Gastwissenschaftler 
in Deutschland, Kolumbien und Spanien. Seine 
Arbeit konzentriert sich auf Demokratie und 
Bürgerschaft. Zu seinen Veröffentlichungen 
zählen „The Dialectics of Citizenship“ (2013), 
„Bridging Scholarship and Activism“ (2014), 
„The Crisis of Liberal Democracy and the Path 
Ahead“ (2017) und „Constructing the Pluri-
verse“ (2018). 

Verlust für die nächsten 300 oder 400 Jahre 
erfordern, bis all die ungerechtfertigten und 
unverdienten Privilegien, die in der „guten 
alten Zeit“ eingerichtet wurden, rückgängig 
gemacht sind. Kommen Sie darüber hinweg.

Oder, konstruktiver: Bemühen wir uns 
alle darum, die vollen Konsequenzen von 
Sklaverei und Kolonialismus durch Bildungs- 
und Kulturprogramme in das Bewusstsein 
aller zu bringen, damit zumindest diejenigen, 
die jetzt ab und zu verlieren, verstehen, warum 
dies mit ihnen geschieht. Vielleicht können 
sie es dann besser akzeptieren. Tatsächlich 
bezweifle ich, dass Wissen dazu führt, dass 
man den Verlust unverdienter Privilegien ak-
zeptiert, aber ich denke auch, es wäre einen 
Versuch wert. 

Kein Nationalismus oder Patriotismus 
kann die in der Vergangenheit entstandenen 
Missstände und Nachteile rückgängig ma-
chen. Alles, was sie tun können, ist, diejeni-
gen, die heute von den Missständen von ge-
stern profitieren, weiter davon abzuschirmen, 
sich ihrer eigenen Verantwortung zu stellen.

Es ist jedoch notwendig, Verantwortung 
zu übernehmen, um den schweren Hinterlas-
senschaften der Vergangenheit zu begegnen. 
Dies ist eine politische Verantwortung und 
sie kann unter den meisten aktuellen politi-
schen Systemen nicht gedeihen und sich ent-
wickeln, in denen politische Verantwortung 
an gewählte Beamte und politische Eliten wei-
tergegeben wird, die dann politische Verant-
wortung im Namen des Volkes ausüben – und 
nur insoweit, als es ihnen zur Wiederwahl 
verhilft –, während das Volk darauf besteht, 
Rechte und Ansprüche zu haben. Verantwor-
tung erfordert, (wieder) politische Subjekte 
zu werden und Politik zu machen, anstatt sie 
den Politikern zu überlassen. Politische Ver-
antwortung ist eine Verantwortung für an-
dere und für die Gemeinschaft – keine egois-
tische Verteidigung unverdienter Privilegien, 
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sachte Malaise. Ihre Quelle ist wohl der beein-
druckende und etwas unerwartete Erfolg der 
Einführung kapitalistischer Beziehungen in 
alle Lebensbereiche, auch in unser Privatleben 
und, was wichtig ist, in die Politik.

Die neoliberalen Revolutionen der frü-
hen 1980er Jahre, die mit dem damaligen 
US-Präsidenten Ronald Reagan und der bri-
tischen Premierministerin Margaret That-
cher in Verbindung gebracht werden –  nicht 
zu vergessen der chinesische „überragende 
Führer" Deng Xiaoping  –  wurden von Re-
volutionen im ökonomischen Denken beglei-
tet, wie die Public-Choice-Theorie und der 
Libertarismus, die explizit damit begannen, 
den politischen Raum als eine Erweiterung 
der Alltagsökonomie zu behandeln. Politiker 
wurden einfach nur als eine weitere Gruppe 
von Unternehmern angesehen, die, statt ihre 
Fähigkeiten und Risikopräferenzen Banken 
oder Softwareentwicklung zu widmen, in 
die Politik einstiegen. Es wurde als normal 
angesehen, dass sich zielorientiertes, eigen-
nütziges rationales Verhalten nicht auf den 
wirtschaftlichen Bereich beschränken muss, 
sondern allgemeiner war und auch die Poli-
tik umfasste.

Dieser Blick auf die Welt wurde erstaun-
licherweise bestätigt. Politiker verhielten sich 
nicht nur oft eigennützig (was sie vielleicht 
auch in der Vergangenheit oft getan hatten), 
sondern man begann, ein solches Verhalten 
von ihnen zu erwarten. Man billigte es nicht 

Es besteht kaum ein Zweifel daran, 
dass die westliche Welt eine ernste 
politische Krise durchmacht, die am 

besten als Vertrauenskrise in ihre politischen 
Institutionen und Regierungen beschrieben 
werden kann. Zwei Dinge scheinen jedoch 
oft übersehen zu werden. Erstens ist die Ver-
trauenskrise in Bezug auf die Institutionen 
nicht auf den Westen beschränkt – es gibt sie 
allgemein. Die Krise im Westen erhält ein-
fach mehr Aufmerksamkeit, weil westliche 
Medien dominieren und weil man davon aus-
ging, dass wirtschaftlich fortschrittlichere li-
berale Gesellschaften nicht unter einer sol-
chen Trennung  zwischen Regierenden und 
Regierten leiden sollten.

Zweitens gibt es die Krise seit Langem: Sie 
reicht weiter zurück als der Finanzcrash von 
2008 und die durch die Globalisierung verur-

Die Maximierung des Misstrauens Im Zentrum der Ver-
trauenskrise der Politik, die nicht nur Europa und den We-
sten betrifft, steht das anhaltende Misstrauen der Bevöl-
kerung gegenüber der politischen Elite. Das proklamierte 
Interesse am Gemeinwohl wird als Heuchelei angesehen, 
solange Politiker zu sehr von persönlichen Interessen und 
Lobbyismus getrieben werden.  
Von Branko Milanović
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chung im Gefängnis. Alle fünf ehemaligen 
peruanischen Präsidenten wurden wegen 
Korruption inhaftiert, es wird gegen sie er-
mittelt oder sie sind f lüchtig. Die Tochter 
des verstorbenen usbekischen Präsidenten 
ist wegen milliardenschwerer Veruntreuung 
inhaftiert worden. Der Schatten der Straf-
verfolgung hängt über der Tochter des ehe-
maligen angolanischen Präsidenten und Vor-
sitzenden der staatlichen Ölgesellschaft, der 
reichsten Frau Afrikas, sollte sie in das Land 
zurückkehren.

In Europa wurde gegen den ehemaligen 
französischen Präsidenten Nicolas Sarkozy 
im Zusammenhang mit einer Reihe von Fi-
nanzskandalen ermittelt, wobei der schwer-
wiegendste sich durch Berichte über eine 
illegale finanzielle Unterstützung seines 
Wahlkampfs 2007 durch den inzwischen 
toten libyschen Diktator Muammar Gadda-
fi ausgelöst wurde. Der ehemalige deutsche 
Bundeskanzler Helmut Kohl musste im Jahr 
2000 nach Enthüllungen über geheime Par-
teikonten, für die er zuständig war, als Ehren-
vorsitzender der CDU zurücktreten.

Der US-Präsident Donald Trump hat sich 
geweigert, seine mehrjährigen Steuererklä-

unbedingt, aber erwartete es in dem Sinne, 
dass es nicht als seltsam oder ungewöhnlich 
angesehen wurde, dass Politiker in erster Li-
nie an ihre eigenen finanziellen Interessen 
denken.

Sie konnten die Verbindung und Macht, 
die sie im Amt erworben hatten, für sich fi-
nanziell ausnutzen, indem sie lukrative Jobs 
im privaten Sektor fanden (José Manuel Bar-
roso, Tony Blair, Jim Kim von der Weltbank). 
Sie könnten für mehrere Millionen Dollar 
Reden vor Unternehmensmagnaten halten 
(Barack Obama, Bill Clinton, Hillary Clin-
ton). Sie konnten in einer Vielzahl von Fir-
menvorständen sitzen.

Oder einige, die aus dem Privatsektor ka-
men (Silvio Berlusconi oder der ehemalige 
thailändische Ministerpräsident Thaksin 
Shinawatra), bewarben ihre politischen Par-
teien offen als lediglich klientilistische Or-
ganisationen: Wenn Sie ein Problem haben 
und wollen, dass es gelöst wird, werden Sie 
Mitglied der Partei. Ich erinnere mich, wie ich 
in den Straßen Mailands eine solche Werbung 
von Berlusconis  Forza Italia gesehen habe 
– eine Bewegung, deren Mangel an einem 
Konzept, abgesehen von wirtschaftlichen Ei-
geninteressen, sich in ihrem banalen Namen 
widerspiegelte, geliehen von Fußballfans, die 
Italiens Nationalmannschaft unterstützen.  

Die Liste der Politiker, die ihr eigenes 
Geldverdienen (und das ihrer Unterstützer) 
als normale Angelegenheit des Homo eco-
nomicus ansehen, wenn er einmal ein Amt 
innehat, ist lang. Wir kennen einige der pro-
minentesten Mitglieder darauf, oftmals auf-
grund eines Misserfolgs – wenn ihre Akti-
vitäten etwas zu weit gingen oder wenn sie 
nicht in der Lage waren, diese vollständig zu 
verheimlichen. Wir kennen sie durch Finanz-
skandale und manchmal Gefängnisstrafen. 
So sitzen beispielsweise zwei der letzten drei 
brasilianischen Präsidenten wegen Beste-

 „Man billigte es nicht unbedingt, 
aber erwartete es in dem Sinne, 
dass es nicht als seltsam oder un-
gewöhnlich angesehen wurde, dass 
Politiker in erster Linie an ihre 
eigenen finanziellen Interessen 
denken. Sie konnten die Verbin-
dung und Macht, die sie im Amt 
erworben hatten, für sich finanziell 
ausnutzen, indem sie lukrative Jobs 
im privaten Sektor fanden.“ 
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rungen offenzulegen, und es versäumt, seine 
Geschäftshandlungen in eine Treuhand zu 
übergeben, um sich vor externen Einflüssen 
abzuschirmen. Seinem russischen Amtskol-
legen Wladimir Putin ist es gelungen, poli-
tische Macht in Reichtum zu verwandeln – 
weit über sein Einkommen hinaus. 

Politiker, Ost und West, Nord und Süd, 
haben damit den neoliberalen „Wirtschafts-
imperialismus“ voll und ganz bestätigt, die 
Vorstellung, dass alle menschlichen Aktivi-
täten vom Wunsch nach materiellem Erfolg 
angetrieben werden, dass der Erfolg im Geld-
verdienen Indikator für unseren gesellschaft-
lichen Wert ist und Politik nur ein weiterer 
Geschäftszweig.

Das Problem bei diesem Ansatz, wenn er 
auf den politischen Raum angewendet wird, 
besteht darin, dass er in der Bevölkerung 
Zynismus hervorruft, weil sich der offizielle 
Sprachgebrauch von Politikern auf das öffent-
liche Interesse und den öffentlichen Dienst 
konzentrieren muss – und doch sind die Re-
alität und die ideologische Rechtfertigung für 
diese Realität zwei unterschiedliche Dinge. 
Die Diskrepanz ist zudem leicht zu erken-
nen. Jeder Regierungsbeamte wird dann als 
Heuchler angesehen, der uns sagt, dass er ist, 
wo er ist, weil er sich für das Gemeinwohl 
interessiert, während klar ist, dass er in der 
Politik jetzt oder in Zukunft seine Taschen 
füllen will – oder, wenn er bereits reich ist, 
sicherstellen will, dass keine negativen politi-
schen Entscheidungen gegen sein „Imperium“ 
getroffen werden.

Ist es da seltsam, dass es kein Vertrauen 
gibt in die Worte von Politikern?  Ist es selt-
sam, dass jede ihrer Handlungen betrachtet 
wird als von persönlichen Interessen moti-
viert oder von Lobbyisten diktiert? Tatsäch-
lich sagen uns sowohl die Marktrevolution 
der 1980er Jahre als auch das vorherrschende 
ökonomische Paradigma, dass es genau so sein 

sollte. Und dass es besser so ist. Das Misstrau-
en der herrschenden Eliten ist also zurück-
zuführen auf die äußerst erfolgreiche Pro-
jektion der kapitalistischen Verhaltens- und 
Arbeitsweise in alle Bereiche menschlichen 
Handelns, einschließlich der Politik.

Doch wenn man dies tut, kann man nicht 
mehr erwarten, dass die Menschen glauben 
werden, Politik sei angetrieben vom Ideal 
des öffentlichen Dienstes. Für dieses Pro-
blem gibt es keine einfache Lösung. Um das 
Vertrauen zurückzugewinnen, muss die Po-
litik von den Bereichen abgezogen werden, in 
denen normale kapitalistische Regeln gelten. 
Dazu müssen die Politiker jedoch die im ka-
pitalistischen System impliziten Standard-
werte ablehnen – die Maximierung finanzi-
eller Interessen. Wie und wo sollen wir solche 
Menschen finden? Sollten wir wie die Tibeter 
nach den neuen Führern an weit entfernten 
Orten suchen, die von der Hyperkommerzi-
alisierung unberührt sind? Da dies absolut 
unwahrscheinlich ist, denke ich, dass wir uns 
an die Idee des anhaltenden Misstrauens und 
einer großen Kluft zwischen der politischen 
Elite und einem Großteil der Bevölkerung 
anpassen müssen. Das könnte die Politik für 
eine lange Zeit sehr holprig werden lassen. 
Es ist der Höhepunkt des Kapitalismus, der 
verantwortlich ist für die Holprigkeit und 
für unsere unvermeidliche politische Malaise. 

Branko Milanović ist ein serbisch-amerika-
nischer Ökonom. Als Spezialist für Entwick-
lung und Ungleichheit ist er Gastprofessor am 
Graduate Center der City University of New 
York (CUNY) und ein angeschlossener Senior 
Scholar der Luxembourg Income Study (LIS). 
Zuvor war er leitender Ökonom in der For-
schungsabteilung der Weltbank. Dieser Artikel 
enstand in Kooperation mit den Websites „So-
cial Europe Journal“ und „International Politics 
and Society".
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Sprache geschrieben, viele waren englische 
Übersetzungen deutscher Schriftsteller wie 
Thomas Mann und Hermann Hesse, später 
dann Robert Musil und Hermann Broch. Die 
traumatischen Erfahrungen Deutschlands als 
später Modernisierer – und die soziologischen 
Erkenntnisse im Werk Max Webers, Georg 
Simmels und der Frankfurter Schule – wa-
ren und sind von wesentlicher Bedeutung für 
das Verständnis vieler sozialer und politischer 
Aspekte des indischen Nationalstaats: seiner 
zahlreichen Wirtschaftskrisen, der politischen 
Instabilität und der verbreiteten Sehnsucht des 
Bürgertums und der Wirtschaft nach einem 
autoritären Führer. 

Vor einem Jahrzehnt begann ich die Arbeit 
an einem Buch über den Buddha. Die Erin-
nerung an den Mann und seine Ideen war in 
Indien geschwunden, obwohl die Empfäng-
lichkeit für seine Lehren in anderen Teilen Asi-
ens zugenommen hatte. Anfangs waren meine 
geistigen Führer Schopenhauer und Nietzsche, 
die viel und meist zustimmend über den Bud-
dhismus geschrieben haben. Ich wusste, dass 
diese Männer große europäische Philosophen 
waren. 

Ihr hohes Ansehen stärkte und vertiefte 
mein Interesse an einer indischen Philosophie, 
die in Indien selbst weitgehend in Vergessen-
heit geraten war. Von großem Nutzen war mir 
außerdem die wissenschaftliche Arbeit deut-
scher Indologen wie Max Müller, Hermann 
Oldenburg und Paul Deussen. 

Mein Buch „Aus den Ruinen des Em-
pires“ handelt von Indien, China, 
Ägypten, dem Iran, der Türkei und 

anderen Ländern, die im 19. Jahrhundert von 
europäischen Mächten unterjocht wurden. 
Die Hauptfiguren des Buchs sind asiatische 
Intellektuelle, Schriftsteller und Aktivisten. 
Man könnte daher die Frage stellen: Inwie-
fern sollte es das Selbstverständnis Europas 
befördern, wenn man etwas über diese Leute 
erfährt? Eine mögliche Antwort lautet, dass 
Europa immer schon in meinem Selbstver-
ständnis – und in dem von hunderten Milli-
onen Asiaten – präsent war. 

Auch wenn ich in Indien geboren wur-
de und in meiner Familie kein Englisch ge-
sprochen wurde, prägten doch europäische 
Bücher meinen Wunsch, Schriftsteller zu 
werden. Einige davon waren in englischer 

Die vielen Ideen Europas Kein Kontinent oder Land kann 
der alleinige Motor der Weltgeschichte sein, meint der 
indische Schriftsteller und Essayist Pankaj Mishra. Das 
Selbstbild Europas als Hort der Vernunft und Garant der 
Freiheit gehört in die Mottenkiste. Solche schmeichel-
haften Selbstbilder sind blutgetränkt und die Ansprüche 
auf die moralische und politische Überlegenheit sind, so 
Mishra, bestenfalls provinziell.  
Von Pankaj Mishra
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Es mag seltsam anmuten, dass im späten 
20. Jahrhundert ein indischer Schriftsteller 
bei der Erkundung seiner eigenen historischen 
und geistigen Tradition auf die Hilfe deutscher 
Denker des 19. Jahrhunderts angewiesen sein 
sollte. 

Aber bei meiner Arbeit an einem Buch über 
den Buddhismus stieß ich auf eine weitere Be-
mühung um ein besseres Selbstverständnis, das 
gleichfalls auf der Philosophie und Literatur in 
einem anderen Teil der Welt basierte. Ich mei-
ne natürlich die im frühen 19. Jahrhundert in 
Deutschland aufkommende Faszination für 
Indien, die in einem tiefen Zusammenhang 
mit dem Projekt nationaler deutscher Selbst-
bestimmung stand. Viele der größten Denker 
dieser Zeit, von Herder bis Friedrich Schlegel, 
versuchten, eine von griechisch-römischen und 
christlich-jüdischen Traditionen unabhängige 
deutsche Identität zu begründen. Sie hofften, 
Deutschland werde sich selbst und das übrige 
Europa erneuern, und diese Bemühungen 
brachten zahlreiche Denkströmungen zusam-
men – Romantik, Nationalismus und Indo-
logie. Die pantheistisch geprägten indischen 
Religionen wirkten anziehend auf Deutsche, 
die die spirituelle Einheit der Welt postulierten 
und die vorherrschende französische Kultur 

der Aufklärung zu kritisieren versuchten.  Die-
se Denker suchten in indischen Schriften nach 
Erklärungen für die Wanderungsbewegungen 
germanischer Stämme. Sie verknüpften den 
deutschen Idealismus mit der hinduistischen 
Philosophie und fanden in der Sanskritlite-
ratur poetische Inspiration für ihre roman-
tischen Ergüsse. Die Reaktion auf den fran-
zösischen Klassizismus verleitete Friedrich 
Schlegel, den Vater der Indologie, sogar zu der 
Behauptung, alles, wirklich alles habe seinen 
Ursprung in Indien. Trotz solcher Übertrei-
bungen trugen deutsche Übersetzungen und 
Interpretationen indischer Philosophie dazu 
bei, dass diese Philosophie zum Bestandteil des 
umfassenden Wissensbestands der Mensch-
heit im 19. Jahrhundert wurde. Sie hatten groß-
en Einfluss auf die amerikanischen Transzen-
dentalisten Ralph Waldo Emerson und Henry 
David Thoreau, die eine neue Sicht der Neuen 
Welt zu entwickeln versuchten. 

Romantische Ergüsse

Nicht alle Versuche, über das Studium 
fremder Traditionen ein eigenes Selbstver-
ständnis zu entwickeln, waren harmlos. Wie 
wir wissen, wurde die deutsche Indologie mit 
ihrer obsessiven Fixierung auf rassische Ur-
sprünge zur Komplizin des verbrecherischen 
Projekts des Nationalsozialismus. Kaum Auf-
merksamkeit haben wir dagegen einem weitaus 
einflussreicheren Selbstverständnis geschenkt, 
in dem die Europäer als Herrenrasse erschei-
nen, deren Aufgabe es sei, den Rest der Welt 
zu zivilisieren – eine Sicht, die sich der Herab-
setzung der übrigen Gesellschaften verdankte, 
aber bis heute ein erstaunliches Maß an Le-
gitimation genießt. Ich meine natürlich das 
fortbestehende Bild von Ländern wie Indien 
und China, das Friedrich Hegel in seinem di-
alektischen System vorstellte, dem ersten am-

„Die Idee Europas als Verkörpe-
rung von Vernunft und Freiheit – 
ein ideologischer Gedanke, der sich 
während der langen Pattsituation 
zwischen der sogenannten ,freien‘ 
Welt und dem totalitären Kom-
munismus verfestigte – wurde von 
Asiaten niemals uneingeschränkt 
geteilt und kann auch nicht von ih-
nen geteilt werden.“

Demokratie in der Defensive
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dernen Denker Spaniens, José Ortega y Gasset 
und Miguel de Unamuno, stellten den Islam 
als unglückseligen Einbruch in die Geschichte 
Europas dar und bestritten entschieden jeden 
arabischen Einfluss auf die europäische Kultur. 
Dieser Drang hat sich im Zeitalter der Mas-
seneinwanderung aus muslimischen Ländern 
noch verstärkt. In dem Wunsch, die Muslime 
als die nicht assimilierbaren „Anderen“ Eu-
ropas abzustempeln, erklärte der damalige 
französische Präsident Nicolas Sarkozy, Fran-
kreichs Wurzeln seien „im Wesen christlich“ 
– eine denkbar blasphemische These in einem 
Land, das von sich behauptet, das Produkt der 
säkularen Aufklärung zu sein. 

Die Idee Europas als Verkörperung von Ver-
nunft und Freiheit – ein ideologischer Gedan-
ke, der sich während der langen Pattsituation 
zwischen der sogenannten „freien“ Welt und 
dem totalitären Kommunismus verfestigte – 
wurde von Asiaten niemals uneingeschränkt 
geteilt und kann auch nicht von ihnen geteilt 
werden. 

Für sie gibt es keine „Idee“ Europas. Es gibt 
viele „Ideen Europas“, darunter zumindest in 
asiatischen Augen der Imperialismus ebenso 
wie die liberale Demokratie, rassische und re-
ligiöse Intoleranz ebenso wie individuelle Frei-
heit und den Kampf für Gerechtigkeit. In Süd- 
oder Ostasien, wo die hasserfüllten Gefühle 
des Zweiten Weltkriegs gefährlich zu neuem 
Leben erwacht sind, können viele nur staunen 
über den Frieden, den Deutschland und Fran-
kreich nach Jahrhunderten blutiger Konflikte 
miteinander geschlossen haben. 

Aber wir können unsere Augen nicht vor 
der alten politischen und moralischen Heraus-
forderung des Kontinents verschließen: dem 
Umgang mit sozialen und kulturellen Unter-
schieden. Schon vor den Grausamkeiten des 
frühen 20. Jahrhunderts war die Bilanz Eu-
ropas auf diesem Gebiet entmutigend. Wie 
mein Buch zeigt, sahen die eifrigsten Nach-

bitionierten Versuch einer Beschreibung der 
gesamten Weltgeschichte, in dem Asien rasch 
auf die Stellung des hoffnungslos Rückstän-
digen verwiesen wurde. 

Hegels Sicht, wonach die Europäer die mo-
derne Welt schufen und die Modalitäten wie 
auch den Maßstab des Fortschritts bestimm-
ten, machte Schule. Verachtung für Religion 
und Kultur Asiens wurden in der auf Globa-
lisierung drängenden europäischen Elite zum 
Gemeinplatz und traten an die Stelle des frü-
heren orientalistischen Interesses daran. Selbst 
für den namhaften Liberalen John Stuart Mill 
war Indien eine rückständige, zur Selbstregie-
rung unfähige Gesellschaft, die eine Phase eu-
ropäischer Herrschaft benötigte. 

Schmeichelhafte Selbstbilder

Die rasche Ausdehnung der britischen, 
französischen und holländischen Kolonial-
reiche in Asien, Afrika und Lateinamerika 
schien europäische Ansprüche auf moralische, 
geistige und politische Überlegenheit zu bestä-
tigen. Solche schmeichelhaften Selbstbilder 
hätten die blutigen brudermörderischen Kon-
flikte des frühen 20. Jahrhunderts eigentlich 
nicht überleben sollen. Dennoch erleben wir in 
den letzten Jahren ein neues populäres Selbst-
verständnis, in dem Europa und die Vereini-
gten Staaten als ständige Garanten der indivi-
duellen Freiheit und als Horte der Vernunft, 
der Freiheit und der Demokratie erscheinen. 
Viele dieser wirren Selbstbilder haben ihren 
Ursprung in dem uralten gefährlichen Ver-
langen, sich selbst zu definieren, indem man 
„den Anderen“ – Juden, Kommunisten oder 
Muslime – marginalisiert oder dämonisiert. 

Im frühen 20. Jahrhundert tilgte ein Teil 
Europas, der entschlossen war, sich als christ-
lich zu definieren, die langen Jahrhunderte des 
Islam aus seiner Geschichte. Die größten mo-
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und geistigen Vereinigung der Welt, treten kla-
rer zutage als jemals zuvor, aber das hat eher 
zu intellektueller Verblüffung und Arroganz 
als zu Klarheit, Bescheidenheit und Einsicht 
geführt. 

Großbritannien, das einen unwiderruf-
lichen Niedergang erlebt und sich absondert, 
ist immer noch in steriler Weise besessen von 
seinen großen Siegen über Deutschland in den 
beiden Weltkriegen. Inzwischen bringt ein im 
Aufstieg begriffenes Asien seine eigenen Teil-
narrative hervor. Die Führer des aufsteigenden 
China verweisen auf ein „Jahrhundert der De-
mütigung“ durch westliche Mächte und be-
tonen zugleich ihre lokale und internationale 
Macht. Die politische Selbstbehauptung der 
islamischen Länder und der Aufstieg des chi-
nesischen Nationalismus führen uns die ver-
netzte, aber äußerst ungleiche Welt vor Augen, 
die der europäische Imperialismus geschaffen 
hat. Versuche, das europäische Selbst durch die 
gewaltsame Abgrenzung gegenüber dem An-
deren und durch Gegensätze – zivilisiert und 
rückständig, Kolonisator und Kolonisierter – 
zu definieren, können keinen Erfolg haben in 
einem Zeitalter, in dem der Andere ebenfalls 
die Macht hat, Geschichte zu schreiben und 
zu machen. Der Boden ist bereitet für kom-
plexere Formen des Selbstverständnisses, frei 
von Selbstgefälligkeit, nationalistischer My-
thenbildung und Rassendünkel. 

Ich möchte den großen europäischen Den-
ker Paul Valéry zu Wort kommen lassen, der 
schon früh im 20. Jahrhundert spürte, dass 
anders, als Hegel glaubte, kein Kontinent oder 
Land der alleinige Motor der Weltgeschich-
te sein kann: „Da sich das Ursachensystem“, 
schrieb er, „das die Geschicke eines jeden von 
uns bestimmt, nunmehr über den gesamten 
Erdball erstreckt, wird dieser auch bei jeder 
Erschütterung als ganzer in Mitleidenschaft 
gezogen; Fragen, die umgrenzt blieben, weil sie 
auf einen Punkt begrenzt waren, gibt es nicht 

ahmer in Asien – anglophile Inder und fran-
kophile Vietnamesen – sich schon bald mit 
rassischen und religiösen Barrieren konfron-
tiert. Dauerhafte Unterlegenheit schien selbst 
das Schicksal der Japaner zu sein, die von allen 
Asiaten noch am schnellsten und eifrigsten 
die scheinbar überlegenen rationalen Rechts-
systeme und Institutionen der europäischen 
Zivilisation übernahmen. Erst in jüngster Zeit 
haben die Türken die bittere Erfahrung eines 
gescheiterten Versuchs gemacht, in den ras-
sisch-exklusiven Klub Europas aufgenommen 
zu werden. Der gegenwärtige Aufstieg rechts-
extremer Parteien zeigt, dass Europa heute er-
neut um den Umgang mit seinen Minderheiten 
kämpft, die vielfach als billige Arbeitskräfte 
aus ehemals beherrschten Ländern geholt wur-
den. Es ist nicht nur verblüffend, sondern auch 
entmutigend, wenn man sieht, dass nicht nur 
Rechtsextreme, sondern auch viele liberale Po-
litiker und Intellektuelle in Europa mit einem 
Mehrheitsnationalismus flirten, als Reaktion 
auf eine zumindest nach asiatischen Maßstä-
ben äußerst begrenzte Erfahrung mit sozialer 
Vielfalt und politischem Extremismus.

Wir beobachten heute eine seltsam para-
doxe Entwicklung. Die Auswirkungen und 
Folgen der Globalisierung, der ökonomischen 

„Wir beobachten heute eine seltsam 
paradoxe Entwicklung. Die Auswir-
kungen und Folgen der Globalisie-
rung, der ökonomischen und gei-
stigen Vereinigung der Welt, treten 
klarer zutage als jemals zuvor, aber 
das hat eher zu intellektueller Ver-
blüffung und Arroganz als zu Klar-
heit, Bescheidenheit und Einsicht 
geführt.“
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mehr.“ Wenn wir Valérys Erkenntnis akzep-
tieren, muss unser Selbstverständnis all jene 
Gesellschaften und Völker einbeziehen, die 
so fern und losgelöst von uns erscheinen: vor-
moderne ebenso wie moderne, asiatische und 
afrikanische ebenso wie europäische. Mit sei-
ner Darstellung gemeinsamer Erfahrungen, 
Dilemmata und Gespräche über politische und 
geographische Grenzen hinweg soll mein Buch 
„Aus den Ruinen des Empires“ eine beschei-
dene Einladung an Asiaten wie Europäer sein, 
über die Gettos nationalistischer und imperi-
aler Geschichte hinaus zu denken, in denen die 
meisten von uns gefangen sind. Für mich ist 
es eine Tatsache, dass unser Selbstverständnis 
in einer so komplex vernetzten Welt – ob wir 
nun in Europa, Asien oder Lateinamerika le-
ben – unbedingt weniger provinziell und viel 
kosmopolitischer werden muss. Es muss mit 
unseren Identitäten Schritt halten, die sich in 
einer ständigen Entwicklung mit unbestimm-
tem Ausgang befinden.

Aus dem Englischen übersetzt von Michael 
Bischoff

Pankaj Mishra ist ein indischer Essayist, Lite-
raturkritiker und Schriftsteller. International 
bekannt wurde er mit seinem Sachbuch „But-
ter Chicken in Ludhiana“, einer soziologischen 
Studie des kleinstädtischen Indiens, und als 
Essayist für „The New York Review of Books“. 
2017 erschien sein Buch „Zeitalter des Zorns – 
Eine Geschichte der Gegenwart“. Für sein 2014 
publiziertes Buch „Aus den Ruinen des Empires“ 
erhielt er den Leipziger Buchpreis zur Europä-
ischen Verständigung. 
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sondern dass das Ganze auch aus der Basis 
erwächst und sich die derzeitige Malaise 
nicht auf die Führungsetagen der Macht in 
Washington oder Westminster beschränken 
wird. Die haarsträubenden moralischen Vor-
stellungen der hohen Politik sickern bis ins 
kleinste Dorf und sogar bis in die bewachten 
Wohnsiedlungen hinein. So entsteht ein neu-
er Zeitgeist, ein historischer Trend, der die 
Banalität des Bösen in das Böse der Banali-
tät verwandelt. Mag das Phänomen in jedem 
Land eine andere Gestalt annehmen – seine 
Auswirkungen betreffen uns alle.

„Wie können wir Ihnen helfen?“ Die Frau 
im Publikum faltet emphatisch die Hände, 
während sie mir die Frage stellt. Ihre ratlose 
Miene signalisiert eine Mischung aus Mitleid 
und echter Sorge. Nur zwei Monate nach dem 
fehlgeschlagenen Putsch sitze ich im Septem-
ber 2016 anlässlich einer Lesung aus meinem 
Buch „Euphorie und Wehmut – Die Türkei 
auf der Suche nach sich selbst“ in London auf 
einem hell erleuchteten Podium und versuche 
insgeheim herauszufinden, was alles in der 
Frage steckt. Offensichtlich bin ich in den 
Augen dieser Frau ein bedürftiges Opfer, und 
offensichtlich hat sie großes Vertrauen in die 
Immunität ihres Landes gegen die politische 
Misere, die mein Land ruiniert hat. Vor allem 
aber ist sie trotz des Brexit-Votums fest davon 
überzeugt, Großbritannien könnte noch im-
mer irgendwem helfen. Ihre fehlende Einsicht 
in die Tatsache, dass wir alle im gleichen po-

Selbst wenn Trump oder Erdoğan mor-
gen gestürzt würden oder Nigel Farage 
nie zum Meinungsführer aufgestiegen 

wäre, gäbe es die Millionen aufgehetzter Men-
schen weiterhin, und sie wären auch weiterhin 
bereit, den Befehlen ähnlicher Gestalten Fol-
ge zu leisten. Wir Türken haben die schreck-
liche Erfahrung gemacht, dass man den An-
hängern solcher Leute auch im Privatleben 
nicht einmal dann entkommt, wenn man sich 
bewusst aus allem Politischen heraushält. Mit 
ihren eigenen Werten bewaffnet warten sie 
nur darauf, jeden zur Strecke zu bringen, der 
anders ist als sie. Man sollte besser früher als 
später akzeptieren, dass es sich dabei nicht 
nur um etwas handelt, was der Gesellschaft 
von den oft absurd anmutenden politischen 
Führerfiguren oder den digitalen Geheimo-
perationen des Kreml aufgezwungen wird, 

Der Wandel der Witzfigur zum Autokraten Der hip klin-
gende Name, den die Mainstreamintelligenz der Retro-
lust an der Totalität schließlich verpasste, lautet „Populis-
mus“. Der Begriff, so die türkische Autorin, verschleiert 
die rechten ideologischen Inhalte der betreffenden Bewe-
gungen und umgeht zugleich die beunruhigende Frage 
nach der dubiosen Sehnsucht des Ich, zu einem Wir zu 
verschmelzen. „Populismus“ zeichnet ein Porträt der Ver-
rückten, die als Zerrbilder charismatischer Führerfiguren 
die Massen mobilisieren. Von Ece Temelkuran
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Beschäftigung mit den spezifischen Umstän-
den der einzelnen Länder würde mehr Zeit 
erfordern, als wir uns leisten können; es gilt 
ein auf alle zutreffendes Muster zu beschrei-
ben und herauszufinden, wie es gemeinsam 
zu durchbrechen wäre. Das gelingt nur, in-
dem man die Erfahrungen der Länder, die 
dem Irrsinn bereits ausgesetzt sind, mit den 
Erfahrungen westlicher Länder verbindet, die 
ihm derzeit noch widerstehen. Jetzt ist Zu-
sammenarbeit gefragt – und damit ein welt-
umspannendes Gespräch.

Es ist Mai 2017. Erst in London, dann in 
Warschau spreche ich über mein Buch „Eu-
phorie und Wehmut“ und berichte einer sehr 
heterogenen Zuhörerschaft, wie das wahre 
Volk von meinem Land Besitz ergriffen und 
den Rest, das angeblich nicht wahre Volk, in 
den politischen und sozialen Würgegriff ge-
nommen hat. Die Leute nicken besorgt und 
immer lautet ihre erste Frage: „Woher kommt 
eigentlich dieses wahre Volk?“ Sie kennen den 
Begriff, weil das politisierte und mobilisier-
te Ressentiment der Provinz seinen großen 
Auftritt auf der Weltbühne in unterschied-
lichen Ländern mit der im Grunde immer 
gleichen Behauptung eingeläutet hat: „Wir 
sind eine Bewegung, eine neue Bewegung des 
wahren Volkes jenseits von und über allen po-
litischen Lagern.“ Jetzt möchten viele wissen, 
wer dieses wahre Volk ist und warum es diese 
Bewegung in die hohe Politik geschafft hat. 

litischen Irrsinn versinken, provoziert mich. 
Erst nach mehreren Sekunden gelingt es mir, 
alle diese Gedanken in eine nicht übermäßig 
aggressive Antwort zu packen. „Jetzt fühle 
ich mich wie ein Pandababy, das auf einen 
Internetpaten wartet.“ 

Weil zu diesem Zeitpunkt noch viele glau-
ben, Donald Trump könne die Präsidenten-
wahl unmöglich gewinnen, weil so mancher 
noch allen Ernstes hofft, das Brexit-Refe-
rendum werde schon nicht zu einem tat-
sächlichen EU-Austritt führen, und weil die 
Mehrheit der Europäer die neuen Wortführer 
des Hasses als eine vorübergehende Erschei-
nung betrachtet, entlockt mein zynischer 
Scherz den Zuschauern nicht einmal ein Lä-
cheln. Nachdem der Rubikon überschritten 
ist, wage ich mich noch ein Stück weiter vor 
und sage: „Ob Sie es glauben oder nicht – das, 
was in der Türkei passiert ist, blüht Ihnen erst 
noch. Dieser politische Irrsinn ist ein globales 
Phänomen. Und deshalb gebe ich die Frage 
an Sie zurück: Wie kann ich Ihnen helfen?“

Damals beschloss ich, die politischen und 
sozialen Ähnlichkeiten diverser Länder zu-
sammenzufassen, um das allen gemeinsame 
Muster des erstarkenden Rechtspopulismus 
sichtbar zu machen, und zwar mit Hilfe von 
Geschichten. Denn durch Geschichten lassen 
sich meiner Ansicht nach nicht nur mensch-
liche Erfahrungen am besten vermitteln, 
sondern auch Krankheiten der menschli-
chen Seele am besten bekämpfen. Die Ver-
wandlung des Populisten-Führers von einer 
Witzfigur in einen furchteinflößenden Auto-
kraten vollzieht sich meiner Erkenntnis nach 
in Schritten, mit denen er die gesamte Ge-
sellschaft seines Landes von Grund auf kor-
rumpiert. Diese Schritte sind für jeden Möch-
tegern-Diktator leicht durchzuführen und 
werden aus diesem Grund von den Anders-
denkenden ebenso leicht übersehen, wenn sie 
die Anzeichen nicht zu erkennen lernen. Die 
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„Vor allem aber ist sie trotz des Bre-
xit-Votums fest davon überzeugt, 
Großbritannien könnte noch im-
mer irgendwem helfen. Ihre feh-
lende Einsicht in die Tatsache, dass 
wir alle im gleichen politischen Irr-
sinn versinken, provoziert mich.“
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tige Zeit der Zersplitterung. In einer Welt, in 
der immer mehr Menschen reden, aber immer 
weniger gehört werden, wollten sie der rest-
lichen Menschheit mit körperlichem Einsatz 
beweisen, dass wir uns ungeachtet aller Dif-
ferenzen zusammenschließen können und 
müssen, um dem Zerfallsprozess gemeinsam 
entgegenzutreten und zu verhindern, dass al-
les auseinanderbricht. Sie klagten Würde und 
Gerechtigkeit ein und forderten die Welt auf, 
sich bewusst zu machen, dass der globale Lauf 
der Dinge nur durch eine Gegenbewegung 
umgekehrt werden kann. Sie zeigten, dass 
Rückzug nicht die einzige mögliche Reak-
tion auf den globalen Hoffnungsverlust ist. 
Angesichts der Spaltungstendenzen schufen 
sie neue, mutmachende Modelle eines zeit-
lich begrenzten, losen Zusammenschlusses 
von Menschen auf öffentlichen Plätzen nach 
dem Motto „Vereint halten wir die Mitte!“

Leise schrie der Eisberg

Nach und nach wurden jedoch viele die-
ser Bewegungen niedergeschlagen, margina-
lisiert oder vom bestehenden politischen Sys-
tem geschluckt und konnten ihre Ziele aus 
diversen, durchaus verständlichen Gründen 
nicht erreichen – noch nicht. Doch immerhin 
wurden sie deutlich gehört, als sie der Welt 
verkündeten, dass sich die repräsentative 
Demokratie (von den Finanzinstitutionen 
missbraucht und sozialer Gerechtigkeit be-
raubt) in ihrer größten Krise seit dem Zwei-
ten Weltkrieg befinde. Heute erleben wir die 
Reaktion vieler ganz anderer Menschen auf 
ganz ähnliche Ängste. Diese Menschen ha-
ben einen begrenzteren Wortschatz, kleinere 
Träume für die Welt und weniger Zutrau-
en in das gemeinsame Überleben aller. Auch 
sie behaupten, den Status quo verändern zu 
wollen – allerdings in Richtung einer Welt, 

Sie sprechen darüber wie von einer Naturka-
tastrophe, die ja auch erst nach ihrem plötz-
lichen Ausbruch berechenbar wird. Damit 
erinnern sie mich an die Leute, die sich jeden 
Sommer aufs Neue über die Hitzewelle in 
Skandinavien wundern und erst dann wieder 
an die im Winter zuvor gelesenen Berichte 
über den Klimawandel denken. Ich erkläre ih-
nen, dass uns dieses „neue“ Phänomen schon 
seit geraumer Zeit begleitet.

Im Juli 2017 brach ein gigantischer Eisbro-
cken von der Antarktis ab. Tagelang zeigten 
die Nachrichtensender das träge dahintrei-
bende schneeweiße Ungetüm, majestätisches 
Flaggschiff unseres Zeitalters, das uns in sei-
ner knarzenden Eissprache aus den Bildschir-
men der Welt entgegenraunte: „Die Zeit der 
Spaltung ist gekommen. Alles Festgefügte 
bricht weg, alles zerfällt.“ Die Geschichte 
unserer Gegenwart wurde damals nicht von 
einem Gespenst, sondern von einem massiven 
Monstrum erzählt, und sie handelte davon, 
dass auf dem gesamten Planeten vom Größ-
ten bis zum Kleinsten nichts so bleiben wür-
de, wie es war. Die Vereinten Nationen, diese 
riesige machtlose Institution zur Erhaltung 
des Weltfriedens, bröckelten bereits, und 
die kleinste Einheit, die menschliche Seele, 
durchläuft einen beispiellosen Zersetzungs-
prozess. Ein und dieselbe Sekunde birgt ganze 
Jahrhunderte in sich: Die wenigen Reichen 
schaffen sich unverseuchte Lebensräume, um 
ihr Dasein zu verlängern, während gleichzei-
tig im Jemen zehntausende Kinder an Cholera 
sterben, einer Krankheit aus der Zeit vor dem 
20. Jahrhundert. 

Leise schrie der Eisberg: „Die Mitte hält 
nicht stand.“ Die an den unterschiedlichsten 
Orten entstandenen fortschrittlichen Bewe-
gungen – von den Protesten anlässlich der 
WTO-Konferenz in Seattle 1999 bis hin zu 
den Unruhen auf dem Tahrir-Platz in Kairo 
2011 – waren eine Reaktion auf die gegenwär-
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so, als würde ein Eisbrocken von der Antark-
tis abbrechen. Weil das fragile Ich natürlich 
überfordert ist, wenn es den Lauf der Ereig-
nisse ändern soll, erlebt das Wir ein Come-
back in Politik und Ethik. Dieses Comeback 
ist der Kern des globalen Phänomens, das wir 
gerade erleben. Das Wir will das Festland der 
politischen Sprache verlassen, will sie demon-
tieren und eine neue Sprache für das Volk er-
schaffen. Wer wissen möchte, wer das Volk 
ist, muss nach dem Wir fragen. Warum will 
ich nicht mehr ich, sondern nur noch wir sein?

Schon in seinem Erstlingswerk „So wer-
den Sie erfolgreich“ erwähnt Donald Trump 
die „wahrheitsgemäße Übertreibung“, die ihn 
später ins Weiße Haus bringen sollte. Be-
stimmt war er stolz darauf, gezeigt zu haben, 
dass man amerikanischer Präsident werden 
kann, ohne ein einziges anderes Buch als das 
eigene gelesen zu haben. Trump kannte eben 
eine einfache Wahrheit über den Menschen, 
die von den meisten ignoriert wird: Trotz des 
seit Jahrzehnten gepriesenen Individualismus 
braucht der Durchschnittsmensch auch heute 
noch einen Hirten, der ihn zur Größe führt. 
Trump wusste, wie demütigend und enttäu-
schend das Gefühl ist, nur Mittelmaß zu sein 

in der sie zu den wenigen Glücklichen gehö-
ren werden, die sich unter der Führung eines 
starken Mannes behaupten. Nicht zufällig ist 
„Mauer“, ob im wörtlichen oder übertragenen 
Sinn, zum Schlagwort erstarkender rechtspo-
pulistischer Bewegungen geworden. „Ja, die 
Welt spaltet sich“, heißt es, „und wir, das Volk, 
werden uns einen Platz auf der Sonnenseite 
der Trennmauer verschaffen.“ Es geht ihnen 
nicht darum, danebenzustehen und zuzuse-
hen, wie Babys im Mittelmeer sterben, son-
dern sie selbst wollen nicht ebenfalls sterben. 
Der Schrei, der aus der Provinz in die Groß-
städte hallt, ist der Hilferuf von Menschen, 
die aus Angst, im stetig ansteigenden Meer 
des Zerfalls zu ertrinken, ihr Interesse am 
Überleben anderer hintanstellen und sich lie-
ber rücksichtslos bewegen.

Im Gegensatz zu politischen Parteien, die 
innerhalb der Wirklichkeit agieren und das 
Spiel spielen, ohne sich zu bewegen, verheißen 
politische Bewegungen immer eine Verände-
rung vom Realen zum Möglichen. In Ländern 
von der Türkei bis zu den USA, darunter hoch 
entwickelte Staaten mit scheinbar starken de-
mokratischen Institutionen wie Frankreich, 
Großbritannien und Deutschland, scharen 
sich Menschen hinter dreisten, skrupellosen 
Populisten, um sich gemeinsam zu bewegen 
und die von ihnen als Establishment bezeich-
nete Wirklichkeit, also das Spiel selbst, anzu-
greifen, das sie als dysfunktional und korrupt 
empfinden. Die Volksbewegung verkörpert 
den neuen Zeitgeist; sie verspricht, den mit 
Brackwasser gefüllten Sumpf auszutrocknen, 
zu dem die Politik angeblich verkommen ist, 
und den Menschen auf diese Weise ihre Wür-
de zurückzugeben. Mit anderen Worten: Les 
invisibles, die Massen, denen lange unterstellt 
wurde, sie interessierten sich nicht für Politik 
und Weltgeschehen, entziehen dem derzei-
tigen repräsentativen System weltweit ihr ver-
meintliches Einverständnis. Und das klingt 
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geschlossen hatte, wer denn dieses Volk sei 
und warum es einen solchen Groll gegen die 
Großstädte und die Gebildeten hege. 

Die Älteren unter ihnen hörten da bereits 
ein erstes Echo aus früheren Jahrzehnten. 
Nach der fürchterlichen Erfahrung des 
Zweiten Weltkriegs rechnete kaum noch 
jemand damit, dass es die Massen je wieder 
danach gelüsten würde, zu einer Einheit zu 
verschmelzen. Nur allzu gern glaubte man, 
mit der Freiheit zu kaufen, zu lieben und zu 
glauben, wen oder was man will, wären sie 
vollauf zufrieden. Mehr als ein halbes Jahr-
hundert lang wurde das Wort Ich sowohl von 
der dauergrinsenden Marktwirtschaft und 
ihren Anhängern als auch vom herrschenden 
politischen Diskurs und der Mainstreamkul-
tur propagiert. 

Jetzt aber ist das Wir zurückgekehrt, der 
eigentliche Kern der Bewegung, der ihr den 
revolutionären Anstrich verleiht, und auf die-
ses plötzliche Wiedererwachen waren viele 
nicht vorbereitet. Die Stimme des Wir erhob 
sich so unerwartet und laut, dass besorgte Kri-
tiker nur mit Mühe zeitgemäße politische Be-
griffe fanden, mit denen sich das Phänomen 
beschreiben oder bekämpfen lässt. 

Hektisch sammelte der kritische Main-
stream historische Munition, die jedoch un-
günstigerweise größtenteils aus der Nazizeit 
stammte. „Faschismus“ klang überholt und 
sogar kindisch, und „Autoritarismus“ oder 
„Totalitarismus“ waren zu mausgrau für die-
ses Technicolormonster in einer neoliberalen 
Welt. Dafür wurden in den letzten Jahren ha-
stig Selbsthilfebücher mit Orwell-Zitaten ver-
fasst, und Hannah Arendts Buch „Elemente 
und Ursprünge totaler Herrschaft“ steht nach 
68-jähriger Pause plötzlich wieder auf den 
Bestsellerlisten. Der hip klingende Name, den 
die Mainstreamintelligenz der Retrolust an 
der Totalität schließlich verpasste, lautet „Po-
pulismus“.

in einer Welt, in der man angeblich sein kann, 
was immer man sein will. 

Außerdem war ihm klar, dass der Aufruf 
zum Zerreißen der imaginären Ketten, die das 
Volk angeblich am Erreichen seiner wahren 
Größe hindern, bei seinen Unterstützern in 
jedem Fall Anklang finden würde, ganz egal, 
wie absurd er sich für die anhören mochte, 
die tatsächlich werden können, was sie wol-
len. „Es liegt nicht an euch“, erklärte er. „Sie 
hindern uns daran, groß zu sein.“ Er gab den 
Leuten ein ordentliches Hassobjekt, und sie 
gaben ihm ihre Stimmen. Und sobald er im 
Namen des Wir sprach – was im Lauf der Ge-
schichte schon oft geschah – , war man bereit, 
sich für ihn aufzuopfern. Die Amerikaner 
wissen ja, dass sich mit den Worten „Wir, das 
Volk“, wie sie in ihrer Verfassung stehen, ein 
neues Land aufbauen und ganze Imperien in 
die Knie zwingen lassen. Und nicht einmal 
die auf ihre Gefühlsarmut so stolzen Briten 
sind immun gegen den Reiz des Wir.

„Wir haben gegen die multinationalen 
Konzerne, die großen Handelsbanken, die 
große Politik, haben gegen Lügen, Korrupti-
on und Betrug gekämpft … [Dies ist] ein Sieg 
des Volkes, ein Sieg der ganz normalen Leute, 
ein Sieg der Anständigen.“ Das Zitat klingt 
zwar wie ein Ausschnitt aus der Antrittsrede, 
die Salvador Allende, der marxistische Präsi-
dent Chiles, nach seinem Wahlsieg 1970 hielt, 
stammt jedoch von Nigel Farage, dem frühe-
ren UKIP-Vorsitzenden (UK Independence 
Party, dt. Partei für die Unabhängigkeit des 
Vereinigten Königreichs), und, nebenbei be-
merkt, selbst ehemaligen Banker, der diese 
Worte im Juni 2016 nach dem Brexit-Refe-
rendum äußerte und dabei ebenfalls den ur-
alten Trick anwendete, in „Volkes“ Namen 
zu sprechen. 

Allerdings fragten sich am selben Tag viele 
weltoffene Londoner, die Farage aus seinem 
flammenden Narrativ stillschweigend aus-
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als repressiv bezeichnet wurden. Der Umgang 
mit ihrem neuen Status als „repressive Eli-
te“, wenn nicht gar als „Faschisten“, fiel ihnen 
schwer – hatte doch mancher von ihnen sein 
Leben der Emanzipation eben dieser Men-
schen gewidmet, die jetzt nur mehr Verach-
tung für sie empfanden. Zu ihnen zählte auch 
meine Großmutter.

„Bezeichnen die mich jetzt als Faschistin, 
Ece?“ Das fragte mich meine Großmutter, 
Angehörige der ersten Lehrergeneration in 
der jungen türkischen Republik, eine über-
zeugte Säkulare, die viele Jahre lang Kindern 
auf dem Land Lesen und Schreiben beige-
bracht hatte, als wir eines Abends im Jahr 
2005 eine Fernsehdebatte mit AKP-Strategen 
verfolgten. „Die haben doch gerade etwas von 
Faschisten gesagt, oder?“ 

Noch ehe ich ihr die Besonderheiten der 
neuen politischen Narrative erklären konnte, 
rief sie: „Was soll das heißen, repressive Elite? 
Ich bin nicht elitär. Ich habe gehungert und 
gelitten als Dorflehrerin in den fünfziger Jah-
ren!“ Sie hatte die eben noch abwehrend vor 
der Brust verschränkten Arme in die Luft 
gereckt und verkündete mit erhobenem Zei-
gefinger, fast, als stünde sie vor einer Schul-
klasse: „Gleich morgen gehe ich in die näch-
ste Geschäftsstelle der Partei und sage denen, 
dass ich genauso zum Volk gehöre wie sie.“ 
Was sie auch wirklich tat – nur um fassungs-
los zurückzukehren und sich auf ihren müden 
80-jährigen Beinen zum Bett zu schleppen, 
weil sie so fertig war, dass sie sich zum ersten 
Mal in ihrem Leben mitten am Tag hinlegen 
musste. „Die sind so anders, Ece. Die sind so 
…“, war das Einzige, was ich ihr entlocken 
konnte. Trotz ihrer großen Eloquenz fiel ihr 
kein treffendes Adjektiv ein. 

Die Szene kam mir wieder in den Sinn, als 
ich 2017 in Harvard einen Vortrag hielt und 
mich hinterher eine Amerikanerin, schät-
zungsweise Mitte 70, zögernd ansprach. Da 

Der Begriff „Populismus“ passt gut zur 
heutigen Zeit. Er verschleiert die rechten ide-
ologischen Inhalte der betreffenden Bewe-
gungen und umgeht zugleich die beunruhi-
gende Frage nach der dubiosen Sehnsucht des 
Ich, zu einem Wir zu verschmelzen, zeichnet 
ein meisterhaftes Porträt der Verrückten, die 
als Zerrbilder charismatischer Führerfiguren 
die Massen mobilisieren, und disqualifiziert 
die Massen selbstbewusst als getäuschte, un-
gebildete Menschen. 

Seltsame Frucht

Außerdem ignoriert er die Vorgeschichte, 
die verraten könnte, wie es zu dem Schlamas-
sel kam. Ganz zu schweigen von dem Problem, 
dass sich die Populisten selbst nicht als solche 
bezeichnen. In einer angeblich postideolo-
gischen Welt erheben sie den Anspruch, jen-
seits von Politik und über allen politischen 
Institutionen zu stehen. Auch die politische 
Theorie ist für den neuen Kampf noch nicht 
gerüstet. 

Eine Schwierigkeit besteht darin, dass 
die Kritiker des Phänomens im „Populis-
mus“ die seltsame Frucht der aktuellen de-
mokratischen Praxis erkannten. Bei näherer 
Betrachtung stellte sich nämlich schnell he-
raus, dass diese Wunde nicht urplötzlich am 
Staatskörper aufgetaucht war, sondern dass 
es sich dabei um das mutierte Kind einer 
verkrüppelten repräsentativen Demokratie 
handelte. Obendrein entstand dank rechter 
Spindoctors ein neues ontologisches Problem. 
Akademiker, Journalisten und Bildungsbür-
ger fanden sich im Lager der Feinde des Volkes 
und als Teil des korrupten Establishments 
wieder und erlebten, dass ihre Kritik an die-
sem politischen Phänomen und sogar ihre 
sorgsam formulierten Kommentare darüber 
vom Volk und den Strategen der Bewegung 
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halten.“ Wie für Orbán ist Respekt auch für 
Erdoğan eine Einbahnstraße; er wird nur ent-
gegengenommen, nie entgegengebracht.

„Im Grunde will Putin Respekt“, schrieb 
die Russlandexpertin Fiona Hill, heute na-
tionale Sicherheitsbeauftragte der US-Re-
gierung, in einem Beitrag, der Februar 2015 
auf der Website der Brookings Institution er-
schien. „Und zwar Respekt im altmodischen, 
knallharten Sinn.“

„Du kommst zu mir und sagst: ,Verschaff 
mir Gerechtigkeit!‘ Aber du zeigst mir kei-
nen Respekt.“ Dieses Zitat stammt nicht von 
einem weiteren respektbesessenen Politiker, 
sondern von Don Corleone in der Eingangs-
szene des Films „Der Pate“. Man kommt da 
leicht durcheinander, denn der globale Kreis-
lauf gegenseitiger Respektbekundungen (Ge-
ert Wilders respektiert Farage, Farage respek-
tiert Trump, Trump respektiert Putin, und 
dann geht alles von vorn los – so ähnlich, 
wie sich einst Hitler und Stalin ihres jewei-
ligen Respekts versicherten) gleicht heutzuta-
ge einem nationenübergreifenden Gespräch 
zwischen Mafiosi. 

Bei den Ausmaßen, die das aus Respekt 
gewobene Netz zwischen autoritären Anfüh-
rern mittlerweile angenommen hat, könnte 
man glatt vergessen, wie klein die ganze Farce 
begann, nämlich mit einer scheinbar harm-
losen Bitte. Die „gewöhnlichen“ Leute ver-
wandelten sich in das Volk, indem sie um 
ein bisschen Political Correctness ersuchten: 
„Haben wir keinen Respekt verdient?“

Doch wenn Respekt zur politischen Ware 
wird, hat das weitreichende Folgen. Sobald 
das Volk eine politische Bewegung bildet, 
lautet die anfängliche – rhetorische – Frage: 
„Zählen denn unsere Überzeugungen, unse-
re Lebensweise, unsere Entscheidungen gar 
nicht?“ Da die Antwort keinesfalls Nein lau-
ten darf, können die Anführer der Bewegung 
als respektable, gleichwertige Teilnehmer am 

sie offenbar zu den Menschen gehörte, die an-
dere nur sehr ungern mit ihren persönlichen 
Angelegenheiten behelligen, erzählte sie mir 
eine Kurzversion ihrer Lebensgeschichte. Sie 
hatte in den 1960er Jahren als Angehörige des 
Peace Corps den Kindern eines abgelegenen 
türkischen Dorfs Englisch beigebracht, war 
danach eine sehr engagierte Highschoolleh-
rerin in den USA gewesen und absolvierte 
nun im Ruhestand ein Seniorenstudium in 
Harvard. Dass sie – in ihrem Fall von Trump-
Wählern – als Angehörige der „repressiven 
Elite“ bezeichnet wurde, machte sie ebenso 
fassungslos wie Jahre zuvor meine Großmut-
ter. „Ich versuche Respekt zu haben“, sagte sie 
und beklagte, dass Respekt in Europa „Man-
gelware“ sei. Sie behauptete, nur Respekt kön-
ne Europa retten. 

Erdoğan wiederum überschüttete die tür-
kische Politik mit Unmengen von „Respekt“, 
nachdem er 2002 an die Macht gelangt war, 
und demonstrierte den Türken wiederholt, 
dass Respekt nicht mehr verdient werden 
musste, sondern uneingeschränkt eingefor-
dert werden konnte. Kam der Verdacht von 
Wahlfälschung auf, mahnte er ebenso Re-
spekt für „mein Volk und seinen Willen“ an, 
wie er ihn für Gerichtsurteile beanspruchte, 
die seine Gegner ins Gefängnis brachten. Als 
das Verfassungsgericht entschied, inhaftierte 
Journalisten freizulassen, die ihn kritisiert 
hatten, hieß es dagegen: „Ich respektiere die-
ses Urteil nicht und werde mich nicht daran 
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ropa so weitermacht, wird sich bald kein ein-
ziger Europäer mehr in irgendeinem Land der 
Welt sicher auf der Straße bewegen können.“ 
Mit seiner gegen einen ganzen Kontinent ge-
richteten Drohung war er zum grausamen 
Michael Corleone aus dem Film „Der Pate 
II“ geworden.

Selbst in Ländern, die erst seit Kurzem 
ähnliche soziale und politische Prozesse er-
leben, wird der geschilderte Ereignisablauf 
bereits als stereotyp empfunden. Die Er-
kenntnis, dass die Logik der gegenwärtigen 
Identitätspolitik diese Prozesse fördert, ist 
jedoch relativ neu und wird kaum erörtert. 
Im 21. Jahrhundert ist es für rechtspopulis-
tische Formationen sehr viel leichter gewor-
den, Respekt einzufordern, weil sie sich in die 
schusssichere politische Membran einer kul-
turellen und politischen Identität hüllen und 
von einer politischen Korrektheit profitieren, 
die kritische Kommentatoren entwaffnet. 

Außerdem lässt sich mit einem unangreif-
baren Identitätsnarrativ der Spieß wunder-
bar umdrehen, denn nun ist die Lampe des 
Vernehmers auf die Kritiker der Bewegung 
gerichtet statt auf die Bewegung selbst, und 
die Kritiker fragen sich: „Bringen wir ihnen 
womöglich nicht genug Respekt entgegen und 
sind sie deshalb so wütend?“ Während die 
Opposition um einen Ausgleich bemüht ist, 
beginnt die Bewegung bohrende Fragen zu 
stellen: „Seid ihr sicher, dass ihr uns nicht 
aus schierer Arroganz einschüchtert? Seid ihr 

politischen Diskurs in die Öffentlichkeit und 
auf die politische Bühne treten. Als nächstes 
Schlagwort folgt Toleranz – Toleranz gegen-
über Unterschieden. Dann werfen die Mei-
nungsmacher, nachdem sie bemerkt haben, 
dass die öffentliche Polarisierung zu sozialen 
Spannungen führt, den Begriff sozialer Friede 
in die Debatte – einen Begriff, der so vernünf-
tig und beruhigend klingt, dass sich niemand 
dagegen aussprechen will. Mit zunehmendem 
Erfolg der Bewegung gehen Respekt und To-
leranz in den Besitz ihrer Mitglieder über, 
sodass nur noch sie anderen beides zugeste-
hen können. Gleichzeitig reizt der Anführer 
die Waffenruhe des „sozialen Friedens“ voll 
aus, indem er bei jedem neuen von ihm (oder 
ihr) provozierten Streit Toleranz und Respekt 
einfordert.

Allerdings wird der Respekt irgendwann 
zur Mangelware. In der Türkei erfolgte der 
unmerkliche Umschwung in der Wahlnacht 
2007, als die AKP-Regierung bestätigt wor-
den war. Damals sagte Erdoğan noch: „Auch 
wer uns nicht gewählt hat, gehört zur Türkei“, 
was für viele politische Journalisten klang, 
als wollte ein mitfühlender Vater alle unter 
seine Fittiche nehmen, um den sozialen Frie-
den zu wahren. Dann begann Erdoğan aller-
dings, wie ein Mafiaboss zu reden. Er stellte 
die Forderung nach Respekt ein und legte die 
Messlatte höher, indem er von europäischen 
Spitzenpolitikern bis hin zu Kleinstadtho-
noratioren so ziemlich alle ermahnte, jeder 
müsse wissen, „wo sein Platz ist“. 

Als diese Warnung nicht mehr genügte, 
kamen die Drohungen. Während einer diplo-
matischen Auseinandersetzung mit Deutsch-
land und den Niederlanden, in der es um das 
Verbot von Auftritten türkischer Politiker 
ging, die für das Verfassungsreferendum 
und damit für erweiterte Machtbefugnisse 
des türkischen Präsidenten werben wollten, 
sagte Erdoğan am 11. März 2017: „Wenn Eu-
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derwillig, akzeptierten viele niederländische 
Wähler die neue Realität, in der das geringste 
Übel die einzige Wahl ist, die man noch hat. 
Das künstlich erzeugte Wir ist mittlerweile 
stark genug, um nicht nur die Anhänger der 
Bewegung zu mobilisieren und zu beflügeln, 
indem es ihnen das Gefühl gibt, endlich wie-
der Teil eines großen Ganzen zu sein, sondern 
auch um den übrigen Politikbetrieb zu be-
einflussen, indem es so lange an der Opposi-
tion herumzerrt, bis sie sich unwiderruflich 
verändert hat. Das Wir erschafft eine neue 
Normalität, die alle dem Irrsinn näherbringt.

Normale, anständige Leute

„Wir sind auch Muslime!“ So lauteten 
die üblichen Eingangsworte sozialdemokra-
tischer Teilnehmer an Fernsehdebatten in 
den ersten Jahren nach der Regierungsüber-
nahme der AKP in der Türkei. So, wie man 
zum Wir gehörte – zum Volk, zu den „nor-
malen, anständigen Leuten“ – , wenn man 
in Großbritannien den Brexit befürwortete 
oder in den Niederlanden ein bisschen Ras-
sismus akzeptierte, galt man in der Türkei 
als zugehörig, wenn man ein konservativer 
sunnitischer Muslim aus der Provinz war. 
Kaum hatten die ursprünglichen Besitzer des 
Wir die Parameter festgelegt, beteuerte jeder, 
ebenfalls zu beten – wenn auch im Privaten, 
ganz für sich. Schon bald kursierten in der 
öffentlichen Debatte für die meisten bis dato 
völlig unbekannte arabische Wörter, und So-
zialdemokraten konkurrierten trotz ihres be-
grenzten religiösen Wissens mit den „wahren 
Muslimen“. Die AKP-Strategen setzten eiligst 
neue religiöse Konzepte in Umlauf und brach-
ten ihre Kritiker ständig mit unvermuteten 
Fragen nach irgendwelchen alten Schriften 
in Bedrängnis. 

Fragt sich, was passiert, wenn man alle die-

sicher, dass das keine Diskriminierung ist?“
Wir wissen alle, was passiert, wenn selbst-

zweiflerischer Intellekt auf rücksichtslose, of-
fen zutage liegende Ignoranz trifft. Wer an das 
Offensichtliche glaubt, für den ist das Grund-
bedürfnis des Hinterfragens nichts anderes 
als das Fehlen einer Antwort, und peinliches 
Schweigen angesichts dreister Schamlosigkeit 
versteht er als stumme Bewunderung. Dann 
setzt sich die politisierte Dummheit stolz an 
den Tisch zu den Mitgliedern des gesamten 
politischen Spektrums, versucht, die anderen 
unter ausgiebigem Ellenbogeneinsatz zu do-
minieren, und fragt immer wieder: „War dein 
Arm wirklich da, wo er hingehört?“ Und die 
Opposition muss sich bis zur Unkenntlich-
keit verbiegen, um die neuen Regeln zu befol-
gen und am Tisch sitzen bleiben zu dürfen.

„Wir empfinden wachsendes Unbehagen, 
wenn Menschen unsere Freiheit missbrau-
chen, um hier alles kaputtzumachen.“ Das 
sind die Worte eines niederländischen Politi-
kers, aber nicht die des berüchtigten Auslän-
derhassers Geert Wilders. Das Zitat stammt 
von seinem politischen Gegner Mark Rutte, 
dem Ministerpräsidenten der Niederlande 
und Vorsitzenden der mitte-rechts angesie-
delten liberalen Partei VVD, und ist seinem 
am 23. Januar 2017 veröffentlichten Brief 
„An alle Niederländer“ entnommen. Obwohl 
sich der Aufruf scheinbar an alle richtete, die 
„unsere Freiheit missbrauchen“, zielte er in 
Wahrheit auf die Einwanderer. Ruttes Wi-
derstand gegen den Rechtspopulismus wurde 
völlig verdreht, weil er sich gezwungen sah, 
die Sorgen des Volkes, der ganz normalen, an-
ständigen Leute demonstrativ zu teilen. Of-
fenbar hatte er das Gefühl, Entgegenkommen 
zeigen zu müssen, um weiterhin am Kopf der 
politischen Tafel sitzen zu dürfen. Demselben 
Mann jubelten zwei Monate später die nie-
derländischen Liberalen zu, weil er Wilders 
in der Wahl geschlagen hatte. Wenn auch wi-
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Mienen des Establishments amüsieren. Sie 
wissen, dass die starke Unzufriedenheit der 
vernachlässigten Massen irgendwann zu einer 
ebenso starken politischen Reaktion führen 
wird, und trauen es der Bewegung zu, eines 
Tages als das lang ersehnte Korrektiv der herr-
schenden Ungerechtigkeit zu wirken – bis 
ihnen ihr Irrtum klar wird. „[ … ] daß der 
Liquidator nicht ganz im Unrecht sei, [dies] 
ist der geheime Glaube der Epoche Kafkas 
und Hitlers [ … ]“ schrieb der Germanist J. 
P. Stern vor vielen Jahrzehnten. 

Das grenzenlose Selbstbewusstsein der Be-
wegung ist demnach nicht ausschließlich eige-
nes Verdienst; auch die Unschlüssigen und so 
mancher Gegner steigern deren Selbstvertrau-
en durch die eigenen Bedenken. Was, bitte 
schön, ist falsch daran, auf die Korruptheit 
des Establishments hinzuweisen? Indem sie 
ihre ideologischen Ziele vage formuliert und 
den Ton moderat hält, verführt die Bewegung 
mit der Möglichkeit, die diversen Ideale oder 
Enttäuschungen bei ihr unterzubringen. Was, 
bitte schön, ist falsch daran, ein anständiger 
Mensch zu sein und zum Volk zu gehören? 

Das unscharfe Narrativ und das allumfas-
sende Wir ermöglichen es dem Anführer der 
Bewegung, zuvor undenkbare widersprüch-
liche Allianzen mit rechten wie mit linken 
politischen Kräften zu schmieden. 

Aufgrund der ideologischen Formlosig-
keit der Bewegung erhält er außerdem finan-
zielle Mittel aus den extremen Bereichen des 
sozialen Spektrums, also von den Ärmsten 
wie von den Reichsten. Am allerwichtigsten 
aber ist: Weil der Anführer von Ausbeu-
tung, Ungleichheit, Ungerechtigkeit und Be-
wusstsein spricht und sich damit hinsichtlich 
Wortwahl und Referenz sowohl bei rechter 
als auch linker Politik bedient, sagen sich 
immer mehr verbitterte, von Selbstzweifeln 
geplagte Menschen, aber auch der eine oder 
andere prominente Meinungsmacher: „Ei-

se Tests besteht und sich als ebenso „wahr“ 
erweist wie die Fragesteller. Ich selbst durfte 
das einmal erleben. Nachdem ich mich 2013 
während der Arbeit an meinem Roman „Was 
nützt mir die Revolution, wenn ich nicht tan-
zen kann“ mehr als ein Jahr lang mit dem Ko-
ran beschäftigt hatte, war ich auf alle Fragen 
vorbereitet. Als der Roman erschien, wurde 
ich zu einer Talkshow mit einer Parteistrate-
gin der AKP als weiterem Gast eingeladen, 
einer Dame mit Kopftuch – die klassische 
Fernsehfarce, bei der es möglichst zum Zi-
ckenkrieg zwischen einer säkularen und einer 
religiösen Frau kommen soll. 

Nachdem ich die Sure, aus der der Titel 
meines Romans stammte, auf Arabisch zi-
tiert hatte und auf die Fragen eingegangen 
war, die mir die Frau über den Koran stellte, 
sagte sie mit gönnerhaftem Lächeln: „Gut ge-
macht!“ und wies mich damit höflich darauf 
hin, dass ich in der Kunst, die sie meisterhaft 
beherrschte und gewissermaßen als ihr Ei-
gentum betrachtete, bestenfalls als Lehrling 
gelten konnte. Leute wie ich, daran ließ sie kei-
nen Zweifel, waren höchstens am äußersten 
Rand des Volkes anzusiedeln. Wir würden 
immer der verachteten Elite angehören – und 
wenn wir uns auf den Kopf stellten. 

Jeder Aufenthalt in einem der vom Volk 
frequentierten Pubs des Nigel Farage, jede 
Teilnahme an einer Grillparty von Trump-
Anhängern würde unweigerlich mit einem 
ähnlich gönnerhaften Lächeln und zusätz-
lich vielleicht mit einem demütigenden Klaps 
auf die Schulter enden: „Wird schon noch, 
Kleine!“ 

Es ist ein interessanter, aber nur selten 
erwähnter Aspekt dieses Prozesses, dass die 
enttäuschten, zynisch gewordenen Bürger, 
die der Bewegung eigentlich kritisch gegen-
überstehen, angesichts der durcheinanderge-
ratenen Sitzordnung klammheimliche Freude 
empfinden und sich über die schockierten 
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In Ungarn und Polen, wo der Rechtspopulis-
mus den politischen Diskurs bestimmt, gab 
es analog dazu seit jeher die „arrogante Brüs-
seler Elite“ beziehungsweise „die verdammten 
Deutschen“, die sowohl ein besseres Leben für 
die „normalen“ Leute verhindern, als auch der 
wahren „Größe“ der Nation im Weg stehen. 

Ich weiß, diese Bemerkungen haben et-
was von der Herablassung eines kosmopoli-
tischen, nicht wahren Menschen; ebenso klar 
ist mir, dass hinter den neuen Bewegungen 
das reale, starke Gefühl steht, Opfer zu sein. 
Viele ihrer Anhänger müssen ja wirklich mit 
dem Bus fahren und mitansehen, wie ihr Fish 
’n’ Chips immer teurer wird, weshalb es dem 
griechischen Wirtschaftswissenschaftler und 
ehemaligen Finanzminister Yanis Varoufakis 
zufolge müßige Gehirnakrobatik für Intellek-
tuelle wäre, würde man diese Bewegungen 
nur „psychoanalytisch, kulturell, ethnolo-
gisch, ästhetisch und natürlich in ihrem Be-
zug zur Identitätspolitik“ analysieren. Ich 
stimme ihm zu, wenn er schreibt, dass „der 
permanente Klassenkampf, der seit Ende der 
1970er Jahre gegen die Armen geführt wird“, 
bewusst aus dem Narrativ entfernt und aus 
der globalen Mainstreamdebatte herausge-
halten wurde. 

Erfundene Opferrollen

Man kann die rechtspopulistischen Bewe-
gungen auch als neu entwickelte temporeiche 
Vehikel für die Reichen betrachten, als ein 
Mittel, das es der herrschenden Klasse ermög-
licht, die Regulierungen der freien Markt-
wirtschaft loszuwerden, indem es die gesamte 
Politik über den Haufen wirft. Schließlich 
stehen hinter diesen Bewegungen wahre Op-
fer und echtes Leid. Aber sie gründen eben 
nicht ausschließlich auf echtem Leid, sondern 
auch auf frei erfundenen Opferrollen, die der 

gentlich ganz vernünftig, das alles!“ Oder 
lässt sich etwa leugnen, dass große Teile der 
Gesellschaft vergessen und abgehängt sind?

„Ich verstehe nicht, warum die gewonnen 
haben. Glauben Sie mir, kein einziger Fahr-
gast hat gesagt, dass er sie wählen wird. Aber 
wer hat sie dann gewählt?“ Diese Sätze zie-
len nach dem zweiten Wahlsieg der AKP in 
jedem Gespräch mit einem Taxifahrer. „Wer 
hat sie eigentlich gewählt?“, lautete daraufhin 
der Anfangssatz mancher Zeitungskolumne. 
Weder die Taxifahrer noch die meisten Ko-
lumnisten konnten sich erklären, warum der 
Erfolg der Bewegung trotz wachsender Be-
denken anhielt. Nachdem ich die Frage mehr-
mals gehört hatte, antwortete ich einem Taxi-
fahrer mit einem Satz, den ich kurz darauf an 
den Anfang meiner eigenen Kolumne stellte: 
„Die fahren offenbar alle mit dem Bus.“

In London werden sich viele Leute nach 
dem Brexit-Referendum dasselbe gefragt ha-
ben. Wäre ich eine britische Kolumnistin, 
hätte ich meinem Kommentar die Über-
schrift „Der wütende Kabeljau besiegt die 
europäischen Ideale“ gegeben. Zu den Leave-
Wählern gehörten nämlich auch schottische 
Fischer, die schon seit Jahren sauer sind, weil 
auch ihre Kollegen aus anderen europäischen 
Ländern in schottischen Gewässern fischen 
dürfen, und die sich zusätzlich über europä-
ische Angelegenheiten aufregen, von denen 
Schottland so gut wie gar nicht betroffen ist. 
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Frage aufwarf, ob sich Trumps Wahlkampf-
team mit der russischen Regierung abgespro-
chen hatte. Fox News bezeichnete das FBI 
plötzlich als „kriminelle Clique“ und sprach 
von einem möglichen Staatsstreich. 

Dabei konnte getrost davon ausgegangen 
werden, dass die Trump-Unterstützer der 
neuen Linie folgen würden, fühlten sie sich 
doch vom respektlosen Establishment genau-
so schikaniert wie ihr Idol. Sobald die Identi-
fikation der Massen und der Bewegung mit 
dem Anführer einsetzt, spielt es keine Rolle 
mehr, dass sich die erfundene Opferrolle in-
haltlich ständig ändert. Und wenn sich der 
Anführer als Meister der „harmlosen Über-
treibung“ erweist, wird der Inhalt vollends 
unwichtig.

Doch warum, könnte man fragen, gingen 
die Massen unter Ausblendung der gesamten 
Weltgeschichte gegen ihre eigenen Interes-
sen und gegen offensichtlich völlig falsche 
Ziele vor – gegen die armen Mexikaner statt 
gegen die großen Billiglohn-Unternehmen, 
gegen die französischen Fischer statt gegen 
die Härten der freien Marktwirtschaft, ge-
gen die Medien statt gegen die Armutsursa-
chen? Warum wollten sie sich an so abwe-
gigen Gruppen rächen? Wieso forderten sie 
den Respekt der Bildungselite, nicht aber den 
der Besitzer multinationaler Konzerne? Und 
warum glaubten sie dabei an einen Mann, nur 
weil er scheinbar „einer von ihnen“ war? Ir-
gendwie kindisch, könnte man meinen. Und 
das stimmt. Deshalb müssen solche Anführer 
die Menschen unbedingt infantilisieren. Die 
Infantilisierung der Massen durch Infanti-
lisierung der politischen Sprache ist enorm 
wichtig. Man kann die Leute mittels Infan-
tilisierung des gemeinsamen politischen Nar-
rativs leichter mobilisieren und ihnen dann 
alles Mögliche versprechen.

„ … und dann scharte Chávez auf einem 
Berggipfel seine treuen Freunde unter einem 

Bewegung die meiste Energie verschaffen und 
ihr Alleinstellungsmerkmal ausmachen. In 
der Türkei beruhte die erfundene Opferrol-
le auf der Behauptung, religiöse Menschen 
würden von der säkularen Elite des Establish-
ments unterdrückt und gedemütigt. In den 
Augen der Brexiteers besteht sie darin, dass 
man ihnen die Größe des Vereinigten König-
reichs geraubt hat, in den Augen der Trump-
Wähler darin, dass ihnen die Mexikaner die 
Jobs wegnehmen. 

Die polnischen Rechtspopulisten füh-
len sich als Opfer, weil die Nazis ihrer An-
sicht nach ohne jegliches polnische Zutun 
auf polnischem Boden Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit begingen und die Welt 
die tapfere Gegenwehr des Landes nach dem 
Überfall der Deutschen 1939 nicht genug 
würdigt, während in Deutschland für die 
AfD feststeht, dass die „faulen Griechen“ die 
hart arbeitenden wahren Europäer ausnutzen. 
Eigentlich ist der Inhalt aber egal, weil er sich 
später ohnehin ständig verändert und je nach 
Bedarf und Ziel der Bewegung ausgetauscht 
wird, wobei sich die Masse jedem neuen Nar-
rativ auch dann anpasst, wenn es in Wider-
spruch zu den Anfängen der Bewegung steht. 

In der Türkei war die Gülen-Bewegung, 
ein überstaatliches religiöses Netzwerk un-
ter der Führung eines Imams, der zurzeit in 
Pennsylvania lebt, integraler Bestandteil von 
Erdoğans Bewegung, bis sie über Nacht für 
terroristisch erklärt wurde. Dieselben AKP-
Minister und Parteimitglieder, die dem Imam 
Fetullah Gülen kniend die Hand geküsst hat-
ten, konnten ihn 24 Stunden später gar nicht 
genug verteufeln, und kein einziger Erdoğan-
Anhänger stellte den plötzlichen Sinnes-
wandel infrage. Ebenso wenig fanden es die 
Trump-Wähler seltsam, als das FBI, während 
der Untersuchung des Skandals um Hilla-
ry Clintons E-Mails noch Trumps bester 
Freund, plötzlich als „infam“ galt, weil es die 
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nichts, sondern lächelte den Mann nur fra-
gend an, spürte aber schon bald, dass sich 
mein Gesicht zur verzweifelten Grimasse 
eines rationalen Menschen verzog, der sich 
einem wahrhaft Gläubigen gegenübersieht.

Weil es bereits zu spät war, um sein Mär-
chen als Unfug abzutun, sagte ich nur: „So 
war es aber nicht.“ Angespannt schweigend 
fixierten wir uns – ich ihn mit großen, er mich 
mit glasigen Augen – , bis ich ihn, nun nicht 
mehr sarkastisch, sondern ehrlich neugierig 
fragte: „Und das wissen Sie auch, oder?“ Als 
seine Miene starr blieb, wurde mir mit einem 
zwischen Mitleid und Furcht schwankenden 
Gefühl bewusst, dass dieser hochgebildete 
Diplomat das Märchen nicht freiwillig er-
zählte. Der Name Hugo Chávez hatte da-
mals bereits Eingang in die „Hall of Fame 
der großen Populisten“ gefunden. Der Mann 
kriminalisierte jede kritische Stimme als 
Feind des Volkes und behauptete nicht nur, 
der einzige Repräsentant des Staates zu sein, 
sondern der Staat selbst. Er setzte zweckdien-
liche Geschichten in die Welt, die er zu Be-
standteilen der offiziellen Historie erklärte, 
infantilisierte ein ganzes Land und erklärte 
die menschliche Intelligenz zum Verbrechen 
gegen den „Proceso“, den umfassenden Um-
wandlungsprozess, der das Land in den so-
genannten Sozialismus beziehungsweise in 
dessen von ihm, Chávez, maßgeschneiderte 
Version überführen sollte. Der Botschafter 
wirkte wie ein müder kleiner Junge, der das 
Ende des Märchens herbeisehnt, um endlich 
schlafen gehen zu können. Ich ahnte damals 
nicht, dass wir uns in der Türkei schon wenig 
später täglich mit Märchen herumschlagen 
und die Realität von Ereignissen würden be-
weisen müssen, die jeder mit eigenen Augen 
gesehen hatte.

„Amerika wurde angeblich 1492 von 
Columbus entdeckt. In Wahrheit erreichten 
muslimische Seefahrer den Kontinent bereits 

Feigenbaum um sich, und alle schworen auf 
die Bibel. So begann die Revolution.“ Der ve-
nezolanische Botschafter in der Türkei un-
terstrich seine Schlussworte mit einer einge-
übten Handbewegung Richtung Himmel, 
von wo die unumstößliche Wahrheit offen-
bar gekommen war. Einige Sekunden lang 
blieb sein Finger theatralisch zur Decke der 
Juristischen Fakultät der Universität Ankara 
gereckt. Nach dem Ende seines Vortrags war 
es nun an mir, meinen Diskussionspartner zu 
fragen, wie es die Venezolaner geschafft hat-
ten, eine Revolution auf die Beine zu stellen. 

In den Barrios von Caracas

Das war 2007, ein Jahr nach der Veröf-
fentlichung von „We are Making a Revolution 
Here, Señorita!“, mehreren Interviews, die ich 
in den Barrios von Caracas geführt hatte, um 
zu recherchieren, wie sich die Basisbewegung 
lange vor Hugo Chávez’ Präsidentschaft in 
den Kommunen organisiert hatte. Deshalb 
war ich mir sehr sicher, dass mythische Ele-
mente wie Himmelsbotschaften und Feigen-
bäume auf einem Berggipfel dabei in Wahr-
heit keine Rolle gespielt hatten. Überzeugt, 
Seine neben mir sitzende Exzellenz würde 
gleich Vernunft walten lassen, erwiderte ich 
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Kampfkunsttechniken gelehrt 
werden, mit denen man sich dage-
gen zur Wehr setzen kann.“
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Übungen, besser auf populistische Argu-
mente und Stimmungsmache zu reagieren. 
Das Seminar gibt den Teilnehmenden kon-
krete Techniken an die Hand, die dabei hel-
fen, populistische Argumente besser zu ver-
stehen, ihre Stärken und Schwächen schnell 
zu erkennen, eigene Argumente präzise auf 
den Punkt zu bringen und Menschen mit 
populistischem Gedankengut souverän und 
konstruktiv zu begegnen.“ Das Zitat stammt 
von der Website des deutschen Thinktanks 
Institut für Argumentationskompetenz. Das 
dort angebotene Seminar nennt sich „Mit Lo-
gik gegen Populismus“. Offensichtlich hat die 
Hilflosigkeit von Vernunft und Sprache an-
gesichts der verqueren Logik des Populismus 
bereits zu einer beträchtlichen Nachfrage auf 
dem politischen Markt geführt, sodass in-
zwischen diverse Kampfkunsttechniken ge-
lehrt werden, mit denen man sich dagegen 
zur Wehr setzen kann. Das Seminar besteht 
aus einem zweitägigen Workshop, in dem die 
Teilnehmer von ihren garantiert sehr aufrei-
benden persönlichen Erfahrungen berichten 
dürfen. 

Würde ich mit meinen im Lauf von 16  
Jahren in der Türkei gemachten Erfahrungen 
dieses Seminar besuchen, würde ich selbst auf 
die Gefahr hin, dass sich Aristoteles im Grab 
umdreht, in aller Bescheidenheit vorschla-
gen, an den Beginn des Anfängerkurses in 
Sachen populistischer Argumentation den 
berühmten Syllogismus des Aristoteles zu 
setzen, der da lautet: „Alle Menschen sind 
sterblich. Sokrates ist ein Mensch. Also ist 
Sokrates sterblich.“

Obwohl die logischen Fehlschlüsse ziem-
lich massiv sind, erschienen sie der Hälfte 
der britischen Bevölkerung überhaupt nicht 
kindisch, als Boris Johnson und seine Leute 
in der Konservativen Partei sie während der 
Leave-Kampagne großzügig einsetzten. Am 
16. Oktober 2016 schrieb Zoe Williams im 

1178, also 314 Jahre zuvor. In seinem Schiffs-
tagebuch erwähnt Columbus eine Moschee 
auf einem Berg an der kubanischen Küste.“ 
Diese Geschichte erzählte Präsident Erdoğan 
am 15. November 2014 bei einem Treffen mit 
einflussreichen lateinamerikanischen Musli-
men. Am nächsten Tag berichteten die Medi-
en weltweit über den grandiosen Beitrag zur 
Geschichte, den der türkische Präsident da ge-
leistet hatte, wobei die Journalisten ihre Belu-
stigung hinter höflichen Formulierungen mit 
einem gewissen Augenzwinkern verbargen, 
das besagte: „Natürlich stimmt das Ganze 
nicht, aber das wissen Sie ja.“ Weil das noch 
vor dem Brexit-Referendum und vor Trump 
geschah, ahnten die westlichen Journalisten 
nicht, dass sie bald nichts mehr zu schmun-
zeln hätten, weil sich die Vernunft dann nicht 
mehr nur gegenüber dem Unsinn eines ein-
zelnen Mannes, sondern auch gegenüber den 
gebannten Blicken von Millionen, die den 
Unsinn glaubten, völlig hilflos zeigen würde. 

Auf Anfrage hätten die Venezolaner oder 
die Türken diesen Journalisten alles über den 
Leidensweg erzählen können, der von einer 
Moschee auf einem kubanischen Berg zu 
einem Berg in Ankara führt, von einem Weg, 
auf dem Unsinn zur offiziellen Geschichte 
wird und eine ganze Nation erschöpft nie-
dersinkt. Und sie hätten ihnen erzählen kön-
nen, dass die populistische Maschinerie, die 
die politische Sprache infantilisieren und die 
Vernunft zerstören soll, mit den dröhnenden 
Worten einsetzt: „Wir wissen ganz genau, wer 
Sokrates ist! Über diesen üblen Kerl lassen 
wir uns keine Lügen mehr auftischen!“ Und 
dass man daraufhin erwidert: „Moment mal 
– von Sokrates war doch gar nicht die Rede!“

„Populismus ist in ganz Europa auf dem 
Vormarsch. Immer häufiger gilt es, sich im ge-
sellschaftlichen Diskurs gegen populistische 
Standpunkte zu behaupten. Im Seminar ler-
nen die Teilnehmenden anhand praktischer 
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Neuigkeiten überbringt, erinnerte an El-
ternabende, bei denen über einen problema-
tischen Schüler diskutiert wird. Weil in jedem 
Interview Trumps kindliches Verhalten her-
vorgehoben wurde, begannen die beunruhi-
gten „erwachsenen“ Amerikaner, das Ganze 
zu unterschätzen, und lehnten sich zurück, 
denn so schlimm war es ja wohl nicht. Er ist 
nur ein launisches Kind. Wir, die Erwachse-
nen, wissen es besser. In jedem Land, das den 
Aufstieg des Populismus erlebt, wird der je-
weilige Anführer als kindlich bezeichnet. Es 
hat etwas Beruhigendes, ein politisches Pro-
blem auf die Ebene des Umgangs mit einem 
unartigen Bengel zu verlagern. Ein großes 
Problem wird damit wohltuend verniedlicht. 

Populistenchefs als kindliche Menschen 
zu charakterisieren, ist nicht die einzige Falle, 
in die man leicht tappt. Eine andere weitver-
breitete Masche, mit der Kritiker ihre poli-
tischen Bedenken beiseiteschieben, besteht 
darin, die Kindheit populistischer Anführer 
nach den traumatischen Ereignissen abzusu-
chen, die so skrupellose Erwachsene aus ihnen 
gemacht haben, die politische Realität also ge-
wissermaßen in ein medizinisches Mitleid zu 
packen, um das die Leute selbst gar nicht gebe-
ten haben. Sowohl der frühere polnische Mi-
nisterpräsident Jarosław Kaczyński als auch 
Erdoğan wurden solchen in absentia erfolgten 
Untersuchungen durch prominente Psychi-
ater unterzogen und als gebrochene Kinder 
diagnostiziert. 

Die angesehene polnische Sozialwissen-
schaftlerin und Psychologin Elżbieta Sołtys 
attestierte Kaczyński eine traumatisierende 
Kindheit, erklärte seine schwach ausgeprägte 
emotionale Intelligenz in einem Interview 
mit seiner lieblosen, strengen Erziehung und 
bezeichnete seinen heutigen Fanatismus als 
einen Ausbruch nach jahrelanger Unterdrü-
ckung. Erdoğan erhielt eine ähnliche Diagno-
se. Weil ihn sein Vater an den Füßen aufge-

Guardian: „Man erwartet Konsistenz und 
Kohärenz und erlebt stattdessen das bizarre 
Spektakel einer Partei, die behauptet, schon 
immer gegen den europäischen Binnenmarkt 
gewesen zu sein, weil Michael Gove das ir-
gendwann einmal gesagt hat.“ 

Mit anderen Worten: Argumentum ad 
ignorantiam. Michael Gove hatte, ganz im Stil 
des Populisten, der Aristoteles in den Wahn-
sinn treibt, Folgendes erklärt: „Die Menschen 
in diesem Land haben die Schnauze voll von 
Experten!“ Aufgrund solcher Äußerungen 
gelangte die andere Hälfte der Briten zu der 
Überzeugung, die Pro-Brexit-Argumente wä-
ren einfach zu albern, um sie ernst zu nehmen, 
und nur Kinder würden auf sie hereinfallen. 
Wie Millionen anderer Europäer dachten sie, 
man müsste die populistischen Anführer nur 
immer wieder als infantil darstellen, dann 
würden sie von niemandem ernst genommen 
und nie an die Macht gelangen.

„Jeder, wirklich jeder [im Weißen Haus] 
bezeichnet ihn als kleines Kind.“ Knapp ein 
Jahr nach dem Brexit-Referendum griffen auf 
der anderen Seite des Atlantiks die Ameri-
kaner zur gleichen „Erwachsenen-Strategie“. 
Nachdem „Feuer und Zorn: Im Weißen Haus 
von Donald Trump“ im Januar 2018 auf dem 
amerikanischen Buchmarkt erschienen war, 
wiederholte der Autor Michael Wolf oben ste-
henden Satz in mehreren Fernsehinterviews. 
Das Kopfschütteln der betroffen, aber gefasst 
wirkenden Moderatoren in Verbindung mit 
Wolfs Miene eines Lehrers, der schlechte 
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chen auszutreiben, muss jetzt ein 
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lade mehr Aufmerksamkeit erregten als sei-
ne politischen Vorstellungen. Die Derwische 
unserer Zeit werden auf das Maß von netten 
alten Märchenonkeln gestutzt und ziehen mit 
ihren Geschichten die Menschen an, die sich 
für die Erwachsenen halten und über die „in-
fantilen“ Anhänger populistischer Führerfi-
guren spotten.

Die meisten Bücher über Populismus und 
Totalitarismus interpretieren das Narrativ 
vom infantilen Populisten und seinen „ge-
täuschten“ Anhängern, die seine Märchen-
sprache gedanklich übernehmen, als eine für 
diese Leute typische politische Reaktion. Da-
bei handelt es sich weder um eine Reaktion 
noch um etwas Typisches, sondern vielmehr 
um eine logische Konsequenz der Zeiten, in 
denen wir leben, und um etwas, das uns alle 
inszeniert. Auch wenn man den Eindruck ge-
winnt, die derzeit aktiven Rechtspopulisten 
würden Menschen, die einmal rational und 
erwachsen waren, mit Hilfe eines Zauber-
tricks massenweise in ihren Bann ziehen und 
in Kinder verwandeln, liegt die Verantwor-
tung für die Infantilisierung der politischen 
Sprache nicht bei ihnen. Diese Entwicklung 
setzte lange zuvor ein, nämlich 1979, als eine 
berühmte Handtasche auf der politischen 
Bühne erschien und alles veränderte. Da-

hängt hat, um ihm das Fluchen auszutreiben, 
muss jetzt ein ganzes Land unter seinen hef-
tigen Stimmungsschwankungen leiden. 

Kritiker, die populistische Anführer in-
fantilisieren und ihre Skrupellosigkeit psy-
chologisieren, tun dies vor allem deshalb, weil 
sie sich dadurch erwachsener und psychisch 
gesund fühlen können. Sie schreiben infan-
tile Politik damit ausschließlich dem populis-
tischen Anführer und seinen Anhängern zu, 
als wären alle anderen (inklusive der Verfas-
serin und den Leserinnen und Lesern dieses 
Buchs) völlig immun gegen eine kindliche 
Weltsicht. So ist es aber nicht, und das wissen 
Sie auch, oder?

„Ich fahre einen alten VW, der genügt mir 
vollauf.“ Im November 2015 sitzt der ehema-
lige Präsident von Uruguay, José Mujica, auf 
der Bühne und spricht. Ich moderiere eine 
Diskussion, die fast legendär werden wird. 
Die mehr als 5.000 Zuschauer befinden sich 
größtenteils nicht im Kongressgebäude in 
Izmir selbst, sondern sehen sich die Veran-
staltung auf einem riesigen Bildschirm im 
Freien an. Uruguay braucht Zerlegemaschi-
nen, erklärt Mujica (weil das Land sein Ex-
portfleisch gemäß den Vorschriften anderer 
Länder zerteilen muss), doch dem Publikum 
sind die menschelnden Themen lieber (sein 
schnuckeliger alter Käfer, sein bescheidenes 
Häuschen). 

Am nächsten Tag wird Mujica in allen Zei-
tungen gleich dargestellt: „Ein ganz beschei-
dener Präsident, der einen VW Käfer fährt 
und in einem kleinen Haus auf dem Land 
wohnt …“ Dass er Sozialist ist, wird nicht er-
wähnt – das ganze ideologische Blabla, die 
langweiligen „erwachsenen“ Inhalte kommen 
nicht vor. Ich fühle mich an Bernie Sanders 
erinnert, der im Vorwahlkampf der Demo-
kraten als kluger, cooler alter Mann porträ-
tiert wurde, oder an Jeremy Corbyn, dessen 
rotes Fahrrad und selbst gemachte Marme-
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„Die infantile politische Sprache 
von heute, die zu einer Regression 
des gesamten politischen Spek-
trums von rechts bis links führt, 
ist in Wahrheit keine gegen das 
Establishment gerichtete Reaktion, 
sondern Folge der ideologischen 
Sünden des in den 1980er Jahren 
entstandenen Establishments.“
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aber unbedingt davon kosten wollte, dem 
schenkte man eimerweise Zahlen ein, um 
ihm eine Lektion zu erteilen. Kein Wunder, 
dass Nigel Farage einmal erklärte: „Ich bin der 
einzige Politiker, der die Flamme des That-
cherismus am Brennen hält.“ Und obwohl 
sich viele empörten, als der Thatcher-Biograf 
Jonathan Aitken sagte: „Ich glaube, sie hätte 
[Farage] insgeheim applaudiert“ – und zwar 
wegen dessen flüchtlingsfeindlicher Politik. 
Das kann man sich unschwer vorstellen ganz 
im Sinne ihres Spitznamens aus den 1970er 
Jahren (Eiserne Lady) und nach dem Mot-
to „Jeder muss sich erst mal um sich selbst 
kümmern“.

Ähnlich verhielt sich Ronald Reagan, als 
er im Wahlkampf 1980 den Slogan „Make 
America great again“ erfand. Die infantile 
politische Sprache von heute, die zu einer Re-
gression des gesamten politischen Spektrums 
von rechts bis links führt, ist in Wahrheit kei-
ne gegen das Establishment gerichtete Reakti-
on, sondern Folge der ideologischen Sünden 
des in den 1980er Jahren entstandenen Es-
tablishments. Sieht man von der wirtschaft-
lichen Scheinblüte ab, die die Wegbereiter 
besser dastehen lässt, als sie tatsächlich wa-
ren, und von den Flüchtlingen, deretwegen 
die derzeitigen Politiker noch unangenehmer 
wirken, als sie tatsächlich sind, besteht der 
einzige wichtige Unterschied zwischen den 
„Pionieren“ und ihren Nachfolgern darin, 
dass die Stimme der infantilen populistischen 
Politik heute durch die sozialen Medien ver-
stärkt wird, sodass die Märchen wesentlich 
größere Verbreitung finden und die Uninfor-
mierten behaupten können, auf Augenhöhe 
mit den Informierten zu sein. Das eröffnet die 
Möglichkeit eines unbegrenzten Angriffs auf 
unser politisches Denken und Argumentie-
ren. Und dass die heutigen Politiker wesent-
lich weniger Wert auf gute Manieren legen, 
wissen wir auch.

mals schlug eine Frau einer ganzen Nation mit 
der Behauptung „Das ist alternativlos!“ ihre 
schwarze Asprey-Tasche um die Ohren. Als 
Margaret Thatcher Großbritannien von der 
Bürde der Suche nach Alternativen „befreite“, 
fand dies auf der anderen Seite des Atlantiks 
begeisterte Zustimmung bei einem Mann, der 
sein präsidiales Grinsen in Cowboyfilmen 
perfektioniert hatte. 

Während des zehn Jahre anhaltenden 
Fests der Alternativlosigkeit, das schließlich 
in einen triumphalen neoliberalen Disco-
tanz auf den Überresten der Berliner Mauer 
mündete, trennte sich das politische Voka-
bular des Mainstreams nach und nach von 
spröden Erwachsenen-Begriffen wie „Soli-
darität“, „Gleichheit“, „soziale Gerechtigkeit“ 
und verwandelte sich in eine Spiegelkugel aus 
Wörtern wie „Vision“, „Innovation“, „Flexi-
bilität“ und „Motivation“, denn: „So ist die 
Welt nun mal“. 

Zur gleichen Zeit verbannte man in der 
Türkei nach dem Militärputsch von 1980 die 
erstgenannten Begriffe zusammen mit hun-
derten weiterer „linker Wörter“ offiziell aus 
dem Vokabularium des Staats und verbot sie 
im staatlichen Fernsehen. Der Mainstream-
wortschatz, in dem, ganz gleich in welcher 
Sprache, global über die Welt und unsere Stel-
lung darin nachgedacht wird, wurde gewalt-
sam oder mittels neoliberaler Überredung in 
einen Sandkasten umgebaut, in dem wir si-
cher spielen können, weil er zum einen durch 
das politisch Undenkbare, den Sozialismus 
und dessen Gegenüber, den Faschismus, zum 
anderen durch das moralisch Vernachlässig-
bare, die Religion und ihr Gegenüber, die Phi-
losophie, abgegrenzt ist. 

Die Politik wurde auf reine Verwaltung 
reduziert, und von nun an kümmerten sich 
Leute um uns, die alles über Zahlen und De-
rivate wussten. Sie verwandelte sich in den 
bitteren Saft, vor dem es Kindern graut; wer 
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neue politische Spiel vorbereitet. Putin und 
Trump haben besagten politischen Trick be-
reits mehrfach angewendet. Am 7. Juli 2017 
beugte sich Putin während des Fototermins 
vor dem gemeinsamen Vier-Augen-Gespräch 
im Rahmen des Hamburger G20-Gipfels zu 
Trump hinüber, deutete auf die Journalisten 
im Raum und fragte: „Sind das die, von denen 
Sie ständig beleidigt werden?“ Trump ant-
wortete wie aus der Pistole geschossen: „Ja, 
genau, das sind sie.“ Plötzlich sah es so aus, als 
würden der Rüpel und der schon etwas länger 
am Ruder sitzende Rüpel den schwächeren 
Kindern auf dem Spielplatz im nächsten 
Moment eine Abreibung verpassen. Die an-
wesenden Journalisten zeigten sich über den 
unerwarteten, da beispiellosen Rollentausch 
schockiert. Nicht nur waren in diesem Mo-
ment sie die Nachricht, sondern sie sahen sich 
obendrein als Gegner auf der politischen Büh-
ne dargestellt. Putins und Trumps Anhänger, 
für die dieser Augenblick ein Highlight ge-
wesen sein muss, freuten sich wahrscheinlich 
schon auf einen guten Ringkampf – ob nun 
im amerikanischen oder im russischen Stil.

Für die Ausführungen des thailändischen 
Premierministers Prayuth Chan-o-cha an-
lässlich einer Pressekonferenz am 9. Januar 
2018 hätten sich die internationalen Medi-
en wohl kaum interessiert, hätte er damals 
nicht eine lebensgroße, ihn selbst darstellende 
Pappfigur vor ein Mikrofon postiert und die 
anwesenden Journalisten aufgefordert, doch 
am besten „den da“ zu fragen. 

Dann verschwand er lässigen Schrittes – 
ganz der vergnügte Populistenchef, der schon 
vor dem Mittagessen Enormes geleistet hat. 
Die zurückgelassenen Journalisten grinsten 
so betreten, als hätte ein Kind etwas Haar-
sträubendes angestellt, das die anwesenden 
Erwachsenen nur verlegen weglächeln kön-
nen. Das Gleiche ist in der Aufnahme einer 
Pressekonferenz zu sehen, bei der Trump ei-

„Die rüde Sprache signalisiert, dass er auf 
einer Wellenlänge mit den kleinen Leuten 
liegt, und mit seiner Schonungslosigkeit, die 
oft die Grenzen überschreitet und in die Belei-
digung abrutscht, betont er, wie wichtig ihm 
die Distanz zum politischen Establishment 
ist.“ Man denkt bei diesem Zitat an Trump, 
Erdoğan, Geert Wilders oder einen beliebigen 
anderen Populistenchef, doch die beiden ita-
lienischen Politikwissenschaftler Fabio Bor-
dignon and Luigi Ceccarini beschreiben hier 
das Vorgehen von Beppe Grillo, den frühe-
ren Komiker und Anführer der italienischen 
Fünf-Sterne-Bewegung. Er ist ein weiteres 
Beispiel dafür, wie Populisten die sogenannte 
Alltagssprache politisieren, um mit dem Volk 
direkt kommunizieren zu können. 

Sobald diese Verbindung besteht, kann 
der Anführer förmlich abheben und nicht 
nur gewissermaßen über der Politik schwe-
ben, sondern so hoch fliegen, wie er will – 
nach oben sind keine Grenzen gesetzt. Die 
vermeintliche Ehrlichkeit oder Unverfälscht-
heit der direkten Kommunikation mit den 
Menschen und das Image des Anführers als 
desjenigen, der mit ihnen verschmilzt, bilden 
das typische politische Ritual des Populismus, 
das Chávez allwöchentlich in seiner Fern-
sehsendung „Alo Presidente!“ vollführte, 
Erdoğan mit Hilfe eigener Medien, Grillo 
auf seiner Website und das Trump mittels 
seiner berühmten Tweets zelebriert, um den 
jeweiligen Anhängern ohne den Umweg über 
die Medienelite ganz nah zu sein. 

Der entscheidende Trick besteht darin, 
den Anhängern zu suggerieren, man würde 
die elitären Snobs und ihre Medien ableh-
nen. Dies gelingt, indem man die Medien in 
die eigene Definition von „politischer Elite“ 
aufnimmt und als Gegner darstellt, obwohl 
die Verbindung zu den Massen überhaupt erst 
mit Hilfe der Medien zustande kommt.

Die wenigsten Journalisten sind auf dieses 
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Leute, und mir ist scheißegal, was das Esta-
blishment über uns schreibt“ zu verdeutlichen 
gilt. Der Anführer muss gar nicht erklären, 
warum der Loser Sokrates in seinen Augen 
furchtbar ist; es genügt, den repressiven Ari-
stoteles abzuqualifizieren.

Je stärker sich die Bedeutung progressiven 
Denkens nach und nach darauf reduziert, in 
den sozialen Medien oder im Fernsehen ge-
gen den Gegner zu punkten, umso problema-
tischer wird für Populismuskritiker die Fra-
ge der Seriosität. Während die populistische 
Bewegung an Macht gewinnt, steigt die Zahl 
der Intellektuellen, die sich zu den Populi-
stenchefs gesellen – nicht weil es inzwischen 
weniger peinlich wäre, sie zu unterstützen, 
sondern weil es normal geworden ist. Des-
halb erhielt Trump für seine im Januar 2018 
gehaltene Rede zur Lage der Nation Standing 
Ovations im Kongress, was nur ein Jahr zu-
vor nach seinem Einzug ins Weiße Haus für 
viele Abgeordnete und Senatoren unvorstell-
bar gewesen war. Die Macht der auf Quantität 
beruhenden Normalität führt zum weiteren 
Rückzug von der Vernunft und erweitert die 
Grenzen der Vulgarität, bis sie schließlich die 
gesamte Öffentlichkeit umfassen. Wie fürch-
terlich die Meinungs- und Redefreiheit da-
runter leidet, wird einem erst voll und ganz 
bewusst, wenn man beispielsweise eine wich-
tige Petition gegen den Populistenanführer 
startet, kaum prominente Leute findet, die 
nicht durch den Käfigkampf beschädigt oder 
von dem ganzen Chaos halb wahnsinnig ge-
worden sind, und am Ende keinen einzigen 
Namen aufgetrieben hat. Das kritische Wort 
verwaist in der Öffentlichkeit, und die vie-
len Andersdenkenden treiben ohne ihre Mei-
nungsführer hilflos dahin wie ein Schiff ohne 
Leuchtturm. Mit wachsender Verzweiflung 
wird ihnen klar, dass die Zentrifuge des herr-
schenden Narrativs diejenigen in sich hinein-
gesogen hat, die sie für klüger gehalten hatten. 

nen BBC-Reporter mit den Worten „Ach, 
noch so ein Schätzchen!“ unterbricht, wo-
raufhin die anderen Journalisten und Jour-
nalistinnen pikiert dreinschauen und wie ein-
geschüchterte Erwachsene auf dem Schulhof 
grinsen. 

Bei Erdoğan bekommt dieses Verhalten 
einen nahöstlichen Machotouch, wenn er hin 
und wieder Mitarbeiter seiner eigenen Medi-
en während einer Liveübertragung abkanzelt 
und scherzhaft wie kleine Rabauken behan-
delt, aber eben wie seine kleinen Rabauken, 
woraufhin sie dann immer brav lachen. Nach 
Ansicht vieler Kritiker und Analysten zielen 
populistische Anführer mit dieser Rüpelhaf-
tigkeit auf die Rolle der Medien als integralem 
Bestandteil der Demokratie. Der Blick auf 
diverse Beispiele weltweit zeigt jedoch, dass 
offenbar nur mit solchen gezielten Affronts 
eine direkte Kommunikation zwischen dem 
Anführer und seinen Anhängern herzustel-
len ist und es sich dabei im Übrigen keines-
wegs um eine Absage an die Medien handelt, 
sondern um Maßnahmen zu ihrer Vereinnah-
mung und Nutzung. 

Journalisten dienen hier als Prügelknabe, 
der immer dann verdroschen werden muss, 
wenn es den Grundsatz „Das hier sind meine 
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weltweit zeigt jedoch, dass offenbar 
nur mit solchen gezielten Affronts 
eine direkte Kommunikation zwi-
schen dem Anführer und seinen 
Anhängern herzustellen ist und es 
sich dabei im Übrigen keineswegs 
um eine Absage an die Medien 
handelt, sondern um Maßnahmen 
zu ihrer Vereinnahmung und Nut-
zung.“
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Beliebtheit über Nacht zum Verschwinden.
Seit Joseph Welch den Lauf der amerika-

nischen Geschichte mit einer simplen Fra-
ge beeinflusste, hat sich die Welt verändert. 
Die Adern der Vernünftigen sind seit Jahr-
zehnten zorngeschwellt angesichts der vie-
len vergeblichen Aufforderungen, Scham zu 
zeigen, während der Populist nur noch breiter 
grinst und stolz seinen Sieg feiert. Wir haben 
verloren, was Camus als „das ewige Vertrau-
en des Menschen“ beschrieb, „das ihn immer 
glauben ließ, man könne bei einem andern 
Menschen menschliche Reaktionen hervor-
rufen, wenn man mit ihm in der Sprache der 
Menschlichkeit rede“. Kein Wunder, dass 
mehr und mehr Menschen der Müdigkeit des 
Kindes nachgeben, das endlich ans Ende des 
Märchens kommen und schlafen will.

Ece Temelkuran, geboren 1973 in Izmir, ist 
Juristin, Schriftstellerin und Journalistin. Auf-
grund ihrer oppositionellen Haltung und Kritik 
an der Regierungspartei verlor sie ihre Stelle 
bei einer der großen türkischen Tageszei-
tungen. Ihr Roman „Was nützt mir die Revolu-
tion, wenn ich nicht tanzen kann“ (2014) wurde 
in 22 Sprachen übersetzt. 2015 erschien das 
Sachbuch „Euphorie und Wehmut. Die Türkei 
auf der Suche nach sich selbst“ und 2017 der 
Roman „Stumme Schwäne“. Dieser Text geht 
auf ihr Buch „Wenn dein Land nicht mehr dein 
Land ist oder Sieben Schritte in die Diktatur“ 
zurück, das auf Deutsch 2019 bei Hoffmann & 
Campe erschienen ist.

Gleichzeitig wird der populistische Diskurs 
in den Medien so sehr verstärkt und so oft 
wiederholt, dass sogar Andersdenkende den 
Überblick über die an der Vernunft verübten 
Serienverbrechen verlieren, und irgendwann 
ist man selbst viel zu erschöpft, um noch „So 
war es nicht, und das wissen Sie auch“ sagen 
zu können. 

Weil kein Gesetz verhindert, dass die po-
litische Sprache der Populisten in die Öffent-
lichkeit eindringt und sie zerstört, bleibt den 
kritischen Stimmen zuletzt nur eines, wenn 
die Wut sie fast erstickt, wenn die unaufhör-
lichen Attacken der Parteiapparatschiks sie 
ausgelaugt und die Wendigkeit des sich stän-
dig verändernden populistischen Diskurses 
sie halb wahnsinnig gemacht haben: Sie kön-
nen dann nur noch um grundlegendste ethi-
sche Verhaltensweisen betteln und auf der 
Straße oder in den sozialen Medien „Zeigt 
doch wenigstens ein bisschen Anstand!“ ru-
fen. 

Es gab einmal eine Zeit, in der das tatsäch-
lich funktioniert hat. „Haben Sie denn kei-
nen Funken Anstand mehr im Leib?“, fragte 
am 9. Januar 1954 der amerikanische Anwalt 
Joseph Welch, Chefverteidiger der US Army, 
gegen die damals vor einem Senatsausschuss 
wegen kommunistischer Aktivitäten in ih-
ren Reihen ermittelt wurde. In einer der vom 
Fernsehen übertragenen Sitzungen griff Sena-
tor Joseph McCarthy einen jungen Kollegen 
aus Welchs Bostoner Kanzlei an, und Welch 
konterte vor den Augen des verblüften TV-
Publikums mit dem denkwürdigen Satz, der 
letztlich das Ende von McCarthys Karriere 
bedeutete: „Senator, mir wird erst jetzt klar, 
wie skrupellos und grausam Sie sind.“ Als Mc-
Carthy mit seinen Angriffen fortfuhr, fiel 
ihm Welch wütend ins Wort. „Hören Sie end-
lich auf, den jungen Kerl fertigzumachen, Se-
nator! Es reicht.“ Nach vierjähriger Kommu-
nistenhatz brachte Welchs Frage McCarthys 
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sammenkamen (aus Österreich, Bulgarien, 
Kroatien, Tschechien, Estland, Litauen, 
Lettland, Polen, Rumänien, der Slowakei, 
Slowenien und Ungarn). Die Bedeutung 
des Gipfels 2017 wurde von der Tatsache 
aufgewertet, dass der US-Präsident Donald 
Trump daran teilnahm. Dass Außenmini-
ster Heiko Maas zum Trimarium-Gipfel im 
September 2018 nach Bukarest fuhr, belegt 
die deutsche Bereitschaft, mit der Region 
zusammenzuarbeiten. Im Februar 2020 
kündigte US-Außenminister Mike Pom-
peo auf der Münchener Sicherheitskonfe-
renz eine Zahlung von einer Milliarde US-
Dollar an die Drei-Meere-Initiative an. Auf 
diese Weise wurde die Trimarium-Initiative, 
deren Kerngedanke eine Zusammenarbeit 
der zwischen Adria, Ostsee und Schwarzem 
Meer gelegenen Länder ist, zum wichtigsten 
Fundament (neben der Beziehungen zu den 
USA) der Außenpolitik der PiS-Regierung.

Die Opposition wirft der PiS wiederum 
vor, die Trimarium-Idee sei ein absolutes 
Hirngespinst, realitätsfern und schade den 
polnischen Interessen. Die Wahrheit sieht, 
wie immer, etwas komplizierter aus. Polen 
unter der PiS-Regierung hat seine Aktivi-
tät im Rahmen des Trimariums entschie-
den verstärkt, aber die Region selbst stellt 
für Warschau keine Tabula rasa dar. Viele 
Initiativen sind bereits unter der Vorgänger-
Regierung oder noch davor entstanden. Dies 
geht auf die Tatsache zurück, dass die Trima-

Die Idee einer Zusammenarbeit zwi-
schen den Ländern, die zwischen 
der Adria, der Ostsee und dem 

Schwarzen Meer liegen, gibt es nicht erst 
seit gestern und sie ist keine exzentrische 
Wunschvorstellung der polnischen Regie-
rungspartei Recht und Gerechtigkeit (PiS). 
Vielmehr ist sie in der polnischen Geschichte 
und dem polnischen geopolitischen Denken 
tief verankert. Paradoxerweise steht jedoch 
die PiS selbst dieser Idee im Wege – obwohl 
sie für diese am stärksten wirbt – da die Par-
tei ein ernstes Problem mit der Europäischen 
Union hat, in deren strukturellen Rahmen 
die Idee eingebunden werden müsste, falls sie 
erfolgreich umgesetzt werden soll.

Anfang Juli 2017 fand in Warschau der 
zweite Drei-Meere-Gipfel statt, auf dem 
Vertreter aus zwölf Ländern der Region zu-

Zentrum und Peripherie Mit der Drei-Meere-Initiative ver-
folgt Polen ein Konzept, das sich einem Europa der zwei 
Geschwindigkeiten widersetzt, so der Warschauer Polito-
loge Adam Balcer. Das Land sei nicht an einem Modell 
interessiert, bei dem die EU in zwei Zonen aufgeteilt wird: 
ein wohlhabendes, aber von der Integration gelangweiltes 
Zentrum, und eine arme, auf die Rolle passiver Zuschau-
er reduzierte Peripherie. Weniger politisch korrekt ausge-
drückt: in Metropole und Kolonien. Von Adam Balcer
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von amerikanischem Flüssigerdgas und des-
sen Transport zu den (bereits existierenden 
oder geplanten) Flüssiggas-Terminals, von 
wo aus es an die anderen Länder in der Re-
gion geliefert werden solle. Nur knapp vor 
dem Trimarium-Gipfel in Warschau unter-
zeichnete jedoch Ungarn einen Vertrag mit 
dem russischen Konzern Gazprom hinsicht-
lich seiner Beteiligung am Projekt Turkish 
Stream, zu dem Bulgarien bereits gehört. 
Auch Österreich und die Slowakei signali-
sierten Interesse, sich dem Vorhaben anzu-
schließen. 
Ziel des Projektes Turkish Stream ist es, die 
russischen Gaslieferungen nach Mitteleuro-
pa zu erhöhen – an der Ukraine vorbei. Zur-
zeit gehört Ungarn zu den EU-Ländern mit 
den intensivsten Beziehungen zu Russland 
und kann als „Taschenanwalt“ Russlands in 
der EU bezeichnet werden. Eine ähnliche, 
konziliante Russland-Politik betreiben u. a. 
die Slowakei, Österreich und Bulgarien. Den 
Gegenpol dazu bilden Rumänien, Polen, die 
baltischen Staaten, die gegenüber der neoim-
perialen Kreml-Politik eine grundsätzlich 
ablehnende Haltung an den Tag legen.

Trotz der unterschiedlichen Tendenzen 
ist unter den Trimarium-Ländern leicht eine 
Mehrheit feststellbar, die sich bei den wich-
tigsten Fragen auf eine gemeinsame Haltung 
einigen kann. Ein Beispiel: Selbst die prorus-
sischen Trimarium-Staaten sind nicht bereit, 
gegen die Russland-Sanktionen der Europä-
ischen Union ein Veto einzulegen. 

Die innere Heterogenität des Trimari-
ums ist auf eine fehlende gemeinsame Staats-
tradition zurückzuführen, welche die Län-
der in dieser Region verbinden könnte. Das 
gemeinsame Erbe eines Imperiums oder 
einer Staaten-Union ist nicht zu finden. 
Einer Vereinigung des gesamten Trimari-
um-Gebiets kam die Jagiellonen-Dynastie 
am Nächsten, deren Vertreter über die ent-

rium-Idee in der polnischen Geschichte und 
im geopolitischen Denken tief verankert ist.

Die Trimarium-Region ist sehr hetero-
gen. Die Hälfte der dazugehörigen Länder 
ist in der Eurozone (Österreich, Slowenien, 
Litauen, Lettland, Estland), die übrigen ha-
ben zwar ihre eigene Währung (Bulgarien, 
Kroatien, Tschechien, Polen, Rumänien, 
Ungarn), unterscheiden sich aber grund-
sätzlich in ihrer Haltung gegenüber der 
Einführung des Euros. Tschechien, Polen 
und Ungarn stehen einem Beitritt zur Euro-
zone skeptisch gegenüber – im Gegensatz zu 
Bulgarien, Kroatien und Rumänien. Man-
che Länder des Trimariums gehören nicht 
zum Schengen-Raum (Bulgarien, Kroatien, 
Rumänien). Bis auf Österreich gehören alle 
Trimarium-Länder zur NATO. Aber ihre 
Verteidigungshaushalte sind, der Stärke ih-
rer Wirtschaften entsprechend, extrem un-
terschiedlich. Auf der einen Seite sind Polen 
und Estland (zwei Prozent des BIP), auf der 
anderen Österreich, Slowenien und Ungarn 
(0,7 bis 0,8 Prozent des BIP).

Dieses mosaikartige Gebilde hat zur Fol-
ge, dass man es in den entscheidenden Fragen 
mit einem breiten Spektrum an Meinungen 
zu tun hat: sei es in Bezug auf die Haltung 
gegenüber Russland oder auf die Form der 
europäischen Integration. 

„Taschenanwalt “ Russlands

Präsident Trump ging bei dem Gipfel in 
Warschau kaum auf das Thema militärische 
Sicherheit ein. Stattdessen konzentrierte er 
sich auf die Energie-Fragen, hauptsächlich 
auf deren ökonomischen Aspekt. Die pol-
nische Seite unterstrich, die Schlüsselbedeu-
tung für diese Region habe die Diversifikati-
on von Gaslieferungen (die Einschränkung 
der russischen Beteiligung) durch den Kauf 

Demokratie in der Defensive



113

Bildung eines Planungsrats für Mittel- und 
Osteuropa unterzeichnet. Alle diese Ver-
suche endeten  in einem Fiasko. Sie schei-
terten an den unterschiedlichen Haltungen 
der einzelnen Länder gegenüber Deutsch-
land und der Sowjetunion, an nicht ausrei-
chenden ökonomischen Verbindungen, am 
Druck von Großmächten oder bilateralen 
Problemen. Und dann kam die Konferenz 
von Jalta.

Nach 1989 kam die Trimarium-Initiative 
also nicht aus dem Nichts. Müsste ich ihre 
Ergebnisse zusammenfassen, würde ich in 
allererster Linie auf die Frage der Sicher-
heitspolitik hinweisen. An dieser Stelle soll 
nur an die wichtigste Initiative der letzten 
Jahre auf diesem Gebiet erinnert werden. 
Im November 2015 fand, auf eine Initiative 
Polens und Rumäniens hin, ein informeller 
Gipfel der an der NATO-Ostf lanke gele-
genen Staaten in Bukarest statt, an dem die 
Staatspräsidenten Estlands, Litauens, Lett-
lands, Polens, Rumäniens, Bulgariens, der 
Slowakei, Ungarns und der Vorsitzende des 
tschechischen Parlaments teilnahmen sowie 
der stellvertretende NATO-Generalsekre-
tär. Bei diesem Treffen wurde eine gemein-
same Position vor dem NATO-Gipfel in 
Warschau im Juli 2016 ausgearbeitet.

Im September 2015, bei der UNO-Ple-
narsitzung, kamen die Vertreter des soge-
nannten Adria-Ostsee-Schwarzmeer-For-
mats zusammen. Ein Jahr später, nach den 
Gesprächen zwischen Polen und Kroatien, 
den größten Befürwortern einer Zusammen-
arbeit in diesem Format, einigte man sich 
auf den Namen „Trimarium“. Ende August 
2016 fand das erste Forum unter diesem Na-
men in Dubrovnik statt. Und in den letzten 
Jahren konnte man beobachten, dass die Zu-
sammenarbeit auf der Nord-Süd-Achse sich 
auf verschiedenen Ebenen entwickelte. Die 
Staaten des Trimariums im engeren Sinne 

schiedene Mehrheit der Länder in der Regi-
on herrschten (um 1500 erstreckte sich deren 
Großreich vom deutschen Sachsen bis zum 
Schwarzen Meer). 

Auch die in Warschau regierende Wa-
sa-Dynastie träumte von einer großen Re-
conquista des osmanischen Balkans. Das 
Leitmotiv der Politik von Fürst Adam 
Czartoryski im 19. Jahrhundert, des Anfüh-
rers der polnischen politischen Emigration, 
bildete die Idee einer Wiederherstellung – 
mit britischer, französischer und türkischer 
Unterstützung – einer Polnischen Republik 
in einer Föderation mit Tschechien, Rumä-
nien, der Slowakei, Ungarn und den Süd-
slawen. Die Konzeption des Intermariums 
nahm Polen nach der Wiedererlangung sei-
ner Unabhängigkeit 1918 wieder auf. Es war 
ein Versuch, ein Gegengewicht zu Moskau 
und Berlin zu schaffen. Während des Zwei-
ten Weltkrieges versuchte die polnische Exil-
regierung, die Staaten in der Region davon 
zu überzeugen, ein föderales Bündnis zu 
gründen, zu dem Polen, die Tschechoslo-
wakei, Litauen, Ungarn und eventuell auch 
Rumänien gehören würden. Dieses Bündnis 
sollte mit einer griechisch-jugoslawischen 
Föderation eng zusammenarbeiten. 1942 
wurde sogar von den Regierungsvertretern 
der Tschechoslowakei, Polens, Griechen-
lands und Jugoslawiens eine Deklaration zur 

 „Dieses mosaikartige Gebilde 
hat zur Folge, dass man es in den 
entscheidenden Fragen mit einem 
breiten Spektrum an Meinungen 
zu tun hat: sei es in Bezug auf die 
Haltung gegenüber Russland oder 
auf die Form der europäischen In-
tegration.“
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keitsstudie durchgeführt werden. Die Höhe 
der Investition würde mehr als zehn Mil-
liarden Euro betragen. Es wird nicht ohne 
eine Finanzierung von außen gehen (durch 
die EU und ausländische Banken), die Vo-
raussetzung dafür ist aber, dass die Mitglie-
der der Visegrád-Gruppe selbst tief in ihre 
Taschen greifen und entsprechende Geld-
beträge auslegen. Wichtig ist auch eine ge-
meinsame Lobbyarbeit für die Investition, 
darunter eine Erweiterung der Koalition 
durch die Zusammenarbeit mit Deutsch-
land, Österreich oder Rumänien.

Die Trimarium-Konzeption hängt mit 
der innenpolitischen Situation in Polen zu-
sammen. Die PiS-Regierung nimmt sich 
das von Viktor Orbán regierte Ungarn re-
gelrecht zum Vorbild, um eine illiberale De-
mokratie aufzubauen, eine Art national-po-
pulistische Demokratie, ein Hybridsystem 
mit autoritären Elementen, das sich auf den 
vermeintlichen Willen einer ethnisch defi-
nierten Nation stützt. Einer Einschätzung 
von Freedom House zufolge, einer renom-
mierten Organisation, die politische Syste-
me weltweit beurteilt, befindet sich Ungarn 
an der Grenze zum Abstieg in die Kategorie 
der nur eingeschränkt freien Staaten – in 
der Geschichte der EU wäre das ein erster 
Fall dieser Art. Laut Freedom House schlägt 
Polen unter der PiS-Regierung ganz eindeu-
tig den gleichen Weg ein. Der Widerstand 
der EU-Institutionen (unterstützt von der 
entschiedenen Mehrheit der EU-Mitglieds-
staaten) gegenüber dieser Art von Politik 
führte dazu, dass die PiS begann, die Idee 
des Trimariums als ein potenzielles Werk-
zeug zu betrachten, um dem Druck seitens 
der EU, und insbesondere Deutschlands, 
entgegenzuwirken, den Status einer regio-
nalen Macht zu erlangen und die Position 
Polens zu stärken, die nun in Brüssel schwä-
cher wurde aufgrund der Spannungen zwi-

(die nach 2004 der EU beigetreten sind) ver-
binden zum Beispiel gemeinsame Interessen 
im Rahmen der EU (wie der EU-Haushalt, 
die EU-Infrastruktur- und Energie-Projekte, 
das EU-Klimapaket), sodass sie als Visegrád-
Gruppe innerhalb der EU zusammen agieren 
können. Darüber hinaus wurde im Rahmen 
der Gruppe der V4 Plus-Mechanismus ein-
geführt, der an die Nachbarn im Süden und 
Norden gerichtet ist.

Die Entwicklung der Zusammenarbeit 
auf der Nord-Süd-Achse findet ihre Begrün-
dung auch in der wirtschaftlichen Dynamik 
der entlang der Achse gelegenen Länder. Ihre 
Mehrheit gehört zu den sich am schnells-
ten entwickelnden Wirtschaften innerhalb 
der EU. Das wichtigste Verkehrsinfrastruk-
tur-Projekt im Rahmen des Trimariums ist 
für die polnische Regierung die Via Carpa-
thia: die Schaffung eines Transportkorri-
dors durch einen Ausbau von Verkehrswe-
gen (Schnellstraßen und Autobahnen), der 
es ermöglicht, das litauische Klaipėda mit 
den Häfen am Mittelmeer (Saloniki in Grie-
chenland), am Schwarzen Meer (Constanţa 
in Rumänien) und dem an der bulgarisch-
türkischen Grenze liegenden Svilengrad zu 
verbinden. Die Route soll über Litauen, Po-
len, die Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulga-
rien und Griechenland führen. Vorgesehen 
ist ebenfalls der Bau von Abzweigungen in 
die Ukraine, in die Türkei und nach Weiß-
russland sowie in Richtung der Häfen in 
Gdingen und Danzig. Ein wichtiger Test 
für das Trimarium-Konzept wird auch die 
Fähigkeit der mitteleuropäischen Länder zur 
Mitfinanzierung eines Großprojekts sein: 
des Baus eines Kanals, der die Donau, die 
Oder und die Elbe miteinander verbinden 
soll. Es wäre ein sehr wichtiger Verkehrs-
weg zwischen der Ostsee, dem Schwarzen 
Meer und der Nordsee. Nach langjährigen 
Gesprächen soll dieses Jahr eine Machbar-
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fig die nationale Sensibilität und den lokalen 
Kontext, der auf eine andere Geschichte und 
Tradition zurückgeht.“ Sławomir Dębski, 
Chef des Polnischen Instituts für Internati-
onale Angelegenheiten, das dem Polnischen 
Außenministerium unterliegt, sagte, das 
Trimarium sei ein Konzept, das sich einem 
Europa der zwei Geschwindigkeiten wider-
setze. Und weiter: „Ein Europa, das sich auf 
eine Logik von Spaltungen, auf die Diktatur 
der Stärkeren, auf ein Modell Zentrum-Peri-
pherie stützt, zu dem die Idee einer ‚Union 
der zwei Geschwindigkeiten‘ führt, hat keine 
Zukunft. Dieses Europa wird keine Anzie-
hungskraft  für die eigenen Gesellschaften 
und auch nicht für seine Nachbarn haben. 
Eine auf solchem Modell basierende Integra-
tion wird zusammenbrechen. Alle Länder, 
die im Rahmen der Trimarium-Initiative 
zusammenarbeiten, sind mit Sicherheit nicht 
an einem Modell interessiert, bei dem die 
EU in zwei Zonen aufgeteilt wird: ein wohl-
habendes, aber von der Integration gelang-
weiltes Zentrum, und eine arme, auf die Rol-
le passiver Zuschauer reduzierte Peripherie, 
und weniger politisch korrekt ausgedrückt, 
in eine Metropole und Kolonien. Um das zu 
vermeiden, wollen die Trimarium-Staaten 
eng zusammenarbeiten.“

Im Endeffekt ermöglichte die Trima-
rium-Initiative der polnischen Regierung, 
den Vorwurf der Selbstisolation zu schwä-
chen und sich als ein Partner zu präsentieren, 
der es schafft, eine breite Koalition auf der 
internationalen politischen Bühne zustan-
de zu kriegen. Nun, die Teilnahme des US-
Präsidenten am Trimarium-Gipfel sollte das 
große Potenzial einer ökonomischen Zusam-
menarbeit zwischen der Region und den Ver-
einigten Staaten belegen. Es reicht jedoch, 
sich die wirtschaftlichen Beziehungen zwi-
schen Polen und den USA genauer anzuse-
hen, um feststellen, dass diese sehr begrenzt 

schen Warschau und den größten EU-Mit-
gliedsstaaten. Die PiS-Politiker schwören 
natürlich, die Trimarium-Idee habe keine 
geopolitischen Konnotationen und sei gegen 
niemanden gerichtet. Angeblich per defini-
tionem solle sie in das Projekt der Europä-
ischen Union eingebunden werden. Aber mit 
der PiS kam eine enorme Ideologisierung der 
Außenpolitik (Polen sei eine Insel der Frei-
heit, umgeben von der Diktatur der politi-
schen Korrektheit). Deshalb sollte es auch 
nicht verwundern, dass Jarosław Kaczyński 
während einer Debatte mit dem ungarischen 
Ministerpräsidenten Viktor Orbán bei dem 
jüngsten Wirtschaftsforum in Krynica die 
regionale Zusammenarbeit in Ostmittel-
europa der deutschen Vorherrschaft in der 
EU entgegensetzte. Die beiden Politiker for-
derten die Region zu einer zivilisatorischen 
Reconquista der EU auf, „zur kulturellen 
Gegenrevolution“. In etwas abgeschwächter 
Form stellte auch Präsident Andrzej Duda 
bei dem ersten Gipfel der Trimarium-Staa-
ten in Dubrovnik seine Überzeugung dar, 
die Trimarium-Region müsse ihren eigenen 
Weg finden: „Es ist nötig, das Beziehungssy-
stem zwischen dem ,Zentrum' und der von 
ihm definierten ‚Peripherie‘ zu nuancieren, 
das auf einem einseitigen Transfer von poli-
tischen, ökonomischen und kulturellen Lö-
sungen basiert. Dieses System ignoriert häu-

„Während des Zweiten Weltkrieges 
versuchte die polnische Exilregie-
rung, die Staaten in der Region 
davon zu überzeugen, ein föderales 
Bündnis zu gründen, zu dem Po-
len, die Tschechoslowakei, Litauen, 
Ungarn und eventuell auch Rumä-
nien gehören würden.“
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um-Staaten nicht zählen. An dieser Stelle 
soll nur an zwei Abstimmungen im Europä-
ischen Parlament erinnert werden, in denen 
die überwiegende Mehrheit der Abgeordne-
ten der wichtigsten Regierungsparteien der 
Trimarium-Länder (außer der Partei Viktor 
Orbáns) für Beschlüsse stimmte, die die In-
nenpolitik der PiS-Partei verurteilten. Polen, 
das den Abbau der europäischen Integration 
entschieden fordert, dessen Beziehungen zu 
Deutschland schlechter werden und die zu 
Frankreich bereits schlecht sind, das anti-
liberale Änderungen im Land durchführt, 
die auf  Kritik seitens der EU stoßen – dieses 
Polen wird ein ernsthaftes Problem damit 
haben, seine schicksaalhafte Bestimmung, 
zwischen der Adria, der Ostsee und dem 
Schwarzen Meer zu verwirklichen.

  Aus dem Polnischen von 
Monika Satizabal Niemeyer

Adam Balcer Politologe, Programmleiter 
in der Warschauer Denkfabrik WiseEuropa, 
lehrt am Institut für Osteuropastudien der 
Universität Warschau. Dieser Text entstand in 
Kooperation mit der Website „Dialog Forum“, 
einem Onlineportal, das sich publizistisch mit 
Fragen zur politischen und kulturellen Dimen-
sion Europas auseinandersetzt.

sind. Ähnliches trifft auf die übrigen Trima-
rium-Staaten zu.  Eine grundsätzliche Verän-
derung dieser Situation ist kaum vorstellbar, 
zumal die Region mit der Wirtschaft der 
Eurozone und insbesondere jener Deutsch-
lands, stark verbunden ist. Der polnische 
Export in die USA gleicht fast dem nach Un-
garn (ca. 2,5 Prozent des gesamten Exports) 
und ist zehnmal kleiner als der Export nach 
Deutschland. Auch die direkten Investiti-
onen der USA in Polen sind sechsmal nied-
riger als die der Deutschen. Es sei auch daran 
erinnert, dass die EU die Entwicklung der 
Verkehrsinfrastruktur zwischen den Trima-
rium-Ländern im Rahmen der europäischen 
Verkehrskorridore (TEN-T) unterstützen 
will; nun geht es dabei nicht um das einfache 
Prinzip Norden-Süden von der Ostsee bis 
zur Adria und dem Schwarzen Meer. Un-
ter den fünf Hauptkorridoren (TEN-T) ist 
nur der Verkehrskorridor Ostsee-Adria, der 
die an den beiden Meeren gelegenen Häfen 
miteinander verbindet, der einzige, der auf 
der Nord-Süd-Achse fast ausschließlich über 
die Trimarium-Länder verläuft. 

Darüber hinaus wäre es eine gefährliche 
Illusion, auch nur irgendeine Trimarium-
Vision als eine Alternative oder in Opposi-
tion zur EU oder Deutschland zu denken. 
Im Rahmen des Trimariums ist es wichtig, 
auf dem Boden zu bleiben, große geopo-
litische oder zivilisatorische Visionen zu 
meiden und sich auf konkrete Projekte zu 
konzentrieren. Die große Heterogenität 
der Region erfordert diplomatische Virtu-
osität und die Fähigkeit, große Koalitionen 
zu bilden, sowie das Vermögen, die Trima-
rium-Zusammenarbeit in den größeren eu-
ropäischen, eurasiatischen oder gar globa-
len Kontext zu setzen. Erfüllt Polen diese 
Voraussetzungen? Das sieht eher schlecht 
aus. Das immer weniger demokratische Land 
kann auf die Unterstützung der Trimari-
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Jahrzehntelang gab es in Osteuropa außer 
den gemeinsamen repressiven Regimen ei-
nen sichtbaren, gemeinsamen Überdruss 

an der Repression und Bevormundung durch 
Diktatur. Und es gab einen gemeinsamen ver-
steckten Wunsch – das war der Wunsch zu 
fliehen. Ich kenne Menschen, die haben ihr 
Leben jahrelang auf eine Fluchtmöglichkeit 
projiziert. Die haben täglich an Flucht gedacht 
und ihr Leben darauf ausgerichtet. Zum Bei-
spiel jahrelang an der Universität Orientalistik 
studiert, um später irgendwann vielleicht ein-
mal eine Dienstreise nach Japan zu beantragen 
– und dann, wenn dieses Glück vielleicht ein-
tritt, beim ersten Umsteigen am ersten Flug-
hafen im Westen die Reise abzubrechen und 
Asyl zu beantragen. 

Andere wurden Technische Zeichner, weil 
Geländevermessung zu diesem Beruf gehörte. 
Es sprach sich herum, dass manchmal in der 

Nähe der Grenze Gelände vermessen wird. 
So wählte manch einer die eventuelle Flucht-
gelegenheit zum Beruf – und der Beruf blieb 
an ihm hängen und passte nie zu ihm und er 
fühlte sich ein halbes Leben lang genarrt von 
seiner eigenen Illusion, weil die Aussicht auf 
eine Flucht nie kam. Man kann sagen, tausende 
Leute verbrachten ihr halbes Leben im Kon-
junktiv der Flucht. In diesem ganzen Rund-
umelend war der versteckte Fluchtgedanke 
ein Gemisch aus Verzweiflung und Hoffnung. 

Aus dieser Zeit weiß ich, es gibt kollektive 
und einzelne Fluchtgründe, also allgemeine 
und persönliche. Und diese sind gleichstark. 
Aber die allgemeinen Ursachen brauchen gar 
keine Verstärkung durch die persönlichen, um 
die Flucht wahrzumachen, wenn es endlich 
einmal möglich wird. Die allgemeine, immer 
vorhandene Ursache reicht, die kollektive Aus-
sichtslosigkeit und Verbitterung. Sie ist allen in 
den Kopf gewachsen. Und sie ist eine Obsessi-
on, eine Sowieso-Ursache, denn sie besagt: An 
jedem anderen Ort ist es sowieso besser als hier. 

Dieses Fazit war über die Jahrzehnte in Ost-
europa selbstverständlich geworden. Es war 
allgegenwärtig. Mit diesem Fazit machen sich 
auch heute wieder Menschen auf die Flucht. In 
diesem Fazit sitzt die totale Resignation. Des-
halb ist es so abstrus, wenn die Flüchtenden, 
die heute zu uns ins Land kommen, als Inva-
sion oder Lawine bezeichnet werden. Flucht 
hat nichts mit Aggression zu tun. Flucht ist in 
jeder Einzelheit, aus der sie besteht, defensiv. 

Heimweh nach Zukunft Niemand hat gezählt, wie viele 
Menschen aus den osteuropäischen Diktaturen geflohen 
sind, Tag für Tag. Als dann auch noch die sowjetischen 
Panzer 1956 nach Budapest kamen und 1968 nach Prag, 
flohen weit mehr als 200. 000 Ungarn und 400. 000 Tsche-
chen in den Westen. Deshalb ärgert es die Schriftstellerin 
Herta Müller, dass die osteuropäischen Länder heute so 
tun, als gehöre Flucht nicht zu ihrer Geschichte.
Von Herta Müller
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wurde er nie mehr erwähnt. Es wäre frivol ge-
wesen, sich im Gespräch an seinen Tod zu erin-
nern. Es wäre halber Selbstverrat gewesen, weil 
man selber auch Fluchtgedanken hatte. Man 
musste die Ruhe im Kopf bewahren, die Flucht 
im Konjunktiv, die Hoffnung auf die bessere, 
eigene Gelegenheit. Und das ging am besten 
durchs Schweigen. Was machten Leute vor der 
Flucht? Manche gingen zur Wahrsagerin. Sie 
wollten ihre Chancen ausloten durchs Karten-
legen oder Lesen im Kaffeesatz. Sie wollten den 
Zufall voraussehen, vielleicht sogar das Schick-
sal gnädig stimmen. 

Ich hatte eine Freundin, sie war Schneiderin 
und Wahrsagerin. Ich ließ mir von ihr Kleider 
nähen. Aber ein Mal war ich zufällig bei der 
Anprobe, als ein Kunde zum Wahrsagen kam. 
Sie vertraute mir, wir kannten uns ewig lange. 
Sie versteckte mich im Zimmer und bat ihn an 
den Küchentisch. Die Zimmertür war nur an-
gelehnt – ich durfte mithören. Ja, es ging um 
Flucht. Wahrsagerei muss ja glaubhaft sein, 
die Hauptsache war der Text der Wahrsagerin, 
der Kaffeesatz allein tat es nicht. Und der Text 
war Poesie. Er lautete ungefähr so: „Hier seh 
ich zwei Füße, das bist du. Und da wo du bist, 
ist etwas Grünes. Es fängt nicht hier an und 
hört auch nicht hier auf. Es ist groß. Schau, jetzt 
seh ich ganz klein deinen Rücken, es wächst 
dir in den Rücken hinein. Geh nicht dorthin. 
Geh nicht ins Maisfeld, ins Tabak- oder Rü-
benfeld. Geh auch nicht übers Gras, lauf nicht 
ins Grüne. Hier seh ich einen langen Hals, es 
ist ein Schwan und du kommst an einen glit-
zernden Fluss.“ 

Erfunden, aber nicht gelogen

Die Schneiderin hielt inne, seufzte und 
fragte: „Kannst du schwimmen? Das ist die 
Donau.“ Seine Stimme war zu leise, ich ver-
stand seine Antwort nicht. Ich dachte beim 

Es war mir immer ein Rätsel, wann der all-
gemein vorhandene, stille, brave Fluchtgedan-
ke zum wild riskanten und hochgradig politi-
schen Fluchtversuch wird. Denn es gab einen 
springenden Punkt, an dem die ganz gewöhn-
lichen, duldsamen, unauffälligen, resignierten, 
politisch passiven Menschen ihre ganze Exi-
stenz aufs Spiel setzten und um jeden Preis flo-
hen. Denn die rumänischen Grenzen waren zu, 
sie waren Todesgebiete. An der Grenze zu Un-
garn schießende Soldaten, dressierte Hunde, 
die Flüchtende zerrissen. Und an der Grenze 
zu Jugoslawien waren in der Donau Schiffe, die 
schwimmende Flüchtlinge jagten und mit den 
Schiffschrauben in Stücke rissen. Die Überle-
benschancen waren nicht einmal halbe-halbe, 
das Ende jeder Flucht war todesoffen. 

Und dennoch flohen im Laufe der Jahre 
hunderttausende im Geheimen, oft muttersee-
lenallein. Die Kugeln, die Hunde, die Schiffs-
schrauben schreckten niemanden ab. 

Ich arbeitete in einer Maschinenbau-Fa-
brik und immer wieder kam ein sonst pünkt-
licher, zuverlässiger Arbeiter eines Morgens 
nicht mehr zur Arbeit – und er kam dann nie 
wieder. Nach ein paar Tagen hörte man, er sei 
geflohen. Ziemlich selten hörte man ein paar 
Monate später hinter vorgehaltener Hand, er 
habe sich aus München, Paris oder Toronto 
gemeldet. Sehr oft war und blieb er jedoch für 
immer vom Erdboden verschwunden. Er war 
nirgends angekommen. Obwohl keiner von 
uns ihm die Fluchtabsicht angesehen hatte, 
wunderte sich niemand, wenn sein Arbeits-
kollege eines Tages auf die Flucht ging. 

Und niemand erschrak, wenn er umkam. 
Ein kleines geflüstertes Mitleid reichte den 
Kollegen. In diesem Mitleid hing sogar ein 
Tropfen Neid, obwohl der Geflohene tot war. 
Bitterer Neid, der einem selbst weh tat. Es war 
keineswegs Schadenfreude, sondern so eine 
Art von Bewunderung. So wie eine Trauer-
medaille für das Wagnis der Flucht. Danach 

Demokratie in der Defensive
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„Es ist es so abstrus, wenn die 
Flüchtenden, die heute zu uns ins 
Land kommen, als Invasion oder 
Lawine bezeichnet werden. Flucht 
hat nichts mit Aggression zu tun. 
Flucht ist in jeder Einzelheit, aus 
der sie besteht, defensiv.“

Demokratie in der Defensive

paradigmatisch. Man kann ihn gebrauchen, 
wie man möchte. Die Sprachschönheit in die 
Tat umzusetzen kann, „bewohnbare Sprache“ 
sein, gerade beim Fliehen. Man vertraut sich 
der Sprache an, um von Zuhause weg, irgend-
wohin ins Fremde zu kommen, wo es sowieso 
nur besser sein kann als daheim. Und mit Böll 
ist man dann schnell bei Jorge Semprun, der 
sagt, nicht die Sprache als solche ist Heimat, 
sondern das, was gesprochen wird. Also der 
Inhalt des Gesprochenen kann „bewohnbare 
Sprache“ sein. 

Ich bringe „bewohnbare Sprache“ mit 
Flucht in Verbindung, weil Böll die jungen 
Studenten auch fragt, ob sie das Land, das sie 
von der Kriegsgeneration geschunden über-
nehmen, jemals zu einem „Staat machen kön-
nen, nach dem man Heimweh haben wird“. 
Für Böll war das eine Utopie. Denn er zweifelte 
daran. Weil „zwischen 1933 und 1939, all das, 
was man bis dahin noch in irgendeiner Form 
Deutschland nennen konnte, starb, oder ins 
Ausland gezwungen wurde.“

Noch immer gibt es keinen Ort in der 
deutschen Erinnerungslandschaft, der diese 
erste Vertreibung von hunderttausenden Men-
schen aus Nazi-Deutschland hinaus zum The-
ma macht. Der das große Unglück von Flucht 
und Exil zeigt. Die endlosen Wege bis nach 
Mexiko, Shanghai, Neuseeland oder Argen-
tinien. Die Verzweiflung an den Grenzen, die 
guten und bösen Zufälle, die Trostlosigkeit der 
für alle Zeit kaputten Nerven. Die Emigranten 
wussten nie, ob sie sich ihr Heimweh leisten 
können, sowohl aus politischen als auch aus 
psychologischen Gründen. Zurückgerufen hat 
sie niemand. Dabei hätte Nachkriegsdeutsch-
land ihre Erfahrung und persönliche Integrität 
dringend nötig gehabt. 

Aber vielleicht ist das heutige Deutschland 
trotzdem eine Heimweh-Heimat geworden. 
Nicht nur für uns, die wir hier leben. Auch für 
Menschen, die aus Diktatur und Krieg fliehen 

Zuhören, wie schön diese surrealen Bilder sind. 
Sprachschönheit bleibt an jedem hängen – 
umso mehr hängen, umso weniger die Person 
mit Sprache zu tun hat. Ohne jede Gewöhnung 
an Sprachschönheit ist ihre Wirkung am größ-
ten. Aber wie kann Lügen so schön sein? fragte 
ich mich. Doch das war zu einfach, denn die 
Schneiderin malte die Bilder mit den Augen 
in den Kaffeesatz, entzifferte sie und glaubte 
selbst an das, was sie da erzählte. 

Es war erfunden, aber nicht gelogen. Und 
diese Sprachschönheit wurde zu einer Di-
mension, die den Fluchtort bestimmte. Die 
Andeutungen wurden im Kopf zu konkreten 
Anweisungen, Landkarten der Flucht, Plänen 
mit Methoden, Uhrzeiten und geographischen 
Daten. Sprachschönheit wurde in die Tat um-
gesetzt. Selbstverständlich habe ich die Schnei-
derin ein paar Wochen später gefragt, ob sie 
etwas weiß über den Mann, ob ihm die Flucht 
gelungen ist. Sie sagte er hatte Glück, er sei jetzt 
in Kanada. 

Heinrich Böll spricht in seinen Frankfurter 
Vorlesungen einmal ganz kurz von „der Suche 
nach einer bewohnbaren Sprache“. Nach dem 
Krieg, in einem Land, wo nicht nur die Häuser 
zerbombt waren, steckt für Böll in diesem Aus-
druck wahrscheinlich etwas ganz Konkretes. 
Aber er erklärt uns mit keinem zusätzlichen 
Wort, was es ist. Es bleibt in der Schwebe und 
das Kryptische macht diesen Ausdruck so 
metaphorisch und stark. So überzeugend und 
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Tag für Tag. Als dann auch noch die sowje-
tischen Panzer 1956 nach Budapest kamen und 
1968 nach Prag, flohen weit mehr als 200. 000 
Ungarn und 400. 000 Tschechen in den We-
sten. Deshalb ärgert es mich maßlos, dass die 
osteuropäischen Länder heute so tun, als ge-
hörte Flucht nicht zu ihrer Geschichte. 

Gerade die „Spaziergänger“, die sich in 
Dresden nicht genieren, nach Putin zu rufen, 
müssten das wissen. Mit dem Mauerbau hat 
die DDR der Flucht doch ein zynisches Denk-
mal gesetzt. Ich glaube, wenn der Sog der to-
talen Verzweiflung ein Land erfasst, entsteht 
die Massenpsychose der Flucht. In Syrien und 
Eritrea ist es so. Und der Sog hört nur auf, wenn 
die Verzweiflung abnimmt, das Morden des 
Diktators, des Kriegs und die Apokalypse des 
islamistischen Terrors. Krieg ist ein politischer 
Feind und Kriegsflüchtlinge sind politisch ver-
folgt und jeder Einzelne braucht Schutz. Dieser 
Schutz kann nicht begrenzt werden, nur weil 
ihn so viele brauchen. 

Vor der Flucht sind die Erwartungen an 
die Zukunft nicht konkret. Und sie bleiben 
auch nach der Flucht variabel. Sowieso wird 
die Ankunft als Rettung empfunden. Rettung 

müssen. Die haben Heimweh nach Frieden 
und Sicherheit. Und weil Deutschland ihnen 
das bieten kann, haben sie Heimweh nach 
Deutschland. Zu Tausenden haben sie dasselbe 
Heimweh, das Osteuropäer in meinem Alter 
sogar ohne Krieg noch gut kennen – Heim-
weh nach Zukunft. Wenn ich mit dem Zug 
von Temeswar nach Bukarest fuhr, liefen die 
Schienen eine Weile ganz nah an der Donau 
entlang. Man sah hinüber nach Jugoslawien. 
Und wenn dieser Wegabschnitt anfing, stan-
den in jedem Abteil alle allmählich auf. Ohne 
Grund, ohne ein Wort standen alle, absolut alle 
auf, gingen auf den Gang und schauten über 
die Grenze hinüber nach Jugoslawien. Junge 
und Alte, und zwischen ihnen standen sogar 
Polizisten und Soldaten in Uniform. Es war 
eine Stille wie eine Hypnose. 

Wie eine Offenbarung wusste jeder vom 
anderen, woran er jetzt denkt. Schweigen 
und Schauen, Augen wie schräge Spiegel. Die 
Möwe oder Schwalbe in der Luft, sie flog einem 
durch den Hals. Und wenn sich der Zug von 
der Donau entfernte, gingen alle wieder ohne 
ein Wort in ihr Abteil zurück. Alle setzten 
sich wieder hin, redeten wieder über irgend-
ein Thema von vorher – so als hätte es die Un-
terbrechung durchs Glitzern der Donau nicht 
gegeben. 

Ich war von dieser Hypnose auf dem Gang 
immer ein bisschen benommen, hatte ein mul-
miges Gefühl, wenn ich mir vorstellte, wie das 
wäre, wenn alle aus dem Zug unerwartet flie-
hen könnten. Die Massenflucht gab es all die 
Jahre, aber im Geheimen, unabhängig von-
einander in einzelnen versteckten Aktionen. 
Und so war das nicht nur in Rumänien. Nie-
mand hat gezählt, wie viele Menschen aus den 
osteuropäischen Diktaturen geflohen sind, 

„Man sah hinüber nach Jugosla-
wien. Und wenn dieser Wegab-
schnitt anfing, standen in jedem 
Abteil alle allmählich auf. Ohne 
Grund, ohne ein Wort standen 
alle, absolut alle auf, gingen auf den 
Gang und schauten über die Gren-
ze hinüber nach Jugoslawien. Jun-
ge und Alte, und zwischen ihnen 
standen sogar Polizisten und Solda-
ten in Uniform. Es war eine Stille 
wie eine Hypnose.“

Demokratie in der Defensive
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ist ein müdes Wort. Aber alles daran ist besser 
als das Leben zu Hause mit den Fassbomben in 
den Straßen. Bisher gab es das Heimweh nach 
Zukunft, doch nach der Ankunft sitzt einem 
die Zukunft auf der Haut. Zukunft klingt wie 
Zuflucht, aber das täuscht. Denn Zukunft ist 
abstrakt und Zuflucht konkret. Zuflucht ist 
unter den Fußsohlen ein wirklicher Ort. Aber 
Zukunft eine unwirkliche Zeit, die sich selbst 
nicht kennt. Die Gegenwart hört ja nie auf, 
die Vergangenheit schleppt man mit sich. Wer 
weiß, vielleicht fängt die Zukunft an, wenn die 
erste Ruhe nach der Flucht eintritt.

Herta Müller wurde 1953 in Nitzkydorf in Ru-
mänien geboren. 1973-76 studierte sie deutsche 
und rumänische Philologie in Temeswar. Nach 
dem Studium arbeitete sie als Übersetzerin in 
einer Maschinenfabrik. Sie wurde entlassen, 
weil sie sich weigerte, für den rumänischen 
Geheimdienst Securitate zu arbeiten. Ihr erstes 
Buch „Niederungen“ lag danach vier Jahre beim 
Verlag und wurde 1982 nur zensiert veröffent-
licht. 1984 erschien es in der Originalfassung 
in Deutschland. Herta Müller konnte danach in 
Rumänien nicht mehr veröffentlichen und war 
immer wieder Verhören, Hausdurchsuchungen 
und Bedrohungen durch die Securitate ausge-
setzt. 1987 kam Herta Müller nach Deutschland. 
1989-2001 hatte sie Gastprofessuren an Univer-
sitäten in England, Amerika, Deutschland und 
der Schweiz, seit 1995 ist sie Mitglied der Deut-
schen Akademie für Sprache und Dichtung, 
Darmstadt. Zu ihren bekanntesten Werken 
gehören „Herztier“ 1994, „Im Haarknoten wohnt 
eine Dame“ 2000, „Der König verneigt sich und 
tötet“ 2003, „Die blassen Herren mit den Mok-
katassen“ 2005, „Immer derselbe Schnee und 
derselbe Onkel“ 2011, „Hunger und Seide“ 2015. 
Herta Müller wurde 2009 mit dem Literaturno-
belpreis ausgezeichnet, 2015 mit dem Heinrich-
Böll-Preis.
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Kapitel 2: Reset Europa – 
Die Krise als Chance

Braucht Europa einen Neustart? 
Was es im Moment vor allem braucht, ist 
Orientierung. Demokratiekrise, Klima- 
und Strukturwandel oder gesellschaft-
licher Hass: Die Menschen in Europa 
benötigen neue Perspektiven für die 
Lösung drängender Probleme. Kann Kultur 
dabei helfen das Vertrauen der 
Bürger zurückzugewinnen und eine europä-
ische Öffentlichkeit herzustellen? 
Kann sie für mehr Einigung sorgen und 
Europas existenzielle Werte verteidigen 
– das Eintreten für Menschenrechte, 
Multilateralismus sowie Meinungs- und 
Pressefreiheit? Kann Kultur für mehr 
Toleranz sorgen? Nicht wenige sehen sie 
hier in der Pflicht: nicht als nationaler 
Rückzugsort, sondern als Ausdruck von 
Weltoffenheit und Vernetzung. 
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sagen, die Völker des ehemaligen Jugoslawien 
hätten 70 Jahre Frieden erlebt? Während eini-
ge Nationen in Europa den Weg der Freund-
schaft und der Zusammenarbeit eingeschla-
gen haben, haben andere noch in jüngster 
Zeit das Brandmal des Totalitarismus, des 
Nationalismus oder gar der Völkermordes, 
des Bürgerkrieges und der militärischen oder 
politischen Unterwerfung erleben müssen.

70 Jahre Frieden, dieser Mythos setzt ein 
perfektes Europa voraus, und wir bräuchten 
dann nur dieses Erbe zu pflegen. Aber an die-
sen Mythos glaube ich nicht, denn Europa ist 
und bleibt gezeichnet durch seine Geschich-
te und durch die Tragik seiner Geschichte. 
Dem können wir nicht Verwaltungsroutine 
entgegensetzen, sondern wir müssen immer 
in Bewegung bleiben; jede neue Generation 
muss ihre Kräfte in die Waagschale werfen 
und immer wieder Hoffnung erzeugen.

Dieser Traum von der Einheit Europas ist 
heute mit Zweifeln behaftet. An uns ist es 
nun, zu entscheiden, ob wir ihn mit Leben 
erfüllen oder sterben lassen wollen. Ich habe 
schon mehrfach gesagt – auf der Akropolis, 
an der Sorbonne wie im Europäischen Parla-
ment – was Frankreich vorschlägt. Ich möch-
te an dieser Stelle ganz einfach vier Überzeu-
gungen vortragen, vier Gebote, wenn ich das 
so sagen darf, oder vier kategorische Impe-
rative, Aufrufe zum Handeln, entsprechend 
der Tradition unseres Europas, zu dem wir 
uns bekennen.

Um darzulegen, was das europäische 
Aufbauwerk uns seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs gebracht hat, 

sagen wir gewöhnlich, es habe uns 70 Jah-
re lang Frieden beschert. Und das ist richtig. 
Europa hat ein historisches Wunder erlebt. 
70 Jahre Frieden zwischen den Erbfeinden 
von gestern.

Dieser Schatz, der keinen Preis hat, ist 
auf unserem Kontinent in den vergangenen 
Jahrhunderten nie dagewesen. Wenn ich an 
Polen denke zum Beispiel, an die Völker der 
ehemaligen Tschechoslowakei, an Portugal, 
Spanien, an das ehemalige Ostdeutschland, 
die baltischen Staaten, an Bulgarien, an all 
diese Brüdervölker, kann ich da sagen, man 
habe dort 70 Jahre lang Frieden gehabt? Kann 
man das wirklich ganz gelassen aussprechen? 
Frieden, Freiheit und Wohlstand? Kann man 

Vier Gebote zum Handeln Das Europa der Cafés, der De-
batten, der Universitäten, der gedanklichen Auseinander-
setzungen lehnt die Gewalt des Staates und die Gewalt auf 
der Straße ab. Stattdessen setzt es auf die Wahrheit und den 
demokratischen Wettstreit der Ideen. Es lohnt sich, für eine 
europäische Kulturakademie zu kämpfen, für europäische 
Universitäten, das Übersetzungswesen, die Verbreitung von 
Kunstwerken, welche die ästhetisch-kritisch-intellektuelle 
Diskussion in Europa jedes Mal neu befeuern. 
Von Emmanuel Macron
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„Europa ist und bleibt gezeichnet 
durch die Tragik seiner Geschich-
te. Dem können wir nicht Ver-
waltungsroutine entgegensetzen, 
sondern wir müssen immer in Be-
wegung bleiben; jede neue Genera-
tion muss ihre Kräfte in die Waag-
schale werfen und immer wieder 
Hoffnung erzeugen.“

Der erste Imperativ ist ganz einfach: Seien 
wir nicht schwach! Erdulden wir die Dinge 
nicht einfach! Wir stehen vor großen Bedro-
hungen, großen Ungleichgewichten, die unse-
re Völker ins Wanken bringen und jeden Tag 
weitere Unsicherheiten schüren. Die Frage, 
die sich jedem von ihnen stellt, lautet: Wol-
len wir die Dinge einfach erdulden? Wollen 
wir die Regeln der Anderen und die Tyrannei 
der Ereignisse hinnehmen? Oder wollen wir 
für uns selbst eintreten? Für unsere tiefsit-
zende Eigenständigkeit. Für eine europäische 
Souveränität? Wer wird für unsere Mitbürger 
die Regeln festsetzen, die ihre Privatsphäre 
schützen? Wer soll denn das wirtschaftliche 
Gleichgewicht erklären, in dem unsere Un-
ternehmen überleben müssen? Ausländische 
Regierungen vielleicht, die ihre Propaganda 
betreiben und ihre eigenen Regeln haben? 
Internationale Akteure, die Trittbrettfahrer 
eines Systems sind, das sie selbst bestimmen, 
weil sie es selbst organisieren? Oder sagen 
wir: Hier muss die europäische Souveräni-
tät greifen?

Das Europäische Parlament hat mit der 
Unterstützung der Kommission und der Mit-
gliedstaaten mutig eine allgemeine Regelung 
für personenbezogene Daten beschlossen. 
Diesen Weg wollen wir weitergehen. Und 
ich glaube wirklich, dass wir uns eine digi-

tale Souveränität erarbeiten müssen, um all 
diese Akteure besser zu regulieren, um unsere 
Mitbürger zu schützen, um all jene gerechter 
zu besteuern, die überhaupt keine Steuern be-
zahlen in einem Wirtschafts- und Rechts-
raum, in dem sie jedoch tiefgreifende Umwäl-
zungen bewirken und täglich die Interessen 
der einen bedrohen, während sie anderen 
Chancen bieten.

Wie wollen wir denn künftig mit dem 
Klima umgehen? Das sind doch demokra-
tische Grundsatzentscheidungen; und wir 
hören ihren Widerhall von draußen, jenseits 
dieser Fenster. Wer wird denn entscheiden 
müssen? Auch hier ausländische Mächte oder 
wir selbst? Diese Entscheidungen brauchen 
Zeit, das wissen wir, in Energiefragen, in Kli-
mafragen. 

Wahrer von Multilateralismus

Aber eine nachhaltige Lösung kann nur 
zustande kommen, wenn wir es verstehen, uns 
auf europäischer Ebene zu organisieren; auf 
einen Mindestpreis für Kohlenstoff hinzuar-
beiten; eine Abgabe an der Grenze einzufüh-
ren, uns dabei nicht zu faulen Entscheidungen 
hinreißen lassen und nicht denjenigen Ak-
teuren den Vorzug geben, die am wenigsten 
mit uns zusammenarbeiten wollen. Wir brau-
chen eine ehrgeizige Politik zur Speicherung 
von erneuerbaren Energien, denn nur so kön-
nen wir ein neues Kapitel schreiben in un-
serem energiepolitischen Abenteuer und un-
seren Klimaverpflichtungen gerecht werden.

Wer soll denn unsere handelspolitischen 
Entscheidungen treffen? Wer? Die, die uns 
bedrohen, die uns erpressen, indem sie uns 
sagen, die internationalen Regeln, die sie 
mitgeschaffen haben, seien jetzt nicht mehr 
gültig, weil sie nicht mehr zu ihrem Vorteil 
gereichen? Wir Europäer, wir sind die Bewah-

Die Krise als Chance
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Harmonisierung unseres Rechts, und auch 
dort mit einer souveränen Politik der Sicher-
heit, der Entwicklung und des Schutzes.

Dieser erste Imperativ, an den ich glau-
be – seien wir nicht schwach, erdulden wir 
die Dinge nicht – ist der Imperativ der euro-
päischen Souveränität, die uns dazu bringen 
soll, aus Europa eine geopolitisch, handelspo-
litisch, wirtschaftlich, klimatechnisch, nah-
rungsmitteltechnisch, diplomatisch eigene 
Größe zu machen. 

Darüber werden wir sicher diskutie-
ren und jeder hat vielleicht ein eigenes Ver-
ständnis der  Wirklichkeit, die hinter diesen 
Worten steht. Aber die Bedingung der Mög-
lichkeit ist doch, dass wir es ablehnen, dass an-
dere für uns entscheiden. Wenn wir sagen, ein 
großer Player im Digitalen darf bei uns über 
das Steuergeheimnis oder die Steuerregeln 
bestimmen, dann sind wir nicht mehr sou-
verän, dann brauchen wir nicht mehr zu re-
den. Wenn wir sagen, dieser oder jener große 
internationale Energiekonzern entscheidet 
über unsere Klimapolitik, dann sind wir nicht 
mehr in der Lage zu entscheiden, dann gibt 
es keine demokratischen Diskussionen mehr.

Und wenn wir es hinnehmen, dass andere 
Großmächte, auch Verbündete, auch Freunde 
aus den härtesten Stunden unserer Geschich-
te, nun für uns entscheiden wollen, über un-
sere Diplomatie, unsere Sicherheit, und uns 
dabei manchmal in die größten Risiken stür-
zen, dann sind wir nicht mehr souverän, dann 
können wir unserer Öffentlichkeit, unserem 
Volk nicht mehr glaubwürdig entgegentreten 
und sagen: Wir werden für euch entscheiden, 
jetzt geht mal an die Wahlurnen und macht 
euer Kreuzchen.

Unser zweiter Imperativ lautet: Lassen wir 
uns nicht spalten! Die Versuchung ist groß, 
in diesen schwierigen Zeiten, sich einzuigeln, 
sich auf den Nationalismus zurückzuziehen, 
zu denken, auf der Ebene der Nation kriegen 

rer eines in meinen Augen starken internatio-
nalen Multilateralismus. Und uns obliegt es, 
diesen Multilateralismus im Sinne unserer 
eigenen Souveränität zu verteidigen, in nichts 
nachzugeben und dabei weder naiv zu sein 
angesichts unlauteren Wettbewerbs und auch 
nicht schwach angesichts der Bedrohungen 
vonseiten derer, die manchmal sogar mit uns 
gemeinsam diese Regeln verfasst haben.

Wer soll letztlich entscheiden über den 
Frieden, über die großen geopolitischen 
Gleichgewichte, in denen wir leben wollen? 
Gemeinsam haben wir Staats- und Regie-
rungschefs  beschlossen, Frieden und Stabi-
lität im Nahen und Mittleren Osten zu schaf-
fen. Dem haben wir uns souverän gestellt. Das 
haben wir kollektiv mitgetragen. Andere, 
ebenso souveräne Mächte haben entschie-
den, nicht Wort zu halten. Sollen wir jetzt 
auch von unseren Entscheidungen abrücken? 
Sollen wir der Politik des Schlechteren nach-
geben? Wir müssen Entscheidungen treffen, 
etwas aufbauen, mit allen reden, damit es uns 
gelingt, unsere eigene Souveränität zu errich-
ten, die in dieser Region Stabilität gewähr-
leisten kann.

Wir mussten die großen Erschütterungen 
durch die zeitgenössischen Migrationen er-
leben: politisch, wirtschaftlich, klimatech-
nisch. Können wir da auch nur einen Augen-
blick daran denken, die Hände in den Schoß 
zu legen oder auch da uns zurückzuziehen auf 
das rein nationalistische Credo? Die Antwort 
ist europäisch. In ihrem tiefsten Wesen ist 
sie europäisch. Wir können uns diesen He-
rausforderungen nur mit einer ehrgeizigen, 
konzertierten, volleuropäischen Afrikapo-
litik stellen, für den Kontinent jenseits des 
Mittelmeers, eine Politik der Stabilität und 
Sicherheit, mit der wir bereits begonnen ha-
ben, aber wir müssen dort einen viel größeren 
Ehrgeiz entwickeln mit einer gemeinsamen 
Politik zur Sicherung unserer Grenzen, zur 

Die Krise als Chance
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reicht. Und wir danken vieles denen, die die 
Ehre hatten, unsere Länder zu führen und 
es vermocht haben, sich den Krisen zu stel-
len und auch in den extremsten Situationen 
schwierigste Entscheidungen zu treffen. Aber 
dies geschah um den Preis einer Spaltung zwi-
schen Nord und Süd zu Zeiten der Finanz- 
und Wirtschaftskrise; und später geschah es 
um den Preis einer Spaltung zwischen Ost 
und West, als es um die Migrationskrise ging. 
Und wie ein Leprageschwür greift diese Dis-
kussion in Europa weiter um sich, und ver-
ankert den Gedanken, dass sich wieder La-
ger gebildet hätten und Einheit nicht mehr 
möglich sei.

Dabei ist die einzige Lösung, die wir ha-
ben, die Einheit. Spaltung führt zum Weg-
sterben jedweden Handelns. Spaltung führt 
zum Stellungskrieg. Europa hat dadurch eines 
seiner schlimmsten Martyrien erlebt, vor ge-
nau einem Jahrhundert. 

Ich weiß zu gut um all die kollektiven Vor-
stellungen, die uns dazu anhalten, zu verhar-
ren, auch zwischen unseren beiden Ländern. 
Ich kenne all diejenigen in Frankreich, die 
mir sagen: Los, auf in die Konfrontation mit 
Deutschland, die Lösung liegt in der Kri-
se mit Deutschland. Deutschland ist egois-
tisch, alternd, will Europa nicht reformieren, 
es sei denn, es gereiche zu seinem Vorteil. Ich 
weiß, dass das nicht stimmt, und dieser Ver-
suchung werden wir nicht nachgeben. Denn 
ich habe ein Deutschland gesehen, das in den 
letzten Jahren verantwortungsvolle und mu-
tige Entscheidungen getroffen hat, das vor 
der Finanzkrise tiefgreifende Reformen ge-
schafft hat, von denen wir gedacht haben, 
wir könnten damit noch warten. Und noch 
in den letzten Tagen sehe ich ein ehrgeiziges 
Deutschland, das Europa liebt, Europa will, 
eine deutsche Jugend, die von Europa alles 
erwartet, weil sie sich der Geschichte entsinnt.

Und auf der anderen Seite höre ich auch 

wir das besser hin, da kriegen wir einen Teil 
dieser Souveränität zurück, die manchmal 
noch zu f lüchtig ist oder auf europäischer 
Ebene erst in statu nascendi vorhanden ist. 
Der Brexit war ein erstes Warnsignal – ein 
Warnsignal, das auch von den Wahlen in 
Italien bis nach Ungarn und Polen ausgeht. 
Überall in Europa erklingen wieder die Töne 
des Nationalismus und erwächst neue Faszi-
nation dafür. Aber die Gefahr für Europa ist 
die einer extremen Spaltung. Es wird versucht, 
die meisten Diskussionen auf eine Überlage-
rung von Nationalismen zu reduzieren, um so 
diejenigen überzeugen, die unentschlossen 
sind, ob sie die Freiheiten, die um den Preis 
von tausendfachem Leid errungen wurden, 
wieder aufzugeben bereit sind. 

Viele wünschen sich vielleicht eine Neu-
auflage der Geschichte und würden dabei 
gern unseren Völkern weismachen, dass wir 
dieses Mal erfolgreicher sein werden. In An-
betracht all der Gefahren, die ich angespro-
chen habe, wäre die Spaltung tödlich, sie 
würde unsere wahre Souveränität nur noch 
weiter abbauen. Es würde überall in Europa 
wieder Stacheldraht zu sehen sein, auch in 
den Köpfen. 

Schauen wir doch klug und weitsichtig 
die letzten zehn Jahre an. Es wurde viel er-

„Dieser erste Imperativ, an den ich 
glaube – seien wir nicht schwach, 
erdulden wir die Dinge nicht – ist 
der Imperativ der europäischen 
Souveränität, die uns dazu bringen 
soll, aus Europa eine geopolitisch, 
handelspolitisch, wirtschaftlich, 
klimatechnisch, nahrungsmittel-
technisch, diplomatisch eigene 
Größe zu machen.“ 

Die Krise als Chance
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mehr nach dem Muster aufeinanderfolgender 
Vormachtstellungen. Das geht auch gar nicht 
mehr so. Europa kann nur auf beständiger 
Solidarität aufbauen. Da ist die unverzicht-
bare Verantwortung, die wir vor der Krise 
mitunter aus den Augen verloren hatten, die 
wir wieder aufgebaut haben; jeder Staat muss 
seine eigenen Reformen durchführen, seinen 
Teil der Verantwortung übernehmen, seine 
eigenen Entscheidungen fällen; aber wir ha-
ben doch auch eine Solidarität untereinan-
der. Im Augenblick der Wiedervereinigung 
hat Deutschland von dieser Solidarität pro-
fitiert, und es war die Pflicht Europas, damit 
Deutschland diesen Schritt machen kann, 
stark werden kann, seine heutige Rolle spielen 
kann; diese Solidarität, die wir heute haben 
müssen, in Migrationsfragen in Europa, in 
Finanzfragen in Europa, Ländern gegenüber, 
die noch heute eine Jugend haben, die zu 30, 
40, 50 Prozent arbeitslos ist. Genau diese So-
lidarität gilt es wieder zu errichten!

Haben wir keine Angst

Ansonsten würden wir jedes Mal Gefahr 
laufen, den Lockrufen derer zu erliegen, die 
schon vergessen haben, wie prekär es zur Zeit 
der Hegemonien in Europa war. Und des-
wegen glaube ich an einen sehr viel ehrgei-
zigeren europäischen Haushalt, zu dem auch 
Frankreich seinen Beitrag leisten wird; der 
stark genug ist, die bestehenden Politiken zu 
stemmen und gleichzeitig die Chancen neuer 
politischer Maßnahmen zu tragen, ein Haus-
halt, der den Rechtsstaat verteidigt, das wirt-
schaftliche, steuerliche, soziale Zusammenge-
hen fördert und eine kohärente Vision von 
unserem Europa, das dem entspricht, was die 
Gründungsväter wollten, und denen, die die 
Einheitliche Europäische Akte geschaffen ha-
ben. Deswegen glaube ich an die stärkere, in-

die anderen Stimmen derer, die in Deutsch-
land sagen: Geben wir den Klängen der Si-
renen dieses Frankreichs nicht nach, das wir 
nur allzu gut kennen. Die sind nicht seriös, 
die haben keine Reformen gemacht, Frank-
reich will ein Europa, das ihm aus der Hand 
frisst, ein Europa für sich, das seine Defizi-
te ausgleicht, ein Europa, das die Reformen 
durchführt, die es selbst nicht schafft. 

Aber Moment mal, aufgewacht! Frank-
reich hat sich geändert, Frankreich ist nicht 
mehr das alte. Und ich bin nicht mehr und 
nicht weniger als der Bewahrer dieser Ent-
scheidung. Frankreich hat die lang erwarteten 
Reformen durchgeführt und wird damit auch 
weitermachen. Frankreich steht wieder, es ist 
da, Frankreich hat seinen Preis aus den Kri-
senzeiten bezahlt, ebenso wie Deutschland, 
und Frankreich will ein Europa für Europa, 
nicht für sich. Also auf beiden Seiten werden 
wir auch hier in der Lage sein müssen, das 
Einigeln, die Melodien der Rattenfänger zu 
überwinden und uns über Eines im Klaren 
sein: Die Einheit zwischen Deutschland und 
Frankreich ist die Bedingung der Möglich-
keit einer europäischen Einheit, die allein uns 
handlungsfähig macht!

Und machen wir uns nichts vor! Unser 
Traum ist bereits mehr als der Traum der Ka-
rolinger. Seit Jahrhunderten und Aberjahr-
hunderten hat es in Europa Verschiebungen 
von Machtgefügen gegeben, wobei es immer 
darum ging, die Vorherrschaft über die ande-
ren zu erlangen. Und jedes Mal hat uns das zu 
schlechten Entscheidungen verleitet. Frank-
reich selbst, zu Beginn dieses Jahrhunderts, 
obwohl es ihm gut ging, dachte, es brauche 
sich nicht zu reformieren, es müsse nicht den 
europäischen Vorschlägen und Angeboten 
Deutschlands folgen. Denn dieses Europa 
passte uns, nutzte uns. Aber das war eben 
ein Irrtum.

Unser Europa heute funktioniert nicht 

Die Krise als Chance



129

Zivilisiertheit dessen, was Europa ausmacht.
Diese Zivilisiertheit – das Europa der Cafés, 
der Debatten, der Universitäten, der gedank-
lichen Auseinandersetzungen und Konflikte 
– lehnt die Gewalt des Staates und die Gewalt 
auf der Straße ab; stattdessen setzt sie auf die 
Wahrheit und die Kraft der demokratischen 
Gegenüberstellung von Ideen.

Deswegen glaube ich auch an den Willen 
zur Klugheit, den Willen zur Kultur, denn ja, 
es geht hier um Willen. Es gibt immer noch 
dieses Dilemma, es ist immer noch da, unter 
unseren Füßen, und wir brauchen diesen Wil-
len zur Klugheit, zum Schönen und zur Kul-
tur, nicht um vergessen zu machen, sondern 
um Breschen zu schlagen, diese Bresche, in der 
wir nun seit 70 Jahren leben. Das ist nichts 
Selbstverständliches, das ist nicht der norma-
le Zustand der Menschheit in Europa, das ist 
eine Ausnahme, die wir unserer Willensstär-
ke zu verdanken haben. Für eine europäische 
Kulturakademie zu kämpfen, für europäische 
Universitäten, das Übersetzungswesen, die 
Verbreitung von Kunstwerken, diese ästhe-
tisch-kritisch-intellektuelle Diskussion in Eu-
ropa jedes Mal neu zu befeuern, das sind kei-
ne schönen Gedanken, die nur dem engsten 
Kreise von Intellektuellen vorbehalten sind, 
das sind ganz wesentliche Gedanken für un-
sere Gesellschaften, für unsere Jugend, denn 
es ist die Willensstärke dieser Bresche, die vor 
70 Jahren geschlagen wurde, und für die wir 
heute mehr als jemals zuvor kämpfen müssen.

Wenn der Nahe und Mittlere Osten und 
Afrika auf uns schauen, dann schauen sie auf 
diesen Weg, aber auch auf die Fähigkeit, kei-
ne Angst zu haben, nicht vor den anderen, 
und das hochzuhalten, was immer im Kern 
unserer Aufgabe gestanden hat, ein Teil des 
Universellen. Die Welt ist immer über Europa 
gedacht worden. Die Fähigkeit, keine Angst 
zu haben, die Fähigkeit zum Gedankenaus-
tausch, zur Auseinandersetzung. Ich fühle 

tegriertere Eurozone mit eigenem Haushalt, 
der Investitionen und Konvergenz ermögli-
cht, denn das ist das einzige Mittel, um allen 
Staaten, die voranschreiten wollen, eben auch 
die Mittel dazu an die Hand zu geben.

Der dritte Imperativ, den wir haben, lau-
tet: Haben wir keine Angst, keine Angst vor 
der Welt, in der wir leben; keine Angst vor 
unseren Grundsätzen, nicht vor dem, was wir 
sind, und verraten wir das nicht. Wir sind 
heute, angesichts all dieser Wut, dieser Un-
gewissheiten, konfrontiert mit den schlimm-
sten Versuchungen. Die Versuchung, die Fun-
damente unserer Demokratien und unserer 
Rechtsstaaten aufzugeben. Geben wir den 
Versuchungen in nichts nach!

Es stimmt nicht, dass man einem schlech-
ten Wind gut entgegentritt, indem man den-
jenigen mit Gefälligkeit begegnet, die uns 
schon in der Vergangenheit durch Schwäche 
oder auch durch Stillschweigen dazu veran-
lasst haben, uns selbst zu verraten. Geben wir 
nicht nach – weder in der Europäischen Uni-
on noch im Europarat – halten wir fest am 
Rechtsstaat und an all diesen Regeln. Halten 
wir fest an der Lebendigkeit unserer Demo-
kratien und unserer demokratischen Debat-
ten, an den Auseinandersetzungen, die unsere 
Demokratie nähren, an ihrer Kraft und der 

„Halten wir fest am Rechtsstaat 
und an all diesen Regeln. Halten 
wir fest an der Lebendigkeit un-
serer Demokratien und unserer 
demokratischen Debatten, an den 
Auseinandersetzungen, die unsere 
Demokratie nähren, an ihrer Kraft 
und der Zivilisiertheit dessen, was 
Europa ausmacht.“

Die Krise als Chance
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für etwas kämpfen müssen, das größer ist als 
wir selbst! Wir müssen kämpfen, nicht für die 
Interessen unseres Landes, nicht für die Wah-
rung eines punktuellen Zustands Europas. 
Nein. Wir müssen kämpfen, um ein neues, 
stärkeres Europa zu schmieden, mit dem wir 
diesen Teil des Universellen weitertragen, den 
wir heute in unseren Händen halten.

Ich komme zu meinem vierten und letz-
ten Imperativ: Warten wir nicht! Es geht ums 
Jetzt! Zu lange haben wir aufeinander gewar-
tet. Bisweilen haben wir uns vielleicht sogar 
verpasst. Nicht wahr, lieber Joschka? Viele 
tragen ihren Anteil daran. Aber heute haben 
wir nicht mehr das Recht dazu, wir dürfen 
nicht mehr damit warten, auf Europa zu set-
zen. Denn mit der Entscheidung für Europa 
– das sehen wir und daran hat jeder von uns 
erinnert – entscheiden wir uns auch für den 
Westen. Und damit auch für die Fähigkeit, 
eindeutige Entscheidungen zu treffen, den 
Weg hin zu Europa einzuschlagen, zunächst 
vielleicht für einige wenige, vielleicht dann 
für einen erweiterten Kreis, denn so ist Eu-
ropa immer vorangeschritten; es ist eine of-
fene Tür. Ich glaube nicht an ein verschlos-
senes Europa, einen im Vorfeld festgelegten 
Club von einigen wenigen, aber ebenso wenig 

mich nicht naiv, wenn ich an diese Zeiten 
erinnere; wir haben uns seitdem verändert, 
aber das ist Europa, diese Fähigkeit, sich jedes 
Mal erneut in einen Dialog des Universellen 
einzubringen, das Universelle zu vermitteln.

Und in dem Augenblick, da wir miteinan-
der reden, da Europa lebt und existiert, geht 
es nicht nur um die Souveränität, die ich an-
gesprochen habe, sondern auch darum, kei-
ne Angst zu haben, weiterhin diesen starken 
Multilateralismus zu nähren, an den ich 
glaube, das heißt die Fähigkeit Europas, für 
Regeln einzustehen, die auf die ganze Welt 
übertragbar sind, weil es die Fähigkeit und die 
Pflicht Europas ist, eine Vision von der Welt 
in sich zu tragen und auch den Anspruch, der 
mit dieser Vision einhergeht.

Haben wir keine Angst, auch nicht vor uns 
selbst, und machen wir uns frei von unseren 
Tabus: Haben wir keine Angst untereinander, 
keine Angst voreinander; keine Angst davor, 
manchmal auch über den eigenen Schatten 
zu springen. In Frankreich heißt es: Bloß 
nichts an den Verträgen ändern. Bloß nicht 
die öffentlichen Ausgaben kürzen. Aber wir 
müssen bereit sein, über unseren Schatten zu 
springen, und dürfen keine Angst davor ha-
ben, zu sagen: Ja! Um Europa voranzubrin-
gen, müssen wir irgendwann bereit sein, die 
Verträge zu ändern und dieses demokratische 
Risiko einzugehen. Ja, ich bin bereit zu sa-
gen: Wir müssen tiefgreifende Reformen und 
Veränderungen schaffen, um die öffentlichen 
Ausgaben zu senken. Nur so können wir in 
Europa voranschreiten und die Regeln ver-
stärkt achten, diese gemeinsamen Regeln auf-
stellen; aber analog dazu darf es in Deutsch-
land auch keinen ewigen Fetisch für den 
Haushalts- und Handelsüberschuss geben, 
denn das geht immer auch zu Lasten anderer. 
Haben wir also keine Angst, jetzt und hier 
unsere eigenen Tabus aufzubrechen, unsere 
Gewohnheiten hinter uns zu lassen; weil wir 

„Denn mit der Entscheidung für 
Europa – das sehen wir und daran 
hat jeder von uns erinnert – ent-
scheiden wir uns auch für den We-
sten. Und damit auch für die Fä-
higkeit, eindeutige Entscheidungen 
zu treffen, den Weg hin zu Europa 
einzuschlagen, zunächst vielleicht 
für einige wenige, vielleicht dann 
für einen erweiterten Kreis.“

Die Krise als Chance
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den wir unserer Geschichte gerecht! Warten 
wir nicht! Handeln wir jetzt!

Als der Schweizer Philosoph und Vor-
kämpfer der europäischen Integration De-
nis de Rougemont vor 70 Jahren mit einer 
Rechtecharta einen gewaltigen Schritt nach 
vorn wagte, sagte man: „Das ist ein Intellektu-
eller. Ein Schreiberling. So etwas wird es nicht 
geben.“ Und wir haben es gemacht. Vielleicht 
musste man ein Schriftsteller oder Künstler 
sein, um so etwas zu wagen. Die Utopisten 
sind Pragmatiker und Realisten.

Versuchen wir also, diese vier Imperative 
hochzuhalten und die vor uns liegenden 30 
Jahre Europa gemeinsam zu entwerfen. Und 
tun wir es jetzt und verlieren dabei niemals 
aus den Augen, dass wir seit 70 Jahren – ei-
nige von uns, andere etwas weniger – eine 
Art Ausnahme der Geschichte erleben. Ver-
lieren wir nicht aus den Augen, dass das Eur-
opa, von dem wir sprechen, alles andere ist als 
eine Selbstverständlichkeit. Es ist sicherlich 
eines der zerbrechlichsten Dinge, und ver-
gessen wir nie, dass Trägheit, Egoismus und 
Gewohnheit zu seinen schlimmsten Bedro-
hungen gehören.

Übersetzung ins Deutsche durch 
die Französische Botschaft, Berlin

Emmanuel Macron ist seit dem 14. Mai 2017 
Staatspräsident von Frankreich. Der franzö-
sische Politiker war von 2006 bis 2009 Mitglied 
der Sozialistischen Partei und von August 
2014 bis August 2016 Wirtschaftsminister im 
Kabinett Valls II unter Staatspräsident François 
Hollande. Dieser Text geht auf seine Dankes-
rede zur Verleihung des Aachener Karlspreises 
zurück.

glaube ich an ein Europa, das ständig darauf 
warten kann, bis sich gestern 28, morgen 27 
und übermorgen wer weiß wie viele über alles 
bis ins letzte Detail einig sind.

Wir müssen uns darüber im Klaren sein, 
denn so sind wir immer vorangekommen, 
dass einige die Willensstärke, den Charakter 
und die Entschlossenheit haben, nach vorne 
zu springen, wenn die Absprachen klar sind: 
Die Türen stehen offen, sodass jeder auf den 
Zug aufspringen kann, wenn er für sich den 
richtigen Zeitpunkt sieht. Aber wir dürfen 
nicht glauben, die Entscheidung für Europa 
sei immer die Entscheidung für den kleinsten 
gemeinsamen Nenner, für das geringste Risi-
ko, für den kleinsten Schritt in letzter Minu-
te. Nein! Wir müssen eine ehrgeizige Option 
schaffen, in der wir unseren Mitbürgern eine 
Vision für die nächsten 30 Jahre eröffnen, die 
dann auch die besagten kleinen Schritte und 
Fortschritte ermöglicht, denn sie brauchen ei-
nen Kurs. Die Nationalisten äußern sich klar. 
Die Demagogen äußern sich klar. Die Ängste 
sind klar. Die, die Europa wollen, müssen ge-
nauso eindeutig sein, kraftvoll und ehrgeizig!

Engagieren wir uns also gemeinsam in 
einem Europa, das Schutz bietet und die-
sen Ehrgeiz trägt; ein digitales Europa, ein 
Europa der Energie- und Klimawende, der 
Stärkung der Eurozone, einer Handelspoli-
tik, die mehr Schutz bietet und mit unseren 
Gesundheits- und Umweltzielen in Einklang 
steht, einer geeinteren Migrationspolitik, ei-
ner sozialen, steuerlichen, demokratischen 
Konvergenz, einer Politik der Intelligenz, der 
Forschung und Innovation mit einer neuen 
Methode, die Wille heißt und – was damit 
einhergeht – eine gewisse Bereitschaft zum 
Risiko.

Seien wir nicht schwach! Treffen wir eine 
Wahl! Lassen wir uns nicht spalten! Sondern 
schließen wir uns zusammen! Seien wir nicht 
furchtsam! Sondern trauen wir uns! Und wer-
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Dana und Petko Mitrović 
Das schon ältere Paar hütete gerade ihr Vieh 
auf verlassenen Äckern in der Nähe des Dorfes. 
Sie haben zwei Töchter und zwei Söhne. Eine 
Tochter ist in Amerika, die andere in Prnja-
vor und die Söhne sind in Belgrad und Ban-
ja Luka. Alleine die Tochter in Amerika hat 
einen Job, alle anderen sind arbeitslos. Sie 
leben in einem Dorf, das eine Bevölkerung von 
sechs Personen hat. In diesem Dorf sind sie 
die Einzigen, die Vieh halten, um ihren Le-
bensunterhalt damit zu bestreiten. Während 
des Krieges flohen sie nach Prnjavor, wo sie 
fünf Jahre lang lebten. Als sie in das Dorf 
zurückkehrten, fanden sie nur verbrannte und 
zerstörte Häuser vor. Mit Hilfe von klei-
nen Zuschüssen gelang es ihnen irgendwie, 
ihr Haus wieder herzustellen. Als sie zurück-
kehrten, hatten sie kein Einkommen, nichts 
mehr, und jetzt erhalten sie pro Monat 100,00 
KM, etwa 50 Euro. Im Moment fürchten sie am 
meisten die Angriffe von wilden Tieren. In 
der Tat sind sie in ihren Häusern nicht si-
cher, weil Bären und Wildschweine das Vieh oft 
angreifen und Bienenstöcke ausrauben. Gerade 
lief ihr Hund in etwa 200 Metern Entfernung 
den Spuren von zwei Wölfen nach, so fühlen sie 
sich auch hier nie ganz sicher. Aber in der 
Regel sind sie sehr zufrieden und glücklich, 
trotz der Situation, in der sie sich befinden. 
Dana sagt, sie sage manchmal zu sich selbst: 
„Okay, was solls, wir sind nicht hungrig. Be-
klage dich nicht. Es gibt Milch, Sahne, Käse. 
Und um ehrlich zu sein, die Rinder halten uns 
auf Trab, denn ohne etwas zu tun zu haben, 
würden wir hier verrückt werden.“
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auch, dass es – immer – vorteilhafter ist, Frie-
den zu schließen als Krieg zu führen. Daran 
ist nichts Idealistisches, wir sind pragmatische 
Menschen. Wir wissen einfach aus eigener Er-
fahrung, dass Frieden besser ist als Krieg. 

Gesunder Menschenverstand, so würde 
man das nennen. Und doch ist die Friedens-
arbeit heute eine der schwierigsten und heraus-
forderndsten Aufgaben, die man sich vorstel-
len kann. Der Wind weht in die umgekehrte 
Richtung. Man muss sich dafür einsetzen. 
Man muss das „Warum“ der Dinge erklären, 
die man für selbstverständlich halten wür-
de. Dinge, die Kinder unmittelbar verstehen, 
Erwachsene weniger. Sie können sich nicht 
vorstellen, wie nützlich es für mich in diesen 
Jahren gewesen ist, mit meinen Töchtern am 
Küchentisch über Weltpolitik und globale 
Themen zu diskutieren. 

Es ist notwendig, in diese junge Generation 
zu investieren, in ihre Weisheit und in ihre En-
ergie. Notwendig, in diejenigen zu investieren, 
die jeden Tag daran arbeiten, Respekt, Dialog, 
Verständigung und Frieden zu fördern – ge-
duldig, hartnäckig, ohne sich zu sehr um die 
Sichtbarkeit zu kümmern, aber mit einem Fo-
kus auf das Wesentliche, auf das wahre Leben, 
auf echten Wandel.  

Der wahre Friedensprozess passiert vor Ort 
– mit Frauen und Männern, mit Communi-
tys, die ihre Hand ausstrecken, das Misstrau-
en überwinden und damit anfangen, sich von 

Während der letzten fünf inten-
siven Jahre als Hohe Vertreterin 
der EU für Außen- und Sicher-

heitspolitikhatte ich das Privileg, Europa mit 
den Augen unserer Partner zu sehen. Und 
ja, ich habe Widersprüche und Defizite gese-
hen. Aber vor allem habe ich durch die Augen 
der restlichen Welt gesehen, was wir Euro-
päer heutzutage leicht vergessen, als selbst-
verständlich nehmen: Dass wir selbst mit all 
unseren Problemen und Begrenzungen, mit 
allen Dingen, die wir verändern und verbes-
sern müssen, immer noch „der angesagteste 
Ort“ sind. Unsere Europäische Union ist heu-
te weltweit der beste Ort zum Leben. 

Ja, ich glaube, dass Europäer sehr gut auf-
gestellt sind, um sich für Frieden und Verstän-
digung einzusetzen. Denn unsere Geschich-
te lehrt uns, dass dies einfach klüger ist. Und 

Lebensrettende Medizin für die Welt Europa muss sich sei-
nes kollektiven Potenzials bewusst sein und es nutzen. „Wir 
leben nicht in Zeiten, in denen wir es uns leisten könnten, 
irgendetwas von dem Positiven, das wir aufbauen können, 
zu verlieren“, meint die ehemalige Hohe Vertreterin der 
EU für Außen- und Sicherheitspolitik Federica Mogheri-
ni. Der Kontinent habe eine gemeinsame Verantwortung, 
gegenüber sich selbst und dem Rest der Welt. 
Von Federica Mogherini
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nen Frieden geschaffen werden kann. Nicht 
nur, weil Kultur das stärkste Medium für Emo-
tionen und Gefühle sein kann – was den ein-
fachsten Weg darstellt, um zu verstehen, dass 
dein „Feind“ ein Mensch ist. Sondern auch, 
weil jene mit einer starken selbstbewussten kul-
turellen Identität den anderen nicht fürchten 
und dazu bereit sind, zuzuhören und zu ver-
stehen, ohne dabei riskieren zu müssen, in der 
Übersetzung falsch herüberzukommen. 

Deshalb habe ich während dieser fünf Jah-
re im Amt unter den außen- und sicherheits-
politischen Tools der EU die Kulturdiploma-
tie eingeführt. Für mich war das einfach das 
Offensichtlichste. Zunächst waren aber viele 
skeptisch. Dann, glaube ich, hat jeder verstan-
den, dass Kultur eines der mächtigsten Güter 
ist, die wir haben – insbesondere als Europäer 
– um den Frieden zu fördern. 

Dialog, Respekt, Verständigung

Zunächst einmal deshalb, weil Kultur ein 
sehr effektiver Brückenbauer ist. Sie gelangt 
dorthin, wohin man sich das mit anderen Tools 
nicht einmal vorzustellen wagen würde – zu 
Gefühlen. Man kann zu einer Musik tanzen, 
die von jemandem komponiert wurde, der in 
einem Land lebt, das mit dem eigenen Krieg 
führt. Man kann das gleiche Essen zu sich 
nehmen wie der Feind. Das ist ein mächtiger 
Türöffner – oder kann es sein, ein Eingangs-
tor, um jenseits der Definition des Feindes den 
Menschen zu sehen. Und das ist, wie ich glau-
be, der erste wesentliche Schritt, um Frieden 
zu schaffen. Aber die Kultur ist auch ein un-
glaublicher Motor für nachhaltige wirtschaft-
liche Entwicklung und kann als solche eine 
wesentliche Rolle bei der Prävention von Kon-
flikten spielen, bei der Schaffung von Jobs und 
Möglichkeiten für viele Menschen und bei der 
Versöhnung nach Konflikten, für die Phasen 

Hass hin zu gegenseitigem Respekt zu bewe-
gen. Frieden muss aufgebaut werden, selbst 
wenn es keinen Krieg gibt. Und das ist wahr-
scheinlich unsere schwierigste und wichtigste 
Herausforderung. Hier denke ich an die Be-
deutung von Kultur für die Friedensarbeit. 

Wenn man „Kultur“ sagt, denkt man oft 
an Museen und klassische Musik – und das 
zu Recht, insbesondere in Deutschland oder 
in Italien. Aber unsere Kultur ist viel mehr als 
das. Sie ist, wer wir sind, sie ist unsere Identität. 
Unsere Traditionen, unsere Überzeugungen, 
unsere Sprache, unser Essen. Die Art, wie wir 
unsere Hände bewegen und wie wir uns klei-
den. Die Schlaflieder, die unsere Großeltern 
für uns sangen, als wir Kinder waren, und die 
wir unseren eigenen Kindern vorsingen. Die 
Street-Art unserer Teenager. Die Romane, die 
wir lesen und die wir noch schreiben möchten. 
Die Filme, die wir mögen und sogar unsere 
Lieblingsserie im Fernsehen. Unsere Kultur ist, 
wer wir sind, individuell und kollektiv. 

Umso stärker sie ist, desto weniger fürchten 
wir, sie zu verlieren, desto weniger fühlen wir 
uns bedroht durch Vielfalt, umso offener sind 
wir für Dialog, Respekt und Verständigung. 
All jene, die in multikulturellen offenen Ge-
sellschaften eine Gefahr sehen, sagen, dass sie 
glauben, ihre Kultur, ihre Identität sei nicht 
stark genug, um der anderen zu begegnen, ohne 
sich dabei zu verlieren.  Deshalb glaube ich, dass 
eine Investition in Kultur, in alle ihre Aspekte, 
das stärkste Gegengift für Hass und Konflikt 
darstellt. Kultur bildet die Bausteine, mit de-

„Ich glaube, dass eine Investition 
in Kultur, in alle ihre Aspekte, das 
stärkste Gegengift für Hass und 
Konflikt darstellt. Kultur bildet 
die Bausteine, mit denen Frieden 
geschaffen werden kann.“
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wir dort waren, machte es weniger einsam für 
andere, die es sich niemals hätten leisten kön-
nen, ohne uns auf dieser richtigen Seite der Ge-
schichte zu stehen. Wir haben unsere Kämpfe 
immer ausgesucht und dabei nicht nur auf jene 
geschaut, die wir gewinnen konnten, sondern 
vor allem auf jene, die es wert waren, dass man 
sie kämpft. Ohne uns, ohne die Europäische 
Union, wäre diese verrückte Welt, in der wir 
leben, ein noch gefährlicherer, noch ungleicher, 
noch konfliktträchtigerer Ort. 

Es gibt Dinge, auf die wir nicht wirklich 
stolz sein können, und ich glaube, wir müssen 
wirklich versuchen, diese zu ändern, angefan-
gen mit unser eigenen Politik. Aber täuschen 
wir uns nicht. Wir haben das Potenzial einer 
lebensrettenden Medizin für die Welt. Und 
wenn man einmal dieses Potenzial hat, wird es 
zu einer Verantwortung – insbesondere, wenn 
der Zustand der Welt nicht wirklich perfekt 
ist. Wir leben nicht in Zeiten, in denen wir es 
uns leisten könnten, irgendetwas von dem Po-
sitiven, das wir aufbauen können, zu verlieren. 
Wir haben eine gemeinsame Verantwortung, 
gegenüber uns und dem Rest der Welt. 

Federica Mogherini ist eine italienische Poli-
tikerin und war vom 1. November 2014 bis zum 
30. November 2019 Hohe Vertreterin der EU für 
Außen- und Sicherheitspolitik. Vom 22. Febru-
ar bis zum 31. Oktober 2014 war sie Außenmi-
nisterin Italiens. Dieser Text geht auf ihre Rede 
zurück, die sie am 18.12.2019 bei der Verlei-
hung des Theodor-Wanner-Preises des ifa (In-
stitut für Auslandsbeziehungen) in Berlin  hielt, 
Die vollständige Rede von Federica Mogherini 
finden Sie im dem Porträtband „Federica Mog-
herini. Mein Leben für Europa. Gespräche“, der 
2020 im Steidl-Verlag erscheinen wird. In die-
sem Band findet sich ebenfalls die vollständige 
Laudatio von Außenminister Heiko Maas als 
Einleitungsessay zur Würdigung der Leistun-
gen und Verdienste von Federica Mogherini.

der Erholung und des Wiederaufbaus. Es mu-
tet surreal an, dass ein Kontinent wie unserer, 
der das wirtschaftliche Potenzial von Kultur 
so gut kennt, dieses mächtige Werkzeug in sei-
ner Außen- und Sicherheitspolitik zuvor nicht 
eingesetzt hat. 

Brauchen wir einen Neustart?

Es macht mich stolz, dass wir nun mit der 
Europäischen Kulturdiplomatie sowohl die 
wirtschaftliche Entwicklung kultureller Ak-
tivitäten weltweit begleiten – sie sind auch eine 
beindruckende Ressource für die Stärkung von 
Frauen und Mädchen – als auch den Einsatz 
der Kultur als Mittel der Friedensbildung und 
Versöhnung. Ganz zu schweigen von der au-
ßergewöhnlichen Arbeit, die wir mit der Un-
esco angefangen haben, um das Kulturerbe in 
Konfliktregionen zu erhalten und zu schüt-
zen – eine Initiative, die gleichermaßen für 
die wirtschaftliche und die friedensbildende 
Seite relevant ist. 

Brauchen wir einen Neustart für Europa? 
Ich habe unsere Union von innen gesehen und 
von außen, durch die Augen unserer Partner. 
Ich habe in verschiedenen Funktionen gearbei-
tet, in allen Institutionen – der Kommission, 
dem Rat, der Verteidigungsagentur, mit dem 
Parlament. Ich habe Dinge gesehen und gehört, 
die ich lieber nicht gesehen und gehört hätte, 
und einige sehr frustrierende Momente erlebt. 
An jedem einzelnen Tag gab es Schwierigkeiten 
und Probleme, mit denen man sich beschäf-
tigen und die man lösen musste. Innen und 
außen. Nicht einfach. Aber ich habe jeden ein-
zelnen Moment dieser fünf Jahre geliebt, und 
ich bin stolz darauf, wie wir es geschafft haben, 
durch diese schwierigen Zeiten zu steuern. Wir 
haben immer versucht, auf der richtigen Seite 
der Geschichte zu sein – ein ziemlich einsamer 
Ort in diesen Tagen, und die Tatsache, dass 

Die Krise als Chance
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von Jalta der sowjetischen Interessensphäre 
zugefallen war; die Möglichkeit, die Rech-
te und Freiheiten zu verwirklichen, die die 
Vollversammlung der Vereinten Nationen 
der ganzen Welt durch die Allgemeine Er-
klärung der Menschenrechte vom Dezem-
ber 1948 versprochen hatte. Die Gegenwart 
zeigt uns, dass die Kämpfe um die Ideen des 
späten 18.Jahrhunderts auch im alten euro-
päischen Okzident noch nicht abgeschlossen 
sind. Wenn die Europäische Kommission An-
lass sieht, einen Mitgliedstaat zur Einhaltung 
der Kopenhagener Beitrittskriterien von 1993 
und des Lissabonner Vertrags von 2009 anzu-
halten, tut sie nur ihre Pflicht. Nachhaltigen 
Erfolg werden solche Ermahnungen aber nur 
haben, wenn auch die Zivilgesellschaft des 
betroffenen Landes den Kampf um bedrohte 
Freiheiten und Institutionen zu ihrer Sache 
macht. In Polen geschieht das, und das sollte 
für uns ein Grund sein, den Glauben an die 
Zukunft von Rechtsstaat und Demokratie 
in unserem Nachbarland nicht aufzugeben.

Um Anspruch und Wirklichkeit der west-
lichen Werte geht es auch in der Asyl- und 
Flüchtlingsfrage. Keine der westlichen De-
mokratien in Europa, Nordamerika, Austra-
lien oder Neuseeland kann die Probleme der 
Länder, aus denen Menschen in hellen Scha-
ren f lüchten, auf ihrem Territorium lösen. 
Die westlichen Demokratien können die le-
gale Einwanderung erleichtern und die Ent-
wicklungshilfe anders, sowohl großzügiger 

In den beiden atlantischen Revolutionen 
des späten 18.Jahrhunderts, der ameri-
kanischen Revolution von 1776 und der 

französischen von 1789, wurde der Maßstab 
formuliert, an dem sich westliche Demokra-
tien seitdem messen lassen müssen. Die Ge-
schichte des alten europäischen und des neuen 
nordamerikanischen Okzidents war fortan 
zu großen Teilen eine Geschichte von Kämp-
fen um die Aneignung oder Verwerfung der 
Ideen von 1776 und 1789. Sie war auch eine 
Geschichte anhaltender schwerer Verstöße 
gegen die damals proklamierten Werte, und 
sie war schließlich eine Geschichte von pro-
duktiver Selbstkritik und Selbstkorrekturen, 
also von Lernprozessen. 

Die friedlichen Revolutionen von1989 
öffneten auch jenem Teil des europäischen 
Okzidents, der 1945 durch die Beschlüsse 

Was uns verbindet Der liberale Westen ist durch nationale 
Egoismen, den Aufstieg der Populisten und die Legitima-
tionskrise der EU auf eine harte Probe gestellt. Ein Blick 
in die Vergangenheit zeigt: Die Zeit seit den Revolutionen 
1776 und 1789 mit ihren Ideen von Freiheit und Gleichheit 
– die nichts weniger sind als die Fundamente des Westens 
– war eine Geschichte schwerer Verstöße gegen die damals 
proklamierten Werte. Letztendlich war sie aber eine Epo-
che von produktiver Selbstkritik und Selbstkorrekturen, 
also von Lernprozessen. Von Heinrich August Winkler



138

als auch effektiver, gestalten. Die Europäische 
Union muss gezielt jenen Ländern des Nahen 
Ostens helfen, die bei der Unterbringung und 
Versorgung von Bürgerkriegsflüchtlingen aus 
Syrien die Hauptlast tragen, und alles tun, was 
in ihren Kräften steht, um den Friedensge-
sprächen über Syrien zum Erfolg zu verhelfen. 

Die deutsche Forderung nach einer euro-
päischen Lösung des Flüchtlingsproblems, 
nach gemeinsamen Anstrengungen bei der 
Sicherung der Außengrenzen und einer ge-
rechten Verteilung der Schutzsuchenden, ist 
wohlbegründet. Sie darf aber nicht in einer 
Form vorgetragen werden, die von unseren 
Nachbarn als selbstgerecht und anmaßend 
empfunden wird – als ein Versuch, zumindest 
auf dem Gebiet der Asylpolitik ein „deutsches 
Europa“ zu schaffen. Deutschland hat sich 
erst sehr spät, nach dem katastrophalen Schei-
tern der nationalsozialistischen Diktatur, der 
politischen Kultur des Westens geöffnet. 

Es hat versucht, aus dem Fehlschlag sei-
ner Auflehnung gegen die politischen Konse-
quenzen der Aufklärung in Gestalt der Ideen 
von 1776 und 1789 zu lernen, und dort, wo es 
die Möglichkeit dazu besaß, also zunächst nur 
im Westen des geteilten Landes, eine funkti-
onstüchtige, pluralistische Demokratie west-
licher Prägung errichtet. Zur Selbstgerechtig-
keit aber besteht kein Anlass. Das gilt auch 
für die Asyl- und Flüchtlingsfrage. 

Deutscher Sonderweg

Es gab gute Gründe, nach den Erfah-
rungen der Unrechtsherrschaft der Jahre nach 
1933 in das Bonner Grundgesetz von 1949 
den Satz aufzunehmen: „Politisch Verfolgte 
genießen Asylrecht.“ Das war insofern ein 
Sonderweg, als fast alle anderen westlichen 
Demokratien das Asylrecht nicht als indivi-
duelles Grundrecht, sondern als ein vom Staat 

zu gewährendes Recht kennen. Die Frage, ob 
die Bundesrepublik damit mehr versprochen 
hat, als sie halten kann, wird seitdem immer 
wieder, auch in Deutschland selbst, gestellt. 

Sie lässt sich ebenso wenig pauschal ab-
weisen wie eine andere, ebenfalls selbstkri-
tische Frage: Haben wir bei der Reform des 
Asylrechtsartikels im Jahr 1993 das Prin-
zip von 1949 nicht nur zum Schein, näm-
lich auf Kosten Dritter, der sogenannten si-
cheren Drittländer, bewahrt? Wäre es nicht 
ehrlicher gewesen, sich zu dem Prinzip zu 
bekennen: Politisch Verfolgten gewährt die 
Bundesrepublik Deutschland nach Maßgabe 
ihrer Aufnahme- und Integrationsfähigkeit 
Asylrecht? Das Prinzip, nach Maßgabe der ei-
genen Leistungsfähigkeit politisch Verfolgten 
und Bürgerkriegsflüchtlingen zu helfen, wäre 
eine gute Devise für alle Mitgliedstaaten der 
EU. Dass sie von allen befolgt wird, ist leider 
auf absehbare Zeit nicht zu erwarten. 

Es sind keineswegs nur die neuen, seit 
2004 in die Gemeinschaft aufgenommenen 
Mitgliedstaaten in Ostmittel- und Südost-
europa, die sich diese Maxime nicht zu eigen 
machen, sondern auch Staaten, in denen Mi-
granten einen hohen Anteil an der Bevölke-
rung ausmachen, wie die ehemaligen Kolo-
nialmächte Großbritannien und Frankreich. 
Das wirtschaftlich starke Deutschland aber 
sollte auch dann Flüchtlingen nach besten 
Kräften helfen, wenn es damit in der Europä-
ischen Union in der Minderheit bleibt. 

Nach besten Kräften: Das heißt auch, dass 
eine humanitäre Asylpolitik, die nachhaltig 
sein will, darauf achten muss, dass die Bedin-
gungen ihrer Möglichkeit auch morgen und 
übermorgen noch gesichert sind. Zu diesen 
Bedingungen gehört nicht nur die Beach-
tung der Grenzen der Aufnahme- und Inte-
grationsfähigkeit, sondern auch der politische 
Rückhalt in der Bevölkerung, auf den Regie-
rungen und Parlamente in demokratischen 

Die Krise als Chance
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lich die wichtigste dieser Gemeinsamkeiten 
sind die Werte, die wir so gern die europä-
ischen nennen, die historisch gesehen aber 
transatlantische oder westliche Werte und 
ihrem normativen Anspruch nach universal 
sind. Wenn der Westen sich selbst an seine 
Normen hält und selbstkritisch mit seinen 
Abweichungen davon ins Gericht geht, dann 
und nur dann werden die Ideen von 1776 und 
1789 ihre Leuchtkraft weltweit behalten. 

Heinrich August Winkler, geboren 1938 in 
Königsberg, ist ein deutscher Historiker. Um-
fangreiche Forschungen zur Geschichte der 
Weimarer Republik, zu Deutschlands „langem 
Weg nach Westen“ und zur „Geschichte des 
Westens“ seit den antiken Anfängen. Zuletzt 
erschienen „Zerbricht der Westen? Über die 
gegenwärtige Krise in Europa und Amerika“, 
C.H. Beck Verlag 2017. Im Jahr 2016 erhielt 
Heinrich August Winkler den Leipziger Buch-
preis zur Europäischen Verständigung.

Staaten geradezu existenziell angewiesen 
sind. In seinem berühmten Vortrag „Politik 
als Beruf “ hat Max Weber 1919 die verant-
wortungsethische Position (im Unterschied 
zur gesinnungsethischen) als die Einsicht be-
schrieben, „dass man für die (voraussehbaren) 
Folgen seines Handelns aufzukommen hat“. 
Eine nachhaltige, ihrer möglichen innenpoli-
tischen Folgen bewusste Asylpolitik muss also 
alles tun, damit das Vertrauen der Bevölke-
rung in die Handlungsfähigkeit des Staates 
erhalten bleibt.

Europa ist nicht nur auf dem Gebiet der 
Asyl- und Flüchtlingspolitik, sondern auch 
auf vielen anderen Gebieten und nicht zuletzt 
in der Frage der „Finalität“, der Zielrichtung 
seines Einigungsprozesses, uneins. Es befin-
det sich nicht, wie viele in Deutschland lange 
geglaubt haben und zum Teil noch glauben, 
im postnationalen Stadium seiner Geschich-
te. Die Europäische Union besteht vielmehr 
aus postklassischen Nationalstaaten, die ei-
nige ihrer Hoheitsrechte gemeinsam ausüben 
und andere auf supranationale Einrichtungen 
übertragen haben. Europa kann nicht gegen 
die Nationen, sondern nur mit ihnen und 
durch sie geeinigt werden. Der Staatenver-
bund der EU will die Nationen überwölben, 
aber nicht überwinden. 

Eine bestimmte Idee von Europa zu lie-
ben, ist leicht. Sehr viel schwerer ist es, sich 
der hässlichen Realität nationaler Egoismen 
zu stellen, den Ausgleich von Gegensätzen 
zu suchen und weiter darauf hinzuarbeiten, 
dass Europa in wichtigen Fragen, vor allem 
denen der Außen- und Sicherheitspolitik, mit 
einer Stimme zu sprechen vermag. Die Viel-
falt der Sprachen und kulturellen Besonder-
heiten steht dem nicht entgegen. Sie bleiben 
ein Reichtum und ein Wesensmerkmal Euro-
pas. Doch es gibt auch die Gemeinsamkeiten, 
deren Pflege in erster Linie eine Sache der 
Zivilgesellschaften sein sollte. Eine und letzt-
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Ljilja und Željka 
Sie waren gerade auf dem Weg zu Freunden, die 
am anderen Ende des Dorfes wohnen. Ljilja hat 
ihr ganzes Leben lang im Dorf als Lehrerin 
gearbeitet. Dadurch hat sie eine kleine Ren-
te und zusammen mit ein wenig Viehhaltung 
gelingt es ihr, zu überleben. Sie war sehr 
nervös und verschlossen und wollte am lieb-
sten gar nichts über sich erzählen. Željka, 
ihre Tochter, mit der sie alleine lebt, hat 
eine körperliche und geistige Behinderung. 
Nach dem Fotografieren, als wir uns verab-
schiedeten, sagte Ljilja ganz traurig: „Jetzt 
sind wir wie ein Wunder, das der Welt gezeigt 
wird.“
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mit der EU paraphieren, nimmt in der Euro-
päischen Union die Euroskepsis zu. Gewiss: 
Die meisten Menschen wollen Europa, aber 
sie wollen es anders. Wie eine andere, eine 
bürgernahe EU aussehen könnte, das müsste 
das Thema für den Kontinent sein. 

Europa braucht nicht nur Verträge und 
Rettungsschirme, es braucht das Vertrauen 
seiner Bürgerinnen und Bürger. Auch wenn 
die Wahlbeteiligung zu den Europawahlen 
2019 erstmals seit 20 Jahren wieder stieg, 
haben sich viele Jahre Desinteresse und Miss-
trauen in Wahlverweigerung geäußert. Das 
Misstrauen zog mit großer Stärke und euro-
pafeindlichem Trara ins Parlament ein. Nati-
onalismus und Nationalismen gewannen im 
Europaparlament an Raum, so dass europa-
kritische und europafeindliche Parteien ins 
Parlament gewählt wurden und Europa so 
zurückgeschoben wurde in eine ungute Ver-
gangenheit, in eine Viel- und Kleinstaaterei, 
in ein Nebeneinander und Gegeneinander. 

Deshalb ist die Mobilisierung von Ver-
trauen in eine bessere, in eine geläuterte EU 
so wichtig: Europa muss sozial, bürgernah, 
menschlich werden. Europa muss Heimat 
werden für die Menschen. Europa darf nicht 
nur Wirtschaftsgemeinschaft sein, es muss 
Bürgergemeinschaft sein. Es darf nicht nur 
Nutzgemeinschaft für Industrie und Ban-
ken sein, es muss Schutzgemeinschaft für 
die Menschen werden. Das geht nicht mit 
Geschwurbel, das geht nur mit handfester 

Wir haben es uns angewöhnt, über 
Europa zu mäkeln, wie es Schü-
ler über die Schule tun. Wir ha-

ben es uns angewöhnt, über die Bürokratie 
von Brüssel zu klagen, über die Demokratie-
defizite, über die Kosten, über den Wirrwarr 
der Richtlinien, über den Euro und die Ret-
tungsschirme. Die Klagen sind berechtigt. 
Aber: Wir haben verlernt, das Wunder zu 
sehen. Europa ist ein Wunder. 

Es ist dies ein europäisches Paradoxon: 
Je wichtiger dieses Parlament geworden 
ist, und es ist wirklich wichtiger geworden 
(wenn auch noch immer nicht wichtig ge-
nug) –umso weniger wird es von Europäern 
wichtig genommen. Derweil die Ukrainer 
für Europa auf die Straße gingen, die Let-
ten den Euro eingeführt haben, Georgien 
und Moldawien Assoziierungsabkommen 

Von der Nutzgemeinschaft zur Schutzgemeinschaft Dieses 
Europa der Europäischen Union ist das Beste, was Europa 
in seiner langen Geschichte passiert ist. Heute gibt es das 
Europäische Parlament; es ist die weltweit einzige direkt 
gewählte supranationale Institution. Die demokratische 
Versammlung der Europäer ist ein Weltwunder – und 
verliert unablässig an Zustimmung. Damit die feierlichen 
Anpreisungen Europas nicht zum bloßen Wortgeklingel 
werden, plädiert der Autor für eine handfeste europäische 
Sozialpolitik. Von Heribert Prantl
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würde er jubilieren, er würde tanzen in sei-
nem Pariser Stammcafe, dem Cafe Tournon; 
er würde schreiben und schreiben, er würde 
mehr vom guten Europa herbeischreiben, er 
würde die europäische Geschichte vor Freu-
de tanzen lassen und es wäre ihm schwindlig 
vor Glück, weil sein altes Europa ganz neu 
wieder auferstanden ist, größer, friedlicher 
und einiger denn je. Nie konnten sich die 
Menschen dieses Kontinents so frei bewegen 
wie heute, nie gab es so wenig Schranken, 
Grenzen, Hemmnisse. Millionen von Ur-
laubern erfahren und erleben dies in ihren 
Ferien. Mehr denn je können die Menschen 
in diesem Europa das sein, was Joseph Roth 
sein wollte: Patriot und Weltbürger.

Wie kann Europa seine Kraft aktivieren, 
wie muss Europa sein und werden, dass die 
Menschen es wertschätzen und lieben? Es ist 
wirklich so, wie ich es schon im Vorspann 
geschrieben habe: Europa ist das Beste, was 
den Deutschen, Franzosen und Italienern, 
den Tschechen und Dänen, den Polen und 
Spaniern, den Flamen und Wallonen, den 
Niederländern und Griechen, Bayern, den 
Basken und Balten in ihrer Geschichte pas-
siert ist. Europa ist die Verwirklichung so 
vieler alter Friedensschlüsse, die den Frie-
den dann doch nicht gebracht haben. Die 
Europäische Union ist das Ende eines fast 
tausendjährigen Krieges, den fast alle ge-
gen fast alle geführt haben. Sie ist ein un-
verdientes Paradies für die Menschen eines 
ganzen Kontinents.

EU ist das Kürzel für das goldene Zeital-
ter der europäischen Historie. Man schreibt 
das hin, man sagt das so, und man erschrickt 
dann fast, weil das nicht zur allgemeinen 
Stimmung passt, weil immer weniger Leu-
te daran glauben, weil also die europäische 
Emphase im Alltag zerrieben und überla-
gert wird von den wirtschaftlichen Sorgen 
und den sozialen Ängsten der Bürger. Die 

sozialer Politik. Eine solche handfeste sozi-
ale Politik brauchen wir. 

In den Ferien machen viele Familien, die 
sich so etwas noch leisten können, Urlaub. 
Wir fahren nach Florenz oder Nizza, nach 
Versailles oder Venedig, nach Paris, Rom, 
Prag oder Athen, nach Köln oder Kopenha-
gen, nach Brügge und Gent, wir laufen durch 
die großen Museen, durch die alten Burgen, 
Klöster, Schlösser und Gärten, Dome und 
Tempel, wir sind vergnügt, wir schauen mit 
großen Augen –und sehen trotzdem eines 
nicht: dass die Europäische Union all das, 
all diese Geschichte, diese Tradition, dass 
die Europäische Union all dies in sich birgt 
und darauf aufbaut.

Der Herzenseuropäer

Der Schriftsteller Joseph Roth, ein wah-
rer Herzenseuropäer, geboren 1894 im ga-
lizischen Schtetl Brody, das damals zu Ös-
terreich-Ungarn gehörte, gestorben 1939 in 
Paris, hat 1932 im Vorwort zu seinem großen 
Roman „Radetzkymarsch“ bittere Klage ge-
führt über den Untergang des alten Europa: 
„Ein grausamer Wille der Geschichte hat 
mein altes Vaterland“, schrieb er, „die öster-
reichisch-ungarische Monarchie, zertrüm-
mert. Ich habe es geliebt, dieses Vaterland, 
das mir erlaubte, ein Patriot und ein Welt-
bürger zugleich zu sein, ein Österreicher und 
ein Deutscher unter allen österreichischen 
Völkern. Ich habe die Tugenden und die Vor-
züge dieses Vaterlands geliebt und ich liebe 
heute, da es verstorben und verloren ist, auch 
noch seine Fehler und Schwächen“. Mein 
Gott, wie frohgemut, wie euphorisch wür-
de dieser Joseph Roth heute durch das neue, 
durch unser Europa gehen. Aus Trauer über 
den Untergang des alten Europa hat er sich 
damals in den Alkohol gef lüchtet. Heute 
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diese Potenz nicht. Die europäischen Nati-
onalstaaten verlieren ihre Fasson, aber die 
EU gewinnt sie nicht. Sie gewann an Grö-
ße, nicht an Stärke. Das muss sich ändern.

Früher befragten die Griechen das Ora-
kel von Delphi. Heute befragt Europa die 
Finanzmärkte. Man kann streiten, was bes-
ser ist. Die Kommunikation mit dem Ora-
kel war jedenfalls einfacher. Es hatte einen 
einzigen Ort und eine einzige Person, die 
es verkörperte. Der Ort lag an den Hängen 
des Parnass und die Person hieß Pythia. Das 
Orakel war also greif bar. Und als es sich 
spreizte, zog Alexander der Große es an den 
Haaren in den Tempel. An dessen Eingang 
befand sich eine Inschrift; sie war der Schlüs-
sel für alle Fragen: „Erkenne dich selbst!“. 
Möglichkeiten zur Selbsterkenntnis hat Eur-
opa in der Griechenland-, Italien-, Portugal- 
und Zypernkrise wie nie zuvor (vom Brexit 
ganz zu Schweigen): Diese Krisen waren und 
sind nicht nur Währungs- und Finanzkri-
sen, sie offenbaren auch eine Institutionen-
krise, eine Krise der Demokratie. Angeb-
lich geht und ging es ja nicht anders in der 
Euro-Krise: Es musste einfach durchregiert 
werden; die Märkte warten nicht, heißt und 
hieß es. Es musste und muss alles schnell ge-
hen; die Exekutive muss effektiv handeln; 
Entschlossenheit ist Trumpf. 

An den Hängen des Parnass

Das erste Gebot der EU-Krisenpolitik 
heißt daher: Keine Zeit, keine Zeit. Das 
zweite: Noch schneller noch mehr Milliar-
den ausgeben. Das dritte: Keine Rücksicht 
nehmen auf die Parlamente. Das vierte: Erst 
kommt der Markt, dann kommt der Mensch. 
Das fünfte: Die alten demokratischen Re-
geln sind untauglich für das neue Europa. 
„Die Demokratie ist zu langsam“, hat Manu-

Menschen haben Angst; und auf die Angst 
antworten viele Europapolitiker mit obigem 
Lobpreis: Europa sei das Beste, was den 
Deutschen, Franzosen und so weiter und so 
weiter in ihrer langen Geschichte passiert sei. 

Das stimmt ganz sicher – und doch wer-
den solch feierliche Sätze zu bloßem Wort-
geklingel, wenn und solange die Menschen 
diese EU nur als Nutzgemeinschaft für die 
Wirtschaft und für die Finanzindustrie, 
aber nicht als Schutzgemeinschaft für die 
Bürger erleben. Sozialpolitik ist nicht An-
nex des Ökonomischen, sie darf es nicht 
sein. Sozialpolitik ist eine Politik, die Hei-
mat schafft; erst kluge Sozialpolitik macht 
aus einem europäischen Staatsgebilde, aus 
der etwas sperrigen EU, die immer noch zu 
sehr Wirtschaftsgemeinschaft ist, eine Hei-
mat für die Menschen, die darin leben: Wer 
seinen Nationalstaat als Heimat erlebt hat, 
will daraus nicht vertrieben werden. Er will, 
wenn die Heimat Nationalstaat zu schwach 
wird, Europa als zweite Heimat. Wenn also 
in europaweiten Protesten Demonstranten 
immer wieder von ihren Regierungen for-
dern, in einer globalisierten Welt für ein ge-
wisses Maß an ökonomischem Anstand zu 
sorgen, dann ist das nicht unbillig. 

Regeln für ein sozialverträgliches Wirt-
schaften gehören zum inneren Frieden. Es 
wächst die Furcht, dass im Wirtschafts- und 
Euro-Europa die soziale Basis immer mehr 
unter die Räder gerät. Wenn es dieses Gefühl 
gibt, und es gibt dieses Gefühl, dann reicht 
es nicht, von den Bürgern Dankbarkeit zu 
verlangen dafür, dass die Europäische Union 
existiert. Europa braucht nicht nur Verträge 
und eine einheitliche Währung, es braucht 
auch das Vertrauen seiner Bürger. Die Bürger 
wissen derzeit nicht mehr so recht, warum 
sie Europa wollen sollen. Man sagt ihnen, 
dass allein Europa ein potenter Spieler auf 
der Weltbühne sein könne, aber sie spüren 
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„Die Europäische Union ist das 
Ende eines fast tausendjährigen 
Krieges, den fast alle gegen fast alle 
geführt haben. Sie ist ein unver-
dientes Paradies für die Menschen 
eines ganzen Kontinents.“

ten geht es ein wenig besser; die dortigen 
Volksvertreter dürfen immerhin genehmi-
gen, was ihre Regierungen beschlossen ha-
ben. Der Bundestag in Deutschland durfte 
jeweils „passt schon“ sagen zu dem, was ei-
gentlich nicht passt: zur Entparlamentari-
sierung der Politik, die im Lauf der Euro-
Krise vom schleichenden ins galoppierende 
Stadium übergegangen ist. Die Parlamente 
sind aber nicht die Bettler unter dem euro-
päischen Tisch, die darauf warten müssen, 
dass Krümel vom Tisch des Rates herunter-
fallen; sie dürfen von der EU-Politik nicht 
in diese Rolle gedrängt werden.

Es geht um das Vertrauen in den demo-
kratischen Prozess: Die Wertschöpfungs-
anlagen für dieses Vertrauen sind die Par-
lamente. Die Parlamente werden in der 
medialen Öffentlichkeit allzu oft als Ort 
des Streits diskreditiert. Wo sonst aber soll 
über Europa gestritten werden? In der Krise 
gibt es einerseits die berechtigte Klage über 
eine kastrierte Demokratie, andererseits 
eine besondere Lust auf Alexander-Politik. 
Das passt nicht zusammen: Die Sehnsucht 
nach Regierungshelden, die den gordischen 
Knoten mit einem Schlag zerhauen, ist un-
demokratisch. 

Am autokratischen Wesen von zwei oder 
drei EU-Regierungschefs wird Europa nicht 
genesen. Wer ständig eine Ruck-Zuck-Poli-
tik fordert, darf sich nicht wundern, wenn 
ruck, zuck die Demokratie verdirbt. Die Eu-
ropäische Bürgerinitiative, eingeführt vom 
Lissabon Vertrag, kann Hoffnung wecken 
auf einen neuen demokratischen Aufbruch 
in Europa. Die institutionellen Hürden sind 
hoch, eine Million aller Bürgerinnen und 
Bürger in einem Viertel aller Mitglieds-
länder müssen der Initiative zustimmen. 
Richtig zufrieden kann man mit der Euro-
päischen Bürgerinitiative noch nicht sein – 
ihre Reichweite ist begrenzt auf die Fragen, 

el Barroso, der Präsident der EU-Kommissi-
on, im September 2011 erklärt. Nein, Herr 
Barroso, da sind Sie zu schnell mit ihrer Kri-
tik an der Demokratie; da liegen Sie grund-
falsch. Der Vorwurf, dass die Demokratie 
zu langsam arbeitet, ist „ein alter Topos aus 
dem Arsenal antidemokratischen Denkens“, 
so die deutsche Soziologin Karin Priester. 
Der Euro ist gewiss wichtig. Aber die Demo-
kratie, der Rechtsstaat und der Sozialstaat 
sind noch viel wichtiger. Die Krise sei nun 
einmal, so heißt und hieß es zur Begründung 
der exekutiven Hektik in der Euro-Krise, 
die Stunde der Exekutive. Das mag so sein. 
Das Problem dabei ist aber: Die Euro-Krise 
dauert nicht nur eine Stunde, sondern schon 
Jahre. Dutzende EU-Gipfeltreffen, allesamt 
sogenannte Krisengipfel, haben die Parla-
mente an den Rand gedrängt. Die Demo-
kratie ist ver-rückt geworden. 

Der Einfluss der Parlamente, der zentra-
len Orte der Demokratie, hat in unglaub-
licher Weise abgenommen. Die parlamen-
tarische Demokratie im Krisen-Europa ist 
notleidend. Die Souveränität der Parlamente 
und die Souveränität des Volkes dürfen nicht 
durch die Souveränität echter oder angeb-
licher europäischer Experten ersetzt wer-
den. Demokratie ohne Demos ist ein Wi-
derspruch in sich. Am EU-Parlament gingen 
alle Euro-Rettungsmaßnahmen komplett 
vorbei; die europäischen Volksvertreter sind 
nur Zuschauer. Den nationalen Parlamen-
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„In der Krise gibt es einerseits die 
berechtigte Klage über eine ka-
strierte Demokratie, andererseits 
eine besondere Lust auf Alexander-
Politik. Das passt nicht zusammen: 
Die Sehnsucht nach Regierungs-
helden, die den gordischen Kno-
ten mit einem Schlag zerhauen, ist 
undemokratisch.“

und sind unvorstellbare Milliardensummen 
groß. Aber die Größe allein bringt es nicht. 
In Europa wohnen ja nicht Euronen, son-
dern Menschen, Bürgerinnen und Bürger. 
Die Europäische Union braucht das Vertrau-
en ihrer Bürger, und dieses Vertrauen tropft 
nicht einfach von den Rettungsschirmen he-
runter. Ohne dieses Vertrauen bleibt jeder 
Schutzschirm instabil; er f lattert, reißt alles 
mit oder geht kaputt. Wie sehr das Vertrauen 
bereits geschädigt ist, konnte und kann man 
in jeder Diskussion zu fast jedem Thema hö-
ren: Ob es um die verschimmelten Wände 
im Klo des Kindergartens geht oder darum, 
dass Lehrer fehlen und Unterrichtsstunden 
ausfallen – immer und überall gab und gibt 
es wilden Beifall, wenn einer dann nur „500 
Milliarden“ sagt: „500 Milliarden für Ban-
ken, aber nur ein paar Knöpfe Sozialgeld pro 
Monat für Kinder von Langzeitarbeitslo-
sen.“

Geld ist wichtig in Europa. Mit Geld 
kann man Europa gestalten, man kann es 
auch verunstalten und zerstören. Es gibt ein 
eklatantes Missverhältnis zwischen der Hek-
tik der Spardiktate, die über die Südländer 
der EU verhängt werden und der Apathie, 
wenn es um die Zähmung des Finanzkapi-
talismus geht. Europa erleidet die Folgen der 

für die die EU-Kommission zuständig ist. 
Und diese Kommission, die einen demo-
kratischen Legitimationstest kaum beste-
hen würde, entscheidet über die Zulässigkeit 
einer Bürger-Gesetzesinitiative. 

Da können zwei Millionen Bürger – wie 
bei der Initiative „Wasser ist Menschen-
recht“ – gegen die Privatisierung der Was-
serversorgung antreten; und dann kann die 
Kommission diese Initiative trotzdem ein-
fach wegwischen. Das ist nicht gut, das ist 
nicht recht, das ist ein schwerer Fehler, das 
ist antidemokratisch. Wir reden so gern vom 
Haus Europa. Europäische Häuser gab es 
schon einmal, Häuser ganz besonderer Art, 
heilige Häuser: Die Dome und Kathedralen 
waren einst die Häuser, die trigonometri-
schen Punkte Europas. Alle Kunst des Kon-
tinents fand dort ihre Form, ihre Gestalt und 
ihre Heimat –in Brüssel und Barcelona, in 
Antwerpen und Straßburg, in Wien und in 
London, in Magdeburg und in Uppsala, in 
Aachen, Kuttenberg, Burgos und Klausen-
burg. Aus dem Namen der Baumeisterfa-
milie Parler, welche die Dome und Münster 
zwischen Freiburg und Prag gebaut hat, soll 
sich das Wort „Polier“ entwickelt haben–so 
nennt man heute den Leiter einer Baustelle.

Man wünscht sich, dass es Poliere ihres 
Geistes und ihrer Kunstfertigkeit auch beim 
Bau des Hauses Europa gibt. Ich wünsche 
mir, dass die Gewerkschaften in Europa zu 
diesen Bauleuten und zu diesen Polieren ge-
hören, ich wünsche mir, dass sie den Wei-
terbau des Hauses Europa mitorganisieren. 
Ich wünsche mir, dass die Gewerkschaften 
der EU-Kommission, dem Europäischen Rat 
und den EU-Politikern klarmachen, dass 
nicht sie die Bauherren des Hauses Europa 
sind. Bauherr sind die Völker, Bauherr ist das 
Volk; Bauherren sind die Menschen, die in 
diesem Haus leben sollen.

Die Rettungsschirme für den Euro waren 
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zehntelang diskutiert. Es wurde und wird 
aber allgemein als intolerabel beschrieben, 
dass Schulden mit „Fleisch“ bezahlt werden. 
Wenn es also archaisch und sittenwidrig ist, 
dass Schulden mit Fleisch bezahlt werden –
was ist dann von den Lasten, den Einschnit-
ten und den scharfen Sparmaßnahmen zu 
halten, die Griechenland und den anderen 
EU-Südländern auferlegt worden sind? Die 
massiven Sparmaßnahmen hatten und ha-
ben besorgniserregende Folgen für die Ge-
sundheit. Viele Menschen können nicht 
mehr ordentlich medizinisch versorgt wer-
den, die Selbstmordraten steigen. 

Ist das eine Art neues Fleischpfand, das 
für die Schulden bezahlt werden muss? Die 
EU-Troika hat bestimmt, dass öffentliche 
Ausgaben für Gesundheit nicht mehr als 
sechs Prozent des Bruttosozialprodukts be-
tragen sollen – mit der Folge, dass die Aus-
gaben für Medikamente und Gesundheits-
leistungen um 25 Prozent zurückgefahren 
wurden. Die Zahl der Krankenhausbetten 
wurde reduziert. Es wurden keine neuen 
Ärzte mehr eingestellt. Krankheiten brei-
ten sich wieder stärker aus. In Griechenland 
kam es zu besorgniserregenden Anstiegen 
von HIV-Neuinfektionen, Tuberkulose und 
Malaria. Die Säuglingssterblichkeit nahm 
um 43 Prozent zu. Die Versorgung von Pa-
tienten, die nach einem Unfall oder einer 
Operation auf Blutkonserven angewiesen 
sind, war in Griechenland ohnehin seit Jah-
ren schwierig; nun ist sie desaströs. Die Be-
völkerung büßte für die Schulden des grie-
chischen Staates –mit Fleisch und Blut. Wo 
bleibt da der „Sieg des geläuterten Rechtsbe-
wusstseins“? 

Kaum ein Krankenhaus in Griechenland 
kann die europäischen Mindeststandards 
einhalten. Regelmäßig zeigt das griechische 
Fernsehen Bilder bettelnder und flehender 
alter Menschen vor Kliniken oder Apothe-

Alters- und Anti-Aging-Exzesse des Kapita-
lismus. Die Bankenkrise wurde bewältigt 
und gelöst, indem sie zu einer „Staatsschul-
denkrise“ umdefiniert wurde: 90 Prozent 
der griechischen Schuldtitel lagen vor 2010 
bei Banken, Hedgefonds und anderen pri-
vaten Gläubigern. Ab 2010 bekam Griechen-
land Hilfskredite in Höhe von 188 Milliar-
den Euro vom EU-Rettungsschirm und dem 
Internationalen Währungsfonds ausgezahlt. 
Und währenddessen kam es im Jahr 2012 zu 
einer großen Umwandlung: Es befinden sich 
nur noch zehn Prozent der Gesamtschulden 
in den Händen von privaten Gläubigern. Für 
90 Prozent der ehemals privaten Schuldtitel 
garantieren oder haften jetzt – direkt oder 
indirekt – die europäischen Steuerzahler. 
Europa wurde offensichtlich missbraucht, 
um die Finanzkapitalisten zu bedienen. Die 
Griechen als Schuldner. Shakespeare hat in 
seinem „Kaufmann von Venedig“ die archa-
ische Vorstellung aufgegriffen, dass man 
Schulden auch mit einem Teil seines Kör-
pers begleichen könne. Generationen von 
Interpreten, auch aus der Juristerei, haben 
sich mit dem Fall befasst. Der Geldverleiher 
Shylock besteht auf seinem ihm vertraglich 
eingeräumten Recht, aus seinem säumigen 
Schuldner, dem Kaufmann Antonio, ein 
Pfund Fleisch herauszuschneiden. Die Zunft 
der Juristen, hat viele Jahrzehnte über die 
Wirksamkeit des Geschäfts und den Urteils-
spruch gestritten. 

Poliere ihres Geistes

Rudolf von Ihering, der große deutsche 
Rechtsgelehrte, vertrat in seiner berühmten 
Schrift „Der Kampf ums Recht“ im Jahr 1868 
die Auffassung, dass der Anspruch des Shy-
lock wegen Sittenwidrigkeit nicht bestünde. 
Über die genaue Begründung hat man jahr-
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„Die massiven Sparmaßnahmen 
hatten und haben besorgniserre-
gende Folgen für die Gesundheit. 
Viele Menschen können nicht 
mehr ordentlich medizinisch ver-
sorgt werden, die Selbstmordraten 
steigen.“

Wettbewerbsprinzip quasi Verfassungsrang 
verleiht und die Konkurrenz unter den Mit-
gliedsstaaten festschreibt. 

Die sozialstaatlichen Ordnungen brö-
ckeln und brechen, und die EU tut viel zu we-
nig, um sie zu stabilisieren. Die EU gründet, 
allem anderen Gerede zum Trotz, nicht auf 
drei starken Säulen, sondern nur auf einer 
einzigen: der Wirtschafts- und Währungs-
union. Wäre die Union ein Staat, sie wäre 
nach der Bevölkerungszahl der drittgrößte 
Staat der Welt – 500 Millionen Menschen. 
Die meisten Menschen in Europa spüren 
die potenzielle Stärke dieses großen Europa 
nicht: Sie wollen eine Union, die ihnen hilft, 
die ihnen die Angst vor Arbeitslosigkeit und 
vor Billigkonkurrenz nimmt. Sie wollen eine 
Union, die eine Schutzgemeinschaft ist. 

Auf solche Forderungen wird in der po-
litischen Diskussion üblicherweise so geant-
wortet: Die EU sei für Freiheit und Wett-
bewerb da, die Nationalstaaten hätten für 
das Soziale zu sorgen. Die Sozialpolitik, so 
heißt es, gehöre nun einmal im Lichte des 
Subsidiaritätsgrundsatzes auf die mitglied-
schaftliche Ebene. Dafür spricht in der Tat 
einiges. Aber eine solche Aufgabenteilung 
kann nicht funktionieren, wenn die EU vor 
allem die Vorfahrt für die Wirtschafts- und 
Wettbewerbsfreiheit propagiert. Dann wird 
nämlich die Sozialpolitik der Mitglieds-
staaten, dann werden die nationalen Sozi-

ken in Athen oder Thessaloniki. Das wa-
ren und sind Warnbilder. Die Botschaft: 
Wehe dem, der in Griechenland ernsthaft 
krank wird. Wo bleibt da der weise Daniel, 
wo bleibt die Portia, die hier, wie in Shake-
speares Stück, eingreift und das Schlimme 
verhindert? Jeder, der den „Kaufmann von 
Venedig“ sieht, sagt, es sei intolerabel, dass 
Schulden mit Fleisch bezahlt werden. Wo 
bleibt dieses Rechtsbewusstsein, wenn es 
um die Euro-Schulden geht? Sollen sie mit 
Leben und Gesundheit bezahlt werden? 
Schutzschirme sind für Banken und Euro 
aufgespannt worden. Aber: Gerettet wurden 
und werden nicht Menschen. Gerettet wer-
den Schuldverhältnisse, Finanzbeziehungen, 
Machtgefüge, Wirtschaftssysteme; sie sollen 
überleben. Ist es nur sekundär, ob und wie 
Menschen dabei überleben? 

Viele Bürgerinnen und Bürger haben das 
beklemmende Gefühl, dass die EU zwar für 
die klassische äußere und innere Sicherheit 
steht, dass sie für Handel und Wandel von 
Vorteil ist, dass jedoch die sozialen Belange 
bei ihr nicht gut aufgehoben sind. 

Ja, es besteht die Furcht, dass im grenz-
überschreitenden freien Wettbewerb, den 
die EU propagiert, das Soziale immer mehr 
unter die Räder gerät, weil das unterschied-
liche Sozialniveau in den einzelnen Mit-
gliedsstaaten bei offenen Grenzen erstens 
zum Sozialdumping einlädt und zweitens 
zur Nivellierung der nationalen sozialen 
Absicherung (Tendenz nach unten) führt. 
Wenn es dieses Gefühl gibt, und es gibt die-
ses Gefühl, dann reicht es nicht, von den 
Bürgern Dankbarkeit zu verlangen dafür, 
dass es die Europäische Union gibt. Europa 
braucht nicht nur Verträge, es braucht auch 
das Vertrauen seiner Bürger. Zu diesem Ver-
trauen kann und muss aber auch die Ände-
rung von Verträgen beitragen –vor allem die 
Änderung des Lissaboner Vertrages, der dem 
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ein solcher Hüter sein oder besser – werden. 
Es muss der juristische Olymp einer Union 
der Bürgerinnen und Bürger sein, es darf 
sich nicht als der juristische Olymp der wei-
land EWG, einer Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft betrachten. Die Europäische 
Union und ihr Gerichtshof in Luxemburg 
dürfen aus Europa keine Europäische Un-
sozial-Union machen. Das wäre fatal, das 
wäre zerstörerisch. 

Privatisierung 
sozialer Verantwortung

Warum? Weil der Sozialstaat, weil die So-
zialstaaten in Europa eine Erfolgsgeschichte 
hinter sich haben. Diese Erfolgsgeschichte 
hat in den verschiedenen EU-Staaten ver-
schiedene Wegmarken. In Deutschland hat 
der Sozialstaat zunächst dafür gesorgt, dass 
Kriegsinvalide und Flüchtlinge einigerma-
ßen leben konnten. Dann hat er dafür ge-
sorgt, dass auch ein Kind aus kärglichen 
Verhältnissen studieren konnte und später 
sogar Bundeskanzler werden konnte. Ohne 
den Sozialstaat hätte es nicht nur einmal ge-
kracht in dieser Republik; der Sozialstaat 
hat soziale Gegensätze entschärft. Ohne ihn 
hätte es wohl auch keine deutsche Einheit 
gegeben. Und ohne eine gute Fortsetzung 
dieser Erfolgsgeschichte wird es keine eu-
ropäische Einheit geben. 

Es geht darum, die Essentialia dessen zu 
bestimmen, was der „soziale Fortschritt“, wie 
er im Lissabon-Vertrag beschrieben wird, 
umfassen soll. Die Menschen in Europa wol-
len spüren, dass diese Europäische Union 
für sie da ist und nicht vor allem für Banken 
und den internationalen Handel. Sie wollen 
unter Sicherheit nicht nur die innere, son-
dern auch die soziale Sicherheit verstehen. 
Dann kriegt Europa neue Kraft. Die Privati-

alpolitiken als Hindernisse betrachtet, die 
beiseite geräumt werden müssen nach dem 
Motto: freie Bahn der Freizügigkeit, freie 
Bahn der Dienstleistungsfreiheit, freie Bahn 
dem Waren- und Kapitalverkehr und weg 
mit allem, was dabei stört.

Auf dem Papier zumindest ist die EU 
schon ein wenig sozial geworden: Im Arti-
kel 3 des Lissabon-Vertrages ist nicht mehr 
nur von einem Europa die Rede, das auf 
ausgewogenes Wirtschaftswachstum und 
auf Preisstabilität setzt; in diesem Artikel 
3 des Lissabon-Vertrages heißt es auch, dass 
auf eine wettbewerbsfähige soziale Markt-
wirtschaft hingewirkt werden soll, die auf 
Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt 
abzielt. In der Grundrechte-Charta der EU 
sind ja sogar soziale Grundrechte aufgeführt, 
die im Grundgesetz nicht genannt werden. 
Es reicht nicht, dass sie dort aufgeführt sind. 
Die Politik muss die Europäischen Verträge 
entsprechend anreichern; und der Europä-
ische Gerichtshof muss seine Wirtschafts-
ausgerichtetheit ablegen und sich als Hüter 
der europäischen Verfassung mit allen in ihr 
enthaltenen Rechten verstehen, insbesonde-
re auch der sozialen. 

Man weiß noch nicht so recht, ob man 
dem sozialen Bekenntnis trauen kann. Man 
kann einige Anhaltspunkte finden, die ein 
soziales Bekenntnis bekräftigen – aber 
auch viele Anhaltspunkte, die es entkräf-
ten. Der Lissabon-Vertrag schreibt einer-
seits von Vollbeschäftigung und vom sozi-
alen Fortschritt; an anderer Stelle aber hat 
er wieder blinde Flecken, etwa dort, wo von 
den Werten der EU die Rede ist; da werden 
zwar unter anderem die Demokratie und die 
Rechtsstaatlichkeit genannt – aber die So-
zialstaatlichkeit und die soziale Gerechtig-
keit sucht man vergebens. Wie kriegt Europa 
Kraft? Die sozialen Grundrechte brauchen 
einen Hüter. Das höchste EU-Gericht muss 
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genossen in Wunsiedels Fabrik geschickt, 
wo wir einer Eignungsprüfung unterzogen 
werden sollten. Ich wurde als Erster in den 
Prüfungsraum geschickt, wo auf reizenden 
Tischen die Fragebögen bereitlagen. Erste 
Frage: „Halten Sie es für richtig, dass der 
Mensch nur zwei Arme, zwei Beine, Augen 
und Ohren hat?“ Hier erntete ich erstmals 
die Früchte meiner mir eigenen Nachdenk-
lichkeit und ich schrieb ohne zu Zögern hin: 
„Selbst vier Arme, Beine und Ohren wür-
den meinem Tatendrang nicht genügen. Die 
Ausstattung des Menschen ist kümmerlich.“ 
Zweite Frage: „Wie viele Telefone können 
Sie gleichzeitig bedienen?“ Auch hier war 
die Antwort so leicht wie die Lösung einer 
Gleichung ersten Grades: „Wenn es nur sie-
ben Telefone sind“, schrieb ich, „werde ich 
ungeduldig, erst bei neun fühle ich mich völ-
lig ausgelastet.“ Dritte Frage: „Was machen 
Sie nach Feierabend?“ Meine Antwort: „Ich 
kenne das Wort Feierabend nicht mehr – 
in meinem 15. Lebensjahr strich ich es aus 
meinem Vokabular, denn am Anfang war 
die Tat!“ Ich bekam die Stelle. 

Es handelt sich um eine Geschichte, die 
Heinrich Böll schon vor Jahrzehnten ge-
schrieben hat. Verlangt wird der grenzenlose 
f lexible, unbeschränkt belastbare Arbeit-
nehmer, unglaublich gesund, unglaublich 
robust und unglaublich leistungsfähig. 

Die Frage: Wollen wir eine solche Ge-
sellschaft? Wollen wir ein Europa, in dem 
es überall so zugehen soll wie in Wunsiedels 
Fabrik – ein Europa, in dem die unbegrenzte 
Leistungsfähigkeit zählt und sonst nichts, 
in dem es nur um den Marktwert geht, in 
dem der Wert des Menschen und der Nati-
onen nur am Lineal der Ökonomie gemes-
sen wird? Das Menschenbild der modernen 
Ökonomie ist der Homo faber mobilis. Der 
bloße Homo faber ist Vergangenheit. Er war 
der Mensch der Moderne. In der Postmoder-

sierung von sozialer Verantwortung ist kein 
guter Weg für Europa. Diesen Weg sollte 
die EU so nicht weitergehen. Sie sieht noch 
immer viel zu viel durch die Brille der Wett-
bewerbsfreiheit. Deshalb kommen soziale 
Belange, deshalb kommt das Gemeinwohl 
zu kurz. Deshalb gingen die Anstöße für 
eine Privatisierung der Post, der Telekom-
munikation und der Bahn von Brüssel aus. 
Deshalb ist Brüssel stolz auf diese Privatisie-
rungen, nicht aber der Verbraucher. Deshalb 
betrachtet die EU die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten, die öffentlichen Ver-
sorgungseinrichtungen oder auch die Kran-
kenversicherungssysteme mit Skepsis, der 
Bürger aber mit Wohlgefallen. Wenn der 
Staat seine Aufgaben abwirft wie der Baum 
die Blätter im Herbst, wenn sich der Staat 
immer kleiner macht, dann wird auch der 
Bereich, den die Wähler mitbestimmen kön-
nen, immer kleiner. Zu viel Entstaatlichung 
wird so zur Gefahr für die Demokratie. In 
dem Maß zum Beispiel, in dem kommunale 
Versorgungsbetriebe entkommunalisiert 
werden, verliert die Kommune die Funktion, 
die sie hatte: Sie ist dann nicht mehr Schule 
der Demokratie, sondern Zwergschule. Gott 
sei Dank ist in vielen Kommunen die Zeit 
der Privatisierung der Daseinsvorsorge wie-
der vorbei. Europa freilich muss noch lernen, 
dass nicht alle öffentlichen Güter dem pri-
vaten Wettbewerb zum Fraß vorgeworfen 
werden dürfen. Und die Rechtsangleichung 
in Europa darf nicht unter das Motto gestellt 
werden, wie der Mensch noch fungibler für 
Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit wird. 
Der Mensch ist nicht nur ein Homo oecono-
micus, auch der Europäer nicht. 

Zu den merkwürdigsten Abschnitten 
meines Lebens gehört der, den ich in Al-
fred Wunsiedels Fabrik zubrachte. Ich hat-
te mich der Arbeitsvermittlung anvertraut 
und wurde mit sieben anderen Leidens-
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„Es besteht die Furcht, dass im 
grenzüberschreitenden freien Wett-
bewerb, den die EU propagiert, das 
Soziale immer mehr unter die Rä-
der gerät, weil das unterschiedliche 
Sozialniveau in den einzelnen Mit-
gliedsstaaten bei offenen Grenzen 
erstens zum Sozialdumping einlädt 
und zweitens zur Nivellierung der 
nationalen sozialen Absicherung 
(Tendenz nach unten) führt.“

großen und unentwegten Mobilität, das 
setzt der unbegrenzten Verfügbarkeit ge-
wisse Schranken. Der „Wunsiedel-Mensch“ 
ist offenbar anders: Er ist ein Mensch ohne 
Kinder, ohne Familie und ohne soziale Be-
ziehungen. Der Idealtypus des europäischen 
Bürgers ist das gewiss nicht, er darf es nicht 
sein – und auch die EU darf nicht von so 
einem Menschenbild ausgehen. Was würde 
aus der europäischen Gesellschaft, wenn der 
Homo faber novus mobilis das gesellschaft-
liche Leitbild wäre? Ein europäisches Sozi-
almodell mit einem solchen Menschenbild 
wäre ein Unsozialmodell. 

Europäisches Sozialmodell: das heißt 
nicht, dass es europaweit gleich hohe Min-
destlöhne geben soll oder europaweit das 
gleiche Arbeitslosengeld oder die gleichen 
Renten oder die gleichen Schulsysteme. 
Europäisches Sozialmodell: Das heißt auch 
nicht, dass das Gesundheitswesen in ganz 
Europa auf die gleiche Art und Weise fi-
nanziert sein muss. Ein gesamteuropäischer, 
glattgehobelt dünner Sozialstaat mit strom-
linienförmigen Vorgaben aus Brüssel – das 
ist kein europäisches Sozialmodell, sondern 
eher eine Horrorvorstellung. Europäisches 
Sozialmodell: das ist etwas ganz anderes. Das 
ist die gemeinsame Vorstellung davon, dass 
soziale Ungleichheit nicht gottgegeben ist. 
Europäisches Sozialmodell: Das ist guter 
Schutz und kluge Hilfe bei den großen Le-
bensrisiken, bei Krankheit, Arbeitslosigkeit 
und Pflegebedürftigkeit. Diese großen Le-
bensrisiken können nur wenige allein mei-
stern, ohne in Not zu fallen. Europäisches 
Sozialmodell: Das ist ein gemeinsames Ko-
ordinatensystem, in dem die Achsen Solida-
rität und Gerechtigkeit heißen –und in dem 
dann die einzelnen Staaten ihre jeweiligen 
Koordinaten finden und von Brüssel, Straß-
burg und Luxemburg dabei nicht behindert, 
sondern unterstützt werden. Ein solches Ko-

ne reicht es angeblich nicht mehr, wenn der 
schaffende Mensch einfach arbeitet. Er muss 
ein Homo faber mobilis sein, in höchstem 
Maß f lexibel, mobil und anpassungsfähig. 
An der Arbeitslosigkeit ist danach angeblich 
nicht zuletzt derjenige selbst schuld, der kei-
ne Arbeit hat – wäre er genügend mobil, f le-
xibel und anpassungsfähig, wäre er also nicht 
zu bequem, dann hätte er ja Arbeit. Viele 
Wirtschaftsinstitute und Politiker verlangen 
daher bereits nach einem neuen Menschen, 
dem Homo faber novus mobilis, dem Men-
schen also, der über seine Grenzen und Be-
schränkungen hinauswächst. Verlangt wird 
der perfekte Mensch. 

Die Realität, im Nationalstaat wie in 
Europa, kennt da freilich gewisse Grenzen: 
Im Gegensatz zu den Schnecken trägt der 
Mensch seine Behausung nicht mit sich he-
rum. Und er hat, auch deshalb, weil er im 
Gegensatz zu den Schalenweichtieren kein 
Zwitter ist, andere soziale Bedürfnisse, 
die sich unter anderem darin äußern, dass 
er einen Lebenspartner sucht, eine Fami-
lie gründet, im Sport- oder Gesangsverein 
aktiv ist, dass seine Kinder zur Schule ge-
hen und Freunde haben. Das setzt der ganz 
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steht nicht auf den Trümmern der Natio-
nalstaaten. Wer die einzelnen Staaten zer-
trümmern will, um darauf Europa zu bau-
en; wer die Verfassungen und Grundsätze 
zerreißen will, um an deren Stelle eine neue 
gemeinsame Verfassung zu schreiben –  der 
hat von Europa wenig verstanden. Europa 
zerschlägt nichts, Europa zerreißt nichts; 
Europa fügt zusammen. Verfassungen sind 
nicht dafür da, die Verfassung der Menschen 
zu ruinieren; sie sollen Vertrauen schaffen. 

Europa ist eine neue concordantia discor-
dantium, ein Werk, das ganz Verschiedenes, 
ja Widersprüchliches zur Übereinstimmung 
bringt. Europa ist ein demokratisches Pro-
jekt. Um es zu vollenden, braucht man keine 
Nacht- und Nebelaktionen, keine Notver-
ordnungen an Parlament und Bürger vorbei. 
Man braucht dazu die Menschen. 

Das Europäische Haus ist ein großes 
Haus mit vielen Räumen, vielen Türen, vie-
len Kulturen und vielen Arten von Men-
schen. Dieses Haus bewahrt die europäische 
Vielfalt und den Reichtum, der sich aus die-
ser Vielfalt ergibt. Dieses Haus ist die Hei-
mat Europa. Ein Europa ohne Europäer wäre 
zum Scheitern verdammt. Also müssen wir 
streiten für ein soziales und gerechtes Eur-
opa. Nur ein soziales und gerechtes Euro-
pa ist auch ein demokratisches Europa. Ein 
demokratisches Europa ist ein Europa, das 
den Interessen all seiner Bürger verpflichtet 
ist, denen der armen und reichen Staaten, 

ordinatensystem braucht Europa. Es ist das 
System für neue europäische Kraft. 

Das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger wird wachsen mit der rechtlichen 
und der sozialen Sicherheit, die Europa den 
Bürgerinnen und Bürgern gibt. Es wäre also 
auch nicht schlecht, wenn die Europäer ei-
nen Gerichtshof hätten, dem sie so vertrauen 
können, wie die Deutschen dem Bundesver-
fassungsgericht in Karlsruhe vertrauen. Eu-
ropa ist sehr viel mehr als der Euro. Die EU 
nennt sich den Raum des Rechts, der Sicher-
heit und der Freiheit. Die Menschen spü-
ren, wenn das eine bloße Behauptung, wenn 
das ein Schwafelwort, wenn das eine Lüge 
ist. Europa muss ein anderes Wort sein für 
Demokratie. Gewiss: Der Euro ist wichtig. 
Aber noch viel wichtiger als der Euro sind 
Sozialstaatlichkeit, Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie. Nur so und nur damit wird Eu-
ropa zur Heimat der Menschen. Also: Wo-
her kann Europas neue Kraft kommen? Die 
neue Kraft kommt aus den Grundrechten, 
die auch in Europa Geltung erhalten. Die 
neue Kraft kommt aus einer sozialen Politik, 
die den Menschen Heimat gibt. Die neue 
Kraft kommt aus der Stärkung des Europä-
ischen Parlaments – als dem demokratischen 
Repräsentanten der Europäer. 

Dieses Parlament muss die Kompetenz 
haben, Europa ein soziales Gesicht zu ge-
ben. Auf so ein Europa freuen wir uns. Das 
Fundament dieses Europäischen Hauses 

„In der Postmoderne reicht es 
angeblich nicht mehr, wenn der 
schaffende Mensch einfach arbei-
tet. Er muss ein Homo faber mobi-
lis sein, in höchstem Maß flexibel, 
mobil und anpassungsfähig.“
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denen der starken und schwachen Bürger. 
In der Präambel der Verfassung der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft aus dem Jahr 
1999 steht der Satz: „...im Bewusstsein der 
gemeinsamen Errungenschaften und der 
Verantwortung gegenüber den künftigen 
Generationen, gewiss, dass frei nur ist, wer 
seine Freiheit gebraucht, und dass die Stärke 
des Volkes sich misst am Wohl der Schwa-
chen“. Die Stärke eines Volkes misst sich am 
Wohl der Schwachen. Das ist eine gute, eine 
wichtige, eine zukunftsweisende Devise. Sie 
gilt nicht nur für die Schweiz. 

Auch die Stärke Europas misst sich am 
Wohl der Schwachen, der schwachen Staa-
ten und der schwachen Menschen –  und am 
Vertrauen, das die Bürgerinnen und Bürger 
in dieses Europa setzen. 

Heribert Prantl ist ein deutscher Jurist, Jour-
nalist und Autor. Er leitet seit Januar 2018 
das Meinungsressort bei der „Süddeutschen 
Zeitung“ (SZ) in München und ist seit Januar 
2011 Mitglied der Chefredaktion. Heute ist er 
ständiger Kolumnist und Autor der SZ.





Nemanja 
Die zweite Person, die wir auf dem Traktor ge-
troffen haben, war die einzige junge Person im 
Dorf: Nemanja. Der 19-jährige ist der Nachbar 
von Rajko und arbeitet mit ihm zusammen als 
Holzsammler im Wald, um seinen Lebensunter-
halt zu verdienen. Während des Krieges wurde 
er in der Wiege liegend aus dem Haus gebracht; 
er ist ins Dorf wegen seiner Eltern zurückge-
kehrt, die hier leben. Seine Mutter ist Haus-
frau, sein Vater sammelt ebenfalls Holz. Wie 
lebst du? „Gar nicht, ich komme einen Monat 
hierher, um mit Holzfällen Geld zu verdienen 
und die Eltern hier zu besuchen. Dann gehe ich 
wieder nach Prijedor denn hier gibt es kei-
ne jungen Leute, außer ein einziges Mädchen 
20 Kilometer von hier. Im Dorf gibt es jetzt 
12 Bewohner in sechs Häusern.“ Was willst du 
vom Leben? „Eine Familie und ich würde ger-
ne irgendwo außerhalb Bosniens und Herzegowi-
nas arbeiten, weil hier alles im Eimer ist.“ 
Welcher Linie folgst du im Leben? „Der des 
Geldes.“ Was sind deine Ängste? „Ich fürchte 
mich vor nichts.“ Wie siehst du die Zukunft 
dieser Dörfer? „Hier gibt es keine Zukunft. 
Ich habe nicht vor, hier zu bleiben, hier zu 
leben, das würde nur ein Verrückter tun. Es 
gibt eine renovierte Schule im Nachbardorf, 
aber keine Schüler. Interessant, dass sich Ed-
gar Zippel an uns erinnert hat, denn alle ha-
ben uns vergessen. Wir haben Fernsehteams und 
Journalisten eingeladen, damit sie das hier 
filmen, aber niemand hat geantwortet.“
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werden: ein demokratisches und soziales Eu-
ropa. Ein Europa der Bürger, nicht der Ban-
ken. Ein Europa der Arbeitnehmer, nicht der 
Industrie. Ein Europa, das gemeinsam in der 
Welt agiert. Ein humanes Europa und nicht 
eins, das sich abschottet. Ein Europa, das 
seine Werte verteidigt und nicht mit Füßen 
tritt. Dieses Europa gibt es nicht. Fast phy-
sisch schmerzt der Verrat der europäischen 
Idee durch die Nationalstaaten. Verraten die 
Menschenrechte, die erst im Mittelmeer er-
tränkt, dann im Schlamm der Balkanroute 
zertreten wurden.

Verraten die Idee der Grenzenlosigkeit, die 
jetzt an Zäunen endet. Verraten die Idee der 
Überwindung von Nationalismus und Popu-
lismus, die gerade wieder fröhliche Urstände 
feiern. Verraten der Traum von einem sozia-
len Europa, einem Europa der wirtschaftli-
chen Konvergenz, so wie es im Vertrag von 
Maastricht noch stand, das aber von einem 
neoliberalen Binnenmarkt gegenstandslos ge-
macht wurde. Verraten die nächste und die 
übernächste Generation, der man durch die 
Sozialisierung der Bankschulden die Kosten 
für eine schamlose Finanzmarktparty aufge-
bürdet hat. Verraten die Sparer, denen man 
jetzt durch Niedrigzinsen die Spareinlagen 
und Lebensversicherungen wegfrisst. Die EU 
hat viele Verlierer produziert in den vergan-
genen Jahren und nur wenige, aber große Ge-
winner.  Nichts ist darum so brüchig wie die 
europäische Erzählung dieser Tage. 50 Jah-

Die Mehrzahl aller EU-Bürger, rund 
Zwei Drittel, steht noch immer 
hinter der europäischen Idee. Die-

se Menschen möchten Europa nicht verlieren. 
Viele Bürger haben gerade jetzt Sorge, dass 
das europäische Projekt scheitern könnte. 
Mehr noch: Angst. Aber der EU vertrauen 
sie nicht mehr. Dieser Vertrauensschwund lag 
in den vergangenen Jahren im europäischen 
Durchschnitt bei rund 20 Prozentpunkten. 
Die EU hat bei den meisten Bürgern verspielt. 
Nur noch etwa 30 Prozent der Deutschen, 
Franzosen und Briten, also der Menschen in 
den drei größten EU-Mitgliedsstaaten, befür-
worten das Projekt der „Vereinigten Staaten 
von Europa“. Europa ja, EU nein. Das ist die 
Stimmung. Die Sehnsucht ruft nach einem 
anderen Europa. Aber dieses andere Euro-
pa ist nicht da, es muss erst noch erfunden 

Mehr Politik wagen Wer dieser Tage in Europa mit Bürgern 
diskutiert, von Flensburg bis Freiburg, von Prag bis Rom, 
von Budapest bis Warschau, hört zweierlei: großen Unmut 
über die EU und eine große Sehnsucht nach Europa. Die 
zunehmend sozial verunsicherten Mittelschichten werden 
jetzt in Finnland wie in Deutschland, in den Niederlan-
den und in Frankreich zur leichten Beute für die Sirenen 
rassistischer Parolen. Wenn morsche Systeme zusammen-
brechen, geht dies meist schneller als man denkt, warnt die 
Autorin Richtung EU. Von Ulrike Guérot
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„Despotie“ ist. Das größte Problem der EU ist, 
dass sie das im politischen Diskurs nicht ein-
mal zugeben kann. Denn was dann? Es gibt 
nur dieses Europa, also muss es verteidigt wer-
den. Darin ist der europapolitische Diskurs 
gefangen. Krise heißt auf Griechisch „Ent-
scheidung“. Die EU ist längst aus einem zwi-
schenstaatlichen Zustand herausgewachsen, 
aber sie kann sich nicht entscheiden, eins zu 
werden. Sie kann sich nicht entscheiden, po-
litisch und mithin demokratisch zu werden. 
Wer sich nicht entscheidet zu leben, stirbt. 
Das ist die Natur der Krise.

Verletzung demokratischer Gebote

Infolge der kolossalen Verletzungen de-
mokratischer Gebote sowie der Entkoppe-
lung von wirtschaftlichem und politischem 
Raum sprießen heute überall in Europa von 
Finnland bis Griechenland Populismen wie 
Pilze aus dem Boden, rechte wie linke. Die 
sogenannten Populisten opponieren gegen die 
EU. Sie brechen klassische Parteiensysteme 
auf und sorgen so für die Erosion der nati-
onalen Demokratien. Der Populismus wird 
gemeinhin als Bedrohung für die liberalen de-
mokratischen Gesellschaften gebrandmarkt. 
Europa hat aber nur in zweiter Linie ein Po-
pulismusproblem. 

Sein größtes Problem ist die politische 
Mitte!  Denn die politische Mitte ist nicht 
in der Lage oder willens, die EU als eine Ver-
gewaltigung der Demokratie anzuprangern. 
Auch fühlt sie sich nicht bemüßigt, die EU 
in Richtung auf eine echte transnationale De-
mokratie hin weiterzuentwickeln und dabei 
besonders die positive politische und soziale 
Integration in Europa in den Mittelpunkt 
zu stellen. Die EU ist nicht in der Lage, aus 
ihrer politischen Selbstverleugnung heraus-
zutreten. 

re EU-Integration erscheinen einem wie ein 
dünner Vorhang, der gerade im Handumdre-
hen weggerissen wird, um einen historischen 
Abgrund freizugeben, der Europa erneut zu 
verschlingen droht. Eine reformunfähige, fast 
apathische EU produziert derzeit nur immer 
mehr Krise. 

Augenscheinlich hat sich die EU mit ihren 
vielfältigen Integrationsprojekten verlaufen: 
erst das Projekt des Binnenmarktes, dann das 
Projekt der Wirtschafts- und Währungsu-
nion. Auch eine gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik sucht man derzeit vergeb-
lich. Und offenbar ist der EU gerade dasjenige 
abhandengekommen, was nötig ist, um die 
Menschen für ein gemeinsames Europa zu 
begeistern: das Politische schlechthin. 

Dieser Verlust des politischen Europas 
lässt sich in wenigen Sätzen skizzieren. Die 
Maastrichter Idee einer immer engeren Union  
war schon Ende der 1990er Jahre zerstoben. 
Die Europäische Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik (ESVP) hat nicht funktioniert. 
Die Emanzipation Europas von den USA ist 
nicht gelungen. Was davon übrig blieb, ist in 
den Wirren des amerikanischen Irak-Krieges 
2003 begraben worden, wo ein „United we 
stand“ die Osteuropäer gegen das deutsch-
französische Tandem in Stellung brachte. 

Ein tiefer Riss spaltete fortan die EU. Er-
weiterung und Vertiefung liefen nicht, wie 
vielfach in den 1990er Jahren beschworen, 
parallel. Maastricht und Amsterdam, Nizza 
oder Laeken sind alles europäische Vertrags-
namen und Orte, die heute kaum noch ein 
Studierender kennt: Die EU arbeitete sich 
an einer immer komplexeren Reformagenda 
ab, bei der am Ende immer weniger politische 
Union herauskam und man schon die Ein-
richtung eines Ombudsmanns im Europä-
ischen Parlaments als Sieg der europäischen 
Demokratie feierte. Das größte Problem ist 
vielleicht indes nicht einmal, dass die EU eine 
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plebiszitären Sinn, aber sie legitimieren als 
souveränes Kollektiv die parlamentarische 
Repräsentation. Folgt man dem Versuch ei-
ner Theorie des Populismus des in Princeton 
lehrenden deutschen Politikwissenschaftlers 
Jan-Werner Müller, dann ist jemand noch 
lange kein Populist, nur weil er der Herr-
schaftsmeinung von nationalen oder euro-
päischen Eliten widerspricht. Marine Le Pen 
wäre mithin noch keine Populistin oder gar 
pathologisch, nur weil sie berechtigte Kritik 
an der derzeitigen Europolitik in Frankreich 
geltend macht. 

Anstatt die Ursachen des populistischen 
Votums ernst zu nehmen und anzuerkennen, 
dass es dafür reale Gründe eines Systemver-
sagens gibt, welches soziale und kulturelle 
Exklusion produziert, reagiert die politische 
Klasse oft selbstgefällig moralisch: Das eigene 
Argument wird ethisch überhöht, Rechtspo-
pulisten gelten als nicht integer, irrational, 
böswillig oder gefährlich, wobei die identi-
tären Bedürfnisse der Globalisierungsverlie-
rer als konkurrierende Werteordnung oder 
als einfach andere politische Meinung nicht 
anerkannt werden. Das geflügelte Wort dafür 
ist heute polarisieren: Wer der Mitte nicht 
beipflichtet, der polarisiert. 

Dadurch werden die Argumente der An-
deren nicht pariert, sondern nur politisch 
entwertet, und dem demokratischen Diskurs 
wird mithin selbst die Grundlage entzogen: 
Er muss zwangsläufig erodieren, wenn die 
politischen Argumente a priori nicht gleich-
wertig sind und Konsens über Dissens gestellt 
wird. Mit der Ausgrenzung der Populisten be-
ginnt also der Verfall der Demokratie. Dies ist 
nun wahrlich nicht zur Verteidigung, gar zur 
Entschuldigung von Einlassungen von AfD-
Stimmungsmachern à la Andreas Poggendorf 
oder Björn Höcke gemeint. 

Das sachlich Richtige darf nicht benannt 
werden und wird in die populistische Ecke 

Das ist das eigentliche Problem in Euro-
pa! Der europäische Populismus kommt im-
mer mit zwei Gesichtern daher. Das eine ist 
ein Anti-Euro-Gesicht, das andere Gesicht 
wendet sich gegen Migration und Über-
fremdung. Beide Gesichter verbindet Mari-
ne Le Pen mit Viktor Orbán, die „Wahren 
Finnen“ mit der FPÖ oder die schwedischen 
Demokraten mit Geert Wilders. Die deut-
sche AfD glaubte unter Bernd Lucke noch, 
sie könne das hässliche zweite Gesicht hin-
ter ihrem professoralen Anti-Euro-Gesicht 
verstecken, bevor AfD-Politiker wie Björn 
Höcke die xenophobe Fratze der Partei auch 
öffentlich zeigten. Die Anti-Migration-Frat-
ze der europäischen Populisten macht es der 
politischen Mitte leicht, sich in moralische 
Überheblichkeit zu flüchten. 

Diese Überheblichkeit versperrt den Blick 
darauf, dass die Populisten mit ihrer Euro-
Kritik einen sehr wunden Punkt des Euro-
Governance-Systems treffen: Der Euro kann 
zwar funktionieren, ist aber nicht demokra-
tisch. Was Marine Le Pen und ihre Fellows 
kritisieren, nämlich die europäische Postde-
mokratie, ist nicht sonderlich originell und 
findet sich als Tatbestand und Kritik in so 
ziemlich jeder wissenschaftlichen Analyse an-
gesehener Politik- und Sozialwissenschaftler. 

Ganze Bibliotheken lehren uns, dass der 
Euro nicht ausreichend legitimiert und der 
europäische Parlamentarismus brüchig ist. 
Der Euro kann die soziale Kohäsion in Euro-
pa nicht gewährleisten. Nur wollten wir dieses 
Wissen jahrzehntelang nicht in die europä-
ischen Parlamente transportieren. Wenn das 
jemand im politischen Raum laut sagt, kann 
er schnell in die Gefahr geraten, als Populist 
zu gelten. 

Der gemeine Pegida-Spruch „Wir sind 
das Volk“ spiegelt für alle auf unangenehm 
grelle Weise die Tatsache wider, dass Bürger 
und nicht Staaten souverän sind – nicht im 

Die Krise als Chance
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„Die Anti-Migration-Fratze der 
europäischen Populisten macht es 
der politischen Mitte leicht, sich 
in moralische Überheblichkeit zu 
flüchten.“

Wer gegen die augenblickliche EU-Politik 
ist, muss gegen das EU-System sein. Und das 
sind derzeit immer mehr. Nicht der Popu-
lismus bedroht also die EU, sondern die EU 
produziert den europäischen Populismus. Wo 
EU-Politik als alternativlos gilt, provoziert sie 
Systemgegnerschaft. Der postdemokratische 
Zustand der EU bietet zwar ein formales, aber 
wirkungsloses Demokratieangebot durch die 
Wahlen zum Europäischen Parlament. Doch 
die EU hält das funktionale Versprechen ei-
ner Demokratie nicht ein, die immer auch 
andere Politik hervorbringen können muss. 
Mehr noch. Gleichzeitig zerstört die EU die 
funktionalen Demokratien auf nationaler 
Ebene, indem sie den Staaten zum Beispiel 
über das sogenannte Europäische Semester 
und die Haushaltskontrolle zentrale soziale 
Steuerungsmechanismen entzieht. Merke: 
Im Niemandsland zwischen europäischer 
Postdemokratie und nationaler Formalde-
mokratie von meist großen Koalitionen der 
politischen Mitte gedeiht der europäische Po-
pulismus heute und künftig prächtig. 

Der europäische Populismus hat also eine 
reelle Grundlage, die die politische Mitte 
nicht zu akzeptieren, geschweige denn syste-
misch zu korrigieren bereit ist. Der größte 
Nährboden für die augenblickliche Frem-
denfeindlichkeit, die derzeit durch das euro-
päische Flüchtlingsdrama befördert wird, ist 
– abgesehen von unverbesserlichen Neonazis 
und Xenophoben – ein anhaltendes, postde-
mokratisches Euromissmanagement, das eine 
soziale Krise ungekannten Ausmaßes und ko-
lossale Politikverdrossenheit produziert hat. 
Der deutsche Theologe, Bürgerrechtler und 
parteilose Politiker Frank Richter spricht in 
diesem Zusammenhang von einem „Gefühl-
stau“ und betont, dass Ausgrenzung oder gar 
Herablassung keine Lösung ist. Überraschen-
derweise haben kürzlich auch „linke Kon-
servative“ in ähnlicher Weise argumentiert 

gerückt. Im alltäglichen Klein-Klein schei-
terte daran sogar jüngst die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses im Europäischen 
Parlament zur Juncker-Steueraffäre, den die 
Linke und die Grünen nicht zusammen mit 
den Rechtspopulisten einsetzen wollten. Das 
ästhetische Prinzip von form follows function 
wird hier durchbrochen: Die Form, nicht die 
Funktion bestimmt die Politik in der EU. Die 
Wiedererlangung der politischen Ästhetik in 
Europa müsste hier ansetzen. 

So sind wir in Europa längst in einer Art 
vorrevolutionärem Zustand angekommen – 
und haben es nicht gemerkt. Die Galgenpla-
kate in Dresden bei Pegida sind ein Symbol 
dafür. Vorrevolutionär heißt, dass sich Men-
schen gegen das System stellen, weil sie die 
vermeintliche Alternativlosigkeit von Poli-
tik – oder ihre kaschierte Korruptheit und 
Rechtsbrüchigkeit – nicht akzeptieren. Ge-
nau das passiert derzeit allenthalben in Eu-
ropa. Der Zulauf für populistische Parteien 
liegt europaweit – je nach Land schwankend 
– inzwischen bei 30 Prozent. Wo die EU 
faktisch keine Opposition und keine Rever-
sibilität von Entscheidungen erlaubt, bleibt 
– rechts wie links – nur die Flucht in die Sys-
temkritik und in neue Parteien. Das ist genau 
das, was der berühmte amerikanische Wirt-
schaftswissenschaftler Albert O. Hirschman 
schon 1970 auf die Formel exit, voice, loyality 
gebracht hat. Wenn man einem System gegen-
über nicht mehr loyal sein kann (loyality) und 
die eigenen Stimme nicht mehr gehört wird 
(voice), muss man das System verlassen (exit). 
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immer weiter auseinandergeht, ist inzwischen 
umfassend dokumentiert. Es pfeifen schon 
die Spatzen von den Dächern. Mehr als um 
Partizipation geht es bei der Demokratie um 
die Erhaltung sozialer Körper. Europa darf 
nicht bloße Marktintegration sein. 

Die Lösung dieses Problems liegt darum 
also nicht in erster Linie in der Verunglimp-
fung von Pegida-Demonstranten, FPÖ- oder 
Front-National-Wählern, sondern in der Ge-
staltung demokratischer europäischer Ver-
hältnisse und einer sozialverträglichen Politik 
in Europa. Und zwar in der Fläche. Die EU 
vermag diese Lösung nicht hervorzubringen, 
denn sie kann weder Sozial- noch wirkliche 
Strukturpolitik machen. Ihre Aufgabe ist 
weitgehend reduziert auf die Verwirklichung 
eines Binnenmarktes. Darum kommt die EU 
an das Vokabular und an den Instrumenten-
kasten sozialverträglicher Politik gar nicht 
erst heran. Mit einem Budget von rund 100 
Milliarden Euro, derzeit rund 0,9 Prozent des 
europäischen BIP, einem lächerlichen Bruch-
teil, hat sie auch gar nicht die Mittel dazu. 

Durch eine Binnenmarktpolitik, die maß-
geblich mit den Begriffen Strukturreform, 
Effizienz, Wachstum und Wettbewerbsfähig-
keit verhandelt wird und bei der Vergabe von 
Strukturfonds-Mitteln eine Pro-Kopf-Kop-
pelung hat, fallen vor allem die ländlichen 
Regionen in ganz Europa aus der Wertschöp-

und das rechtspopulistische Aufbegehren als 
Symptom für realpolitisches Politikversagen 
genommen. 

Die zunehmend sozial verunsicherten 
Mittelschichten werden jetzt in Finnland wie 
in Deutschland, in den Niederlanden wie in 
Frankreich zur leichten Beute für die Sirenen 
rassistischer Parolen, weil ihre eigenen bürger-
lichen, politischen und sozialen Rechte zuvor 
mit Füßen getreten wurden. Wenn morsche 
Systeme zusammenbrechen, geht das meistens 
schneller, als man denkt. Und immer wird 
unterschätzt, wie mitleidlos diejenigen, die 
vom System nie profitieren konnten, es zum 
Einsturz bringen. Dass der EU viele Tränen 
nachgeweint werden, dürfte eine Fehlannah-
me sein – und wenn, dann werden es besten-
falls Krokodilstränen sein. 

Empirische Studien belegen inzwischen 
eine eindeutige Korrelation zwischen Ar-
mut und Wahlbeteiligung: Arm wählt nicht. 
Wahlen bieten keine reale Politikalternative 
mehr und damit keine Hoffnung auf eine 
mögliche Verbesserung des eigenen Lebens, 
weswegen vor allem sozial Deklassierte erst 
gar nicht mehr wählen gehen. In seinem Buch 
„The society of equals“ bringt der französische 
Soziologe Pierre Rosanvallon diese Sache auf 
den Punkt, wenn er schreibt, dass es bei De-
mokratie, mehr als um formale Partizipation, 
um soziale Gleichheit geht und dabei an den 
Grundsatz der Französischen Revolution er-
innert: liberté, égalité, fraternité. 

Freiheit ist nur mit Gleichheit zusammen 
denkbar. Wo formale Demokratie angebo-
ten, die soziale Frage aber nicht gelöst bezie-
hungsweise das Gleichheitsversprechen der 
Gesellschaft nicht eingelöst wird – wenig-
stens bis zu einem gewissen Grad –, da hat das 
demokratische System versagt, weil es seine 
Funktion nicht mehr erfüllt. Dass die Ein-
kommensschere, vor allem die Spreizung der 
Vermögensverhältnisse in ganz Europa heute 

Die Krise als Chance

„Und immer wird unterschätzt, 
wie mitleidlos diejenigen, die vom 
System nie profitieren konnten, es 
zum Einsturz bringen. Dass der 
EU viele Tränen nachgeweint wer-
den, dürfte eine Fehlannahme sein 
– und wenn, dann werden es be-
stenfalls Krokodilstränen sein.“
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hin ist uns die konzeptionelle Klarheit über 
Demokratie abhandengekommen. Begriffe 
wie „autoritär“ oder „legitim“ sind relativ und 
es ist Zeit, darüber nachzudenken, wie ein 
dauerhafter europäischer Ausweg aus dieser 
systemischen EU-Politikkrise erreicht werden 
kann. Es ist Zeit, auf die strukturellen Man-
gelerscheinungen des EU-Wirtschaftsmodells 
und seine geringe demokratische Verfasstheit 
zu verweisen. Und es ist Zeit, beides ernst zu 
nehmen. „If you don’t let the system go, you 
get a revolution“, so jüngst ein amerikanischer 
Politologe.

Der europäische Populismus ist mögli-
cherweise der Vorbote einer solchen europä-
ischen Revolution, die politisch zu kanalisie-
ren immer schwieriger werden dürfte. Zeit 
also, Europa radikal neu zu denken. Ist die 
EU bereit, einen gemeinsamen Ausweg durch 
die Ausgestaltung einer transnationalen eu-
ropäischen Demokratie anzustreben, die not-
wendigerweise eine gerechtere Verteilung zur 
Grundlage haben muss? Ist die EU bereit an-
zuerkennen, dass ihre monetäre neoliberale 
Verfasstheit Teil des Problems ist? Kurz: Ist 
die EU bereit anzuerkennen, dass auch die 
derzeitige Wirtschaftsordnung und ihre po-
litische Verankerung im EU-Vertragswerk 
fundamental neu überdacht werden müssen, 
wenn die politische Einheit des Kontinents 
angestrebt werden soll? Oder bleibt nur die 
Flucht ins Nationale, weil die EU diese Ant-
wort nicht geben will?

Was waren das noch für Zeiten, als die 
Gurkenkrümmungsrichtlinie uns als das 
Größte aller europäischen Übel vorkam und 
der Moloch einer EU-Bürokratie mit einem 
Bürokratieabbaubeauftragten – einem an-
sonsten in europäischen Fragen nicht sehr 
kenntnisreichen Ex-Ministerpräsidenten 
aus Bayern – bekämpft werden sollte. Wer 
würde diese Zeiten nicht wieder herbeiwün-
schen? Gurkenkrümmung statt Flüchtlinge, 

fungskette heraus. Sie werden mit wenigen 
Ausnahmen zu Almosenempfängern. Das 
soziale Problem Europas ist heute im We-
sentlichen ein Stadt-Land- und ein Zentrum-
Peripherie-Problem. In den verödeten und 
zersiedelten ländlichen Regionen wählen be-
sonders viele Menschen die Rechtspopulisten 
– von UKIP über die FPÖ bis hin zum Front 
National. UKIP floriert im deindustrialisier-
ten Norden Englands, der Front National in 
den sogenannten centres péri-urbains, den 
strukturschwachen Regionen Frankreichs 
und die FPÖ in der Steiermark oder in Nie-
derösterreich. Die einseitige Binnenmarkt-
philosophie, auf der die heutige EU beruht, 
treibt diese meist ländlichen Globalisierungs-
verlierer geradezu in den Populismus.  

Unter dem Druck der Rechtspopulisten 
flüchten die betroffenen Länder ins Natio-
nale, wie es in Ungarn, Frankreich und Polen 
– aber nicht nur da – schon lange zu beobach-
ten ist. Wo die nationalen politischen Systeme 
der populistischen Herausforderungen nicht 
mehr Herr werden und wo außerdem die nati-
onale Politik vor allem in den Bereichen Wirt-
schaft und Soziales von der EU eingeengt ist, 
da rücken ganze Systeme nach rechts, da erlie-
gen ganze Staaten der Versuchung einfacher 
Lösungen, nationaler Fantasien oder jahre-
langer großer Koalitionen. Nicolas Sarkozy 
versuchte schon bei den Präsidentschafts-
wahlen in Frankreich 2012, Marine Le Pen 
rechts zu überholen. Die große Koalition in 
Deutschland ist der Rettungsanker der poli-
tischen Mitte in den Ländern, die im Euro 
sind und die der Europolitik mithin nicht 
entkommen können. Für die anderen wird die 
komplette nationale Abschottung zur Option 
(Ungarn, Polen und ein Großteil der osteu-
ropäischen Staaten) oder der Austritt (Groß-
britannien). Wo die europäische Demokratie 
nicht im politischen Angebot ist, bleibt die 
Fiktion des Nationalen besser alleine. Ohne-
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Worte fassen können. Die Verwahrlosung von 
Sprache und Diskurs in europapolitischen 
Debatten – und die damit einhergehende Ir-
reführung von ganzen Wählerschaften – mag 
man als eine Nebensächlichkeit abtun. Doch 
sie ist wichtig: „Tout est langue“, alles ist Spra-
che, sagte einst die bedeutende französische 
Psychoanalytikerin Françoise Dolto. Wir 
haben Europa politisch längst kleingeredet, 
lange bevor es, wie jetzt, nur noch kauernd 
am Boden liegt. Die politische Sprache über 
Europa – und mit ihr die Emotionen – haben 
sich längst die Populisten geschnappt. Kaum 
ein nationaler Politiker oder eine nationale 
Politikerin, die noch in wenigen, flammen-
den, gar überzeugenden Worten ein glaub-
haftes, knappes Argument anbringen könnte, 
warum die europäische Einigung notwendig 
ist und wie wir sie bewerkstelligen. 

Mit unserer Sprache stellen wir die Ehr-
lichkeit des politischen Projektes Europa un-
ter Beweis. Ein unehrliches Projekt aber trägt 
nicht. Selbst ohne demokratietheoretische 
Kenntnisse fühlen das die Bürger allenthal-
ben. Mit der europäischen Sprachlosigkeit 
kam die politische Orientierungslosigkeit Eu-
ropas. In den 1990er Jahren gab es wenigstens 
noch den Traum einer finalité – eines Ziels. 
Doch selbst der wurde inzwischen begraben. 
Solange die politischen Eliten der jeweiligen 
Länder noch Hoffnungen mit Europa verban-
den – Hoffnung auf wirtschaftliche Prosperi-

Ölkännchen statt Grexit, Glühlampenver-
bot statt Brexit. Wie hat man sich darüber 
das politische Maul zerrissen, wie sehr wa-
ren die Gurke oder wahlweise die EU-Frau-
enquote im Munde der kollektiven Stamm-
tischerregung vor allem (älterer) Männer: Um 
„Frauen“ habe sich Brüssel ja bitteschön gar 
nicht zu kümmern, das sei wirklich „nationale 
Angelegenheit“ – Autsch!  

Wie sehr haben wir damals schon die po-
litische Ästhetik verraten, das politische Eu-
ropa nicht ernst genommen und uns konse-
quenterweise auch nicht darum gekümmert. 
„Il faut cultiver son jardin“, man muss sei-
nen Garten pflegen, schrieb Voltaire einst 
im „Candide“. Wir haben das nicht gemacht. 
Nur 20 Prozent der Deutschen wissen, was 
die EU-Kommission ist und was sie macht. 
Kaum ein Jugendlicher kann die Mitglieds-
staaten der EU aufzählen oder nur die Anzahl 
benennen. Selbst Studierende im ersten Seme-
ster einer renommierten Law School kennen 
Jacques Delors oder den Maastrichter Vertrag 
nicht. In anderen Ländern dürfte dies ähn-
lich, wenn nicht schlimmer aussehen. 

Längst weiß die große Mehrheit gar nicht 
mehr, mit welchem Ziel wir 1992 angetreten 
sind – und warum wir uns wann wie im po-
litischen Projekt Europa so verfranzt haben, 
dass es jetzt ein wirres Wollknäuel ist, bei dem 
wir den Faden nicht mehr finden. Der Faden 
zum politischen Europa aber ist längst abge-
schnitten. Die EU findet nicht mehr zu ihrer 
Ursprungsidee im öffentlichen Diskurs zu-
rück – und sie hat keine neue Idee. Wir sind 
europäisch gar nicht sprachfähig, wir sind gar 
nicht in der Lage, politisch über Europa zu 
diskutieren oder über ein politisches Europa 
zu diskutieren. 

Heute zahlen wir den Preis dafür, und er 
ist hoch. Im allgemeinen europäischen Kau-
derwelsch ist keine klare Idee von Europa 
mehr zu erkennen, weil wir sie nicht mehr in 

Die Krise als Chance

„Das soziale Problem Europas ist 
heute im Wesentlichen ein Stadt-
Land- und ein Zentrum-Periphe-
rie-Problem. In den verödeten und 
zersiedelten ländlichen Regionen 
wählen besonders viele Menschen 
die Rechtspopulisten.“
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konservative Juristen, die „Staat“ noch in 
den Kriterien der Staatsrechtslehre von 1912 
definierten: Alle haben munter die europä-
ische Demontage betrieben, hier wie woan-
ders, ein Prozess kommunizierender Röhren. 
(Die deutsche Eurokrisendiskurskoalition be-
stand übrigens hauptsächlich aus Männern, 
meistens Professoren und älter als 60 Jahre. 
Und warum das selbst ein Teil des Problems 
war, darauf gehen wir in Teil III ein.) 

Wo Deutschland sich vom europäischen 
Ethos verabschiedet hat, sind die anderen 
Länder regelrecht geflohen – zugegebenerma-
ßen die Franzosen zuerst, die schon seit jenem 
Non des Verfassungsreferendums von 2005 
ihre europäische Sprachlosigkeit pf legen. 
Das Wegbrechen einer europäischen Grun-
dierung im deutschen Diskurs schlug zurück 
auf die europäischen Erzählungen in den an-
deren Ländern. Als es um die – notwendige 
– Fiskalunion ging (vulgo: Transferunion) als 
Preis für eine einheitliche Währung, antwor-
tete man in Deutschland mit einem schmet-
ternden „Nein, danke – so haben wir Europa 
nicht gewollt!“ und verschanzte sich recht-
lich hinter einer von Anfang an haltlosen 
No-bail-out-Klausel. Vorwiegend deutsche 
Ökonomen schürten im Frühstücksfernse-
hen Inflationsängste, anstatt von defizitärer 
europäischer Demokratie zu sprechen. Mag 
man es in Deutschland auch ungern hören: 
In anderen Ländern und Staaten – von Öster-
reich über Italien bis Großbritannien – wird 
schon lange und aus prominenten Mündern 
bemerkt, dass Populismus und Nationalismus 
in Europa eben auch eine Reaktionen darauf 
sind, dass in Deutschland langsam aber sicher 
die europäische Erzählung umgeschrieben 
wurde, und zwar in eine Erzählung „deut-
scher nationaler Normalität“, in der man sich 
spätestens seit dem Fußballsommermärchen 
von 2006 eitel sonnte, weich gebettet auf Ex-
porterfolge, die der Euroeinführung geschul-

tät, Hoffnung auf einen EU-Beitritt in Ost-
europa, Hoffnung auf Sicherheit, Hoffnung 
sogar in Frankreich, oh ja, auf den Euro, um 
die Dominanz der D-Mark im europäischen 
Währungssystem zu brechen – solange Eu-
ropa also Hoffnungsträger war, gab es eine 
riesige europäische Diskurskoalition aus na-
tionalen politischen Eliten, die das politische 
Projekt Europas beschworen haben. 

Spiegelkabinett von Erzählungen

Es waren zwar nur Sonntagsreden, aber sie 
zeigten, dass politische Erzählungen wichtig 
sind. Nur müssen sie stimmig sein. Und genau 
das war die Erzählung von EU-Europa nicht. 
Als den nationalen Eliten das politische Pro-
jekt Europa unter den vielschichtigen Heraus-
forderungen und Veränderungen der letzten 
zwei Dekaden, vor allem der Eurokrise, in 
den Fingern zerbröselte, brach die europä-
ische Diskurskoalition zusammen. Europa 
hatte keinen Anwalt mehr. Es hatte auf ein-
mal viele verschiedene Erzählungen – eine 
deutsche und eine griechische, eine franzö-
sische und eine ungarische, eine polnische 
und eine finnische und viele andere mehr – 
über die Krisenursachen und Krisenkosten, 
Erzählungen, die auch noch über die verschie-
denen Generationen gebrochen sind und die 
alle in eine Frage münden: Wer ist schuld? 

Dieses Spiegelkabinett von verschiedenen 
Erzählungen ergibt indes nur noch ein Zerr-
bild, dem niemand eine Träne nachweint.  Es 
ist wichtig zu verstehen, dass sich die natio-
nalen Eliten schon von Europa verabschie-
det hatten, bevor die Bürger es richtig merk-
ten. Die Eliten haben Reißaus genommen, 
als es schwierig wurde mit Europa, auch in 
Deutschland. Ob „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung“, ob „Wirtschaftswoche“ oder „Bild-
Zeitung“, ob ordoliberale Ökonomen oder 
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typischer EU-Begrifflichkeiten und Diskurse 
verdeutlicht dies. Schon erwähnt wurde, dass 
wir uns mit dem Begriff sui generis ein per-
fektes Feigenblatt dafür geschaffen haben, 
nichts erklären oder rechtfertigen zu müs-
sen, was an systemischen Absurditäten in-
nerhalb der EU errichtet wurde – allen vo-
ran ein Markt ohne Staat und eine Währung 
ohne Demokratie. Jahrzehntelang übten die 
Juristen den Drahtseilakt zwischen europä-
ischem Staatenbund und europäischem Bun-
desstaat und kamen achselzuckend zu dem 
Schluss: weder noch. Längst monieren Staats-
rechtler, dass der einst klare „Dualismus“ zwi-
schen Staats- und Völkerrecht in der EU auf-
gekündigt und stattdessen ein „permanenter 
Zustand der Überlappung“ eingetreten sei, 
laut Dieter Grimm eine „unübersichtliche 
Gemengelage“.

Der Begriff des europäischen Föderalis-
mus stand jahrzehntelang im Raum, doch 
schon im französischen und im deutschen 
Sprachgebrauch sind damit ziemlich unter-
schiedliche Dinge gemeint: in Deutschland 
verweist er meist auf die föderale Struktur von 
Bund, Ländern und Gemeinden; in Frank-
reich hingegen erinnert föderal an die Fête 
de la Fédération von 1790, mit der de facto 
die französische Zentralisierung gegen die 
französischen Regionen begann. Vom ame-

det waren, aber als nationale Leistung ver-
kauft wurden, und deren Früchte man nicht 
mit dem Rest Europas teilen wollte. 

Obendrein baute man noch die Nord-
Stream-Gasleitung von Russland direkt an 
die deutsche Ostsee, in eleganter Umgehung 
Polens, was die antideutschen Ressentiments 
des grausigen Jaroslaw Kaczynski und „seiner“ 
Regierung vielleicht erklärt. Renommierte 
britische und amerikanische Historiker for-
mulieren schon längst Dinge, bei denen man 
sich in Deutschland lieber verstohlen weg-
duckt, nämlich dass die Austeritätspolitik der 
Eurokrise eine „europäische Depression“ un-
geahnten Ausmaßes geschaffen hat, wie da-
mals in den 1930er Jahren die Brüning’sche 
Deflationspolitik. Nur eben dieses Mal nicht 
in Deutschland, weswegen wir den Populis-
mus (zumindest bislang) exportiert haben.

Die EU hat in Deutschland wie in den 
Nachbarstaaten heute jeden Fluchtpunkt 
für ein politisches Projekt, für eine sinnstif-
tende Erzählung des großen Ganzen verloren, 
in die das Unbehagen an den vielfältigen eu-
ropäischen Krisen, die die EU heute heim-
gesucht haben, eingeordnet werden könnte. 
Jetzt bleiben die europäischen Bürger alleine 
mit ihren Sorgen, ihrer Angst und der großen 
Frage: Europa wozu? Solidarität für wen? Für 
die Griechen? Die Flüchtlinge? Die Briten 
gar? Oder warum jetzt mit den Franzosen 
im Krieg gegen den Terror? Und bis wohin? 

Wenn in ein paar tausend Jahren – oder 
vorher – intelligente Wesen auf die Erde kom-
men und unsere Reden und Europadebatten 
lesen, was werden die wohl sagen? Wahr-
scheinlich, dass wir nicht mehr ganz bei Trost 
waren. Jedenfalls werden sie sich ernsthafte 
Gedanken über unsere Intelligenz machen. 
Tatsächlich bleibt ja die Frage: Was haben 
wir uns dabei eigentlich gedacht? Nicht viel. 
Zumindest waren wir unehrlich. Sehr unehr-
lich. Ein kleiner Blick in das fiktive Lexikon 

Die Krise als Chance

„Die EU findet nicht mehr zu ih-
rer Ursprungsidee im öffentlichen 
Diskurs zurück – und sie hat keine 
neue Idee. Wir sind europäisch 
gar nicht sprachfähig, wir sind gar 
nicht in der Lage, politisch über 
Europa zu diskutieren oder über 
ein politisches Europa zu diskutie-
ren.“



165

Die Krise als Chance

sollte, aber in Wirklichkeit nicht tut.  Beliebt 
noch die Phrase nationaler Politiker, man 
würde ja gerne mehr Europa machen, aber 
die Nationalstaaten seien eben nicht bereit, 
Souveränität abzugeben – eine Souveränität, 
die sie eigentlich gar nicht besitzen, denn sou-
verän sind nur die Bürger. Oder auch diese 
leere Worthülse, man müsse „die Bürger mit-
nehmen“ – in ein europäisches „wohin“, das 
man selber nicht kennt oder definieren kann. 
Die Souveränität in Europa ist eine Amöbe 
– kleinteilig, veränderbar, anpassungsfähig. 

Lobbyisten jeglicher Coleur

Die Politikwissenschaft hat das sport-
lich genommen: Flugs hat sie den Begriff 
„Mehrebenensystem“ geprägt, multi-level 
governance, was im Grunde nichts anderes 
heißt, als dass viele bei europäischen Ent-
scheidungen mitreden dürfen, aber keiner 
die Verantwortung trägt. Zumindest bleibt 
die Verantwortlichkeit diffus, und jene Ak-
teure, die teilverantwortlich sind, können 
kaum zur Rechenschaft gezogen werden. 
Das ist sehr praktisch, man hat sich daran 
gewöhnt. Dann wurde die europäische Zi-
vilgesellschaft geboren, die durch NGOs seit 
Jahren bei zahlreichen EU-Richtlinien (von 
Chemikalienrichtlinie bis TTIP) gleichsam 
einen regulativen Stellungskrieg gegen die 
EU-Komitologie führt. 

Sie kann durchaus manchen großen poli-
tischen Schaden begrenzen und Erfolge ver-
buchen, zum Beispiel die Verhinderung der 
europäischen Wasserrichtlinie, die die Priva-
tisierung der Wasserbetriebe vorgesehen hat-
te. Aber wollen wir so einen Stellungskrieg? 
Oder wollen wir ein gut funktionierendes po-
litisches System? Wo die europäische Demo-
kratie nicht greifbar ist, flüchten wir in die 
Partizipation und die Scheindemokratisie-

rikanischen Föderalismus ganz zu schweigen. 
Begriffsverwirrung, wohin man blickt. Kon-
zeptionelle Unklarheit und politisch-recht-
liche Misere als Folge. 

Ganze Bibliotheken wurden gefüllt mit 
teilweise absurden Abhandlungen über „the 
nature of the beast“, ohne je zu fragen: Wol-
len wir mit einem Biest leben? Was, wenn es 
uns frisst? Die Juristen machten sich auf die 
Suche nach dem locus der Souveränität im 
EU-Institutionengefüge – und fanden ihn 
nicht. Oder mal da und mal dort. Kollek-
tiv verdrängt wurde, was es für Folgen hat, 
wenn Souveränität im Kern das Recht auf 
„Nicht-Einmischung“ bedeutet. Wer also 
entscheidet? Die EU ist souverän, die Mit-
gliedstaaten auch. Und die Bürger? Die doch 
auch! Aber wo bleiben die? Folgerichtig beka-
men alle je nach politischer Konjunktur mal 
mehr, mal weniger Souveränität zugespro-
chen: Mal wurde das Europäische Parlament 
aufgewertet, mal bekamen die Bürger einen 
Ombudsmann, dann wieder die nationalen 
Parlamente mehr Rechte, wie der Bundestag 
2009 durch das Integrationsverantwortungs-
gesetz im Rahmen der Ratifizierung des Lis-
sabonner Vertrags. 

Aber auch der EU-Rat kam nicht zu kurz 
bei der Ausrufung der sogenannten Unions-
methode 2010. Die Kommission wurde groß-
zügig bedient mit der Kontrolle über das soge-
nannte „Europäische Semester“ und ist damit 
diejenige, die tatsächlich über die nationalen 
Haushalte bestimmt. Mal verteidigte Karls-
ruhe das europäische Projekt – oder ließ es 
zumindest nicht fallen – wie bei der (späten) 
Entscheidung über die Rettungsschirme im 
März 2015. Mal sprach es dem Europäischen 
Parlament die Legitimität und mithin seine 
demokratische Struktur ab, mal bekamen die 
Bürger eine „Bürgerinitiative“; seither dürfen 
sie Unterschriften (gegen oder für etwas) sam-
meln, was die EU-Kommission ernst nehmen 





Slavica; 
Jovo Ivetić Slavica und Ivetić Jovo, die 
Schwiegertochter und der Schwiegervater, leben 
zusammen in einem Dorf in der Nähe von Livno. 
Jovo, 92 Jahre alt, war Teilnehmer des Zweiten 
Weltkrieges. Er kämpfte an der Seite der Par-
tisanen und Titos. Während des Krieges wurde 
er verwundet. Sein Sohn Slavicin Bozidar Bosko 
starb im vergangenen Jahr. Eines Morgens trank 
er Schnaps, bekam einen Herzinfarkt und starb. 
Slavica erzählt über Bosko immer nur Geschich-
ten der Superlative. Sie erzählt, dass über 
ihren Bosko der populäre Sänger Mali Knindža 
ein Lied aufgenommen hat, das er mal in ei-
ner Kneipe sang und in dem es 18 Minuten lang 
nur um Bosko geht. Ganz Banja Luka wollte die 
CD  mit dem  Lied über Bosko kaufen. So war 
Bosko auch der einzige Mann, dem es je gelang 
von Goli Otok (die Nackte Insel) zu entkommen. 
(Goli Otok war die berüchtigte jugoslawische 
Gefängnisinsel zur Tito-Zeit) „Er war genau 12 
Jahre, 12 Tage, 12 Stunden und 12 Minuten auf 
dieser Insel, dann floh er, zum Glück wurde er 
nicht von den Haien gefressen.“ Sie fährt fort, 
seine kämpferischen Qualitäten im Bürgerkrieg 
zu loben und erzählt von Vukovar, Knin und Bi-
hac, wo er verwundet wurde. Slavica kritisiert 
den Staat Serbien, der Bosko nichts zurückgege-
ben hat. Als Kriegsheld sollte er doch irgend-
eine Art von Einkommen haben, aber er hat gar 
nichts bekommen. Neben Bosko hat Jovo noch zwei 
Söhne, Luku und Momcila, die in Belgrad leben 
und Tochter Dana, die in Krusevac lebt. Luku 
ging am Tag vor unserem Besuch zurück, nachdem 
er erfolgreich Schnaps in der Nachbarschaft 
gebrannt hatte. Außer den Gastgebern Slavica 
und Jovo, hielt sich im Zimmer neben dem Ofen 
noch Kuma auf. Sie ist eigentlich Boskos Pa-
tin. Sie lebt allein in der Nachbarschaft und 
ist 83 Jahre alt. Kuma hat drei Söhne, einen 
in Serbien, einen in Banja Luka und einen in 
Amerika. Vor geraumer Zeit starb ihr Mann, sie 
war ihr ganzes Leben lang Hausfrau. Sie boten 
uns Soda, Kaffee, Apfelsaft und Schnaps an. 
Wir tranken ein Soda in dem kleinen überhitzen 
Raum am Ofen. Der schwach und abwesend wir-
kende Großvater streichelte die ganze Zeit die 
Katze mit dem Fuß unter dem Bauch. Slavica über 
Bosko: „Er war ein Kämpfer, einfach so. Ser-
bisch, fuck, und ich bin kroatisch.“
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denten. Allerdings wollen sie nicht, dass er 
„alleine regiert und zu viel Macht hat“. So 
oder so ähnlich steht es auch in vielen Partei-
programmen: Ein europäischer Präsident ist 
immer gut, selbst wenn man nicht genau weiß, 
was er soll und darf. Bei so viel programma-
tischer Beliebigkeit darf man sich nicht über 
die vielen beliebten, aber fruchtlosen Dis-
kussionen in Talkshows wundern, in denen 
gefragt wird: „Mehr oder weniger Europa?“ 

Mehr Europa von was denn? Von der EU, 
die wir haben? Einen Präsidenten für was? In 
der Quintessenz ist es immer das gleiche: Wir 
nehmen Europa als politisches Projekt nicht 
ernst. Wir denken uns nicht einmal konse-
quent hinein und sind dann ganz verwundert, 
dass das politische Europa nicht da ist, wenn 
wir es brauchen. So wie jetzt.  

Jetzt rufen alle nach europäischer Soli-
darität – noch so ein Begriff der politischen 
Unehrlichkeit und Beliebigkeit. Solidari-
tät ist kein rechtliches Konzept, und da-
mit taugt sie politisch nichts, weil sie weder 
einklagbar noch verlässlich ist. Mangelnde 
Solidarität kann man nicht sanktionieren. 
Rechtsansprüche kann man hingegen geltend 
machen. Erst war Deutschland während der 
Eurokrise nicht mit dem europäischen Sü-
den solidarisch. Jetzt lässt der europäische 
Osten Deutschland mit den Flüchtlingen im 
Stich. Früher bestand auch die Bundesregie-
rung jahrelang felsenfest auf dem Dublin II-
Abkommen, wonach Flüchtlinge dort regis-
triert werden und zu bleiben haben, wo sie 
EU-Gebiet erstmals betreten. Für ein Land 
ohne EU-Außengrenze ist das eine praktische 
Position. Ob Italien oder Griechenland damit 
Probleme hatten, war Deutschland lange egal. 
Italien hat 2012 händeringend Unterstützung 
für seine Rettungsaktionen „Mare Nostrum“ 
auf dem Mittelmeer gesucht und 90 Millio-
nen Euro in die Hand genommen – niemand 
in der EU war damals solidarisch. Frankreich 

rung, ersetzen mit leichter Hand Demokratie 
durch Deliberation, obwohl alle empirischen 
Studien uns sagen, dass gerade das Regieren 
im Netzwerk, dass die Komplexität und Viel-
falt der Arenen eine natürliche Barriere dar-
stellt, um die Interessen von schwach orga-
nisierten, schlecht vernetzten und finanziell 
unterlegenen Bürgern zur Geltung zu bringen 
und zu schützen. Das sind im Grunde wir alle.  

Stattdessen bevölkern Lobbyisten jegli-
cher Couleur die Flure von Europäischem 
Parlament und Kommission. Stakeholder er-
setzen quasi parlamentarische Gremien. EU-
Politik wurde als Systemsteuerung funktiona-
listisch verengt. Output-Legitimität ersetzte 
die Input-Legitimität, und erst, als es nicht 
mehr genug Output in Form von Wachs-
tum und Prosperität für alle gab, erkannte 
man hier plötzlich ein Problem. Die zentra-
len Begriffe des Politischen wie „Regierung“, 
„Exekutive“, „Legislative“, „Gewaltenteilung“, 
„Rechenschaft“ – sie wurden von der EU nie 
besetzt. Lange fiel das nicht auf, weil es nicht 
wichtig war. Jetzt holt es uns ein. 

Woher soll das Politische in Europa kom-
men, wenn die EU nur governance, aber kein 
government hat? Die EU bietet nur techno-
kratische governance. Die Populisten wollen 
aber government – und darin haben sie Recht! 
Wer politisch über Europa reden will, muss 
das politische Europa möglich machen. Die 
Gefahr ist, dass wir den Moment des politi-
schen Europas zu lange verschleppt haben. 
Würden wir es jetzt zur Wahl stellen, käme 
als Antwort wahrscheinlich nur noch natio-
naler Furor heraus. Die Falle, in der wir ste-
cken, heißt deshalb: nationale Alpträume ver-
sus europäische Governance-Technokratie. 
Europäische Demokratie? Fehlanzeige. Die 
diffusen Begriffe belasten die öffentliche Dis-
kussion über Europa. Laut einer Studie der 
Bertelsmann Stiftung sind rund zwei Drittel 
aller Europäer für einen europäischen Präsi-

Die Krise als Chance
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„Begriffsverwirrung, wohin man 
blickt. Konzeptionelle Unklarheit 
und politisch-rechtliche Misere als 
Folge.“

Die Krise als Chance

Wir merken dabei nicht einmal, dass wir 
den Diskurs der Populisten – fadenscheinig 
– bedienen. Während der Eurokrise wurde 
das europapolitische Vokabular nachgera-
de schrill: Ob Rettungsfonds oder Stabili-
tätsmechanismus, Wachstumsstrategie oder 
Schuldenbremse, die europäischen Bürger 
wurden erschlagen mit Bürokratenkauder-
welsch. Diese politischste aller europäischen 
Krisen überließ man im öffentlichen Raum 
ausgerechnet den Ökonomen, die bar jedes 
kulturellen, historischen oder politischen Ge-
spürs für Europa nur mit Zahlen operierten. 
Als ob ein politisches Gemeinwesen damit 
zu erfassen wäre! 

Gerade die Eurokrise hat die europäische 
Idee sprichwörtlich zugemüllt mit Begriffen 
wie Strukturreformen, Wettbewerbsfähigkeit 
oder Rettungspaketen. Keiner dieser Begriffe 
ist klar, keiner dieser Begriffe ist warm. Alle 
Begriffe verweisen auf den Markt, aber kei-
ner dieser Begriffe verweist auf Demokratie, 
Verantwortung, Ziele, Bürgerinteressen oder 
Gemeinwohl in Europa. Keines dieser Wörter 
reflektiert Werte oder hat eine normative Bin-
dung. Keines dieser Wörter bezieht sich auf 
ein allgemeines öffentliches Gut. Es sind alles 
formale Organisationsprinzipien, und sie sind 
alle kalt. Von keinem dieser Wörter kann man 
sich ein Bild machen. „In einen Binnenmarkt 
kann man sich nicht verlieben“, sagte der 
ehemalige Kommissionsvorsitzende Jacques 
Delors. Die europäische Sprache muss vom 
Geröll dieser Begriffe freigeschaufelt werden, 
damit wir überhaupt wieder erkennen kön-
nen, was das gemeinsame Projekt auf diesem 
Kontinent ist.  Jahrzehntelang feilschten vor 
allem Frankreich und Deutschland über eine 
europäische Wirtschaftsregierung. Es war 
letztlich nicht mehr als ein Wortgeplänkel. 
Denn welches Regieren ist kostenfrei? Welche 
Politik braucht kein Budget? Welches Mini-
sterium hat keinen Etat? Wie will man eine 

erbittet Solidarität für seine Militäraktion im 
Kampf gegen IS-Terror, vermied aber, den für 
„Terrorangriffe gegen ein Mitgliedsland der 
EU“ vorgesehenen Artikel 222 im EU-Ver-
trag anzuwenden, denn es wollte die EU-Ge-
meinschaftsinstitutionen umgehen, die dann 
involviert gewesen wären. 

Längst ist der Begriff der Solidarität zu 
einer Art nationalem Hilferuf verkommen, 
mit dem jedes Land um praktisch alles bit-
ten kann: die Griechen um Geld, die Un-
garn um Zäune. Weil wir bei Europa nicht 
denk- und sprachfähig sind und gleichsam 
zum politischen Maschinenraum des euro-
päischen Projektes nicht mehr vordringen, 
führen wir nur noch sprachliche Rückzugsge-
fechte. Wir konzipieren keine transnationale 
Demokratie, sondern organisieren nationale 
Schutzräume.  

Wo die europäische Demokratie nicht 
funktioniert, erschallt oft der Ruf nach Sub-
sidiarität, ein weiteres geflügeltes Wort, mit 
dem man sich gegen den Kompetenzklau und 
die Einmischung der EU in „nationale An-
gelegenheiten“ wehren will. Dann entstehen 
meist sogenannte „Kompetenzkataloge“, mit 
denen der gemeinsame europäische Rechts-
raum vollends verlassen wird. Selten ist in Eu-
ropa mit einem Begriff so viel Schindluder 
getrieben worden wie mit dem der Subsidia-
rität, den im Übrigen außer den Deutschen 
sowieso kein Mensch versteht. Meistens geht 
es dabei dann um normannische Äpfel oder 
niederländische Milch, Produkte, an denen 
die vermeintlich strategischen Interessen 
des jeweiligen Landes festgemacht werden. 
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raum bei der Energie-, Digital- oder Kapital-
union noch gerne genutzt wird, wird er jetzt 
in der Flüchtlingskrise beklagt. Das lässt da-
rauf schließen, dass nationale Spielräume im-
mer dann ausgeschöpft werden, wenn es um 
nationale Pfründe geht, und die EU immer 
willkommen ist, wenn man Kosten auf sie 
abwälzen kann. Lapidar ließe sich feststellen, 
dass da, wo die EU im Kleinen nicht übt, sie 
im Großen versagt. Selbst bei der derzeit viel 
diskutierten Sicherung der EU-Außengren-
zen wird noch nicht konkret thematisiert, 
ob und wie demnächst deutsche oder dä-
nische Grenzschützer in Griechenland oder 
niederländische Beamte an der rumänischen 
Grenze patrouillieren werden, wie unlängst 
sogar der Vizepräsident der deutschen Poli-
zeigewerkschaft forderte. Ein Praktiker, den 
einfach interessiert, was denn eine gemein-
same Sicherung der Außengrenzen für die 
Polizeiausbildung und das Beamtentum be-
deutet. In welcher Sprache wird zum Beispiel 
geschult und gearbeitet? Wo der Praktiker 
eine europäische Lösung sucht, machen die 
nationalen Politiker derzeit die Binnengren-
zen zu, und Schengen wird sang- und klanglos 
außer Kraft gesetzt. Die Bürger scheinen be-
reit zu sein, Europa aus der Abstraktionsebene 
zu heben und das nationale Brennglas beim 
europäischen Politikdesign zu zerschlagen – 
die nationalen Politiker hingegen nicht. Die 

„Wirtschaftsregierung“ von einer Regierung 
trennen? Sind Bildung und Verteidigung auch 
Teil einer Wirtschaftsregierung? 

Es gibt also kein Regieren, das nicht ein 
„Wirtschaftsregieren“ wäre. Der Begriff selbst 
ist Ausdruck politischer Unehrlichkeit.  

Die EU ist eine inszenierte contradictio 
in adjecto. Hinter den konzipierten Politiken 
stehen nationale Interessen, und davor steht 
der Schutzwall der Souveränität. „Nationale 
Interessen sind Interessen von nationalen Po-
litikern und Wirtschaftstreibenden, für die 
die Interessen der Bürger nur Abschreibungs-
masse darstellen“, hat einst Jean Monnet ge-
sagt. Wir sollten uns als europäische Bürger 
fragen, wie lange wir uns das gefallen lassen! 
Die europäische Misere wird durch nationale 
Bürokratien, an die sich nationale Industrien 
wie Blutegel heften, faktisch institutionali-
siert. Nationale Beamte und Bürokratien und 
ihr sowohl staatliches als auch industrielles 
Umfeld bedienen dabei im Wesentlichen die 
eigenen Interessen: Also Kompetenzen und 
Macht für sich selbst. Das Interesse der euro-
päischen Bürger, nämlich eine für alle funkti-
onierende und gute gemeinsame Politik von 
Lappland bis zum Peloponnes zu bekommen, 
steht hintan. Bei den Verwerfungen des Bin-
nenmarktes und den sogenannten „gemein-
samen Politiken“ (Digitalunion, Energieu-
nion, Kapitalunion) gilt: Die EU kehrt nur 
ex post nach, um die ex ante selbst geschaf-
fene Misere zu beseitigen. Das Gros der ma-
kro-ökonomischen EU-Koordinierungspo-
litiken könnte eingestampft werden, wenn 
die EU Infrastruktur, also öffentliche Güter 
für Transport, Energie und Verkehr für den 
gesamten europäischen Raum bereitstellen 
könnte und sich mithin einem europäischen 
Gemeinwesen verpf lichtet fühlen würde. 
Aber sie kann es nicht. Ein Binnenmarkt 
braucht sich um das Gemeinwohl eben nicht 
zu kümmern. Wo der nationale Gestaltungs-

„Diese politischste aller europä-
ischen Krisen überließ man im öf-
fentlichen Raum ausgerechnet den 
Ökonomen, die bar jedes kulturel-
len, historischen oder politischen 
Gespürs für Europa nur mit Zah-
len operierten.“

Die Krise als Chance
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zum Euro zugestoßen sind, ist jede Debatte 
hüben wie drüben inzwischen darüber ver-
stummt, wie der osteuropäische Raum noch 
in den Euro integriert werden kann, ja, dass 
er überhaupt zeitnah integriert werden sollte.

 Damit aber ist bei den ganzen Eurozonen-
Integrations-Debatten beziehungsweise den 
gerade wieder emporkommenden Diskussi-
onen über „Kerneuropa“ zu fragen, ob wir 
wirklich wieder nur den halben Kontinent ei-
nigen und die Eurozone (samt Baltikum) vom 
europäischen Osten abspalten wollen – und 
mithin politisch und vor allem ökonomisch 
genau jenen Riss in Europa wieder vergrößern 
wollen, den wir 1989 noch stolz überwunden 
zu haben glaubten. Längst ist – nicht mehr 
nur hinter vorgehaltener Hand – eine Debatte 
darüber entfacht, ob es gar ein Fehler war, die 
Osteuropäer 2004 in die EU aufzunehmen.

Ja, die Eurozone braucht dringend einen 
politischen Vorstoß zu ihrer weiteren Inte-
gration, bei dem die Frage – oder besser Auf-
gabe – staatlicher Souveränität vor allem im 
haushaltspolitischen Bereich – dringend ge-
stellt und in ganz neuer Form auf den Tisch 
muss. Aber dabei sollte mitgedacht werden, 
wie wir Osteuropa schleunigst – auch aus 
strategischen Gründen, denn Währung und 
Strategie gehören zusammen – in die Eurozo-
ne holen. Wahrscheinlich ist es aber jetzt zu 
spät, nicht nur, um Osteuropa in den Euro zu 
holen, sondern auch, um den Euro systemisch 
so zu korrigieren, dass er sozial verträglich 
und demokratisch wird. Im Rückblick wird 
man wahrscheinlich sagen können, dass das 
„Wendejahr“ für die Eurozonenintegration, 
das Jahr also, in dem die politischen Ambi-
tionen aufgegeben wurden, 2012 war, nach-
dem die Franzosen unter dem im April neu 
gewählten Präsidenten Hollande früher als 
erwartet einknickten und die vor den Wahl-
en geäußerten Hoffnungen und Ambitionen 
auf eine politische Reform des Euros in den 

Bürger wollen effiziente Politik – die Politi-
ker nationale Kompetenz. Die Liste ließe sich 
beliebig fortsetzen.  

Auch die angestrebten institutionellen 
Lösungen wie die für die politische „Euro-
zonen-Integration“ gehen zwar grundsätzlich 
immer wieder in die richtige Richtung, verlie-
ren aber in den multiplen Krisen zunehmend 
ihre Verve. Seit Jahren verhandelt man in der 
Eurozone über ihr politisches Fortkommen. 
Politische Vorstöße noch und nöcher, gute 
Strategiepapiere en masse: Alles ist auf dem 
Tisch oder besser in den Schubladen. Em-
manuel Macrons immer gleiche Forderung 
nach fiskalischer und sozialer Harmonisie-
rung, nach einem EU-Budget und einem 
Eurozonen-Finanzminister liefen ins Leere. 
Da hatte Deutschland schon die Flüchtlinge, 
und Eurokrise war gestern. „Wir wissen, was 
zu tun ist, aber wir können es nicht machen“, 
hat Jean-Claude Juncker angeblich gesagt. 

Der in der Flüchtlingskrise zunehmend 
sichtbare Bruch zwischen Ost- und West-
europa verstärkt gerade aktuell die Debatte 
über die Notwendigkeit von „Kerneuropa“. 
In Vergessenheit gerät darüber nicht nur, dass 
es vor der Eurokrise angedacht war, die osteu-
ropäischen EU-Staaten so schnell wie mög-
lich in den Euro aufzunehmen (Ungarn zum 
Beispiel hatte damals das zeitliche Ziel von 
2008; Polen von 2011); sondern vor allem, 
dass mit jedem Jahr die wirtschaftlichen Un-
terschiede zwischen Ost und West weiter di-
vergieren und inzwischen systemisch petrifi-
ziert werden.

Wie der europäische Kontinent ange-
sichts dieses ökonomischen Bruchs politisch 
weiter zusammenwachsen soll, erscheint 
schleierhaft. Nachdem die baltischen Staa-
ten – weniger aus intrinsisch ökonomischen 
Gründen, sondern wohl eher unter sicher-
heitspolitischen Aspekten und der Angst vor 
Russland – in den letzten Jahren noch schnell 
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aus ihm wird herausführen können, jetzt, da 
wir gesehen haben, dass uns dies unweigerlich 
und gleichsam mechanisch in immer mehr 
Populismus und immer mehr Nationalismus 
führen wird, jetzt, da wir auch verstanden 
haben, dass wir selber durch unsere Sprache 
die politische Ästhetik Europas zerstört und 
das politische Projekt verraten haben, jetzt, 
wo wir begriffen haben, dass uns die europä-
ischen Nationalstaaten immer weiter zu im-
mer falscheren Lösungen führen werden, die 
für viele nicht gut sind, jetzt, wo klar ist, dass 
wir europäische Bürger durch die EU gegen-
einandergestellt und in unseren gemeinsamen 
demokratischen, sozialen und nachhaltigen 
Interessen betrogen werden, weil wir nicht 
nur der europäischen Postdemokratie, son-
dern auch einem Binnenmarkt ausgeliefert 
sind, die beide unsere nationalen Demokra-
tien zerstören – jetzt sind wir bereit für die  
Europäische Republik.  

Das einzige, was wir dafür tun müssen, ist, 
uns vom Nationalstaat als einziger politischer 
Form für die Demokratie zu verabschieden. 
Genau das bietet der Begriff der Europäischen 
Republik! 

Die Republik ist von jeher die historische 

Wirren der Eurokrise enttäuscht wurden. Eu-
roland bräuchte, das war schon damals klar, 
neben fiskalischer und sozialer Konvergenz 
ein Eurozonenparlament, und dieses Parla-
ment müsste volles legislatives Initiativrecht 
haben und für das Budget der Eurozone, also 
einen „Eurozonenhaushalt“, verantwortlich 
sein, wobei dann auch der „Budget-Zyklus“, 
von Euroland mit dem „Legislativ-Zyklus“ 
dieses Eurozonenparlamentes synchronisiert 
werden müsste. Haftung und Rechenschafts-
pflicht wären dann wieder auf der gleichen 
legitimatorischen Ebene. Die Eurozone kann 
das in ihrer bestehenden Form nicht bewerk-
stelligen. 2012 gab es indes wenigstens noch 
politische Hoffnung. 

Ein neues Europa fängt mit neuem Den-
ken an, wohl wissend, dass die Schaffung 
eines anderen Europa unter den gegebenen 
Bedingungen weder politisch noch juristisch 
mandatierbar ist – das ist das Wesen einer 
Utopie. Europa muss von Grund auf neu ge-
dacht werden, um „zu vollenden, was uns vor-
enthalten worden ist.“ Diese schönen Worte 
stammen von Walter Benjamin, der sich in 
seinen geschichtsphilosophischen Thesen ge-
gen die Utopie als einen Endzustand in einem 
linear verstandenen Geschichtsbild wendet, 
und dagegen geltend macht, dass der „heilige 
Funken“ des Eingedenkens, um zu retten, was 
gescheitert ist, in jeder Sekunde der Gegen-
wart zugänglich ist. Dem Gedanken eines li-
nearen historischen Fortschrittes setzt Benja-
min eine nichtlineare, diskontinuierliche Zeit 
entgegen. In ihren Sprüngen, Rissen, in den 
geschichtlichen Brüchen und Abweichungen 
ist wie in einem „Brennpunkt“ Utopisches 
verborgen. Diesen Gedanken leihen wir uns 
in dieser historischen Sekunde für Europa: 
Die Utopie ist greifbar! Jetzt, da wir tief in die 
politische malaise geschaut haben, jetzt, wo 
wir den Zustand der Postdemokratie verstan-
den haben und auch, warum die EU uns nicht 

Die Krise als Chance

„Wo der nationale Gestaltungs-
raum bei der Energie-, Digital- oder 
Kapitalunion noch gerne genutzt 
wird, wird er jetzt in der Flücht-
lingskrise beklagt. Das lässt darauf 
schließen, dass nationale Spielräu-
me immer dann ausgeschöpft wer-
den, wenn es um nationale Pfründe 
geht, und die EU immer willkom-
men ist, wenn man Kosten auf sie 
abwälzen kann.“
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publik gespannt wird, unter dem alle europä-
ischen Bürger in ihren bürgerlichen und po-
litischen Rechten gleichgestellt sind. In dem 
Moment, wo dieses neue Europa von unten 
gewachsen und eine neue postnationale De-
mokratie entstanden ist, kann die EU wie ein 
Kartenhaus in sich zusammensacken. Nie-
mand wird die Brüsseler Technokratie ver-
missen. Willkommen in der Europäischen 
Republik! 

Ulrike Guérot ist eine deutsche Politikwissen-
schaftlerin und Publizistin. Sie ist Professorin 
für Europapolitik und Demokratieforschung an 
der Donau-Universität Krems, Gründerin des 
European Democracy Lab (EDL) in Berlin und 
beschäftigt sich mit der Zukunft des europä-
ischen Integrationsprozesses. 2016 erschien im 
Bonner Dietz Verlag ihr Buch „Warum Europa 
eine Republik werden muss! Eine politische 
Utopie“, auf das dieser Text zurückgeht.

Fassung für den Zusammenschluss von sou-
veränen Bürgern – warum dann nicht auch in 
einer transnationalen Demokratie, die in ein 
Gesellschaftskonzept eingebettet ist? Die Re-
publik ist mithin die Formel für einen europä-
ischen Verfassungspatriotismus jenseits von 
Nationalstaaten und jenseits von politischen 
Ideologien. Die Republik ist nicht rechts und 
nicht links. Sie ist ein transnationaler Rechts-
rahmen, dessen entscheidender Punkt die po-
litische Gleichheit aller Bürger ist, die sich in 
ihr zusammenschließen. Erst das macht sie 
zu einer wahrhaftigen politischen Einheit, 
zu einer Union der europäischen Bürger. Das 
Konzept der „Vereinigten Staaten von Euro-
pa“, einer Föderation von Nationalstaaten, ist 
hingegen, wie wir gesehen haben, ein Oxy-
moron, ein nicht auflösbares Gegensatzpaar. 
Wenn wir aus diesem Oxymoron heraustre-
ten, ist der Weg frei für ein anderes Europa. 
Die EU und die Nationalstaaten können ein-
fach nicht beide souverän sein – und souverän 
sind sowieso nur die Bürger. 

EU und Nationalstaat passen nicht zu-
sammen. Europa und Republik passen zu-
sammen.  Die Ausgestaltung von Europa als 
Republik wird uns viel Kraft kosten. Wir 
müssen die EU und die Nationalstaaten bei-
de ziehen lassen. Die EU – nicht Europa! 
Die Nationalstaaten – nicht unsere Identi-
tät! Wohlgemerkt. Der gedankliche Sprung, 
den wir dazu vollziehen müssen, ist wirklich 
zu begreifen, dass wir als europäische Bürger 
der mittelbare Souverän sind und die Nati-
onalstaaten nur Treuhänder unserer Souve-
ränität. Die Staaten haben die Souveränität 
von uns nur geliehen. Wir holen sie uns jetzt 
zurück und bauen die erste transnationale 
europäische Demokratie: dezentral, regional, 
postnational, sozial und demokratisch. Das 
„Netzwerk Europa 21“ ist ein Netzwerk aus 
europäischen Regionen und Städten, über die 
das schützende Dach einer Europäischen Re-
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die offenen Grenzen.  Dabei war die Öffnung 
der Grenzen doch nur der Schlusspunkt der 
langandauernden Überwindung von ande-
ren Grenzen – kulturellen, wirtschaftlichen 
und sprachlichen.  Wir überwanden das Tren-
nende, um das Einende zu schaffen. Das ist 
die Botschaft Europas: das Trennende zu 
überwinden, um das Einende zu schaffen. 
Deshalb stelle ich mich auch jedem energisch 
in den Weg, der uns diese Freiheit nehmen 
will! Wer Grenzen wieder einführen will, der 
will uns erneut trennen! Viele Jahre war ich 
Bürgermeister der Aachener Nachbarstadt 
Würselen und hatte so das große Privileg, 
Europa im Alltag kennenzulernen. Damals 
ist in mir die feste Überzeugung gereift, dass 
politische Entscheidungen immer so nah an 
den Menschen wie möglich getroffen werden 
müssen, dass Politik ein menschliches Gesicht 
braucht, dass Politik greifbar und begreifbar 
sein muss. Als Europapolitiker habe ich dann 
oft erlebt, dass die Bürgerinnen und Bürger 
die Europäische Union nicht verstehen. „Die 
EU“ – für sie sind das abstrakte Institutionen, 
ganz weit weg von ihrem Alltagsleben, für 
sie ist die EU das Brüsseler Raumschiff, das 
Bürokratiemonster. Es besorgt mich, dass 
die Menschen sich immer mehr von Europa 
entfremden, sich abwenden und sich in dem 
Haus Europa nicht mehr wohlfühlen. Dabei 
ist die Idee Europa – das Trennende durch die 
Zusammenarbeit von Staaten und Völkern 
über Grenzen hinweg zu überwinden – un-

Als Bürger einer Grenzregion ist man 
so etwas wie ein Instinkteuropäer. 
Für uns alle, die wir nach dem Krieg 

in diesem deutsch-niederländisch-belgischen 
Dreiländereck aufgewachsen sind, in diesem 
europäischen Mikrokosmos, war die Erfah-
rung mit Grenzen prägend. Für uns alle war 
es eine alltägliche Erfahrung, in engen, durch 
hölzerne Schlagbäume markierten Grenzen 
zu leben. Grenzen, an denen sich lange Schlan-
gen bildeten, wenn man am Wochenende zum 
Einkaufen oder zum Verwandtenbesuch rü-
berfuhr. Grenzen, die wegen eines Fußball-
spiels auch mal ganz geschlossen wurden. Wir 
alle haben erlebt, wie einengend Grenzen sind 
und wie befreiend es ist, sie zu öffnen. Kaum 
etwas verkörpert für mich so sehr die Errun-
genschaften der europäischen Einigung wie 

Europa endlich verstehbar machen Die Alternative zur EU 
lautet: Renationalisierung. Deshalb stehen die EU-Mit-
gliedsländer vor der Frage: Wollen sie jedes für sich allein 
gestellt oder wollen sie gemeinsam unser Gesellschaftsmo-
dell und unsere Wettbewerbsfähigkeit in der Globalisie-
rung verteidigen? Der Autor ist überzeugt: Wenn Europa 
sich in seine Einzelteile zerlegt, dann versinkt es in der Be-
deutungslosigkeit. Zusammen aber sind die Europäer eine 
starke Gemeinschaft von Staaten und Völkern, die ihren 
Bürgern Rechte garantieren Von Martin Schulz
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mit simplen Antworten, wie „die Grenzen 
schließen“ oder „den Euro abschaffen“, kön-
ne man die hochkomplexen Probleme der 
Welt im 21. Jahrhundert lösen. Doch wenn 
die Probleme sich europäisiert haben, die Lö-
sungsansätze und Instrumente aber national 
bleiben – dann muss das schiefgehen. Ich bin 
überzeugt: Wenn wir uns in unsere Einzel-
teile zerlegen, dann versinkt Europa in der 
Bedeutungslosigkeit. Zusammen aber sind 
wir Europäer eine starke Gemeinschaft von 
Staaten und Völkern, die ihren Bürgern Rech-
te garantieren; Rechte für die in anderen Tei-
len der Welt Menschen auf die Straße gehen, 
ja, ihr Leben aufs Spiel setzen. 

Denn in anderen Teilen dieser Welt gibt 
es Kinderarbeit, es wird gefoltert, die Todes-
strafe vollzogen, auf Streikende geschossen 
und das Internet abgeschaltet, wenn die Mei-
nung der Menschen der Staatsmacht miss-
fällt. Wenn diese Staaten aber wettbewerbs-
fähiger werden als wir Europäer es sind, eben 
weil sie Grundrechte nicht beachten, dann 
stehen wir vor der Wahl, so zu werden, wie 
sie es sind, oder mutig zu sagen: Wer auf un-
seren reichsten Markt der Welt will, wer mit 
uns Handel und Wandel betreiben will, der 
muss unsere Rechte und unsere Standards re-
spektieren. Unsere Wirtschaftskraft entsteht 
aus dem Binnenmarkt, aus dem Zusammen-
schluss von Ökonomien, die gerade durch ihre 
Verbundenheit stark sind. Genau durch diese 
Stärke können wir unsere Werte, die unser 
Fundament sind, verteidigen. 

Das ist der Auftrag Europas, nach innen 
geeint und dadurch nach außen gestärkt, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, sozi-
ale und wirtschaftliche Gerechtigkeit im 21. 
Jahrhundert zu sichern. Wer Hand an dieses 
Projekt legt, versündigt sich an der Zukunft 
der nachfolgenden Generationen. Jede Ge-
neration ist Erbnehmer und Erblasser zu-
gleich. Meine Generation hat das Haus Eur-

bestritten. Aber immer weniger Menschen 
verbinden sie mit „der EU“. Die Frage ist jetzt: 
Geben wir deshalb die Idee auf oder machen 
wir die EU verständlicher und leistungsfä-
higer? Ich bin dafür, die EU verständlicher 
und leistungsfähiger zu machen, um diese 
großartige Idee voranzubringen. 

Deshalb bin ich 2012 als Präsident des Eu-
roparlamentes angetreten, um die Türen und 
Fenster des Hauses Europa zu öffnen. Damit 
die Menschen hineinschauen können, und 
verstehen, was drinnen passiert – wer was, 
wann, wo und warum macht. Nur so kann 
das verloren gegangene Vertrauen wieder-
gewonnen werden. Mit den Präsidenten des 
Europäischen Rates und der Kommission, 
Donald Tusk und Jean-Claude Juncker, hatte 
ich gemeinsam dieses Ziel. Denn Misstrau-
en schafft Missgunst. Vertrauen aber schafft 
Zukunft. Doch in den letzten Jahren ist das 
Misstrauen gewachsen und hat Kräfte freige-
setzt, die Europa zurückentwickeln wollen, 
die der Renationalisierung das Wort reden, 
die unsere Demokratie in Frage stellen, ja, 
die bereit sind, die EU zu zerstören. 

Keine Ewigkeitsgarantie 

Es gibt keine Ewigkeitsgarantie für die Art 
wie wir leben. Deshalb ist es gefährlich, die 
EU als alternativlos zu betrachten. Natürlich 
gibt es Alternativen zur EU und wir müssen 
diese Alternativen benennen. Die Alternative 
zur EU lautet: Renationalisierung. Deshalb 
stehen wir vor der Frage: Wollen wir jeder für 
sich allein gestellt oder wollen wir gemein-
sam unser Gesellschaftsmodell und unsere 
Wettbewerbsfähigkeit in der Globalisierung 
verteidigen? 

Der nationale Tunnelblick propagiert 
den Rückzug in die nationalstaatliche Idyl-
le als Insel der Glückseligen und suggeriert 
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zur Entfremdung der Menschen von der EU 
bei. Ich verstehe, dass es nicht leicht ist, einzu-
gestehen: Als Nationalstaat schaffen wir es im 
globalisierten 21. Jahrhundert nicht mehr auf 
uns gestellt in der ersten Liga zu spielen, den 
Kampf gegen den Klimawandel, unsere Han-
delsbeziehungen, die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft und unser wertegeleitetes 
Gesellschaftsmodell im globalen Zeitalter zu 
behaupten, all dass kriegen wir nur mehr im 
Schulterschluss mit unseren europäischen 
Partnern und den Gemeinschaftsinstituti-
onen hin. Ein solches Bekenntnis zur EU, das 
weiß ich, ist sicherlich kein Programm zur 
Popularitätssteigerung. 

Aber wie viel leichter müsste uns das heu-
te fallen, als es der Gründergeneration nach 
dem Zweiten Weltkrieg fiel! Die Versöhnung 
mit den deutschen Nachbarn, die ungekannte 
Verwüstungen und Verheerungen über Eur-
opa gebracht hatten, das erforderte Mut und 
Weitsicht. Hätten Konrad Adenauer, Alcide 
De Gasperi, Jean Monnet, Robert Schuman 
und Paul-Henri Spaak in den 1950er Jahren 
bereits so auf die letzten Meinungsumfragen 
und die nächsten Wahlen geschielt, wie es 
meine Politikergeneration tut, dann hätte die 
europäische Einigung niemals das Licht der 
Welt erblickt. 

Europa braucht endlich wieder Mut und 
Weitsicht, eine auf Langfristigkeit angelegte 
Politik! Anstelle des Krisenmanagements 
der letzten Jahre mit seiner Fokussierung auf 

opa von den mutigen Männern und Frauen 
der Gründergeneration geerbt. Sie haben als 
Konsequenz unserer tragischen Geschichte 
entschieden, unsere Interessen so untrennbar 
miteinander zu verknüpfen, dass Krieg un-
möglich wurde und wir gemeinsam Heraus-
forderungen begegnen können. Dass wir Eu-
ropäer das getan haben, ist, in meinen Augen, 
seit der Aufklärung die größte zivilisatorische 
Errungenschaft unseres Kontinents. Diese 
mutige Entscheidung hat uns seit 70 Jahren 
Frieden und Demokratie geschenkt, und dies 
seit dem Fall der Berliner Mauer vor 25 Jahren 
auch endlich in ganz Europa. 

Meine Generation hat nun Sorge dafür zu 
tragen, dass wir dieses großartige Haus un-
seren Kindern nicht als Ruine Europa hin-
terlassen. Um die europäische Einigung für 
unsere Kinder zu sichern, müssen wir das ver-
loren gegangene Vertrauen zurückgewinnen, 
Europa endlich verstehbar machen, Europa 
ein vertrautes Gesicht geben. Ein Schritt in 
diese Richtung war der sogenannte Spitzen-
kandidatenprozess. Ein deutsches Wort, das 
zu Recht Eingang in viele andere Sprachen ge-
funden hat. Zum ersten Mal zogen Personen 
mit Programmen vor der Europawahl 2014 in 
den Wettbewerb um Stimmen. Zum ersten 
Mal war der Kommissionspräsident das Er-
gebnis einer demokratischen Wahl. 

Auf nationaler Ebene ist das ein norma-
ler Vorgang – in Europa ein Aufreger. Das 
Europäische Parlament wird sich dieses hart 
erstrittene Recht von niemandem wieder 
nehmen lassen! Vielleicht haben durch die 
Spitzenkandidaten einige an Macht verloren 
– aber die Wählerinnen und Wähler haben 
an Einfluss gewonnen. Trotzdem möchte ich 
einen Appell an die Regierungschefs richten: 
Hört auf damit, alle Misserfolge und unge-
lösten Probleme Brüssel in die Schuhe zu 
schieben, die Erfolge aber auf die eigene na-
tionale Fahne zu schreiben! Genau das trägt 

„Hört auf damit, alle Misserfolge 
und ungelösten Probleme Brüssel 
in die Schuhe zu schieben, die Er-
folge aber auf die eigene nationale 
Fahne zu schreiben! Genau das 
trägt zur Entfremdung der Men-
schen von der EU bei.“

Die Krise als Chance
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Feinde wurden zu Freunden, Diktaturen zu 
Demokratien, Grenzen wurden geöffnet, der 
größte und reichste Binnenmarkt der Welt 
geschaffen. Wir haben Menschenrechte und 
Pressefreiheit, aber keine Todesstrafe oder 
Kinderarbeit. Warum sind wir darauf nicht 
stolz? In unserem europäischen Haus leben 
viele verschiedene Familien, auch einige neue 
Familien sind eingezogen. Es geht turbulent 
zu, manchmal auch laut, aber immer fried-
lich. Wir haben dieses großartige Haus von 
unseren Eltern geerbt. Es ist ein wenig in die 
Jahre gekommen. Deshalb: Lasst es uns er-
neuern, damit es in seinem Glanz erstrahlt. 
Mir geht es so: Ich bin dankbar, ein Bewohner 
dieses Hauses sein zu dürfen.

Martin Schulz ist Mitglied des Deutschen Bun-
destags. Von 1987 bis 1998 war er Bürgermei-
ster von Würselen. Von 1994 bis 2017 war er 
Mitglied des Europäischen Parlaments und von 
2012 bis 2017 dessen Präsident. Im Jahr 2015 
erhielt er den Aachener Karlspreis. 

Kurzfristiges, dieses auf Sicht fahren, dieses 
sich von Krisengipfel zu Krisengipfel han-
geln, ist es höchste Zeit, dass wir die Probleme 
ehrlich benennen, sie wirklich anpacken und 
nachhaltig lösen.

Vergessen wir nicht: Viele der großen po-
litischen Projekte wurden von der Zeitgenos-
sen zunächst kritisch gesehen. Auch Konrad 
Adenauers Westbindung und Willy Brandts 
Ostpolitik waren ebenso umstritten wie weit-
sichtig und langfristig erfolgreich. Die Additi-
on von nationalen Interessen ergibt nicht den 
europäischen Mehrwert. Aber es gibt sehr 
wohl ein europäisches Gemeinwohl und das 
gilt es zu maximieren. Deshalb: Wir müssen 
in Europa enger zusammenrücken. Wenn wir 
als Europäer zusammenhalten, dann können 
wir so viel erreichen. 

In den letzten Jahren hat angesichts der 
Krise in der Ukraine, dieses Krieges in un-
serer unmittelbaren Nachbarschaft, eine nie 
zuvor gekannte Solidarisierung in der Au-
ßenpolitik stattgefunden. Nationale Regie-
rungen haben ihre Einzelinteressen, Egois-
men und Eitelkeiten überwunden, und sich 
auf eine gemeinsame europäische Linie ver-
ständigt. Bislang haben wir uns nicht ausein-
anderdividieren lassen. Das ist ein Erfolg an 
sich. Denn wenn jeder für sich spielt, sind wir 
schwach, nur vereint sind wir stark. 

Je weiter man sich von Europa entfernt, 
desto mehr spürt man die Strahlkraft, die 
von der europäischen Idee ausgeht, desto 
mehr sind die Menschen begeistert von der 
europäischen Einigung. Auf dem Maidan 
schwenkten sie unsere europäische Fahne. 
Für Menschen auf der ganzen Welt steht 
Europa für die Verteidigung der Menschen-
würde. Europa, das ist die Hoffnung auf eine 
bessere Zukunft. Hören wir endlich auf, die 
Europäische Union schlechtzureden. Wir ha-
ben gemeinsam so viel erreicht, gerade wir 
Deutsche sollten uns das vergegenwärtigen: 
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rien). Es knirscht auch überaus vernehmlich 
in den transatlantischen Beziehungen. Noch 
schlimmer, es gibt innerhalb der EU-Staaten 
Konflikte, bei denen Euroskeptiker mit den 
immer selteneren Föderalisten im Streit liegen, 
Liberale von illiberalen Bewegungen umzin-
gelt sind, die sich nicht sonderlich von Autori-
tarismus unterscheiden, und Befürworter der 
offenen Gesellschaft in Meinungsumfragen 
von radikalen Nationalisten an den Rand ge-
drängt werden. Anstelle der erhofften Einheit 
haben wir es mit Polarisierung und neuen Dif-
ferenzen zu tun, die an die Stelle der bisher gül-
tigen Aufteilung in Rechts und Links treten.

Die bisherigen liberalen Eliten sind umzin-
gelt und auf dem Rückzug; sie sprechen von 
einer Welle des Populismus, sogar einer Kon-
terrevolution, während die Fahnenträger der 
neuen Ordnung nicht allein das gemeine Volk 
hätscheln, sondern die Gelegenheit nutzen, um 
zum Widerstand gegen die Privilegierten und 
Starken aufzurufen, ob diese nun in Brüssel 
oder Berlin sitzen. Noch beflissener rufen sie 
zum Kreuzzug gegen die, die nicht in die Land-
schaft passen – seien das nun Flüchtlinge oder 
Migranten, sei es das mit transnationalen Un-
ternehmen verbundene fremde Kapital oder 
auch mit der „volksfernen“ Brüsseler Bürokra-
tie, die dem allgemeinen Empfinden nach an 
einer chronischen Krankheit namens „Demo-
kratiedefizit“ leidet. Den aufmüpfigen Massen 
gefallen weder die bisherigen Privilegien noch 
die damit bedachten Eliten, die mal Liberale, 

Europa ist faszinierend, wenn auch un-
berechenbar, bedrohlich oder gefähr-
lich – je nachdem wie man es sehen 

mag. Vor noch nicht so langer Zeit wollte es 
scheinen, dass der Kontinent mit der übernati-
onalen Europäischen Union identifiziert wer-
den würde, mit der mit Leben erfüllten For-
mel der „immer engeren Union“, die geschickt 
den Zielpunkt mit einschließt: die vollständige 
Föderation. Heute ist absehbar, dass daraus 
nichts wird. Wir haben keine gemeinsame 
europäische Identität entwickelt, die auf den 
erhabenen Prinzipien von Gleichheit und So-
lidarität beruht. Ganz im Gegenteil sind über-
all neue Risse und Divergenzen zu sehen – in 
Ost und West im Hinblick auf die Migranten 
und im reichen Norden und ärmeren Süden 
wegen der Einkommensunterschiede (nicht 
nur im Umgang mit den Maastricht-Krite-

Es riecht nach Revolution Das Gespenst der Nationalismen 
geht um in Europa. Gerade jetzt sollte der Kontinent Ei-
nigkeit beweisen. Doch wer Europa und die EU retten will, 
muss auf die Interessen des frustrierten Volks Rücksicht 
nehmen, um den Populisten nicht das Feld zu überlassen. 
Das lässt sich aber nicht ohne strukturelle Veränderungen 
anstellen, ohne neue Verfahren, neue Weltanschauungen, 
Konzeptionen und Ideen. Von Bogdan Góralczyk
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völlig isoliert. Das gilt heute nicht mehr, denn 
2015 schlug Warschau eine ähnliche Richtung 
ein und in jüngster Zeit sind weitere Haupt-
städte gefolgt: Wien, Ljubljana, sogar Rom. Es 
zeichnet sich also eine ganze Bewegung ab, ein 
Phänomen, das kein ungarischer Sonderfall 
mehr ist. Zumal die nationalen Kräfte, was 
auch immer wir darunter verstehen wollen, 
zusätzlichen Wind in die Segel bekommen ha-
ben durch das britische Volksbegehren für den 
Brexit; auch machen sie die in der Gesellschaft 
verbreiteten Ängste für ihre Zwecke dienlich. 
Zur Angst vor einem übermächtigen Markt 
und weiterem gesellschaftlichen Zerfall gesell-
te sich nach 2015 die Angst vor dem „Frem-
den“ hinzu, sei dieser nun Migrant, Flüchtling, 
Moslem oder Terrorist. Orbán, die Leitfigur 
der Bewegung, sah in Mauern und Stachel-
drahtverhauen an der Grenze die Lösung, was 
die Liberalen fassungslos machte, dagegen in 
der Gesellschaft viel Applaus bekam.

Zu den existentiellen Ängsten trat noch 
eine andere Angst: die um die eigene Sicher-
heit. Die alte Parole aus dem Clinton-Wahl-
kampf „It’s the Economy, Stupid“ wurde ver-
drängt von „Sicherheit, Dummkopf“, aus der 
die dem eigenen Anspruch nach neuen Eliten, 
die Antiliberalen, mit beiden Händen Muni-
tion schöpfen.

Die EU steht vor der harten Prüfung, den 
Austritt des Vereinigten Königreiches in die 
Praxis umzusetzen. Auch wenn Matteo Sal-
vini in Italien erst einmal in den Hintergrund 
gestellt wurde, auf dem Abstellgleis befinden 
sich die nach Buchstaben und Geist antilibe-
ralen Populisten noch lange nicht. Der eigens 
zu den Europawahlen 2019 angereiste Steve 
Bannon leistete Wahlkampfhilfe durch die 
Ausrufung einer „nationalen Internationale“. 
All das, während Matteo Salvini zum „neuen 
Kreuzzug“ aufrief gegen die, die zu Fuß oder 
doch eher auf dem Seeweg zu uns kommen und 
unsere liebe Ruhe stören. Die ganze, von den 

mal Technokraten heißen und wohl überall 
als abgehoben und fern der Sorgen und Nöte 
der einfachen Menschen gelten.

Es riecht also allenthalben nach Revolution 
und so nimmt es nicht Wunder, dass wie stets 
an historischen Wegscheiden Führergestalten 
auftauchen, die sich an die Spitze der  Unzu-
friedenen und Aufmüpfigen stellen. Manch-
mal sind das Politneulinge, wie etwa in Italien, 
manchmal aber auch altgediente Politiker, die 
sich mittels populistischem Programm eine 
Verjüngungskur verpasst haben, wie der ein-
stige Liberale Viktor Orbán oder auch Jarosław 
Kaczyński, und die sich auf das Motto beru-
fen: vox populi vox Dei. Mit anderen Worten: 
Einmal mehr gilt das Motto: „Allein Gott ist 
zu fürchten.“ Das trifft auch für die unverhoh-
lenen Versuche zu, die Leute konservativ um-
zuerziehen und eine christliche Demokratie 
aufzubauen, traditionelle Familienwerte wie-
derzubeleben und der Kirche nicht nur in der 
Religion, sondern generell in der Gesellschaft 
einen hohen Stellenwert zuzugestehen. 

All dies in Abwehr von Multikulturalis-
mus, offenen Grenzen, einer radikal markt-
orientierten Wirtschaft und Freiheit in Öf-
fentlichkeit und Moralanschauungen, wie es 
sehr anschaulich Viktor Orbán im vergange-
nen Juli beim Jahrestreffen mit der Szekler-
Jugend formulierte (die Szekler sind eine un-
garische Volksgruppe, die in den rumänischen 
Karpaten beheimatet ist). Orbán proklamierte 
das Ende der „Generation der 68er“, die er mit 
haltlosen Hippies und Blumenkindern identi-
fizierte. Mit der geradewegs entgegengesetzten 
Agenda werde jetzt „unsere Generation“ Ein-
zug in die europäischen Salons halten. Ende 
der Lässigkeit, Zeit für Disziplin, und das gilt 
auch für Moral und Sitten!

Der ungarische Staatschef steht nicht al-
leine da. Als er 2010 unerwartet an die Macht 
kam und seine antiliberalen Positionen zu ver-
künden begann, sah es noch so aus, als sei er 
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talität? Wie auch immer das klingen mag, ohne 
Willen und Wollen Deutschlands wird nie-
mand diesen gordischen Knoten durchschla-
gen können. Nachdem London aus dem Spiel 
ist, gewinnt die Keimzelle des europäischen 
Projekts, die Achse Berlin-Paris, wieder an Be-
deutung. Doch Emmanuel Macrons beharr-
lich wiederholter Vorschlag, „konzentrische 
Kreise“ zu schaffen, klingt vielleicht in Paris 
und Westeuropa gut, aber im Osten kann die-
ser nicht gefallen, wo die Länder Gefahr laufen, 
automatisch zu Staaten zweiter oder dritter 
Kategorie herabgestuft zu werden.

Bleibt also die alte, noch aus Willy Brandts 
Zeiten stammende deutsche Konzeption eines 
„Europa der unterschiedlichen Geschwindig-
keiten“, für die sich auch Angela Merkel wie-
derholt ausgesprochen hat. Wird sie dieser 
Auffassung treu bleiben oder wird sie unter 
dem Druck aus Bayern und seitens der illibe-
ralen Strömung Macron nachgeben und sich 
auf seine Formel des „harten Kerns“ einlas-
sen? Oder hat zufällig doch der in Polen ge-
borene Oxford-Politologe Jan Zielonka recht, 
der in seinem neusten Buch mit dem bezeich-
nenden Titel „Konterrevolution“ vorhersagt: 
„Ich denke nicht, dass Bundeskanzlerin Mer-
kel oder Präsident Macron auf sich allein ge-
stellt den Kontinent aus seiner jetzigen Krise 
führen können.“ Eins ist jedoch nahezu sicher: 
Deutschland spielt nolens volens die Rolle des 
Hegemon und die innereuropäischen Vorgän-
ge der letzten Zeit haben die Rolle der Haupt-
städte der Mitgliedsländer wieder gestärkt – 
auf Kosten der geschwächten, dem Prinzip 
nach übernationalen EU-Institutionen. Be-
reits vor einigen Jahren sah der aus Ungarn 
gebürtige George Soros im Gespräch mit dem 
Journalisten Gregor P. Schmitz die Sache auf 
Messers Schneide: Entweder werde Deutsch-
land zu einem „großzügigen Anteilseigner“ 
und nehme die Verantwortung für Europas 
Geschicke auf sich oder es trete als zu starker 

Gründervätern, beginnend mit Jean Monnet 
und Robert Schuman, erdachte Logik der In-
tegration zielte in eine einzige Richtung: Föde-
ration als Krönung des europäischen Projekts. 
Wie sollte sie jedoch heute noch durchgesetzt 
werden, bei den allgemein feststellbaren Stim-
mungen in den Mitgliedsländern? Das ist ge-
radewegs Stoff für das Drehbuch einer Kata-
strophe.

Allein, indem wir die lose Zusammenar-
beit von Nationalstaaten propagieren, also 
eine Konföderation gemäß den Ideen von 
Charles de Gaulle (oder genauer gesagt von 
Christian Fouchet), wäre das, in Anbetracht 
des bereits erreichten Grades an Integration, 
Zusammenarbeit und offenen Grenzen nach 
dem Schengener Abkommen, nicht nur eine 
rückwärtsgewandte oder zumindest anachro-
nistische Konzeption, es wäre im Grunde ge-
nommen auch kontraproduktiv. Damit würde 
nämlich die Rückkehr zu den Nationalstaaten 
drohen und diese würden sich früher oder spä-
ter im Kampf um Souveränität und „patrio-
tisch“ untermauerte Partikularinteressen in 
die Haare geraten. Da lauert eine Falle, viel-
leicht eine Sackgasse, in die wir hineinrennen: 
Offenkundig hat niemand ein Patentrezept 
für alle Probleme, die Europa derzeit plagen. 
Wir haben lediglich ein Prophylaktikum, das 
zu großzügig ausgegeben wird und vielleicht 
schon wirkungslos ist – ob sich dahinter die 
allzu große Marktgläubigkeit („Marktfun-
damentalismus“) oder auch die Rosskur per 
Gürtel-enger-schnallen verbirgt, wie sie den 
Griechen verordnet wurde; auf der anderen 
Seite haben wir die Quacksalber, Magier und 
Wunderheiler mit ihren einfachen und ein-
gängigen Lösungen im Schnellverfahren, die 
der Gesellschaft Disziplin und eine von Kaser-
nenhofmentalität nicht mehr unterscheidbare 
Ordnung überstülpen wollen. Soll ein Über-
maß an Liberalität ersetzt werden durch epide-
mischen Nationalismus und Wagenburgmen-
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folg retten – nämlich mehr als 70 Jahre Frieden 
auf dem Kontinent?

Die Vorschläge, die aus Budapest, War-
schau, Rom oder München kommen, sind 
zwar in ihren Motiven irgendwie nachvoll-
ziehbar, doch wecken sie nicht die allerbesten 
Assoziationen. Sie beschwören anscheinend 
schon lange begrabene Dämonen herauf: einen 
Kontinent unzufriedener, zerstrittener, von 
Nationalismen aufgehetzter und den eigenen 
Regierungen misstrauenden Bevölkerungen, 
an deren Spitze sich – auf natürlichste Art – 
neue Führer stellen, die sich bei den frustrier-
ten Massen anbiedern.

Werden Berlin, Brüssel und Paris (denn 
London kommt nicht mehr in Frage) in der 
Lage sein, diese der Form nach neue, doch aus 
der Geschichte gut bekannte und in schlechter 
Erinnerung befindliche Bewegung einzudäm-
men? Eins ist gewiss: Wer Europa und die EU 
retten will, muss auf die Interessen des fru-
strierten Volks Rücksicht nehmen, um den 
Populisten nicht das Feld zu überlassen. Das 
lässt sich aber nicht ohne strukturelle Verände-
rungen anstellen, ohne neue Verfahrensweisen, 
neue Weltanschauungen, Konzeptionen und 
Ideen. So wie sie zu ihrer Zeit Monnet und 
Schuman hatten. Wer bringt sie mit in Zeiten 
von Trumps Isolationismus? Wer erklärt uns, 
was für ein System die EU heute ist und in Zu-
kunft sein wird? Und was hat Deutschland 
dazu zu sagen?

Aus dem Polnischen 
von Andreas R. Hofmann

Bogdan Góralczyk ist Direktor und Professor 
des Europäischen Zentrums der Universität 
Warschau. Dieser Text entstand in Kooperation 
mit der Website „Dialog Forum“, einem On-
lineportal, das sich publizistisch mit Fragen zur 
politischen und kulturellen Dimension Europas 
auseinandersetzt.

Organismus aus der Eurozone aus, um die 
anderen nicht völlig zu dominieren. Der Bre-
xit und das Phänomen Trump verleihen den 
Überlegungen von  Soros noch ganz andere 
Bedeutungen: Ohne deutsches Engagement 
lässt sich die EU nicht retten; wenn aber aus 
Berlin zu viel Druck kommt oder gar zu große 
Zugeständnisse an die wenn auch territorial 
begrenzten, von Paris forcierten Föderalisie-
rungsvorschläge gemacht werden, kann das 
zu weiteren Differenzen und Rissen in Europa 
führen. Das dürfte wahrscheinlich den Kreml 
freuen, dagegen nicht so sehr Peking, das einen 
Partner sucht, um sich besser gegen die USA 
in Stellung zu bringen.

Es liegt auf der Hand, dass an die Stelle 
der alten Ideale, Normen und abgestimmten 
Diplomatie reine Machtpolitik getreten ist. 
Der seinem eigenen Anspruch nach von un-
ternehmerischer Mentalität geprägte Donald 
Trump stachelt diese Entwicklung noch weiter 
an, aber auch für die Zeit nach ihm lässt sich 
keine einfache Rückkehr zum Status quo ante 
erwarten. Anstelle des berühmt-berüchtigten 
„Endes der Geschichte“, wie es der amerika-
nische Politikwissenschaftler Francis Fuku-
yama verkündete, und des Triumphes west-
licher Liberalität haben wir eine Rückkehr 
der Geschichte mit all ihren Dämonen, einem 
Rückzug des Westens und einer starken illibe-
ralen oder einfach, gemessen an Botschaft und 
Agenda, autoritären Strömung. 

Anstelle der „immer engeren“, immer ho-
mogeneren und kohärenteren Union Euro-
pas geistert einstweilen das Gespenst einer 
immer loseren Union umher, einer schlaffen, 
von Streitigkeiten und inneren Widersprüchen 
zerrissenen Union, wie es sich auf dem Kon-
tinent insgesamt zeigt, aber auch in den von 
Zwistigkeiten und inneren Konflikten gebeu-
telten Mitgliedsstaaten. Wer kann das wieder 
zusammenfügen? Wer wird das europäische 
Projekt und seinen größten, einzigartigen Er-





Milan und Srd- an 
Milan hat zwei Häuser in dem verwüsteten Dorf. 
Das eine davon ist renoviert und wird von ihm 
bewohnt. Das andere ist verbrannt und unter 
den Häusern, die abgerissen werden sollen. 
Srd- an, sein Cousin, hat hier im Dorf ein Haus 
in der gleichen Reihe, ein Haus seiner Großel-
tern. Srd- an lebt nicht hier, er lebt in einem 
anderen Dorf in der Nähe von Pea. Milan hat 
zum Überleben ein paar Rinder, zwei Kühe. Er 
hat kein Einkommen, weder eine Rente noch eine 
andere Hilfe. Beide genießen heute am Samstag 
den Alkohol und der füllt ihnen auch, wie es 
scheint, hier die Tage in der Wildnis. Als sie 
unser Auto mit dem deutschen Nummernschild sa-
hen, fuhren sie uns hinterher, weil sie dach-
ten, dass entfernte Verwandte aus Deutschland 
gekommen waren. Srd- an war schon ziemlich an-
getrunken und forderte gleich von Anfang an 
Geld fürs Fotografieren, um Bier zu kaufen. Au-
ßer von seinen Ansichten bezüglich des Krieges 
hier wollte er nichts von sich erzählen und 
beschuldigte die USA, die Nato und Deutschland 
als Ganzes der Zerstörung und Bombardierung 
der Dörfer. Es wurde ziemlich anstrengend mit 
ihm, seine Forderungen nach Geld wurden inten-
siver. Zum Schluss erzählte er doch noch, dass 
sein Vater 30 Jahre in Bregenz gearbeitet hät-
te, dass er versuchen will, eine Arbeitserlaub-
nis zu erhalten oder für die richtigen Papiere 
heiraten wolle.
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ist auch ein Vorsatz, die Welt nicht dunkler 
zu schreiben als sie ist! Schon jetzt schrei-
ben die ersten: Ja, er mag zwar gewonnen ha-
ben, aber...!“ Wir schreiben jedes „ABER“ in 
Großbuchstaben und lassen wenig Gelingen 
zu, wenig, dass Menschen Kraft geben könnte, 
sich für ein besseres Morgen einzusetzen. Kri-
tisches Denken ist nicht Schwarzmalen nach 
Zahlen. Kritisches Denken bedeutet nicht, die 
Menschen in Angst zu versetzen, bis sie lethar-
gisch werden. Kritisches Denken, im Gegen-
teil, beruht auf der Ruhe, die durch Übersicht 
entsteht. Es ist nicht jener Denker der tiefste, 
intellektuellste, begabteste, der die Zustände 
am hoffnungslosesten und zynischsten zeich-
net. Kritik kann immer der Anfang für neue 
Antworten sein, auch wenn die Antworten 
dann von einem anderen als dem Kritiker ge-
geben werden. Der Intellekt ist nicht dafür da, 
die Menschen mit den größten Schreckenssze-
narien zu erschlagen. „Die Wahrheit ist dem 
Menschen zumutbar“, sagte Ingeborg Bach-
mann, womit sie recht hatte. Die Wahrheit 
ist jedoch immer auch die Möglichkeit auf ein 
neues Morgen.

Wir kommen aus einer Phase, in der sich 
die Kulturschaffenden hatten zurückziehen 
wollen: Wer wollte schon die Rolle von Günter 
Grass einnehmen? Kunst und Kultur sollte 
sauber entpolitisiert sein, nur die Erzählung, 
eine Gegenwelt bieten, sich mit den Niede-
rungen des normalen Lebens oder gar des 
schmutzigen Politikbetriebs nicht zu sehr be-

Kommen wir einmal zu „den Hoff-
nungsvollen“, die nach der Wahl von 
Donald Trump zu hoffen wagten, Eu-

ropa könnte das abschreckende Beispiel auch 
dabei helfen, ein hellerer Kontinent zu werden. 
Es könnte sein, dass sich eine neue politische 
Kultur entwickelt, eine Kultur jenseits des La-
gerdenkens der alten Parteien. Eine politische 
Kultur, in der ein Sieger demütig das Siegerpo-
dest betritt und den Louvre, ein Kunstmuse-
um, zum Feiern wählt, weil es weder von den 
Rechten noch von den Linken je bespielt wur-
de. Diese Wahl des Ortes zeigt auch den Stel-
lenwert der Kultur für die Politik heute. Nur, 
wenn wir unser kulturelles Erbe zu bewahren 
wissen, werden wir Europa, wie wir es schätzen, 
in die Zukunft retten.

Was kann die Kultur hier leisten? Was die 
Kulturschaffenden? Zum einen – und das 

Aufstoßen von Denkräumen Demokratische Gesellschaf-
ten geben meist weniger als zwei Prozent ihres BIP für 
Kultur aus. Doch sie sollten sich mehr von dieser Kultur 
leisten, meint die Publizistin Jagoda Marinic, sie müssen 
sie mit derselben Vehemenz schützen und fördern, wie sie 
sich vor die Künste, Künstler und Journalisten stellen, wenn 
sie in Diktaturen angegriffen werden. Die Solidarität der 
Kulturschaffenden mit ihren Kollegen innerhalb und au-
ßerhalb ihres Landes ist eine Brücke über die Länder Eu-
ropas hinweg. Von Jagoda Marinić
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bringt, gemeinsam die Europahymne zu genie-
ßen oder gar mitzusingen. Mit seinem Auftritt 
verteidigt Levit nicht nur Europa, er verteidigt 
die Freiheit der Kulturschaffenden, für jene 
Welt zu kämpfen, die Grundlage des künstle-
rischen Schaffens ist.

Die Ereignisse der letzten Jahre, die Idee, 
dass dieses Europa zerbrechlich ist, hat viele 
Kulturschaffende daran erinnert, dass sie nicht 
in einem Schutzraum leben, sondern dass sie 
mit der Gesellschaft um sich herum verbunden 
sind, dass ihre Leben nicht im Konzert- oder 
Literaturhaus endet. Diese neue Verwundbar-
keit der europäischen Grundwerte hat viele 
Kulturschaffenden wieder an ihr Bürger-
sein erinnert. Kulturschaffende sind wieder 
verstärkt Bürgerinnen und Bürger. Ein Satz 
schreibt sich anders, wenn man weiß, dass in 
einem anderen Land, nicht weit entfernt, eine 
Autorin wie zum Beispiel Asli Erdoğan für 
denselben Vorgang mit ihrer Freiheit bezahlt. 
Es ist etwas anderes, zu bloggen, wenn man 
weiß, dass in einem anderen Land ein Blogger 
wie Raif Badawi für seine Meinungsäußerung 
mit hundert Schlägen bestraft wird und seine 
Frau Ensaf Haidar von Kanada aus die Öffent-
lichkeit um Hilfe bittet, damit er diese Folter 
überlebt. Liberale Werte stehen weltweit un-
ter Beschuss und Kulturschaffende von heute 
werden daran erinnert, dass es Zeiten gab, in 
denen Bücher verbrannt wurden, Filme verbo-
ten wurden und gerade die Künstler ins Exil 
mussten, wenn sie überleben wollten. 

Die Kultur wird in friedlichen Zeiten oft als 
Zierde einer Gesellschaft beschrieben – dabei 
ist sie ihre Substanz, ihr Rückenmark. Dikta-
toren wissen das und knüpfen sich eben diesen 
freien Bereich einer Gesellschaft als Erstes vor: 
Wenn ich die Meinungsstarken, die Begabten, 
die Prominenten klein und ruhig kriege, habe 
ich alle zum Schweigen gebracht, meinen sie. 
Demokratische Gesellschaften geben meist 
weniger als zwei Prozent ihres BIP für Kul-

fassen. Sie dürfe nicht Partei ergreifen, sonst sei 
sie keine gute Kunst. Die letzten Jahre haben 
gezeigt: Die Kultur kann zwar Gegenwelt sein, 
aber nur in dieser Welt. Oder um es mit Woo-
dy Allen zu sagen: „Ich hasse die Wirklichkeit, 
aber sie ist der einzige Ort, wo man ein gutes 
Steak bekommt!“ 

Die Kulturschaffenden sind zurück, ihren 
Platz in der Gesellschaft zu verteidigen. Denn 
eines machen autoritäre Herrscher deutlich: 
Kultur und Kunst, wie wir sie verstehen und 
schaffen, sind ohne Freiheit und die univer-
sellen Rechte des Individuums nicht möglich. 
Die Kultur ist keine Schutzzone, in der Kul-
turschaffende vor der Welt um sie herum ver-
schont werden könnten. Wenn weltweit Auto-
ren, Künstler und Journalisten für ihre Arbeit 
mit ihrer Freiheit bezahlen müssen, dann wird 
klar: Eine unfreie Gesellschaft wird kein freies 
Theater dulden. Sie wird keinen „unsittlichen“ 
Roman dulden. 

Eine unfreie Gesellschaft wird keine freie 
Meinungsäußerung dulden. Und es wird bei 
der Einschränkung der Freiheit nicht nur um 
Meinungsäußerungen gehen, es wird um die 
Freiheit gehen, sich auszudrücken. Was den-
ken Sie, welchem Bereich die meistverfolgten 
Künstler weltweit zugehören? Der Musik. In 
Berlin konnte 2017 der Weltpianist Igor Levit 
in Berlin bei der Bewegung #PulseofEurope 
die Europahymne spielen. In anderen Ländern 
könnte er für diese Einmischung mit seiner 
Freiheit bezahlen. Autoritäre Herrscher mei-
nen, es sei nicht Aufgabe der Kunst, Hoffnung 
auf Gleichheit zu schenken, Zusammenhalt 
zu ermöglichen, indem man Menschen dazu 
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„Der Intellekt ist nicht dafür da, 
die Menschen mit den größten 
Schreckensszenarien zu erschla-
gen.“
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seine Privilegien nicht verschweigen. Wer Frei-
heit als solche erfahren hat, der wird auch die 
Verantwortung spüren, diese zu verteidigen. In 
den heutigen Zeiten leben viele im Dilemma, 
dass diese Freiheit genutzt wird, um antidemo-
kratische Thesen zu verfechten.

Ein Kampf gegen Minderheiten statt ein 
Kampf um Minderheitenrechte, wie sie unser 
Grundgesetz vorsieht. Auch diese Meinungen 
werden von Bürgern vorgetragen. Um Vol-
taire zu zitieren: „Das Recht zu sagen und zu 
drucken, was wir denken, ist eines jeden frei-
en Menschen Recht, welches man ihm nicht 
nehmen könnte, ohne die widerwärtigste Ty-
rannei auszuüben. Dieses Vorrecht kommt uns 
von Grund auf zu; und es wäre abscheulich, 
dass jene, bei denen die Souveränität liegt, ihre 
Meinung nicht schriftlich sagen dürften.“ Das 
gilt auch für jene, deren Meinung derzeit als 
europafeindlich oder nationalistisch gesehen 
wird. Es ist an uns, diese Meinung anzuhören, 
ihr Platz zu geben, doch für jenes Europa zu 
kämpfen, das Vielfalt in Einheit leben kann. 
Es ist an uns, für Bedingungen des Zusammen-
lebens zu sorgen, die unsere Argumente über-
zeugend machen. Ein abschottender Elitismus 
ist ebenso wenig die Antwort auf diese Fragen 
wie die Elitenfeindlichkeit, die um sich greift. 

Die Hoffnung, die Europa geben kann, ist  
seine historische Erfahrung. Der wertvolle 
Schatz an historischem Wissen, Scheitern 
und Gelingen – all das hat die europäische 

tur aus. Doch sie müssen sich mehr von dieser 
Kultur leisten, sie müssen sie mit derselben Ve-
hemenz schützen und fördern, wie sie sich vor 
die Künste, Künstler und Journalisten stellen, 
wenn sie in Diktaturen angegriffen werden. 
Die Solidarität der Kulturschaffenden mit ih-
ren Kollegen in- und außerhalb ihres Landes ist 
eine Brücke über die Länder Europas hinweg. 

Wer Freiheit als Wert verteidigt, der 
verteidigt Europa

Kultur hält Europa zusammen. Wer in Eu-
ropa die Freiheit als Wert verteidigt, der vertei-
digt Europa. Und gleichzeitig, weil die Zeiten 
so dringlich sind, müssen wir achtgeben, dass 
die Kultur nicht zur Geisel wird, nicht in Haft 
genommen wird, das zu leisten, was politische 
Debatten zu leisten haben, doch mit künstle-
rischen Mitteln. Kunst muss frei bleiben von 
einem Auftrag. Nur in dieser Freiheit kann 
sie ein Kind der Hoffnung bleiben. Freiheit 
– das kann auch der Atemzug sein, den ein 
Gedicht auslöst, weil es in einem einzigen Vers 
unserer Verletzbarkeit ein Zuhause bietet. Ein 
Wortzuhause jenseits der Staatsbürgerschaft. 
Die Meinungsfreiheit sowie die Freiheit sich 
künstlerisch auszudrücken, sind Grundsäulen 
der demokratischen Grundordnung.

Der Kulturschaffende ist Bürger. Er mag 
in seinem Verständnis auch Weltbürger sein, 
doch dieses großartige Konzept ist eine Uto-
pie, sie ist vielleicht eine Chance für morgen. 
Heute hingegen sehen wir: Wer den falschen 
Pass hat, kann im Kopf Weltbürger sein, doch 
er wird mit diesem Kopf auf den Schultern ins 
Gefängnis gesteckt, wie es etwa dem deutsch-
türkischen Journalist Deniz Yücel widerfah-
ren ist. Die Idee der „Weltbürger“ darf die 
Einschränkungen der vielen zugunsten der Pri-
vilegien der wenigen nicht beschönigen. Einer, 
der sich Weltbürger nennt, heute schon, darf 

„Wenn die Kulturschaffenden et-
was tun können, dann sicher auch, 
dieses Wissen wieder lebendig 
zu machen: Was hat es bedeutet, 
in Unfrieden zu leben? Wie viele 
Kriege gab es und wie wurden sie 
geführt?“

Die Krise als Chance
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gen, die Karl der V. zusammengerufen hatte, 
zum Disput von Valladolid. Schon damals ging 
es darum, wer die Barbaren seien, und wer das 
überlegene Volk. Theologisch argumentierte 
Grundlagen für die Sklaverei und Ausbeutung 
der amerikanischen Ureinwohner. Historische 
Verantwortung ist ein Wert, den Europa groß 
zu schreiben hat – schon lange vor den letzten 
Weltkriegen.

Auch Bildung und Demokratisierung sind 
europäische Werte. Wenn wir heute von Eu-
ropa und Kultur reden, dann darf die Erfin-
dung des modernen Buchdrucks nicht fehlen. 
Es ist Teil der europäischen Kultur, dass der 
Zugang zu Bildung demokratisiert wurde. Das 
Heraustreten aus dem Mittelalter hatte zu tun 
mit dem Heraustreten aus einem elitären Kreis 
von Klerikern und Herrschern, die Wissen für 
sich behielten. Die Entdeckungen der Weltrei-
senden wurden durch den Buchdruck immer 
mehr Menschen zugänglich gemacht. Man 
entdeckte die Antike neu, die eigenen Wur-
zeln, und räumte plötzlich der Vernunft mehr 
Platz ein, stellte die althergebrachten Institu-
tionen infrage.  Martin Luther schlug schließ-
lich seine 95 Thesen nicht nur an die Tür des 
Schlosskirche Wittenberg, er schlug damit für 
ganz Europa die Tür zu neuen Denkräumen 
auf. Mit diesem neuen Denken erhielt das Indi-
viduum einen neuen Ort in der Weltordnung: 
Der Mensch konnte direkt mit Gott sprechen. 
Die Aufwertung des Einzelnen gegenüber der 
Institution – und das Gewissen des Einzelnen 
standen plötzlich im Mittelpunkt. Auch dies 
ist die Arbeit von Kulturschaffenden: neue 
Denkräume eröffnen. 

Was auf Luthers Thesen jedoch folgte, wa-
ren Kriege. Auch das ist europäische Kultur. 
Neue Ordnungen gehen mit Kriegen einher. 
Nur wer sich diese Verläufe und immer wieder-
kehrenden Phänomene der Geschichte verge-
genwärtigt, wird den Wert einer Europäischen 
Union als Friedensprojekt zu würdigen wissen.

Geschichte zu bieten. Es ist diese Geschichte, 
die uns zusammenhält. Es muss ein für alle 
abrufbares Narrativ geben, das uns von die-
ser europäischen Identität erzählt, das jedem 
Einzelnen dieses Wissen zugänglich macht. 
Ich möchte Ihnen hier ein wichtiges Buch 
ans Herz legen: „Europe – The Struggle for 
Sumpremacy“ von dem irischen Historiker 
Brendan Simms, der an der Universität Cam-
bridge lehrt. Ein Buch, das die Geschichte Eu-
ropas von 1453 bis heute erzählt. Es ist eine 
Geschichte jahrhundertelanger Kämpfe um 
Vormacht. Zahllose Flottenkriege, König-
reiche, Glaubenskriege, Fürstentümer, eine 
Geschichte der Allianzen und Bündnisse. Alle 
diese Jahrhunderte sind kollektive Erfahrung 
– doch leider nicht immer kollektives Wissen. 
Wenn die Kulturschaffenden etwas tun kön-
nen, dann sicher auch, dieses Wissen wieder 
lebendig zu machen: Was hat es bedeutet, in 
Unfrieden zu leben? Wie viele Kriege gab es 
und wie wurden sie geführt? Wenn Politiker 
nun meinen, es wachse eine Generation nach, 
die sich mehr für freie Roaming-Gebühren in-
teressiert als für das europäische Friedenspro-
jekt, dann kann man nicht als Antwort die 
Gebührenfreiheit propagieren, sondern muss 
bei der Bildung ansetzen. 

In Europa wurde nach 1500 das Konzept 
einer Weltordnung definiert, beschlossen und 
umgesetzt. Eine Weltordnung, die es den Euro-
päern möglich machte, die Welt zu erobern und 
auszubeuten. Es gehört auch zur Kultur Euro-
pas, sich des eigenen Hochmuts bewusst zu sein, 
den wir Europäer über Jahrhunderte an den Tag 
gelegt haben. Es gehört zur europäischen Iden-
tität, zu wissen, welche Kulturen, Ethnien und 
Gebiete Herrscher und welche Diener waren. 
Ab dem 15. Jahrhundert dominierte Europa 
die Welt. Europa war der Gravitationsschwer-
punkt der Kolonialisierung. Und schon damals 
war Europa kreativ, sich moralisch freizukaufen. 
In Valladolid trafen sich 1550 bis 1551 Theolo-
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Die Geschichte Europas ist der Kampf um 
den Fortschritt, die Brillanz, mit der er verfolgt 
wurde und es sind die Schattenseiten. Diese 
Erfahrungen zu bergen, sie an die nächsten 
Generationen von Europäern weiterzugeben, 
als kritisch durchdachte und nicht als Mythen 
beschwörende Inhalte, das ist eine Chance der 
Kulturschaffenden und ihrer Institutionen.

Dieses Europa ist ein Mosaik, ein Puzzle 
aus autonomen Provinzen, Unabhängigkeits-
bestrebungen und immer wechselnden Bünd-
nissen. Nur wer diese Vielfalt versteht, kann 
Europa verstehen. Diese Vielfalt war immer 
Herausforderung, doch sie war auch der Grund 
für die rasante Entwicklung dieses Kontinents. 
Europa ist eine Aneinanderreihung außerge-
wöhnlicher Politikentwürfe, die stets auf Ba-
lance ausgerichtet waren; eine Aneinanderrei-
hung von gescheiterten Reichen, von denen das 
für unsere heutige Gesellschaftsordnung ent-
scheidende der Zweite Weltkrieg und die Fol-
gen des Dritten Reiches sind. Die gesellschaft-
liche Grundlage, der Artikel eins des deutschen 
Grundgesetztes, ist entstanden, weil wir uns 
einer Sache nicht mehr sicher sein konnten: 
Die Würde des Menschen sei unantastbar. Wir 
leben auf dieser schriftlich fixierten Grundla-
ge, weil wir uns  dessen bewusst sind, dass Hu-
manität verloren gehen kann. Und erkämpft 
werden muss.

Wenn man Historiker und Diplomaten er-
zählen hört, wird schnell deutlich, dass Euro-
pa innerhalb seiner Reiche immer zahlreiche 
Prinzen, Machtträger und unterschiedliche 
Provinzen unter einem Hut versammeln muss-
te und es in allen Zeiten ungewöhnliche Ver-
suche gab, Zustimmung und Mehrheiten zu su-
chen. Der diskursive Charakter Europas ist alt. 
Während die chinesischen Imperatoren bei-
spielsweise einen absoluten Anspruch über ihre 
Herrschaftsgebiete hatten, mussten die euro-
päischen immer mit der Idee der balancierten 
Herrschaft führen. Man war zwar Herrscher, 

Ich habe vor Kurzem mehrere zentra-
le Orte Europas besucht, die auf ihre Weise 
von der Vielfalt dieses Kontinents erzählen. 
Das Burgenland in Österreich zum Beispiel: 
eine europäische Region, in der Minderheiten 
besondere Rechte zustanden. Ihre Sprachen 
und Kulturen wurden geschützt, Autonomie 
wurde ihnen in allen kulturellen Bereichen 
zugesichert. Trotz allem sterben inzwischen 
die kulturellen Identitäten aus. Barcelona, die 
Hafenstadt Kataloniens, in der man die Rolle 
des Mittelmeers für Europa studieren kann. 
Im dortigen Maritim Museum am Hafen, 
nahe der Kolumbus-Säule, hat die Stadt die 
Geschichte der Schifffahrt neu aufgearbeitet: 
Ich betrat das Museum und befand mich nur 
wenige Schritte später im Bauch eines Schif-
fes. In diesem kleinen Holzschiff finden sich 
Video animationen über den Schiffsbau von 
damals. Wie haben die Menschen so ein Schiff 
gebaut? Was brauchten sie und wo konnten sie 
die Rohstoffe finden? Warum waren Schiffe 
und das Mittelmeer überhaupt von solcher 
Bedeutung in jener Zeit? Ich sah Kinder über 
die großen Displays gebeugt, wie sie nach Roh-
stoffen suchten, um ein Flottenschiff zu bauen. 
Alles, was man brauchte, war in der kleinen 
Region unterhalb der Pyrenäen zu finden, – so 
wird in diesem kleinen Holzschiff und weni-
gen Quadratmetern Museum der Stolz einer 
europäischen Region wie Katalonien nachvoll-
ziehbar. Eine Region, die nach Unabhängig-
keit strebt und Autonomie, danach, die eigene 
Sprache nicht ausgelöscht zu sehen, an der die 
eigene Kultur hängt, die eigene Erinnerung. 
Kinder in diesem Museum stehen vor der rie-
sigen Galeere, mit der die christlichen Mittel-
meermächte bei der Seeschlacht von Lepanto 
1571 die Osmanen besiegten. Sie sehen, wie 
Europa Menschen zu Sklaven gemacht hat, 
weil es keine Maschinen gab, die Schiffe vo-
rangetrieben hätten. Es gab fast 40.000 Tote 
am Ende dieser Schlacht auf dem Mittelmeer.

Die Krise als Chance
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dafür gesehen, weshalb die europäische Einheit 
und Verständigung in Gefahr ist. 

Es ist die Aufgabe der Bürger Europas, da-
ran zu erinnern, dass die Europäische Union 
dem Frieden auf diesem Kontinent zu dienen 
hat und nicht Partikularinteressen. Die Euro-
päische Union darf nicht den Eindruck erwe-
cken, ein Selbstbedienungsladen für bürokra-
tische und neo-liberale Kräfte zu sein; sie darf 
nicht das Sprungbrett für die Rechtpopulisten 
sein, sie ist auch nicht die Festungsbeauftragte 
Europas, die Minderheitenrechte für die Nati-
onalstaaten aushebelt. Im Gegenteil: sie müsste 
die Plattform sein, die es den einzelnen Län-
dern ermöglicht, die Werte Europas gemein-
sam umzusetzen und zu verteidigen.

Ein existenzieller Wert für Europa ist auch 
die Kraft der Ideen, die Kraft der Worte, die 
Kraft der Aufklärung. Ein beispielhafter Wert 
Europa ist das Erinnern und Aufarbeiten von 
Fehlern aus der Vergangenheit. Die Werte 
Europas sind die Summe des Gelernten aus 
den historischen Fehlern, die dieses Europa 
gemacht hat. Wer diese Lektionen nicht lernen 
will, der bringt Europa zurück und nicht nach 
vorne. Es liegt an uns, ob wir, wie es heißt, die 
Geschichte wiederholen, oder, ob wir sie nut-
zen, um aus ihr zu lernen. 

Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit – das 
sind Ideen, die Kulturschaffende in die Gesell-
schaft getragen haben. Es sind Ideen, die den 
Menschen an einen neuen Platz in der Welt-
ordnung gesetzt haben, den Bürger zum Sou-
verän machten. Wir sind wieder in einer Zeit 
angekommen, in der Kultur sich nicht verste-
cken kann – denn sie wird gefunden und böse 
erwachen, wenn sie zu lange schläft.

Es wird viel darüber diskutiert, was Politik 
kann, was die Medien können. Doch was kön-
nen die Kulturschaffenden? Ich möchte diese 
Frage insofern erweitern, als ich zurückfrage, 
wer Kulturschaffende sind. Kulturschaffende 
sind Bürger – und Bürger sind Kulturschaf-

aber die einzelnen Provinzen mussten ins Boot 
geholt werden, wie das heute genannt wird. 
Auch daran erinnern wir zu wenig, dass dieses 
Europa immer – mit den brutalen oder weni-
ger brutalen Mitteln, die ihm zur Verfügung 
standen – ein Europa des Aushandelns war. 
Das letzte Mal, dass Europa nicht diesen Weg 
gegangen ist, ein totalitärer Herrscher es mit 
Krieg überzog, legte den Kontinent in Schutt 
und Asche. Nach dem Zweiten Weltkrieg, 
unter anderem durch den Schrecken des Ho-
locaust, wurde ein Friedensprojekt ins Leben 
gerufen, das für dieses Aushandeln diploma-
tische und bürokratische Wege sucht.

Dieses Friedensprojekt sollte Europa im 
Rahmen der Europäischen Union ein Format 
für dieses Aushandeln bieten – zunächst auf 
wirtschaftlicher Ebene. Dieses Format hat sich 
leider deformiert: Statt mit den Jahren mehr 
kulturellen Zusammenhalt zu fördern, hat es 
sich weiterhin auf mehr wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit verlassen. Bürger und Experten 
sehen ein Demokratiedefizit in dieser Europä-
ischen Union, Misstrauen ist entstanden, vor 
allem im Hinblick darauf, wer die Nutznießer 
dieses Projekts sind. Diese Europäische Union, 
wie sie jetzt funktioniert, wird als ein Grund 

„Die Geschichte Europas ist der 
Kampf um den Fortschritt, die 
Brillanz, mit der er verfolgt wur-
de und es sind die Schattenseiten. 
Diese Erfahrungen zu bergen, sie 
an die nächsten Generationen von 
Europäern weiterzugeben, als kri-
tisch durchdachte und nicht als 
Mythen beschwörende Inhalte, das 
ist eine Chance der Kulturschaf-
fenden und ihrer Institutionen.“

Die Krise als Chance
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ße ginge und das Kind sagte: Der Kaiser ist 
ja nackt – würde man sagen: Na und, es ist 
der Kaiser, schließlich sehen ja alle hin. Kultur 
und kulturelle Bildung kann gegen diese billi-
ge Aufmerksamkeitsökonomie angehen. Diese 
grelle Aufmerksamkeitsmaschinerie ist auch 
das Werkzeug der rechten Kräfte. Der rasante 
Aufstieg der AfD ist nur aufgrund der Über-
Aufmerksamkeit erklärbar, die ihr zuteilwur-
de. Die Kultur hat auch hier den passenden 
Satz hervorgebracht: „Die Geister die ich rief, 
werd‘ ich nicht los!“

Wenn die Kultur im klassischen Sinn, die 
Kulturschaffenden also, etwas Wertvolles 
einbringen können, dann die Erinnerung an 
eine Gesellschaft, in der das Ringen um die 
Aufmerksamkeit und die Gewinnermittlung 
nicht der Mittelpunkt des Gemeinwesens wa-
ren. Wenn die Kultur etwas kann, dann die 
Idee Europa plastisch zu machen, die Ideen 
am Leben zu halten. Doch Kultur wäre nicht 
Kultur, wenn sie nur konservieren würde. Kul-
tur ist auch das Wagnis, die Suche nach dem 
Unbekannten, das Riskieren.

Ideen, das ist Kultur. Worte, Bilder, die 
Fähigkeit zu begreifen, jenseits der Fakten. 
Nun leben wir in einer Zeit, in der plötzlich 
wieder die Gefühle eine Gefahr für die Fak-
ten geworden sind. „Fakten statt Gefühle“ ist 
ein beliebter Slogan, der sich gegen die Ängste 
stellen möchte. Doch Kultur braucht auch das 
Gefühl, der Mensch ist ohne das Gefühl nichts 
weiter als eine zu kalkulierende Variable. Es ist 
die Kultur, die genau diese Entmenschlichung 
des Menschen nicht mittragen kann. Es ist die 
Kultur, die das wahre Gefühl vor dem manipu-
lierten Gefühl retten kann. Denn der Gegner 
der faktenbasierten Argumentation ist nicht 
das Gefühl, es ist das manipulierte Gefühl. 

Nach dem Dunkel des 20. Jahrhunderts 
hat dieser Kontinent nach neuen Mitteln der 
Politik gesucht. Man wollte die Kriege hin-
ter sich lassen, die Kämpfe. Gleichwohl ist der 

fende. Wir alle schaffen Kultur. Es gibt nie-
manden, der mit seinem alltäglichen, privaten 
Tun oder Wirken im öffentlichen Raum nicht 
auch ein Kulturschaffender wäre. Eltern schaf-
fen Kultur, wenn sie ihren Kindern Werte vor-
leben oder nahebringen. Ein Politiker oder eine 
Politikerin prägt mit seiner Sprache und Agen-
da die politische Kultur. Medien schaffen mit 
ihrer Berichterstattung eine Debattenkultur. 
Medien formen jedoch auch eine Aufmerk-
samkeitskultur, das heißt, sie sind maßgeblich 
an der Frage beteiligt, was Bürgerinnen und 
Bürger beschäftigt, was sie für relevant halten 
und was nicht. Ich würde sogar so weit gehen, 
zu behaupten, dass sie daran beteiligt sind, was 
Bürgerinnen und Bürger für die Welt halten – 
dabei zeigen sie immer einen Ausschnitt. Me-
dienkultur, das ist immer auch das Auswählen 
und Präsentieren von Wirklichkeit – also geht 
es auch um die Kultur der Verantwortung.  Die 
Verantwortung ist ein Wert, der es schwer hat 
in Zeiten von Quoten und Zahlen, die dem 
Profit dienen sollen. In einer Welt der öko-
nomischen Superlative, in der vermeintlich 
nur das Maximale gewinnt. Wenn Medien 
und Politik sich addieren und Polarisierung 
zum Gegenstand ihrer Kultur machen, dann 
schwappt diese Polarisierung auf die Bevölke-
rung über. Medien bilden nicht nur ab, sie sind 
Akteure. Es war Donald Trump, der sagte, er 
hätte diese Wahl ohne die US-Medien nie ge-
wonnen, weil ihm die Mittel gefehlt hätten, 
so viel Werbung für seine Agenda zu machen, 
wie ihm durch die Aufmerksamkeit der Me-
dien einfach zuteilwurde. Er hat trotz seiner 
frauen- und menschenverachtenden Rhetorik 
gewonnen, weil Aufmerksamkeit ein Wert an 
sich geworden ist. 

Wer so viele Blicke und Klicks auf sich 
ziehen kann, der gewinnt. Des Kaisers neue 
Kleider ist ein Märchen, das in der heutigen 
Zeit so nicht mehr funktionieren würde. 
Wenn heute ein Kaiser nackt durch die Stra-
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reich, sind rund ein Viertel aller Jugendlichen 
arbeitslos. Wir müssen in diese Fragen Werte 
wie Würde und Verantwortung einbringen 
und nicht nur Industrialisierung und De-In-
dustrialisierung. Die gemeinsame vielfältige 
Kultur dieses Kontinents, das Ausbalancieren 
der verschiedenen Interessen, das Verteidigen 
der Humanität, all das ist Europa, wie wir es 
nicht vergessen dürfen. 

Europa ist die Wiege der Demokratie und 
die Demokratie das Schutzschild des Individu-
ums und seiner Freiheiten. Eine Demokratie ist 
nur so stark wie sie ihre Schwächsten zu schüt-
zen vermag. Das gilt für den Umgang mit Ein-
zelnen, für den Umgang mit den europäischen 
Nationen und für das Auftreten Europas in 
der Welt. Demokratie ist dann am stärksten, 
wenn dieses Rechtsbewusstsein ins Gefühl der 
Demokraten übergegangen ist, wenn es von 
so vielen Menschen wie möglich verinnerlicht 
wird – und nicht nur zitiert. Verinnerlicht wird 
es durch die kulturelle Erfahrung, die das Zu-
sammenleben bietet. Der aufgeklärte Huma-
nismus ist das kulturelle Erbe Europas, aufge-
klärt gerade über die eigenen Schatten, um zu 
lernen, wie sich auch aus der Dunkelheit Licht 
in die Welt tragen lässt.

Jagoda Marinić: ist eine deutsch-kroatische 
Schriftstellerin, Theaterautorin und Journalistin. 
Sie ist Kolumnistin bei der „Süddeutschen Zei-
tung“, der „taz“ und bei der „Deutschen Welle“, 
sowie der „New York Times“. Sie veröffentlichte 
zuletzt den Roman „Restaurant Dalmatia“. 2016 
erschien ihr Debatten-Band „Made in Ger-
many. Was ist deutsch in Deutschland?“, 2019 
„Sheroes. Neue Held*innen braucht das Land“. 
Jagoda Marinic ist Gründungsdirektorin des 
Interkulturellen Zentrums Heidelberg und hat 
gemeinsam mit weiteren Aktivisten die Initia-
tive „Demokratie Plus“ 2015 ins Leben gerufen. 
Diese kämpft gegen das wachsende Misstrauen 
der Bürger in die Parteien und will zum Einmi-
schen ermutigen.

Mythos des Kampfes um Bürgerrechte und 
Demokratisierung ein zentraler Bestandteil 
der Geschichte Europas. Diesen Mythos ha-
ben viele den rechten Kräften überlassen – die 
europäische Geschichte darf man jedoch nicht 
jenen überlassen, die in einem schein-demokra-
tischen trojanischen Pferd in die Parlamente 
einziehen und von dort aus die Säulen dieser 
Demokratie einreißen möchten. 

Wir müssen klarstellen, dass wir alle als 
Kulturschaffende um das kulturelle Europa 
kämpfen, dass wir heute jedoch klüger kämp-
fen, dass man nicht dabei zusehen wird, wie 
Europa zurück ins Mittelalter katapultiert 
wird; das dunkelste Kapitel unserer Geschich-
te wollen wir hinter und nicht vor uns wissen. 
Demokratiefreunde lassen sich auf die alten 
Mittel nicht ein, weil sie bessere gefunden ha-
ben. Man operiert sanfter. Was die Geschichte 
Europas lehrt: Demokratie muss Wohlstand in 
die Breite ermöglichen, ansonsten ist Demo-
kratie gefährdet. Wenn der Wohlfahrtsstaat 
gefährdet ist und Menschen verarmen, dann 
darf man nicht so lange schweigen, bis in die 
Räume dieser Armut ausgrenzende und men-
schenverachtende Parolen gedrungen und die 
demokratische Gesellschaft durch wirtschaft-
liche Ausgrenzung gefährdet wird. Europa, das 
war auch der Kontinent der sozialen Markt-
wirtschaft, der Krankenversicherungen, der 
Bildung für alle, der Kultur für alle.  Europa 
wird nur zu retten sein, wenn es jene, die es 
lieben, verteidigen und die Plattform, die für 
Europas Frieden geschaffen wurde, die Euro-
päische Union, als Plattform für die Menschen 
und nicht als Plattform für undemokratische 
Eliten gesehen wird, die sich selbst bedienen 
und den Bürger als billige Arbeitskraft aus-
beuten. Die Würdigung der Lebenszeit als Ar-
beitszeit muss ein Thema sein, das wir mit dem 
Artikel 1 des Grundgesetzes angehen. Was ist 
würdevolles Arbeiten – und wie leben jene in 
Würde, die keine Arbeit haben? In Frank-
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Kapitel 3: 
Die Fragmentierung der Öffentlichkeit –
Der Kampf um Deutungshoheit

Fake News, Filterblasen, 
Künstliche Intelligenz und Wählermanipu-
lation á la Cambridge Analytica: 
Wie können die liberalen Demokratien den 
Herausforderungen des neuen 
Medienzeitalters begegnen? 
Was ist Wahrheit? 
Vertrauen benötigt Transparenz und 
Demokratie eine solide Faktenbasis, 
um vernünftige Entscheidungen 
treffen zu können. 
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sich aber schnell auch auf die Gesellschaft und 
Demokratie auswirkten, und wie dies zu den 
Herausforderungen geführt hat, vor denen wir 
heute stehen.

Mitte der 1990er Jahre, als die Aussichten 
in den westlichen Gesellschaften noch rosig 
schienen, erfand Clayton Christensen, Pro-
fessor an der Harvard Business School, den 
Begriff „disruptive Innovation“ als eine Theo-
rie, um zu beschreiben, warum Unternehmen 
scheitern. Die Theorie geht so: Etablierte Un-
ternehmen konzentrieren sich auf hochpreisige 
Produkte für ihre bestehenden Kunden, wäh-
rend Disruptoren ihre innovativen Produkte 
einem neuen Publikum vorstellen, neue Werte 
schaffen und schließlich Marktführer verdrän-
gen. Christensen erkannte, dass nur wenige 
Technologien an sich disruptiv oder nachhaltig 
sind; vielmehr erzeugt das sie umgebende Ge-
schäftsmodell die störende Wirkung. 

Zunächst lieferte Christensens Konzept 
die argumentative Basis für viele Dotcom-
Startups. Etablierte Regeln wurden plötzlich 
„was immer du willst, was sie sein sollen“. Den 
Mitarbeitern wurde gesagt, sie sollten ihre Ver-
pflichtungen, ihr Gewissen, ihre Loyalität, die 
Sicht auf das Gemeinwohl vergessen. Es galt 
entweder zu stören oder selbst gestört zu wer-
den. Alte Zusicherungen zum Arbeitsplatz, 
aber auch Teile der Gesellschaft verwandelten 
sich praktisch in Bits und Atome.

„Innovation und Disruption sind Ideen, 
die ihren Ursprung in der Geschäftswelt ha-

Eines der beliebtesten Konzepte, die der-
zeit auf demokratischen Marktplätzen 
verkauft werden, ist das Konzept der 

Retrotopie. Wir glauben, dass es kein Glück in 
der Zukunft gibt, also müssen wir uns in die 
Vergangenheit zurückziehen. Wie wurden wir 
so besessen von Nostalgie, trotz schwindender 
existenzieller Zwänge und wachsender Frei-
heit, Vielfalt und Kreativität? 

Wir haben sie verloren, die Kontrolle über 
die Sicherheit unseres Arbeitsplatzes, über un-
sere Kultur, über die Höflichkeit in der Politik, 
über das Klima, über was auch immer. Wir 
hoffen immer noch, sie zurückzuerlangen, die 
Kontrolle, aber in Wirklichkeit übergeben wir 
sie an andere. Der Verlust der Kontrolle kann 
beängstigend sein und ist selten freiwillig. Die-
ser Artikel erklärt, wie Störungen zunächst 
Unsicherheit auf den Märkten verursachten, 

Eine kurze Geschichte über Kontrolle Durch A/B-Tests 
stellte sich zur britischen „Vote-Leave“-Kampagne heraus, 
dass die Gewinnerbotschaft lautete: „Die Kontrolle zu-
rückgewinnen". Untersuchungen legten nahe, dass die Ein-
beziehung des Wortes „zurück“ die Wut der Wähler und 
Missfallen auslöste, Dinge zu verlieren, die sie ihrem Emp-
finden nach einmal hatten – insbesondere Kontrolle. Die 
Kontrolle zu verlieren, ist ein verbreitetes Gefühl in west-
lichen liberalen Gesellschaften. Wie kann wieder Vertrauen 
geschaffen werden? Von Anatol Itten
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nur wenige Möglichkeiten haben", sagt Hy-
man. „Disruptive Innovationen haben die 
prekäre Wirtschaft nicht verursacht. Uber 
war möglich, weil Schichtarbeit so schlecht 
ist", fährt er fort. Auf der Grundlage, dass Ar-
beitnehmer als unabhängige Auftragnehmer 
behandelt werden, haben viele so genannte 
Plattform-Startups des letzten Jahrzehnts die 
Kosten für die Zahlung von Arbeitnehmeran-
sprüchen wie Jahresurlaub, Krankengeld und 
Alterszulagen vermieden. Die Unternehmen 
werden sogar dazu veranlasst, alles in ihrer 
Macht Stehende zu tun, um die Kosten von 
Arbeitsverhältnissen zu vermeiden. Die neue 
„Aufladeökonomie“ von elektronischen Rol-
lern ist in dieser Hinsicht eines der undurch-
sichtigsten Beispiele. Die Aufgabe besteht in 
der Regel darin, Roller mit erschöpften Batte-
rien in einer App zu lokalisieren, sie in ein Auto 
oder einen LKW zu stapeln und sie fürs Auf-
laden über Nacht mit nach Hause zu nehmen. 
Auflader haben praktisch keine Verbindung zu 
den Unternehmen, aber sie müssen Netzteile 
und Adapter kaufen, um die Aufgabe zu er-
füllen. Die Bezahlung ist minimal, die Roller 
sind manchmal schwer zu finden, und Frei-
berufler beschweren sich oft über unsichere 
Bedingungen wegen krimineller Aktivitäten. 
Aufgrund einer einfachen Registrierung und 
mit Hilfe  intelligenter Gamification sind Tau-
sende von Menschen seltsamerweise bereit, die 
Ladung von Rollern mit ihrem eigenen Strom 
zu subventionieren.

Daher versucht Hyman zu sagen, dass die 
Technologie um soziale Zerrüttungen  herum 
aufgebaut wurde, um die Flexibilität der Arbeit 
zu vereinfachen und zu erhöhen, um den Wett-
lauf um monopolistische Marktpositionen zu 
gewinnen.Leider betreffen die meisten unserer 
Kenntnisse die Folgen von Störungen in Bezug 
auf Marktplätze und Marktteilnehmer, bezie-
hungsweise ihre sichtbarsten Auswirkungen, 
nämlich jene auf unsere Arbeitsplätze und So-

ben, seitdem aber auf Arenen angewendet wur-
den, deren Werte und Ziele weit von den Wer-
ten und Zielen der Wirtschaft entfernt sind“, 
schreibt die Harvard-Geschichtsprofessorin 
Jill Lepore in ihrem Artikel „The Disrupti-
on Machine“ (Die Disruptionsmaschine) für 
den „New Yorker“. Zugegebenermaßen verlor 
das Wort Disruption seine Bedeutung durch 
Überbeanspruchung. Doch trotz oder gerade 
deshalb haben wir ihre umfassenderen Auswir-
kungen auf die Gesellschaft nicht vollständig 
begriffen. Dazu hilft es, ein paar Jahre zurück-
zugehen, bevor der Begriff „disruptive Innova-
tionen" entstand.

Laut Louis Hyman, Wirtschaftshistoriker 
an der Cornell University, hatten Disrupti-
onen in der Gesellschaft, die sich durch Tech-
nologie beschleunigten, ihren Nährboden in 
der Praxis des Downsizing, des Outsourcing 
und des Subunternehmertums in den späten 
1960er Jahren, während einer Zeit stagnie-
render Gewinne. Kosten zu senken war ein-
facher als die Umsätze zu steigern. Das Out-
sourcing von Arbeitsschritten an Zeitarbeiter 
oder Leiharbeiter ist heute gang und gäbe, aber 
damals war es schon seltsam genug, dass es ge-
lernt werden musste. Jahrzehnte später „kann 
Uber flexibel bleiben, weil die Arbeitnehmer 

Der Kampf um die Deutungshoheit

„Den Mitarbeitern wurde gesagt, 
sie sollten ihre Verpflichtungen, 
ihr Gewissen, ihre Loyalität, die 
Sicht auf das Gemeinwohl ver-
gessen. Es galt entweder zu stören 
oder gestört zu werden. Alte Zusi-
cherungen des Arbeitsplatzes, aber 
auch Teile der Gesellschaft verwan-
delten sich praktisch in Bits und 
Atome.“
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und wie diese Inputs verteilt sind. Diese Szena-
rien werden dann nach verschiedenen Krite-
rien wie Outdoor-Komfort, Energieeffizienz, 
Aussichten, Tageslicht und Annehmlichkeiten 
für Fußgänger bewertet. Durch weitere Inputs 
wie öffentliche oder private Ziele (z.B. CO2-
Emissionen, Gewerbegebiete) und Einschrän-
kungen (z.B. verfügbares Budget, bestehende 
Vorschriften, nutzbare Flächen) erkundet die 
Software alle möglichen Permutationen einer 
Lösung und erzeugt Gestaltungsalternativen. 
Das Programm testet und lernt bei jedem neu-
en Durchlauf, was funktioniert und was nicht. 
Man braucht dazu lediglich KI-Algorithmen 
und unbegrenzte Cloud-Computing-Kapa-
zitäten.

Ziel ist es, öffentliche Planungen und Pro-
teste überflüssig zu machen. Eine Unterfir-
ma von Sidewalk Labs erzählt ihre Geschich-
te über ihr Lieblingsbeispiel: Eine neugierige 
Bewohnerin begann, ein zukünftiges Viertel 
auf ihrer Pilot-Design-Schnittstelle mit der 
niedrigsten Bevölkerung und der grünsten 
Fläche zu entwerfen. Wie das Unternehmen 
sagt, „wollte sie einen eigenen Hinterhof “. 
Das Programm signalisierte ihr, dass ihre ge-
wählten Vorlieben zu niedrigen Punktzahlen 
für Outdoor-Komfort und Energieeffizienz 
führen würden. Zwei Dinge, die sie offenbar 
schätzte. Dies veranlasste sie zu einigen An-
passungen, die zu einer Kompromissoption 
führten, die bei diesen beiden Prioritäten gut 
abschnitt. Laut Unternehmen die Art von Lö-
sung, „welche die Leistung der Vororte erheb-
lich verbessern würde“. 

Die entscheidende Frage hinter diesem neu-
en Ansatz der Stadtplanung lautet: Wer ist für 
die Auswahl und Bewertung der Leistungskri-
terien, der Ziele und Zwänge zuständig? 

Wer entscheidet, wie die Design-Inputs 
konditioniert und präsentiert werden? Auf 
welcher Grundlage verbindet der Algorithmus 
„viel Grünfläche“ mit „niedrigem Outdoor-

zialversicherungssysteme. Aber wir müssen auf 
dem Laufenden sein. Geschäftsmodelle in der 
digitalen Welt sind so erfolgreich geworden, 
dass Tech-Unternehmen versuchen, „die di-
gitale Erfahrung im physischen Raum zu wie-
derholen“. Ein leitender Manager bei Google 
Maps  erklärte dies 2012 klar: „Wenn man sich 
die Offline-Welt anschaut, die reale Welt, in 
der wir leben, sind diese Informationen nicht 
vollständig online. Wir versuchen, diese Kluft 
zwischen dem, was in der realen Welt und was 
in der Online-Welt gesehen wird, zu überbrü-
cken. Alles, was sichtbar ist, wird Teil von Goo-
gles Index der physischen Welt werden."

Soziale Störungen

Nach der Eroberung unserer Straßen und 
der öffentlichen Räume sind unsere Viertel 
und Häuser an der Reihe. „Sidewalk Toron-
to soll das erste vollständig vernetzte Viertel 
auf dem Planeten werden. Die Nutzung die-
ser Vernetzung zur Verbesserung des Lebens 
der Bürger wird der Schlüssel zu einer erfolg-
reichen Disruption der Viertel sein“. Dies ist 
eine von mehreren provozierenden Aussagen 
von Dan Doctoroff, CEO der Google-Firma 
Sidewalk Labs, ehemaliger Bloomberg-Mana-
ger und stellvertretender Bürgermeister von 
New York. Laut Doctoroff wollen sie „die 
Stadtplanung vom Internet her denken“, da-
mit „Regierung und Sozialpolitik von Daten 
angetrieben werden können“. Auch wenn das 
vielleicht etwas weit hergeholt klingen mag, 
zeigt ihr erstes Testviertel Waterfront Toron-
to, dass sie nicht allzu weit davon entfernt sind, 
diese Vorstellung zu realisieren. 

Wie machen sie das genau? Durch die Ge-
nerierung tausender städtebaulicher Szenarien, 
das Testen von Kombinationen von Design-
Inputs wie der Art des Straßenrasters, Bevölke-
rung, Gebäudehöhen, Menge an Grünflächen 
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kutiert oder verhandelt, sondern leiten sich 
hauptsächlich aus Unternehmenszielen ab, 
die die Politik definieren. 

Als Nextdoor, das größte soziale Netzwerk 
im Viertel, auf Racial Profiling in seiner An-
wendung stieß, demotivierte es die Benutzer 
durch intelligentes Produktdesign, Berichte 
einzureichen, die auf rassistisch motivierten 
Vorurteilen basierten. Am Ende hat das Unter-
nehmen einfach die Schritte zur Meldung ver-
dächtiger Aktivitäten und Verbrechen erwei-
tert. Wenn Benutzer die angeforderten Felder 
nicht ausfüllen, können sie nichts posten. 

Der Ansatz der Big Tech reduziert die Bür-
ger auf Verhaltensautomaten, die in einer an-
omaliefreien Gesellschaft leben, die von den 
gewünschten Ergebnissen geprägt ist. Dies 
steht jedoch im Widerspruch zu der Vorstel-
lung, dass Bürger nicht nur als passive Subjekte 
behandelt werden sollten, die gesteuert oder 
manipuliert werden, sondern als willkommene 
Teilnehmer, die an der demokratischen Re-
gierungsführung ihrer eigenen Gesellschaft 
teilnehmen. Erst jetzt, ein Jahrzehnt nach der 
Finanzkrise, schreibt Nitasha Tiku in ihrem 
Artikel „An Alternative History of Silicon Val-
ley Disruption“, scheint die Öffentlichkeit zu 
verstehen, dass das, was wir für Disruption 
hielten, mehr wie Extraktion wirkte  –  un-
serer Daten, unserer Aufmerksamkeit, unserer 
Zeit, unserer Kreativität, unseres Contents, 
unserer DNA, unserer Häuser, unserer Städte, 
unserer Beziehungen.

Wenn etablierte Unternehmen auf Stö-
rungen und Unsicherheit stoßen, versuchen 
sie in der Regel, ihre Widerstandsfähigkeit 
zu erhöhen, indem sie sich an Veränderungen 
anpassen, Übergangslösungen verbessern und 
negative Auswirkungen minimieren. Doch 
Zerrüttungen in Gesellschaften folgen einer 
anderen Logik als in Märkten oder Technolo-
gien; und die Folgen werden unterschiedlich 
kompensiert. Menschen sind keine Festplat-

Komfort“ und „niedriger Energieeffizienz“? 
Bisher gibt es in Politik und Gesellschaft keine 
vernünftige Überlegung  zu all diesen Fragen. 
Es ist keine Hexerei, für das oben erwähnte ge-
nerative Design, Dinge zu konditionieren, die 
eine Person mit voreingestellten bevorzugten 
Ergebnissen schätzt. Es ist eine gespiegelte 
Übung. Je mehr Teilnehmer mit den Inputs 
für die Gestaltung der städtischen Infrastruk-
tur und Sozialpolitik spielen, bis sie eine Lö-
sung finden, die ihren Vorlieben entspricht, 
umso besser wird ein KI-Algorithmus in der 
Lage sein, machbare Kompromisse zu berech-
nen und zu präsentieren. Es wird natürlich die 
eine Lösung sein, welche die größte Anzahl 
individueller Präferenzen integrieren kann. Es 
könnte ein perfektes Märchen für eine produk-
tionsbasierte Demokratie sein. Doch wie sehr 
können Sie eine akribisch konstruierte, algo-
rithmisch abgestimmte und mastergeplante 
Umgebung wirklich mitgestalten?

Wie Shoshana Zuboff  in ihrer monumen-
talen Studie über den Überwachungskapi-
talismus warnt, wirken verhaltensbezogene 
Veränderungen in dieser Vorlage sozialer Be-
ziehungen über die Schwelle des menschlichen 
Bewusstseins hinaus, um Verhalten anzuregen, 
zu belohnen, zu bestrafen und zu verstärken, 
das mit „richtiger Politik“ vereinbar ist. (Die 
Bewohner sollten Lösungen wählen, die die 
Leistung der Stadtteile unterstützen. Aber wes-
sen Leistung?). Die Parameter, die eine solche 
„richtige Politik“ darstellen, werden nicht dis-

„Die entscheidende Frage hinter 
diesem neuen Ansatz der Stadt-
planung lautet: Wer ist für die 
Auswahl und Bewertung der 
Leistungskriterien, der Ziele und 
Zwänge zuständig?“
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gen, und sind unzufrieden damit, wie die De-
mokratie vonstatten geht. Wissenschaftler 
glaubten, dass die Bürger, wenn sie ihr Ver-
trauen in die Nationalstaaten verlieren, aktu-
elle soziale, wirtschaftliche oder ökologische 
Probleme zu lösen, ihre Hoffnung auf supra-
nationale Institutionen oder den Multilate-
ralismus setzen, um das Versagen der natio-
nalen Regierung zu korrigieren. Wir sehen 
jedoch, dass dieses „Entweder-oder“-Denken 
nicht funktioniert. Eine Umfrage des Rats für 
Auswärtige Angelegenheiten/YouGOV hat 
kürzlich ergeben, dass 38 Prozent der europä-
ischen Wähler ihre Hoffnung sowohl in ihre 
nationalen politischen Systeme als auch in die 
EU aufgegeben haben, weil sie der Meinung 
sind, dass alle politischen Systeme beschädigt 
sind und sie nicht sehen, wie etwas Positives 
von ihnen ausgehen könnte. 

Die höchsten Zahlen und die Mehrheit 
der Befragten, die so denken, finden sich in 
Frankreich (69 Prozent) in Griechenland (61 
Prozent)und in Italien (49 Prozent). Italiener 
sorgen sich wie die Griechen derzeit mehr um 
Auswanderung als um Einwanderung. In bei-
den Ländern sehen die Bürger Arbeitslosigkeit 
als das wichtigste Problem des Landes. 

Die Abwanderung von Fachkräften ist in 

tenlaufwerke, warnt Harvard-Professorin Jill 
Lepore. Es ist eine banale Aussage, gleichwohl 
mit wichtigen Implikationen. Obwohl öffent-
liche Schulen, Museen oder Krankenhäuser 
Einnahmen, Ausgaben und Infrastrukturen 
haben, sind sie keine Industrien wie Hersteller 
von Festplattenlaufwerken oder Motoren oder 
Videos Industrien sind. Ärzte haben Verpflich-
tungen gegenüber ihren Patienten, Lehrern 
gegenüber ihren Schülern und Kuratoren ge-
genüber der Öffentlichkeit – Verpflichtungen, 
die jenseits des Einkommens liegen und sich 
grundlegend von den Pflichten unterscheiden, 
die ein Geschäftsführer gegenüber Mitarbei-
tern, Partnern und Investoren hat. Das Gleiche 
gilt für die Orte, die wir unsere Straßen und 
Häuser nennen.

Disruptionen über Gesellschaften hinweg 
haben letztlich die Art und Weise in Frage ge-
stellt, wie wir unser „Zusammenleben“ orga-
nisieren, also unsere demokratischen Prozesse. 
Demokratische Prozesse enthalten das Kern-
versprechen, dass Politik von,  für und manch-
mal zusammen mit den Menschen gemacht 
wird. Doch demokratische Prozesse sind im-
mer weniger in der Lage, eine Antwort auf 
die zunehmende Unsicherheit zu geben, mit 
der Gesellschaften konfrontiert sind. Wenige 
sind so geschickt darin, diese „politische Impo-
tenz“ zu erklären wie der Philosoph Zygmunt 
Bauman. Er meint, dass die Fähigkeit zu ent-
scheiden, was getan werden muss, sobald sie 
mit dem territorial souveränen Staat zusam-
menhängt, abnimmt oder sich auf eine glo-
balere Ebene verlagert. Dies hat dazu geführt, 
dass Nationalstaaten nicht in der Lage waren, 
ihre Versprechen einzulösen, was zu einer weit 
verbreiteten Ernüchterung führte in Bezug auf 
die Vorstellung, die Zukunft werde die Lage 
des Menschen verbessern. 

Viele europäische Bürger haben ihr Ver-
trauen in die Fähigkeit der Nationalstaaten 
verloren,  für eine glänzende Zukunft zu sor-

 „Demokratische Prozesse ent-
halten das Kernversprechen, dass 
Politik von, für und manchmal 
zusammen mit den Menschen ge-
macht wird. Doch demokratische 
Prozesse sind immer weniger in der 
Lage, eine Antwort auf die zuneh-
mende Unsicherheit zu geben, mit 
der die Gesellschaften konfrontiert 
sind."
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stören und sie zu dem machen, was immer man 
will, dass sie sein soll.

Dominic Cummings, der Wahlkampflei-
ter der Vote-Leave-Kampagne des Brexits, hat 
auf erschreckende Weise Details erläutert, wie 
sie maschinelles Lernen nutzten, um Umfra-
gen grundlegend zu verändern, indem sie eine 
viel größere Stichprobe verwendeten, als sie in 
Wahlumfragen traditionell verwendet wur-
de. Die Kampagne „Vote Leave“ nutzte dann 
eine Unterstichprobe ihrer Umfragestichpro-
be, um Daten direkt in Facebook zu nutzen 
und bestimmte Personen anzusprechen, um 
wiederum die Wirkung von Nachrichten auf 
verschiedene mikrodemografische Gruppen 
zu testen. Durch  A/B-Tests fand die britische 
Vote-Leave-Kampagne heraus, dass die Gewin-
nerbotschaft lautete: „Die Kontrolle zurückge-
winnen“. Untersuchungen legten nahe, dass die 
Einbeziehung des Wortes „zurück“ Wut und 
Missfallen der Wähler auslöste angesichts der 
Befürchtung, Dinge zu verlieren, die sie einst 
hatten – insbesondere Kontrolle. 

Die disruptive Dynamik des kreativen 
Abbaus sozialer Strukturen hat letztlich dem 
Erfolg von Kampagnen den Weg geebnet, die 
Wut anstacheln. In einem kürzlich veröffent-
lichten Bericht schrieb der „New Yorker“, die 
große Einsicht von Fox News bestehe nicht 
unbedingt darin, dass es eine große Sehnsucht 
nach einem konservativen Standpunkt gebe. 
Sie entdeckten vielmehr die Anziehungskraft 
von Angst und auf Wut basierender Politik. 
Der Bericht zitiert einen ehemaligen Gastgeber 
mit den Worten: „Ich habe nie gehört, dass sich 
irgendjemand Sorgen darüber gemacht hätte, 
wie er oder sie an eine zweite Quelle kommt. 
Der einzige Satz, den ich immer wieder hörte, 
lautete: ‚Das wird das Publikum empören!΄ 
Du stachelst die Zuschauer an, damit sich 
niemand abwendet." Daher lernen politische 
Parteien jetzt, sich direkt an den Teil unserer 
Persönlichkeit zu wenden, der eher emotional 

Italien ein besonders heikles Thema, da jedes 
Jahr rund 280.000 junge, gebildete Menschen 
das Land verlassen. Dies ist ein beträchtlicher 
Verlust für Italiens intellektuelles und wirt-
schaftliches Leben. In Frankreich sind die Le-
benshaltungskosten das wichtigste Problem, 
mit dem das Land konfrontiert ist. Daher 
kreisen die allgemeinen Ängste und Befürch-
tungen in vielen westlichen Gesellschaften um 
die zunehmende Knappheit an Arbeitsplätzen, 
sinkende Einkommen und eine damit größere 
Fragilität gesellschaftlicher Positionen. Zwei 
Dekaden von Disruptionen des Marktes haben 
zu dem beigetragen, was Bauman „eine zuneh-
mende Frustration nennt, die durch den Abbau 
der uns zur Verfügung stehenden Ressourcen 
und Fähigkeiten und die Bedeutsamkeit der 
Herausforderungen, vor denen wir stehen, ge-
nährt wird."

Sehnsucht nach Kontrolle

Allein mit Blick auf die Wahlen in den Jah-
ren 2015, 2016 und 2017 sind in verschiedenen 
EU-Mitgliedstaaten 31 neue politische Par-
teien in die nationalen Parlamente eingezo-
gen. Einige dieser politischen Parteien haben 
das etablierte politische System aufgewühlt, 
wie die italienische Fünf-Sterne-Bewegung, 
die spanischen Ciudadanos und Podemos, 
die Alternative für Deutschland, das nieder-
ländische Forum voor Democratie, die grie-
chischen Parteien To Potami oder Syriza so-
wie La République en Marche in Frankreich. 
Sie haben nicht nur die Kategorisierung auf 
der Links-Rechts-Achse verändert, sondern 
auch Vorstellungen über Parteiorganisation, 
Finanzierung oder Herangehensweisen im 
Wahlkampf. In der politischen Arena scheint 
ein ähnliches Paradigma wie in der Unterneh-
menswelt die Oberhand zu gewinnen: Um er-
folgreich zu sein, muss man die Demokratie 
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als rational ist und immer war. Anfang dieses 
Jahres berichteten Nathan Kalmoe und Lilli-
ana Mason von Erkenntnissen, dass ein Sieg 
in extrem polarisierten Kampagnen die Ge-
walt gegen die Opposition erhöht. Dies galt 
für den Brexit, der den höchsten Anstieg an 
Hassverbrechen in Großbritannien mit sich 
brachte, den es je gab.

Was tun wir mit den beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten negativen Folgen für den so-
zialen Zusammenhalt und die demokratischen 
Grundsätze, wenn Gesellschaft und Demokra-
tie ständig gestört werden? Vor allem, wenn die 
Mehrheit der jüngeren Generationen in ihrem 
Leben noch nie wirklich effektive politische 
Institutionen erlebt hat?

Akteure des Wandels

Es ist immer schwierig, die Geschichte 
zu befragen, um die Zukunft vorherzusagen. 
Historisch gesehen haben sich Viertel in ge-
schlossene oder engstirnige Gemeinschaften 
verwandelt, wenn der Staat radikal offen und 
durchlässig war. Gemeinschaften begannen, 
ihre Kultur gegen Außenstehende zu ver-
teidigen. In den kosmopolitischen Städten 
multinationaler Imperien wie im alten Ale-
xandria bauten Gruppen unterschiedlicher 
kultureller Herkunft ihre eigenen institutio-
nellen Strukturen auf und setzten sie parallel 
zu jenen der Staatsbeamten durch. Oder im 
New York des frühen 20. Jahrhunderts, einem 
Zentrum der Masseneinwanderung, als das 
Land offen war, aber die Stadt zu einem Ort 
voller fragmentierter ethnischer, kultureller 
und religiöser Gruppen wurde, von denen je-
der die Lebensweise der jeweils anderen fremd 
war. Dies führte dazu, dass lokale ethnische 
Banden ihre Viertel kontrollierten und Jun-
gen verprügelten, die buchstäblich die Grenze 
übertraten. So beobachten wir in Zeiten sozi-
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aler Disruptionen und fehlender politischer 
Reaktionsfähigkeit, dass sich viele Bürger zu-
rückziehen und sich auf die Stärke ihrer Grup-
pen verlassen.

Im Gegensatz zu früher können wir uns 
heute jedoch der Technologie zuwenden, um 
soziale Probleme zu lösen. Aber dabei bitten 
wir einen Dieb, einen Dieb zu fangen. Ver-
trauen Sie nicht der Regierung, vertrauen Sie 
uns, signalisiert die große Technologie. In ih-
rer Welt wird es keinen Platz für engstirnige 
Gemeinschaften oder ethnische Banden ge-
ben. Das Beispiel Nextdoor zeigt, dass das 
Ziel, Racial Profiling in Vierteln zu stoppen, 
durch intelligentes Design und nicht durch 
intelligente Diskussion der Bewohner gelöst 
wurde. Die Motivation dafür beruhte auf 
Unternehmenszielen. Es wurde als Gefahr 
für die Wirtschaft angesehen, nicht als eine 
für die Gesellschaft selbst. Anstatt die Kon-
trolle zurückzugewinnen, geben wir also die 
Kontrolle ab. 

Haben wir Störungen in unserem Leben 
nur akzeptiert, weil sie vorgegeben oder un-
vermeidlich waren, weil sich niemand die 
Mühe machte, zu fragen, ob es auch andere 

 „Die entscheidende Frage lautet: 
Wen machen Gesellschaften zu 
Akteuren des Wandels? Regie-
rungen, Bürger oder große Techno-
logie? Regierungen mögen viel-
leicht neunmal langsamer laufen, 
aber die Menschen tun es nicht. 
Daher muss es eine Möglichkeit 
für Bürger geben, die den Instru-
menten ausgesetzt sind, die ihr Le-
ben stören, sie zu überwachen und 
zur Rechenschaft zu ziehen."
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Möglichkeiten gibt? Die Antwort findet sich 
an einem anderen Ort. Disruptoren arbeiten 
ständig mit einem Gefühl der Dringlichkeit 
und versuchen, alles zu verhindern, was sie 
bremsen könnte.

Der ehemalige CEO von Intel, Andy Gro-
ve, sprach aus, was viele seiner Kollegen den-
ken: „Hightech läuft dreimal schneller als 
normale Unternehmen. Und die Regierung 
läuft dreimal langsamer als normale Unterneh-
men. Wir haben also eine neunfache Lücke.“ 
„Funktioniert für mich“, sagt Eric Schmidt 
von Google. „Man will also“, sagt er weiter, 
„dass die Regierung nicht in die Quere kommt 
und die Dinge verlangsamt... Die Regierung 
könnte tatsächlich ein Gesetz verabschieden, 
das dumm ist, das tatsächlich etwas Falsches 
bewirken und nicht funktionieren würde.“

Die entscheidende Frage, die Gesellschaf-
ten daher beantworten müssen, lautet: Wen 
machen sie zu Akteuren des Wandels? Regie-
rungen, Bürger oder große Technologie? Regie-
rungen mögen vielleicht neunmal langsamer 
laufen, aber die Menschen tun es nicht. Daher 
muss es eine Möglichkeit für Bürgerinnen und 
Bürger geben, die den Instrumenten ausgesetzt 
sind, die ihr Leben stören, sie zu überwachen 
und zur Rechenschaft zu ziehen.

Die meisten großen Tech-Unternehmen 
verdienen ihr Geld mit den von Usern abge-
gebenen Daten, entweder durch Werbung 
oder durch den Verkauf unserer Verhaltens-
muster an andere Unternehmen. Wenn Goo-
gles Ziel darin besteht, die Infrastruktur und 
Dienstleistungen für selbst fahrende Autos 
und Busse, intelligente Straßen, Häuser und 
Spielplätze zu besitzen, müssen sie Lösungen 
in einer Weise präsentieren, die mit den Wer-
ten jedes einzelnen Bewohners in Einklang ist, 
und Lösungen, die besser sind als die derzeitige 
Regierung oder die EU bereitstellen können. 
Wie am Beispiel Sidewalk dargestellt, wissen 
sie bereits, was uns dazu anregt, etwas anzu-

nehmen. Das Wissen der Big Tech durch die 
Kartierung unseres Verhaltens seit fast zwei 
Jahrzehnten wird ihr Schlüssel sein, um Städ-
te vom Internet her wieder aufzubauen. Das 
ist eine einfache Schlussfolgerung. Seit den 
frühen 2000er Jahren bietet Google den be-
sten Service und die fortschrittlichste Infra-
struktur im digitalen Raum. Heute sind sie 
der größte Torhüter des digitalen Raums und 
der wohl mächtigste Konzern der Welt. Wenn 
sie bessere Technologie und bessere Dienstlei-
stungen in der Stadt anbieten, wenn sie bessere 
Busfahrer, Klempner und Vizebürgermeister 
werden, wenn sie ein neues soziales Sicherheits-
netz schaffen und Anreize für „richtige“ und 
gut funktionierende Politik schaffen können, 
werden sie schließlich auch zum größten Tor-
hüter des physischen Raums.

Anatol Itten ist Mitbegründer des Disrupted 
Societies Institute in Amsterdam und Autor 
von „Overcoming Social Division“, Routledge, 
New York 2018".
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Lektüre zerstreut und vereinzelt, Öffent-
lichkeit zieht zusammen und geht alle an. Der 
unbestechliche Philosoph und Dissident Karl 
Jaspers, so Hannah Arendt über ihren Leh-
rer, sei während der Zeit des Dritten Reichs 
zwar isoliert und auf sich gestellt, aber nie 
vereinsamt gewesen, denn seine geistige Hei-
mat war das „Reich der Humanitas, zu dem 
ein jeder kommen kann aus dem ihm eigenen 
Ursprung“. „Öffentlich“ – das wissen wir alle 
– ist das Gegenteil von „privat“. „Öffentlich“ 
ist aber auch das Gegenteil eines repressiven 
Schweigens, das immer wieder gebrochen 
werden muss, zuletzt im Umgang mit Opfern 
sexueller Gewalt. Auch Jaspers verstand Öf-
fentlichkeit als eine Kampfzone, in der sich 
die Wahrheit unablässig gegen die Unwahr-
heit behaupten muss. In der Unwahrheit sah 
er „das eigentlich Böse, jeden Frieden Vernicht-
ende“. Sie hat für Jaspers viele Gestalten: „von 
der Verschleierung bis zur blinden Lässigkeit, 
von der Lüge bis zur inneren Verlogenheit, von 
der Gedankenlosigkeit bis zum doktrinären 
Wahrheitsfanatismus, von der Unwahrhaf-
tigkeit des Einzelnen bis zur Unwahrhaftig-
keit des öffentlichen Zustandes.“ Seit Jaspers’ 
Zeiten ist das Universum der Kommunikation 
unendlich reicher, flexibler und vielstimmiger, 
aber eben auch wesentlich unübersichtlicher 
und vor allem unsicherer geworden. 

Wenn wir hier von Öffentlichkeit sprechen, 
müssen wir auch von Medien sprechen, müssen 
wir unterscheiden zwischen den Organen der 

Res publica litteraria, das Heimatland, 
das keine nationalen Grenzen kennt. 
Dieses Land wurde von Dichtern und 

Humanisten, Verlegern und Buchhändlern an 
der Schwelle des Druckzeitalters gegründet. 
Sie haben zwischen den alten und den neuen 
Sprachen vermittelt und damit die Grundla-
gen für europäische Vielfalt gelegt. Dabei ha-
ben sie die Bibliothek als ihren Kommunikati-
onsraum erfunden und ein Geistergespräch in 
Gang gesetzt, das sich über Landesgrenzen und 
über Jahrhunderte hinweg entwickelte. In dem 
Begriff „Res publica litteraria“ ist ja das kleine 
Wörtchen „öffentlich“ enthalten. Bücher öff-
nen Denkräume des Geistes; die Bibliothek ist 
ein riesiges Archiv der Informationen und ein 
Universum der Phantasie und Vorstellungs-
kraft, aber: Produzieren sie deshalb auch schon 
Öffentlichkeit? 

Behauptung der Wahrheit Die technischen Möglichkeiten 
zur Manipulation von Bildern, Filmen oder Tonaufnah-
men werden immer raffinierter. Was ist Wahrheit, was ist 
Manipulation? Eine Antwort hierauf wird schwieriger. 
Was passiert mit dem kulturellen Gedächtnis? Was mit 
dem gedruckten Buch? Menschen sind für ihr friedliches 
Zusammenleben auf Prinzipien wie Wahrheit, Glaubwür-
digkeit und Verantwortlichkeit angewiesen, betonen die 
beiden Autoren. Von Aleida und Jan Assmann
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durch Fake News und neueste Technologien. 
Es gibt auch den alten, handfesten Betrug etwa 
der Autoindustrie bei der Manipulation von 
Abgaswerten. Vor diesem Hintergrund wird 
erst deutlich, wie dringend Menschen für ihr 
friedliches Zusammenleben auf Errungen-
schaften wie Wahrheit, Glaubwürdigkeit und 
Verantwortlichkeit angewiesen sind. 

In der Demokratie kann man das Denken 
nicht delegieren und den Experten, Perfor-
mern oder Demagogen überlassen. „Empört 
Euch!“, hat uns der 93-jährige Stéphane Hessel 
zugerufen. Sein Manifest wurde millionenfach 
verkauft. Das war vor acht Jahren. Inzwischen 
hat die Empörung die Seiten gewechselt, und 
das auf der ganzen Welt. Es stimmt, dass De-
mokratien durch Streit und Debatten gestärkt 
werden, aber auch in ihnen steht nicht alles 
zur Disposition. Es muss unstrittige Überzeu-
gungen und einen Grundkonsens geben wie 
die Verfassung, die Menschenrechte und die 
Gewaltenteilung mit der Unabhängigkeit des 
Rechts und der Medien. Denn nicht jede Ge-
genstimme verdient Respekt. Sie verliert diesen 
Respekt, wenn sie darauf zielt, die Grundlagen 
für Meinungsvielfalt zu untergraben. Demo-
kratie lebt nicht vom Streit, sondern vom Ar-
gument. Pöbeleien oder gar eine Eskalation 
polarisierender Symbole wie in Chemnitz füh-
ren in einen Zustand allgemeiner Verwirrung, 
legen die Demokratie lahm und machen sie 
betriebsunfähig für ihre wichtigen Aufgaben. 

Jaspers gehörte zu denen, die nach zwei ka-
tastrophischen Weltkriegen die Vision eines 
neuen Europa entwickelten. Dazu gehörte für 
ihn an erster Stelle die Überwindung euro-
päischer Überheblichkeit gegenüber anderen 
Ländern und Kulturen. Bereits ein Jahr nach 
Kriegsende erklärte er: „Vorbei ist der euro-
päische Hochmut, ist die Selbstsicherheit, aus 
der einst die Geschichte des Abendlandes die 
Weltgeschichte hieß.“ Er wollte die exklusive 
und destruktive Vormachtstellung Europas 

Öffentlichkeit einerseits, wie Zeitungen, Fern-
sehen oder Rundfunk, und der technischen 
Infrastruktur andererseits. Die technischen 
Voraussetzungen stellen nämlich Öffentlich-
keit jeweils anders her. Während das Druck-
zeitalter und die analoge Photographie noch 
auf Werte wie Wahrheit, Überprüfbarkeit 
und Evidenz geeicht waren, ist im digitalen 
Zeitalter der Datenmanipulation Tür und Tor 
geöffnet. Bilder können längst beliebig umge-
pixelt werden. 

In Deutschland und in den USA ist in-
zwischen durch junge IT-Techniker eine sehr 
beunruhigende Erfindung entstanden. Diese 
erlaubt es, abgebildete Gesichter mit Tondaten 
so zu verbinden, dass es aussieht, als würde die 
betreffende Person die Tonspur gerade eben 
produzieren. Im April dieses Jahres zeigte ein 
Google-Mitarbeiter ein Video, auf dem Obama 
etwas sagt, was er nie gesagt hat, aber täuschend 
echt hervorbringt, angeglichen an dessen le-
bendige Mimik. Bald wird man buchstäblich 
jedem alles in den Mund legen können, und 
keiner kann mehr beurteilen, wer der Urheber 
eines Ausspruchs oder einer Meinung in Wirk-
lichkeit ist. Es gibt aber nicht nur Vernebelung 
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dererkennbar zu erhalten, sodass Inschriften 
noch nach zweieinhalb Jahrtausenden gelesen 
und die Formensprache von Kunst und Ar-
chitektur weiter praktiziert wurden. Das war 
kein „dumpfes Beharren“, wie etwa Max Weber 
meinte, sondern das Ergebnis intensiver Arbeit 
am kulturellen Gedächtnis. 

Zweitens braucht ein kulturelles Gedächt-
nis Dialog und lebendige Auseinandersetzung 
mit der jeweiligen Gegenwart. Nah sind uns 
die, die wir immer wieder auslegen und in die 
wir unsere eigenen Gedanken hineinlegen 
können. Was uns fremd wird, verschwindet 
in einem Archiv, aus dem es später aber noch 
einmal wiederentdeckt werden kann. Jaspers 
hat sich das „Reich der Humanitas“ als eine 
Sphäre „grenzenloser Kommunikation“ vorge-
stellt. So weit gehen wir nicht. Unsere Theorie 
beruht deshalb drittens auf der Anerkennung 
von Grenzen und Unterschieden im Reich der 
Humanitas.  Die Menschheit gibt es im Singu-
lar, aber Kulturen, Sprachen, Religionen nur 
im Plural. Wir reden deshalb auch nicht von 
„Wissen“, sondern von „Gedächtnis“, das im-
mer schon an Identitäten, Perspektiven und 
eben auch an Interessen gebunden ist. Die 
Gesellschaft braucht ein Gedächtnis, wie der 
Einzelne eins braucht: um zu wissen, wer wir 
sind und was wir erwarten können, um uns zu 
orientieren und zu entwickeln. 

Kultur, so hat es die amerikanische Politik-
wissenschaftlerin Seyla Benhabib ausgedrückt, 
„ist dieses vielstimmige Gespräch über Genera-
tionen hinweg, das Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft durch widerstreitende Erzäh-
lungen verbindet“. Sich wiedererkennbar zu 
halten ist die Aufgabe eines kulturellen wie 
eines nationalen Gedächtnisses. Auf diesem 
Gebiet hat sich in den letzten Jahren aber ei-
niges verändert. Wir können nicht mehr naht-
los an alte Fantasien von Stolz und Größe der 
Nation anknüpfen. Das nationale Gedächtnis, 
das lange Zeit ein Sockel für Ehre, Stolz und 

in der Welt beenden und hat Europa in eine 
globale Vision von Menschheit eingebunden, 
die als Ganze um 500 v. Chr. „einen Sprung 
gemacht hat“. Das ist der Kern seiner Idee der 
„Achsenzeit“, einer neuen Geschichtsdeutung, 
die Europa auf Augenhöhe mit anderen Hoch-
kulturen bringen sollte. 

Damals traten in vielen Kulturen Geistes-
größen auf, deren Worte und Gedanken die 
Nachwelt bis heute prägen. In Griechenland 
waren es Dichter und Denker wie Homer und 
Platon, in Israel die Propheten, in Persien Zara-
thustra, in Indien Buddha und in China Laot-
se und Konfuzius. Mit ihren Texten haben sie 
„ein Geisterreich“ gegründet, in welchem sie, 
um es mit Hannah Arendt zu sagen, „noch ein-
mal als sprechende – aus dem Totenreich her 
sprechende – Personen auftreten, die, weil sie 
dem Zeitlichen entronnen sind, zu immerwäh-
renden Raumgenossen im Geistigen werden“ 
konnten. Jaspers’ Friedensprogramm setzte 
auf einer kulturellen Ebene an. Davon fühlen 
wir uns als Kulturwissenschaftler angespro-
chen, aber auch herausgefordert. Auch unsere 
Forschungen gehen von der Beobachtung aus, 
dass einige sogenannte Hochkulturen mithilfe 
der Schrift und anderer Überlieferungsformen 
Traditionen gebildet haben, die über Jahrtau-
sende reichen. Diese Zeitgenossenschaft mit 
großen Denkern, Dichtern und Gründern, die-
se durch Traditionen gehaltene Verbindung 
und Verständlichkeit zwischen ihrer und un-
serer Zeit ist genau das, was wir ein „kulturelles 
Gedächtnis“ nennen. Anders als Jaspers und 
Arendt jedoch, die das Geisterreich als etwas 
Selbstverständliches vorausgesetzt haben, ha-
ben wir die Frage nach der Traditionsbildung 
zu unserem Forschungsgegenstand gemacht. 

Denn ein kulturelles Gedächtnis, so unsere 
These, ist das Ergebnis unablässiger kultureller 
Arbeit. Welche ungeheuren Aufwendungen 
hat zum Beispiel die altägyptische Kultur in-
vestiert, um sich durch die Jahrtausende wie-
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Myrdal setzten sich zur Zeit des Kalten Krieges 
energisch für atomare Abrüstung ein. Sie sa-
hen den Weltfrieden aber auch auf anderen 
Ebenen gefährdet. 

Ihre Themen waren Chancengleichheit 
und Integration sowie die Erosion von Soli-
darität durch Rassendiskriminierung oder 
das Abhängen ganzer Bevölkerungsgrup-
pen durch zunehmende ökonomische Un-
gleichheit. Gunnar Myrdal nahm bereits die 
Erfahrung der Globalisierung vorweg, als er 
feststellte, dass „die Staaten infolge der revo-
lutionären technischen und politischen Verän-
derungen unvermeidlich in immer stärkerem 
Maße voneinander abhängig werden“. Und er 
betonte, „dass die vorherrschenden Freihan-
delstheorien und ihre Anwendung die beste-
hende Ungleichheit auf Kosten der armen Län-
der vertiefen“. Myrdals Gedanken sind heute 
von höchster Aktualität. Sein Modell war der 
schwedische Wohlfahrtsstaat. Seine Utopie 
ging aber noch weiter und zielte darauf, das 
Prinzip des Wohlfahrtsstaats auf die „Wohl-
fahrtswelt“ zu übertragen. Myrdal machte sich 
allerdings auch keine Illusionen über die Wi-
derstände, die der Bereitschaft zur globalen 
Solidarisierung überall im Wege stehen. Man 
solidarisiert sich gern mit Menschen, die die-
selben Haltungen haben oder dieselben Ziele 
verfolgen. Wir kennen alle die Solidarität in 
Form eines „Kollektivegoismus“ der Nation, 
Modell „America First!“. Inzwischen haben 
wir auch Bekanntschaft mit dem transnatio-
nalen Kollektivegoismus populistischer Par-
teien gemacht, Modell „Festung Europa“.  Die-
se Formen der Solidarität sind exklusiv und 
zielen auf Ausgrenzung. Integration dagegen 
erfordert eine inklusive Solidarität auch mit 
Menschen, die anders sind als wir selbst, mit 
denen wir aber eine gemeinsame Zukunft auf-
bauen wollen. Geld und Gier neutralisieren 
kulturelle Fremdheit, aber auch sie spalten 
die Welt – in Arme und Reiche. Die nationa-

Heldentum war, ist inzwischen komplexer, in-
klusiver und selbstkritischer geworden. 

Es ist eben nicht nur ein Sockel, der die 
Nation größer und mächtiger macht, sondern 
auch ein Spiegel der Selbsterkenntnis, der Reue 
und Veränderung. Die Nation ist kein heiliger 
Gral, der vor Befleckung und Entweihung zu 
retten ist, sondern ein Verbund von Menschen, 
die sich auch an beschämende Episoden ihrer 
Geschichte erinnern und Verantwortung über-
nehmen für die ungeheuren Verbrechen, die in 
ihrem Namen begangen wurden. Hier ist ein 
wichtiger Unterschied zu beachten: Beschä-
mend ist allein diese Geschichte, nicht aber 
die befreiende Erinnerung an sie, die wir mit 
den Opfern teilen. Deshalb entsteht Identität 
auch nicht durch Leugnen, Ignorieren oder 
Vergessen, sondern braucht ein Erinnern, das 
Zurechnungsfähigkeit und Verantwortung er-
möglicht und einen Wandel der Werte und des 
nationalen Selbstbildes stützt. 

Was uns verbindet – wie zum Beispiel Her-
kunft, Religion, Überzeugungen oder Projekte 
–, ist zugleich auch das, was uns trennt. Eine 
Schlüsselfrage ist deshalb: Wie exklusiv oder 
inklusiv ist dieses nationale Wir, das durch 
Identität und Identifikation entsteht? Und 
hier gehen wir von Fragen des kulturellen 
Gedächtnisses zu Fragen der sozialen und po-
litischen Solidarität über und möchten dafür 
an die Forschungen eines weiteren Paars in 
der Reihe unserer Vorgänger anknüpfen. Die 
schwedischen Soziologen Alva und Gunnar 
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haben, gehört zur Gruppe russischsprachiger 
Eltern, die hier Ende der 1990er Jahre ihre neue 
Heimat gefunden haben. Ihnen ist ganz und 
gar nicht egal, was aus diesem Land und seiner 
Demokratie wird, deshalb haben sie einen Ver-
ein namens „Phoenix“ gegründet. Sie sind die 
neuen Patrioten, die als Integrierte am besten 
wissen, wie Integration geht. Deshalb setzen sie 
ihre Erfahrung und ihr Engagement zwischen 
deutschen Behörden und Zuwanderern in der 
Arbeitsvermittlung ein. Das tun sie übrigens 
im Wettlauf mit der AfD, die hier inzwischen 
äußerst clever und effektiv unterwegs ist, um 
Neuankömmlinge politisch zu vereinnahmen. 

Shared heritage? Die Grenzen von Kul-
turen – das möchten wir hier noch einmal 
betonen – sind durchlässig. Die Dolmetscher 
gehören zu den ältesten Berufen der Welt, sie 
haben die Händler auf ihren Routen beglei-
tet. Kulturen überschreiten Grenzen durch 
den Import und Export von Büchern, durch 
Übersetzungen, Aneignungen und Umdeu-
tungen. Durch Kontakt mit anderen Kulturen 
verwandeln sie sich, gehen ineinander über, 
inspirieren und modifizieren sich gegenseitig. 
Sie lassen sich weder stillstellen noch in nati-
onale Grenzen einsperren. Zum kulturellen 
Gedächtnis gehören aber nicht nur Bücher und 

listische Politik versteht es gut, in vielen Be-
reichen Entsolidarisierung zu befördern, in-
dem sie den Hass auf Schwächere und Fremde 
schürt. Das führt zu einer „Milieuvergiftung“, 
um noch einmal einen Begriff von Gunnar 
Myrdal aufzunehmen, den er in Parallele zur 
„Umweltvergiftung“ gebildet hat. 

Auf dem Weg in eine Wohlfahrtswelt, wie 
er sie sich vorstellte, muss Solidarität deshalb 
auf allen Ebenen trainiert werden: als soziale 
Solidarität auf der Ebene der Gesellschaft, als 
transnationale Solidarität auf der Ebene der 
EU und vor allem als globale Solidarität im 
Umgang mit ökonomischen und natürlichen 
Ressourcen, damit es eine Zukunft nachfol-
gender Generationen überhaupt noch geben 
kann. Hinzu kommt nun die Solidarisie-
rung mit Geflüchteten, deren Zukunft durch 
Kriege, Not, Gewalt und Raub zerstört wurde. 
Es kann nicht angehen, dass es eine neoliberale 
Freiheit für die Bewegung von Kapital, Gütern 
und Rohstoffen gibt, während Migranten im 
Mittelmeer ertrinken, an Grenzen festhängen 
und wir die Menschen, ihr Schicksal, ihr Leid 
und ihre Zukunft vergessen. 

Die zentrale Frage ist ja nicht mehr, ob wir 
die Integration schaffen, sondern wie wir sie 
schaffen. Im Moment sieht es fast so aus, als 
ginge die Entwicklung rückwärts. Die Veren-
gung der öffentlichen Debatten auf wenige 
Themen trägt viel zur Aufheizung von Stim-
mungen, aber wenig zur Klärung und Bearbei-
tung anstehender Probleme bei. 

Eine Sozialpädagogin, die seit 15 Jahren in 
Dresden lebt und dort Ausländerarbeit macht, 
sagte mir neulich in makellosem Deutsch: 
„Wenn ich den Mund aufmache und man hört 
meinen russischen Akzent, bin ich plötzlich 
wieder und nur noch Migrantin.“ Und ande-
re, die schon dreimal so lange hier sind, packt 
plötzlich wieder die nackte Angst. Können 
wir zur Abwechslung bitte auch mal hören, 
wo etwas gelingt? Olga, die wir eben zitiert 
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nommen würden. 2018 wurde von der EU ja 
zum „Jahr des gemeinsamen Erbes“ deklariert. 
Ein von Israel und den Palästinensern gemein-
sam eingereichter Antrag hätte die ganze Ge-
schichte des Ortes anerkennen können und 
wäre damit zugleich sein bester Schutz. Als 
palästinensisch-israelisches Weltkulturer-
be könnte sich die Altstadt von Hebron von 
einem Ort der Gewalt und des Terrors in ei-
nen der Annäherung, der Kooperation und 
des Friedens verwandeln. 

Hier kommt uns auch noch der Ortsname 
zu Hilfe. „Hebron“ heißt auf Hebräisch „Che-
vron“, das kommt von Chaver, Freund, und 
bezieht sich auf Abraham als Freund Gottes. 
Der arabische Name „Al-Chalil“ heißt eben-
falls Freund (und bezieht sich auf Abraham). 
Hebron heißt also nichts anderes als „Stadt 
des Freundes“. In der Stadt des Freundes hat 
man sich aber leider bislang taub gestellt ge-
genüber dem Friedenspotenzial, das die alten 
Texte ja auch enthalten. Was hier trennt, ist 
der ausschließliche Anspruch auf Wahrheit. 
Eine Perspektive des Friedens dagegen kann 
uns ein ganz einfaches Kriterium eröffnen, 
das wir auch bei Karl Jaspers gefunden haben: 
„Wahr ist, was uns verbindet!“

Jan Assmann ( geboren 1938) ist ein Ägypto-
loge, Religionswissenschaftler, Kulturwissen-
schaftler und Emeritus der Ruprecht-Karls-Uni-
versität Heidelberg. Assmann beschäftigt sich 
insbesondere mit Erinnerungskulturen. 
Aleida Assmann ist Anglistin, Ägyptologin 
und Literatur- und Kulturwissenschaftlerin. Seit 
den 1990er Jahren ist ihr Forschungsschwer-
punkt die Kulturanthropologie, insbesondere 
die Themen kulturelles Gedächtnis, Erinnerung 
und Vergessen. Aleida Assmann forscht und 
publiziert auch gemeinsam mit ihrem Mann Jan 
Assmann. Das Forscherpaar erhielt 2018 den 
Friedenspreis des Deutschen Buchhandels.

heilige Texte, sondern auch Denkmäler, Land-
schaften und Orte. Ein Beispiel ist Hebron, 
die größte Stadt im Westjordanland, das von 
Israel besetzt ist. Vor einem Jahr hat die Stadt 
einen Antrag auf Anerkennung der Altstadt als 
Weltkulturerbe gestellt, der von der UNESCO 
angenommen wurde. Ein solcher Antrag dient 
generell der Würdigung und Erhaltung alter 
Bausubstanz, der touristischen Vermarktung 
und auch dem Nationalstolz. Dieser Antrag 
ist aber zudem ein Politikum, weil er nur sehr 
selektiv auf die Geschichte des Ortes Bezug 
nimmt. Er bezieht sich auf Bauten aus der spät-
mittelalterlichen Mamelukenzeit, schließt aber 
auch die Ibrahimi-Moschee im Zentrum der 
Stadt mit ein. 

Diesen gigantischen Bau hatte bereits He-
rodes vor 2. 000 Jahren über der Machpela – 
der Grabstätte der Erzväter Abraham, Isaak 
und Jakob – errichten lassen. Mit der Islami-
sierung im 7. Jahrhundert wurde der Bau zur 
Moschee. Im 12. Jahrhundert diente er den 
christlichen Kreuzfahrern als Kathedrale, bis 
er nach der Rückeroberung durch Saladin wie-
der zur Moschee wurde. Die Bautätigkeit der 
Mameluken im 15. Jahrhundert bildet also erst 
die fünfte historische Schicht dieser einmalig 
komplexen multireligiösen Geschichte. Von 
den vier früheren historischen Schichten ist im 
Antrag nicht die Rede. Die scharfe Reaktion 
Israels und der USA blieb nicht aus: Beide ha-
ben im Protest beschlossen, aus der UNESCO 
auszutreten. 

Die Altstadt von Hebron hat eine jüdische, 
christliche und islamische Geschichte, die im 
kulturellen Gedächtnis der drei Monotheis-
men gleichermaßen präsent, heilig und leben-
dig ist, weil sich alle auf Abraham als ihren 
Stammvater beziehen. In diesem Anstoß für 
den Konflikt könnte aber genauso gut auch 
eine Lösung liegen, wenn die verschiedenen 
Schichten der Geschichte wieder zusammen-
gefügt und als ein „gemeinsames Erbe“ ange-
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mischen Figur, aber im dramatisch-existen-
ziellen Sinn: der Jammerlappen im Inferno. 

Gernot Wagner, ein Österreicher, der in 
Harvard forscht, nannte den Klimawandel das 
„perfekte Problem“. Selbst wenn wir Menschen 
es schaffen würden, unsere Emissionen von 
einem Tag auf den anderen abzudrehen wie ei-
nen Lichtschalter, dann würden die Tempera-
turen erst recht und mit katastrophalen Folgen 
hochschnellen. Warum? Weil wir nicht nur 
das klimaschädliche CO2 in die Atmosphäre 
blasen, sondern auch das luftverschmutzende 
SO2, das in den erdnahen Schichten hängen 
bleibt und damit die Sonneneinstrahlung ab-
mildert. Es wirkt für die malträtierte Erde wie 
ein Sonnenschirm. Die Luftverschmutzung 
mindert also die schlimmsten Folgen unserer 
Emissionen, auch wenn sie im Jahr drei bis 
sechs Millionen Menschen tötet.

Das perfekte Problem ist eine Formulie-
rung, die mir seither nicht mehr aus dem Kopf 
geht. Sie scheint der perfekte Ausdruck für 
unsere Lage. Gernot Wagner ist sich keines-
wegs sicher, ob die Wissenschaft in der Lage 
sein wird, eine Lösung für die Klimakrise zu 
finden. Aber selbst wenn, wäre sie politisch 
nicht durchsetzbar. Unsere Anstrengungen 
waren schon bisher eher erbärmlich. Stichwort 
Fluorchlorkohlenwasserstoffe, die ich meinen 
Kindern noch vor Kurzem als Beweis dafür 
aufgetischt habe, dass es die Weltgemeinschaft 
schon einmal geschafft habe, in Sachen Klima 
zusammenzuarbeiten: Jeder Kühlschrank, je-

Vor einiger Zeit las ich ein Interview 
mit einem Klimaforscher, das den 
Titel trug: „Für Pessimismus ist es zu 

spät“. Sprachlich betrachtet ist das ein groß-
artiger Satz, weil darin noch viel mehr steckt 
als in anderen guten Sätzen. „Pessimismus“ ist 
hier das einzige scharf konturierte Wort, wäh-
rend die anderen fünf nur Stammzellen der 
Sprache sind, kleine Wörter mit Dutzenden 
Einsatzmöglichkeiten. Aber in dieser Kom-
bination drücken sie so vieles gleichzeitig aus: 
den Ernst der Lage wie die Notwendigkeit, ja 
Dringlichkeit des Handelns. Und sie trans-
portieren, das ist vielleicht das Wichtigste, 
sogar ein Gran Humor. Denn den Pessimis-
mus muss man sich auch leisten können. Wem 
das Dach über dem Kopf brennt, der sitzt 
üblicherweise nicht auf dem weichen Sofa 
und jammert. Tut er es doch, wird er zur ko-

Der Verlust der Öffentlichkeit Die Digitalisierung hat die 
alte Öffentlichkeit, wie wir sie kannten, abgeschafft. Ab-
geschottet voneinander graben wir unsere Tunnel: blind, 
empfindlich für kleinste Erschütterungen, erschreckt von 
lauten Geräuschen, die wir nicht genau orten können. Wir 
haben keinen Überblick mehr, kein Licht und keine Luft. 
Keinen Abstand mehr, weder zu unseren eigenen Emo-
tionen noch zu unserer unmittelbaren Gegenwart. Die 
Schriftstellerin Eva Menasse fragt sich: Ist es für Pessimis-
mus zu spät? Von Eva Menasse
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die Insekten sind dann auch bald so weit. Das 
Ende ist nicht etwa deshalb gekommen, weil 
das Personal nicht mehr taugt. Gerade ange-
sichts von Phänomenen wie Klima- und Fi-
nanzkrise, Trump und globaler Migration, 
arbeitet das intellektuelle, wissenschaftliche 
und journalistische Personal weltweit genauso 
tiefschürfend, fleißig und auch so angriffslu-
stig wie zuvor. Das Ende ist auch kein bloßes 
Abgelöstwerden, wie es früher den Melkern, 
den Setzern, den Schneidern und Kürsch-
nern widerfahren ist. Das wäre traurig, aber 
nicht dramatisch. Dramatisch ist jedoch, dass 
sich die Öffentlichkeit als solche, die sich zu 
Börnes Zeiten erst gebildet hat als eine zivil-
gesellschaftliche Gegenöffentlichkeit zum 
Staat und seinen Organen, gerade komplett 
auflöst. Ihre Bestandteile sind zwar noch da, 
aber so fragmentiert wie das Mikroplastik 
in den Ozeanen. Wen wollen wir denn heu-
te noch erreichen, wenn wir in seriösen Zei-
tungen schreiben? 

Im vergangenen Sommer führte ich ein zu-
fälliges Gespräch mit einem sehr erfreulichen 
jungen Mann, gerade 30, rhetorisch gewandt, 
intelligent, reflexiv. Wie sich herausstellte, war 
er an Politik nicht nur interessiert, sondern da-
mit beruflich beschäftigt. Denn er berät Poli-
tiker, Parteien, manchmal sogar Ministerien, 
in Deutschland und in Österreich. Mit hoch-
gezogenen Augenbrauen erzählte er, welchen 
Nachhilfeunterricht er täglich zu leisten habe. 
Manche seiner Kunden würden nämlich ge-
steigerten Wert auf die Anerkennung der deut-
schen Feuilletonleser legen. Aber diese Gruppe 
sei völlig bedeutungslos für seine Arbeit. Sie 
zählten einfach nicht, diese paar hunderttau-
send Menschen. 

Die deutschen Medien als Gesamtes hätten 
übrigens die Erfordernisse der Digitalisierung 
bis heute nicht begriffen, außer der „New York 
Times“ falle ihm auch kein anderes altes Me-
dium ein. Ich fühlte mich mit einem Schlag 

des Deo trug eine Zeitlang den jubilierenden 
Aufkleber „FCKW-frei“. Eitel dachten wir, 
wir hätten die Welt gerettet. 

Nur leider wurden diese schädlichen Stoffe 
durch noch viel schädlichere Stoffe ersetzt, wo-
durch sich die Krise enorm beschleunigte. Das 
wusste man damals aber noch nicht. Wie so 
oft in der Geschichte tun wir etwas, ohne zu 
ahnen, was herauskommt. Nur sind unsere Ta-
ten heute ungleich machtvoller als früher. Wir 
sind den Göttern, die wir einst angebetet ha-
ben, schon ziemlich ähnlich geworden, leider 
ohne ihren göttlichen Plan. Die Aussichten 
sind apokalyptischer denn je. Und trotzdem, 
oder gerade deshalb sagt dieser Klimaforscher 
voller vibrierender Energie: Für Pessimismus 
ist es zu spät. 

Das Licht kultureller Errungenschaft

Vor 200 Jahren haben aufgeklärte Publi-
zisten wie in Deutschland Ludwig Börne das 
Licht einer kulturellen Errungenschaft ange-
zündet, das wir gerade ausblasen. Denn der 
Wettbewerb mit Worten, der Austausch der 
Argumente an einem überschaubaren und wie-
derauffindbaren Ort – das ist an sein Ende 
gekommen. Man kann deswegen aufgebracht 
oder verzweifelt sein, aber es ist so wahr und 
überprüfbar wie die Tatsache, dass gerade die 
Korallen und die Amphibien aussterben, und 
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Protestbewegungen im Netz seien bisher eine 
Form der Partizipation ohne Repräsentation. 
Und dieser Befund gilt wohl auch für das Ver-
schwommene, das unsere alte Öffentlichkeit 
ersetzt hat: massenhafte Teilhabe, aber die 
Fragmentierung jeder Wirkung und die Auf-
hebung aller Regeln. Reichlich vorhanden für 
alle sind nur Verunsicherung und Wut. 

Natürlich gab oder gibt es nicht die eine 
Öffentlichkeit. Es gab immer viele davon. Als 
große und kleinere verschiedenfarbige Kreise 
lagen sie übereinander wie ein Schaubild aus 
der Mengenlehre: politische, wissenschaft-
liche, künstlerische Öffentlichkeit und diverse 
Untergruppen. Die politische Öffentlichkeit 
war lange ungerecht und beschränkt, wenn 
etwa in der Antike nur männliche Patrizier 
auf das Forum oder die Agora durften, die 
Fremden, die Frauen, die Sklaven aber natür-
lich nicht. Dank Gutenberg und seinen be-
weglichen Lettern bekamen aber immer mehr 
Menschen Zugang zu etwas, das man auch eine 
Plattform der Selbstvergewisserung nennen 
könnte. 

Zu Börnes Zeiten, dank unerbittlichen 
Streitern wie ihm, erhob sie sich machtvoll. 
Als Gegengewicht zum Staat bildete sich die 
Zivilgesellschaft heraus. Als drittes neben der 
episodischen Öffentlichkeit (auf der Straße, 
in der Kneipe), die es immer geben wird, und 
der sogenannten veranstalteten Präsenzöffent-
lichkeit definierte Habermas schließlich die 
abstrakte Öffentlichkeit, die über Massenme-
dien hergestellt wurde. Als sie entstand, war sie 
verdächtig, weil sie einem Niveauverlust Vor-
schub zu leisten schien. 

Da hatten wir noch Sorgen, könnte man 
inzwischen sagen. Denn möglicherweise war 
diese sogenannte abstrakte, massenmediale 
Öffentlichkeit das Beste, was in einer zusam-
menwachsenden Welt zu bekommen war, ei-
nen historischen Moment lang, in jenem Wim-
pernschlag, bevor die Digitalisierung alles 

wie 120. In dieser Situation wären viele Fragen 
möglich gewesen, ich stellte aber, fast atem-
los, nur zwei. Ich fragte als erstes, ob es ihm 
nicht leid täte um die enorme Verschwendung 
von Wissen und Erfahrung, denn diese Men-
schen, die noch immer diese komischen alten 
Zeitungen machten, würden doch über einen 
großen Schatz an, ja, ich sagte wohl wirklich, 
Content, verfügen, der vielleicht für das eine 
oder andere noch zu gebrauchen sei… Er zuckte 
die Schultern. Er habe das alles schon so lan-
ge nicht mehr gelesen, sagte er, ihm habe aber 
auch nichts gefehlt. 

Als zweites fragte ich drängend, wo sich 
seine Generation und die noch Jüngeren, die 
vielzitierten digital natives, denn in Zukunft 
verständigen würden über ihre Anliegen, ihre 
Prioritäten, über das, was als Nächstes zu tun 
sei, also über ihre Erwartungen an die Politik. 
Wo ist eure Öffentlichkeit, fragte ich, wenn ihr 
unsere nicht mehr nutzt, was ich ja sogar verste-
hen will. Wo sind die digitalen Wasserstellen, 
die ihr aufsucht, wenn ihr reden, streiten, ver-
handeln müsst? Er zuckte wieder die Schultern 
und sagte, das würde sich wohl erst mit der Zeit 
herausstellen. Er war dabei so gelassen wie die 
Zehnjährigen, die jedes elektronische Gerät 
erst einmal in Betrieb nehmen, auch wenn sie 
gar nicht wissen, was es ist. 

Partizipation ohne Repräsentation

Die Techno-Soziologin Zeynep Tufekci 
und der Politologe Ivan Krastev forschen dazu, 
zur Politik im digitalen Raum. Ihre Untersu-
chungen von Protestbewegungen wie etwa Oc-
cupy haben ergeben, dass ihnen eine langfri-
stige Wirkung bisher versagt blieb. Für kurze 
Zeit machen sie eine Menge Wirbel, aber dann 
verpuffen sie. Menschen lassen sich so zwar 
effizient verknüpfen, aber schon bald laufen 
sie etwas anderem hinterher. Krastev schreibt, 
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Plattform denke ich mir als Fläche, als riesigen 
Platz, eben als Forum. Dieser Platz hatte zu al-
len Zeiten seltsame Ränder und die eine oder 
andere dunkle Ecke. Aber weil dieser Platz of-
fen und grundsätzlich einsehbar war, galt hier 
der Rechtsstaat. 

Heute haben wir etwas anderes, etwas, das 
in die Tiefe geht, aber nicht in die sinnbildlich 
wertvolle: ein Bergwerk, in dem sich jeder sein 
eigenes Tunnelsystem graben kann, weitläufig 
und verzweigt, aber wo es dennoch möglich 
ist, niemals auf Widerspruch zu treffen. Zu-
mindest kann man den Sammelplätzen und 
großen Kreuzungen ohne Weiteres entgehen, 
womit diese ihre Bedeutung verlieren. Und es 
ist möglich, dort ungestraft alles zu tun, was 
an der hellen Oberfläche verboten ist. 

In diesem Sinne meine ich: Die alte Öffent-
lichkeit ist vorbei. Sie wird nicht irgendwann 
vorbei sein, sie ist es schon. Die Digitalisierung, 
die wunderbare Effekte auf viele Lebensbe-
reiche hat, hat auf ihrem Urgrund, der mensch-
lichen Kommunikation, eine alles zerstörende 
Explosion verursacht. Für die Öffentlichkeit, 
die, mit all ihren Fehlern und Schwächen, ein-
mal die informelle Macht der Demokratie war, 
hat es den Effekt, den es auf die Wirtschaft 
hätte, wenn jeder sich zu Hause sein eigenes 
Geld drucken könnte. Eine Zersplitterung in 
Millionen inkonvertibler Einzelmeinungen, 
eine Hyperinflation von Information.

Abgeschottet voneinander graben wir un-
sere Tunnel: blind, empfindlich für kleinste 
Erschütterungen, erschreckt von lauten Ge-
räuschen, die wir nicht genau orten können. 
Wir haben keinen Überblick mehr, kein Licht 
und keine Luft. Keinen Abstand mehr, weder 
zu unseren eigenen Emotionen noch zu unserer 
unmittelbaren Gegenwart. Großbritannien, 
ein sogenanntes Mutterland der Demokra-
tie, gibt mit seinem unlösbaren Brexit-Dra-
ma gerade eine gruselige Vorstellung davon; 
in ihrer selbstmörderischen Kompromissun-

durchdrang. Das Beste im Sinne von: größte 
Verbreitung bei niederschwelligem Zugang. 
Tagesschau, Bildzeitung, die Samstagabend-
show und der „Tatort“, dazu die Feuilletons 
und die Radios. Wir hatten etwas gemeinsam, 
zumindest in diesem Land, zumindest in die-
sem Sprachraum, wir wussten so ungefähr von-
einander, und wie es uns ging. Zwar interessier-
ten sich viele nur für den „Musikantenstadel“ 
oder „Deutschland sucht den Superstar“, aber 
zumindest das Feuilleton blieb tapfer dabei, 
alles, was größeren Anklang fand, zu analy-
sieren und zu reflektieren. Man konnte daran 
glauben, dass es Orte gab, an dem die Zeitphä-
nomene diskursiv aufbewahrt wurden. Man 
konnte davon ausgehen, dass diese gedachten 
Zwischenlager von den Entscheidern, den Vor-
denkern, den Oppositionellen und all denen, 
die einfach nur verstehen und sich verständi-
gen wollten, regelmäßig aufgesucht wurden.

Dem Historiker Per Leo verdanke ich den 
berechtigten Einwand, dass die Öffentlich-
keit historisch gesehen niemals Mehrheits-
meinungen abgebildet hat. Dass Mehrheit 
und öffentliche Meinung unterschiedliche 
Phänomene sind, deren Kongruenz sich nicht 
von selbst versteht. Trotzdem, möchte ich be-
harren, gab es doch einmal diese halbwegs ver-
lässliche Plattform, auf der, und sei es noch 
so grob und ungefähr, erfasst werden konnte, 
was uns bewegte und zusammenhielt. Diese 
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Öffentlichkeit das Beste, was in ei-
ner zusammenwachsenden Welt zu 
bekommen war, einen historischen 
Moment lang, in jenem Wimpern-
schlag, bevor die Digitalisierung 
alles durchdrang.“
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will niemand mehr steigen, es fühlt sich äu-
ßerst unhygienisch an. Die Gruppen, denen 
man noch vertraut, werden immer kleiner 
und exklusiver. Ein falscher Tweet, und man 
fliegt raus. 

Es gibt nur ein Sammelbecken, das an At-
traktion gewonnen hat: das der selbsternann-
ten Totalopposition. Wer davon überzeugt ist, 
dass erst einmal alles zerschlagen werden muss, 
hat automatisch viel weniger Berührungsäng-
ste. Das hält die extreme Rechte so fest zusam-
men: die Loyalität des Abrisskommandos. Mit 
ihrer radikalisierten, Tabus brechenden Spra-
che haben sie alle anderen angesteckt: Wir ha-
ben inzwischen solche Angst vor ihnen und 
ihren unleugbaren Destabilisierungkräften, 
dass wir auch einander nicht mehr über den 
Weg trauen. 

Unsere Angst führt, im Gleichschritt mit 
dem Verlust der Öffentlichkeit, zum eigenen 
inneren Zerfall. Lieber exkommunizieren wir 
vormals geschätzte Gesprächspartner und dif-
famieren sie als neue Rechte, als dass wir uns 
auf das konzentrieren, was wir einmal viel bes-
ser gekonnt haben als die Rechten: Abwägen, 
analysieren und Widerspruch zulassen. Nicht 
den Kopf verlieren. Und sich den Humor be-
wahren. Einiges ist doch so absurd, dass lautes 
Lachen die beste Strategie wäre. Aber Lachen 
ist nur noch unter dem Label „Zynismus“ im 
Handel. 

Beides, die Zersplitterung und die erbit-
terten Kämpfe sind die Zerfallsprodukte der 
Streitkultur. Zehn Jahre Internet für alle, 
mobil auf die Hand, haben genügt, um uns 
das, was Börne und Heine vor 200 Jahren be-
gründet haben, verlernen zu lassen. Die viel-
gerühmte Freiheit, dass sich jeder zu allem äu-
ßern kann, schafft die gefährliche Illusion, dass 
das Aushalten anderer Meinungen nicht mehr 
nötig ist. Es war schon immer schwer, Kindern 
zu erklären, dass es keine garantierte Gerech-
tigkeit gibt, sondern dass man nur beständig 

fähigkeit verkörpern die Parlamentarier ganz 
präzise ihre Wähler. Täuschen wir uns nicht, 
das könnte überall passieren, wir haben den 
monatelangen Krampf der letzten deutschen 
Regierungsbildung nur wieder verdrängt. Im 
schlimmsten Fall sind wir bald gar keine Ge-
sellschaft mehr, sondern nur ein loser Verbund 
hochaggressiver Interessensgruppen, gerade 
noch mühsam zusammengehalten durch den 
relativen Reichtum des Erdteils, in den wir zu-
fällig hineingeboren wurden. 

Shit-Stürme und politische Erdbeben

Die gleißende Wut allerorten, die diskur-
sive Erderwärmung gibt Zeugnis davon. Und 
die sinnbildliche Nähe all dieser Phänomene 
zum Klimawandel ist verblüffend: Shit-Stürme 
und politische Erdbeben, das Abschmelzen der 
Polkappen von Vernunft und Benehmen, die 
Zerklüftung von Weltbildern und die Verwü-
stung von Freundeskreisen. Es wird massen-
haft geflüchtet, in den Extremismus oder ins 
beleidigte Schweigen, Kriege um Meinungsho-
heit lodern auf, alles in einem Ausmaß, das wir 
nicht kommen sehen und nicht für möglich 
gehalten haben. 

Alles geht in Trümmer. Ehemalige Groß-
parteien zerfallen zugunsten von Clowns, Ko-
mikern oder zynischen Glücksrittern. Nein, es 
reicht nicht zu sagen, dass sie offenbar schlecht 
gearbeitet haben, dass sie nun eben durch etwas 
anderes ersetzt werden, naturwüchsig, sozusa-
gen. Ihre Bedeutung als Hafen ist damit nicht 
gewürdigt, als erstes grobes Ordnungssystem 
in einer hochdifferenzierten Gesellschaft. Un-
sere deutschen Großparteien benahmen sich 
rührenderweise umso inklusiver und mittiger, 
je unversöhnlicher die Stimmung wurde. Das 
beschleunigt ihren Untergang. Sie bemerken 
nicht, dass das Wort vom Sammelbecken zu 
einer Beleidigung geworden ist. In ein solches 
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zweifellos intelligent genug um zu wissen, dass 
die Herausforderung vor ihnen selbst nicht 
halt macht, dass auch ihre Eltern und sie selbst 
ihre Lebensweise massiv verändern müssen. 
Aber dass sie noch nicht perfekt sind, hindert 
sie nicht daran, aktiv zu werden. Das ist der 
Gegenentwurf zu den Verkrampfungen, die 
wir uns gerade leisten. Es ist fast ein perfektes 
Problem: Die Verzweiflung unserer Kinder 
ist die Hoffnung, die wir noch haben können. 
Ihre Streiks und Demonstrationen sind eine 
Wiederkehr alter, wirksamer, für alle sicht-
barer Öffentlichkeit. Denn für uns alle gilt 
dieser eine Satz: Für Pessimismus ist es zu spät. 

Eva Menasse, geboren 1970 in Wien, lebt seit 
2003 als freie Schriftstellerin in Berlin. Mit ihrem 
Debütroman „Vienna“ sowie ihren folgenden 
Erzählungen und Essays schaffte sie ihren 
Durchbruch als Autorin. Für ihren Roman „Qua-
sikristalle“ wurde sie mit dem Gerty-Spies-Lite-
raturpreis, dem österreichischen Alpha-Litera-
turpreis sowie dem Heinrich-Böll-Preis der Stadt 
Köln ausgezeichnet. 2015 war sie Stipendiatin 
der Villa Massimo in Rom und erhielt für ihr bis-
heriges Werk den Jonathan-Swift-Preis für Satire 
und Humor. 2017 erschien ihr Erzählungsband 
„Tiere für Fortgeschrittene“. Im selben Jahr 
wurde sie mit dem Friedrich-Hölderlin-Preis der 
Stadt Bad Homburg ausgezeichnet. 2019 erhielt 
sie den Ludwig Börne Preis.  

an ihr arbeiten kann. Heute ist es schwer, Er-
wachsenen zu erklären, was ein Kompromiss 
ist und wozu man ihn braucht. Andere Mei-
nungen dienen nicht mehr dazu, unsere eige-
nen zu überprüfen – sondern den Gegner zu 
markieren. 

Und so ist die alte Öffentlichkeit an ihr 
Ende gekommen. Sie ist fast komplett ins Pri-
vate diffundiert. Es ist nicht mehr annähernd 
festzustellen, wie es dem eigenen Nachbarn 
geht, welcher Minderheit er anzugehören 
wünscht oder welchen Phantasmen er gera-
de aufsitzt. Jeder hat seine eigene winzige Öf-
fentlichkeit, er hat sie sich nämlich „personali-
siert“. Das aber ist, nach allem, was man bisher 
sehen kann, so gefährlich wie eine Autoim-
munkrankheit. 

Doch jedem Ende folgt ein neuer Anfang. 
Neben der Wut ist vielleicht die Verzweiflung 
die andere große Emotion, die die Fähigkeit 
hat, Menschen über alle Differenzen hinweg 
zusammenzubringen. Und da fielen sie mir 
wieder ein, die Bilder, die wir alle gesehen, über 
die wir alle gesprochen haben, egal, in welchen 
Echokammern wir uns sonst vergraben. Es wa-
ren die schulschwänzenden Klima-Kinder, in 
Marsch gesetzt und angeführt von dem kleinen 
Mädchen mit den komischen Haaren. 

Ich weiß nicht, ob es sich nur um meine 
letzte Hoffnung handelt und ob auch sie das-
selbe schnelle Ende nehmen werden wie die 
oben beschriebenen Internet-Protest-Phäno-
mene. Doch bis jetzt erscheint mir die Ver-
zweiflung dieser Kinder so groß, dass sie die 
Widersprüchlichkeit ihres eigenen Verhaltens 
machtvoll übertrumpft. Sie sind bislang die 
ersten, die der Zersplitterung ihres Themas 
in tausend feindselige Untergruppen widerste-
hen. Sie kümmern sich nicht um die erwachse-
nen Zyniker, die den Kult um die kleine Schwe-
din verhöhnen, und nicht um die Verständnis 
heuchelnden Paternalisten, die ihnen empfeh-
len, die Sache den Profis zu überlassen. Sie sind 
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Ethik des Journalismus vermengt. Diese Mi-
schung schafft Raum für Verständnis. Eines 
der Dinge, die ich an der Berichterstattung 
liebe, ist, dass das Handwerk so einfach ist. 
Ein Reporter braucht anfangs kaum Werk-
zeug. Du hast eine Idee. Oder jemand bietet 
sie dir an, oft unbewusst. Du denkst darü-
ber nach. Du grübelst. Die Schriftstellerin 
fragt sich: Was ist hier die Geschichte? Wie 
kann sie erzählt werden? Und: Bin ich die 
Richtige, um sie zu erzählen? Reporter sein 
heißt, Fragen stellen. Und die Antworten 
anhören, wieder und wieder. Es geht darum, 
die Geschichte zu erfahren, aber es geht auch 
um Geduld. Wenn alle Fragen gestellt sind 
und die befragte Person nichts mehr zu sagen 
hat, folgt Schweigen. Der Nachrichtenrepor-
ter geht und schreibt seine Geschichte. Der 
Schriftsteller bleibt. Denn die wahre Ge-
schichte beginnt, wenn die Person aufsteht 
und ihr Leben fortsetzt. Schriftstellersein 
heißt, die Antworten, das Schweigen, das 
Handeln in Worte zu fassen und auf Papier 
zu bringen. Es ist wie eine Suche nach Bau-
steinen, nach Material, um die Geschichte 
zu formen und das, was die Leute dir sagen, 
in Szenen umzubauen und ein Buch daraus 
zu machen. 

Wenn es kurz davor steht, dem Autor 
aus den Händen zu gleiten, schaltet sich ein 
anderes Team ein: der Lektor, der Fakten-
prüfer, der Rechtschreibprüfer, der Desi-
gner, der Übersetzer und der Drucker. Und 

Autoren, Journalisten und Publi-
zisten: Durch ihre Berichterstat-
tung entdecken sie auch einige 

Wahrheiten über uns alle, darüber, was es 
bedeutet, Mensch zu sein. Um das zu errei-
chen, sprechen sie meist mit ganz normalen 
Leuten, mit gewöhnlichen Menschen, die 
vor schweren Aufgaben stehen, da sie in au-
ßergewöhnlichen Zeiten leben, in Zeiten von 
Kriegen und Katastrophen, Unterdrückung 
oder Revolution. Was ihre literarischen 
Sachbücher vom Nachrichtenstrom über 
dieselben Ereignisse unterscheidet, ist, dass 
ein Buch Raum für Tiefe und Details bietet; 
es kann origineller, experimenteller sein. Die 
Sprache der literarischen Berichterstattung 
ist von der großen Literatur inspiriert. Die 
von den großen Meistern entliehene Kunst 
des Geschichtenerzählens wird mit der 

Schreiben in Zeiten von Katastrophen Wie schreibt man 
in Zeiten von Kriegen und Katastrophen? Wenn alle Fra-
gen gestellt sind und die befragte Person nichts mehr zu 
sagen hat, geht der Nachrichtenreporter und schreibt sei-
ne Geschichte. Der Schriftsteller bleibt. Denn die wahre 
Geschichte beginnt, wenn die Person aufsteht und ihr Le-
ben fortsetzt. Schriftstellersein heißt, die Antworten, das 
Schweigen, das Handeln in Worte zu fassen und zu Papier 
zu bringen. Von Åsne Seierstad
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immer stellen. Wenn wir heute auf Europa 
schauen, kann ein erschreckender Aspekt 
nicht geleugnet werden: die Zunahme des 
Rechtsextremismus. Er ist heute stärker als 
zur Zeit des Terrorakts von Breivik vor acht 
Jahren. Um ihn zu bekämpfen, müssen wir 
ihn entblößen. Um ihm entgegenzutreten, 
müssen wir ihn verstehen. 

Kleinste Worte für das Schlimmste

In den norwegischen Märchen verwan-
deln sich Trolle in Steine, wenn sie von den 
Strahlen der Sonne getroffen werden. Das 
müssen wir auch mit den Extremisten tun 
–sie herauslocken ans helle Tageslicht, sie 
unter die Lupe nehmen, sie entlarven. Denn 
ihre Ideen gedeihen im Dunkeln, in den ge-
schlossenen Kreisen, in den Echokammern 
des Internets. Als Mensch empfand ich tiefe 
Trauer angesichts des Massakers an den jun-
gen Politikern auf der Insel. Ich war wütend 
auf den Mörder. Ich nahm meine Kinder 
mit zu den Rosenmärschen. Und weinte. 
Als Schriftstellerin bemühe ich mich, mei-
ne Wut zu beherrschen. Mein Ideal ist es, 
nach Fakten, Zusammenhängen, Antworten 
zu suchen, nicht zu richten. Denn ein Buch 
kann nur einen Richter haben: den Leser. 
Wenn der Schriftsteller wütend ist, braucht 
der Leser nicht zornig zu werden. Wenn der 
Schriftsteller Verachtung zeigt, hat der Le-
ser keine Chance, empört zu sein. Wenn der 
Schriftsteller alles erklärt, braucht der Leser 
nicht selbst zu denken. Die Reaktion sollte 
beim Leser liegen, nicht im Schreibprozess. 
Um das zu erreichen – die Beschreibung 
der schlimmsten Ereignisse, Tragödien, der 
größten Gefühle – brauchen wir die kleins-
ten Worte. Die einfachsten Worte. Nur 
dann, wenn die Worte keine Schatten auf 
uns werfen, können wir die Dimensionen 

schließlich der Buchhändler oder der Bibli-
othekar. 

Bei dem schwierigsten Buch, das ich je 
geschrieben habe, geht um ein Thema, das so 
schwer zu verstehen ist: einheimischer Ter-
ror; ein Mann, der auszieht zu töten, der be-
reit ist, das Leben anderer Menschen und 
ihrer Angehörigen zu zerstören. Am 22. Juli 
2011 zündete der 32-jährige norwegische 
Staatsbürger Anders Behring Breivik eine 
900 kg-Bombe im Regierungsviertel von 
Oslo, direkt vor dem Büro des Ministerpräsi-
denten Jens Stoltenberg von der Arbeiterpar-
tei. Die Bombe, die einen Teil des Gebäudes 
vollständig zerstörte, tötete acht Menschen. 
Die meisten von uns dachten, das war das 
Werk von Al-Qaida. Wer sollte es sonst sein? 

Niemand dachte, dass ein blonder Mann 
in Polizeiuniform, der nach der Explosion 
auf die Insel Utøya fuhr, wo die Jugend der 
Arbeiterpartei ihr jährliches Sommercamp 
veranstaltete, der Täter war. Auf der In-
sel jagte und erschoss er 69 Menschen, die 
Hälfte von ihnen unter 18 Jahre alt. Er wur-
de festgenommen. Ins Gefängnis gesteckt. 
Verurteilt. Jetzt sitzt er seine Strafe ab. Er 
ist weggesperrt und wird nicht mehr töten. 
Aber was ist mit seinen Ideen? Sind sie auch 
begraben oder spuken sie noch herum? Ha-
ben sie jemanden begeistert? Haben sie mit 
ihm angefangen und aufgehört oder haben 
sie etwas mit uns zu tun? Ist er eine Anomalie 
oder ist er Teil eines Trends?

Das sind die Fragen, die sich die Nor-
weger gestellt haben und die wir uns noch 

„Als Schriftstellerin bemühe ich 
mich, meine Wut zu beherrschen. 
Mein Ideal ist es, nach Fakten, 
Zusammenhängen, Antworten zu 
suchen, nicht zu richten.“
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Hass, Wut, Opferhaltung, das Gefühl 
von Erniedrigung und Herabsetzung sind 
wichtiger Treibstoff in der Radikalisie-
rung beider Seiten. Anders Behring Breivik 
schrieb in seinem Manifest und sagte vor 
Gericht, dass er sein Massaker begangen hat, 
um die europäische Kultur zu retten. Um die 
christliche Kultur zu retten, fügte er hinzu. 
Als er vom Richter gefragt wurde, ob er ei-
gentlich die Bibel gelesen hat, antwortete er: 
in der Schule. Einige der Islamisten brach-
ten eine Ausgabe von „Der Koran für Dum-
mies“ mit in die Kriegszone (dessen Autor 
Sohaib N. Sultan ist der erste hauptberuf-
liche Muslim Life Coordinator und Kaplan 
an der Princeton University). 

Was wir erleben, ist kein Kampf der Reli-
gionen, es ist ein Riss in unserer Gesellschaft. 
Es ist die Vorstellung eines „wir gegen sie“. 
Der erste Schritt in Richtung Radikalisie-
rung ist, sich selbst als anders als der Rest 
zu definieren. „Ich bin aus einer Gruppe, sie 
sind aus einer anderen“, schreibt der Aktivist 
des arabischen Frühlings Iyad al-Baghdadi-
in seinen „7 Schritten zur Radikalisierung“. 
Der zweite Schritt ist, sie als alle gleich zu 
definieren, sie zu entmenschlichen, ihnen 
ihre menschlichen Eigenschaften zu neh-
men. Wenn das getan ist, musst du glauben 
oder andere glauben machen, dass sie uns 
unterdrücken. Sie alle sind schuldig, uns 
zu unterdrücken. Und hier kommt eine der 
Triebkräfte: Wir sind besser als sie. Wir ver-
dienen besseres. Wir haben das Recht zu tö-
ten, andere aus Gründen der Rasse, Religion 
oder politischen Zugehörigkeit zu vernich-

begreifen. Über den Terroristen zu urtei-
len, würde mich in dem Versuch behindern, 
herauszufinden, was ihn dazu brachte, sein 
Verbrechen zu begehen – den tödlichsten 
Terrorakt im modernen Europa, der von 
einem Individuum allein begangen wurde. 
War er allein? Er dachte, er war es nicht. Das 
heißt, er dachte, er hatte eine Bande, eine 
Clique, einen jubelnden Fanclub. Er hatte 
viele Stunden auf den dunklen Seiten des 
Hasses im Internet verbracht. Dort, auf den 
Neonazi-Seiten, den faschistischen Seiten, 
den einwanderungsfeindlichen Seiten, be-
stätigen sie sich, sind sie sich einig und feuern 
sie sich gegenseitig an. 

Breivik dachte, dass andere es ihm gleich 
tun würden, wenn es ihm gelänge, sein Ver-
brechen zu begehen. Er dachte so, weil er 
keine Interaktion mit der realen Welt hatte. 
Seine Weltsicht wurde nur aus einer Quelle 
geformt: Rechtsextremismus. Heute haben 
wir zwei Radikalisierungsprozesse, die sich 
nebeneinander in Europa entwickeln: das 
Anwachsen des Rechtsextremismus und die 
Verbreitung des islamischen Fundamenta-
lismus. 

In meinem letzten Buch „Zwei Schwe-
stern“ habe ich mitverfolgt, wie zwei Tee-
nager in Syrien landeten. Diese Extremisten 
an ihren unterschiedlichen Enden des Spek-
trums  sind füreinander perfekte Feinde. Sie 
nähren einander. Die Faschisten zeigen auf 
die extremen Islamisten und sagen: Sie re-
präsentieren den Islam. Die Islamisten zei-
gen auf die Faschisten und sagen: Seht, sie 
wollen den Islam verbieten, sie sind gegen 
uns, wir müssen uns wehren. Beide nehmen 
sie die Welt als schwarz und weiß wahr. Als 
Unterstützer oder Feinde. Wir müssen da-
für kämpfen, den Bereich in der Mitte aus-
zuweiten, wo die komplexen, komplizierten, 
verwundbaren Ideen von Toleranz und Ver-
ständnis wohnen. 

„Was wir erleben, ist kein Kampf 
der Religionen, es ist ein Riss in 
unserer Gesellschaft. Es ist die Vor-
stellung eines ,wir gegen sie‘.“
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seine Waffe an ihren Kopf und schoss eine 
Kugel durch ihr Gehirn. Um das Andenken 
dieses Mädchens zu bewahren, dieses un-
geheuer mutigen Mädchens, dürfen wir die 
Ideen, für die sie stand, nie aufgeben. Und 
unsere einzigen Werkzeuge sind dieselben, 
die sie wählte: Worte. Auf lange Sicht sind 
sie stärker.

Åsne Seierstad ist eine norwegische Schrift-
stellerin und Journalistin. Sie erhielt mehrere 
Journalistenpreise, so 2004 den britischen 
EMMA (Ethnic Multicultural Media Award) 
und den französischen Literaturpreis „Prix de 
Libraires“. Für ihr Buch über Islamistinnen, 
„Zwei Schwestern – im Bann des Dschihad“, 
erhielt sie den renommierten norwegischen 
Literaturpreis „Brageprisen“. 2018 wurde Sei-
erstad mit dem Leipziger Buchpreis zur Euro-
päischen Verständigung für „Einer von uns. 
Die Geschichte eines Massenmörders“ ausge-
zeichnet. Darin blickt sie auf die Hintergründe 
der 2011 von Anders Behring Breivik began-
genen Anschläge in Norwegen mit 77 Toten. 

ten. Kurz vor dem letzten Schritt beschließt 
der Radikalisierte, zurückzuschlagen. Beim 
siebten Schritt entscheidet er, dass Gewalt 
der einzige Weg ist. Das traf auf Breivik zu. 
Und das gilt auch für den Islamischen Staat. 
Es beginnt mit einem Gefühl der Entfrem-
dung; es endet mit dem Tod.

Ich sehe keinen besseren Weg, sich in ei-
nen anderen Menschen hineinzuversetzen, 
als durch das Lesen von Büchern. Ein Buch 
ist nicht fertig, wenn der Text gedruckt ist; 
jedes Exemplar des Buches ist anders, denn 
ein Buch existiert nur in seiner Begegnung 
mit dem Leser. Und jeder Leser ist einzig-
artig. Einer von uns ist ein bedrückendes 
Buch. Manche haben es nach den ersten 
Seiten weggelegt. Es ist schwer, sich in die 
Gedanken eines Mörders einzuschleichen 
und seiner Banalität, seinen Überzeugungen 
und seinem Bösen ausgesetzt zu sein. Es ist 
schmerzvoll, Seite für Seite, die jungen Po-
litiker kennenzulernen, die später abge-
schlachtet werden. Es ist unerträglich, zu 
erkennen, dass das, wofür sie standen – To-
leranz, Solidarität, Verständnis und Inte-
gration – genau die Ideen sind, die Anders 
Behring Breivik hasst. Er wollte nicht nur sie 
töten, sondern ihre gesamte Art zu denken. 
Ich möchte mit einem Bild eines Mädchens 
von der Insel schließen. Ein Mädchen mit 
langen Haaren und einem Overall. Als jun-
ge Aktivistin, als junge Politikerin, hatte sie 
gelernt, dass nur die besten Argumente den 
Gegner überzeugen. Sie hatte Rhetorikkurse 
besucht. Sie hatte gelernt, wie man über-
zeugt, wie man eine Diskussion gewinnt; 
wie man Logik gegen Verschwörung ein-
setzt. Ihre Werkzeuge waren Worte. Als sie 
sah, wie Breivik auf ihre Freunde zielte und 
sie tötete, sagte sie: Jemand muss ihn aufhal-
ten. Jemand muss zu ihm gehen und mit ihm 
reden. Sie tat es. Sie ging zu ihm und sagte: 
Sie müssen aufhören zu schießen! Er hob 
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Es gibt Familien im deutschen Sprach-
raum, die müssen schwer an dem Nachna-
men „Gutmensch“ tragen. Merkwürdiger-
weise stammen viele Nomina propria dieser 
Art aus dem heutigen Tschechien. Herr Josef 
Gutmensch aus Mährisch-Neustadt zum Bei-
spiel belegte am 22. August 1896 den 6. Platz 
beim Königsschießen in Littau. Der Friseur 
August Gutmensch ließ sich 1897 einen „Fri-
settenhalter“ – eine Art Lockenwickler – pa-
tentieren. Der Gemischtwarenhandel Rosin 
& Gutmensch in der Favoritenstraße 68 im 
Wiener 4. Bezirk musste 1915 Konkurs an-
melden. Und dem Hauptmann des K.-u.-k-
Heeres Karl Gutmensch wurde im Mai 1916 
das Militärverdienstkreuz mit Kriegsdeko-
ration für tapferes Verhalten vor dem Feind 
verliehen. Zwei Jahre später erhielt der Offi-
zier Gutmensch die allerhöchste militärische 
Auszeichnung, kurz bevor ihn der heroische 
Kriegstod ereilte. Frei nach dem braven Sol-
daten Schwejk, dem Schutzheiligen aller Sub-
versiven: „Die haben uns den Gutmensch um-
gebracht!“ „Welchen Gutmensch? Ich kenne 
zwei. Um beide ist es nicht schade.“

Manche Namensforscher leiten den „Gut-
mensch“ vom Heiligen Homobonus ab, dem 
Schutzpatron der Schneider. Andere hinge-
gen behaupten, er stamme vom französischen 
Wort „bonhommes“ ab, einst die Bezeich-
nung für die Anhänger der mittelalterlichen 
häretischen Bewegungen der Katharer und 
Albigenser, die sich selbst „wahre Christen“ 

Ich habe mir sagen lassen, der Schriftstel-
ler Heinrich Böll sei ein Gutmensch ge-
wesen. Mir ist gelegentlich nachgesagt 

worden, ich sei ein Gutmensch. Für mich 
ist es an der Zeit, einige Gedanken über den 
Gutmenschen an und für sich anzustellen. 
Gut-Menschen-Tum. Ein einziges Wort, das 
scheinbar ausreicht, alles Wesentliche auszu-
drücken. Ein typisch deutsches Kompositum, 
drei Teile, vier Silben: Gutmenschentum. 

Fangen wir mit der ersten Silbe an, „gut“, 
ursprünglich das Gegenteil von schlecht und 
gemeinhin positiv konnotiert. Oft verwendet. 
Wie war das Essen? Gut! Wie war dein Tag? 
Gut! Wie läuft’s in der Ehe? Gut! Was wollen 
Sie sein im Leben? Da antwortet allerdings 
kaum jemand mit „gut“. Erfolgreiche Men-
schen wollen vielmehr gut aufgestellt sein 
oder gut bezahlt werden. 

Verteidigung des Gutmenschen Es ist leicht, als Zyniker 
durchs Leben zu gehen. Es ist kommod und bequem, al-
les zu akzeptieren, sich nicht zu wehren, sich abzukapseln, 
sich nicht ins Offene zu wagen, sich zu schützen, die Waf-
fen zu strecken vor dem Erdrückenden, dem Überwälti-
genden. Daher der Hass auf die Gutmenschen. Sie stellen 
die gängige Selbstparalyse in Frage. Es ist so einfach und 
billig, alles mit einer Prise Lächerlichkeit zu bestäuben, die 
vergebliche Sehnsucht der Träumer und Utopisten zu ver-
höhnen. Von Ilija Trojanow
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eher einen „feinen Kerl“, einen „gentleman“, 
so ganz und gar spottfrei, könnte man mei-
nen und sich kurz in ironiefreier Sicherheit 
wiegen, bis man erfährt, dass er auch als Sy-
nonym für Trottel benutzt wird. Was klar 
scheint, kann sich als trügerisch erweisen. 
Beim Gutmenschen ist die Semantik inzwi-
schen auf den Kopf gestellt, ins Gegenteil ver-
kehrt. Weswegen das Wort Schlechtmensch 
schlichtweg nicht existieren kann, sondern 
nur der Nichtgutmensch. Verwirrend, ich 
weiß. Aber die Verwirrung ist in diesem Zu-
sammenhang durchaus beabsichtigt. 

Nicht nur im deutschen Sprachgebrauch. 
Auf Bosnisch sagt man als höchsten Aus-
druck von Begeisterung „mrak“, wortwört-
lich zu übersetzen mit „Dunkelheit, Finster-
nis“. Und im westafrikanischen Krio dient 
das Affix „bad bad wan“ zur Betonung einer 
Qualifizierung: „Di man fayn bad bad wan“, 
(für jene, die des Krio nicht mächtig sein 
sollten: „Der Mann gut schlecht schlecht“, 
oder aber auch „Di polis korupt bad bad wan“ 
(„Die Polizei korrupt schlecht schlecht“). 

Semantisches Schlachtfeld

Die englische Entsprechung lautet „do-
gooder“, also jemand, der sich erfrecht, Gutes 
zu tun. Die Bedeutung hat sich innerhalb kur-
zer Zeit auf erstaunliche Weise verschoben.  
Der Gute, so lautet offenbar die nunmehr 
herrschende Unterstellung, ist naiv. Das hat 
schon Balzac skizziert: „In Paris kann man 
einen Mann erledigen, indem man von ihm 
sagt: Er hat ein gutes Herz. Dieser Satz besagt 
so viel wie: Der arme Kerl ist dumm, wie ein 
Rhinozeros.“ 

Der Nazi-Propagandist Julius Streicher 
war der Ansicht: „Es kennzeichnet den guten 
Menschen, dass er an das Vorhandensein des 
Schlechten erst dann glaubt, wenn er es mit 

oder „Gottliebende“ nannten, eine wörtliche 
Übersetzung des südslawischen „bogomil“. 
Diese „Teufelsdiener“ stammten ursprüng-
lich aus dem heutigen Bulgarien und galten 
ihren Feinden als „Katzenküsser“, als Zoo-
phile, weswegen das umgangssprachliche eng-
lische Wort „to bugger“, eine Ableitung des 
französischen „bougrir“, etymologisch nichts 
anderes bedeutet als „to make love like a Bul-
garian“. 

Jetzt sind wir dem Urgrund des Gutmen-
schen auf die Schliche gekommen. Die Bogo-
milen waren die erste religiöse sozialrevoluti-
onäre Bewegung Europas. 

In den Worten eines zeitgenössischen or-
thodoxen Priesters: „Sie lehren ihr eigenes 
Volk, ihren Herren nicht zu gehorchen, sie 
schmähen die Reichen, hassen den Zaren, 
lachen über die Älteren, verdammen die Bo-
jaren {die Adligen}, betrachten als nichtswür-
dig vor den Augen Gottes jene, die dem Zaren 
dienen, und verbieten jedem Diener, für sei-
nen Herrn zu arbeiten.“ Um Gottes willen. 
Menschen, die sich ein freies und würdevolles 
Leben auf Erden nicht nur vorstellen können, 
sondern es auch in die Tat umsetzen wollten. 
Gutmenschen halt. Pfui Teufel. 

Übrigens wurde Bosnien ab 1199 bogo-
milisch und blieb es zwei Jahrhunderte lang, 
womit hinreichend bewiesen wäre, dass auch 
mein Kollege, der bosnische Schriftstel-
ler Dzevad Karahasan, ein verkappter Gut-
mensch ist. 

Der Vollständigkeit halber: Der Ausdruck 
„bonhomme“ bezeichnet im Allgemeinen 

Der Kampf um die Deutungshoheit

„Jetzt sind wir dem Urgrund des 
Gutmenschen auf die Schliche ge-
kommen. Die Bogomilen waren 
die erste religiöse sozialrevolutio-
näre Bewegung Europas.“
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zig beurteilt würde. Ein Mann namens Goe-
the, seines Zeichens oberster Weisheitsträ-
ger der Nation, schrieb einst: „Edel sei der 
Mensch, hilfreich und gut. Denn das allein 
unterscheidet ihn von allen Wesen, die wir 
kennen.“ Das Gutmenschliche wäre somit 
das einzige Merkmal, das den Homo sapiens 
von dem Theropithecus oder dem Rhinopi-
thecus trennt. 

Wir sind nunmehr beim mittleren Teil 
unseres Kompositums angelangt, beim „Men-
schen“, jenem Wesen, dass von Natur aus 
schlecht ist, zumindest wird diese Erkennt-
nis (mit Verlaub) stets jenen entgegengehal-
ten, die etwas grundsätzlich und nachhaltig 
verbessern wollen. Sollte diese Unterstellung 
stimmen, sollte der Mensch so und nur so 
beschaffen sein, wieso wird dann bereitwil-
lig akzeptiert, dass sich Macht (und/oder 
enormes Vermögen) in einzelnen Personen 
konzentriert? 

Einem Gewalttätigen würde man die 
Waffe abnehmen, einem Vielfraß die Mega-
packung Gummibärchen entreißen. Eigent-
lich sollten Misanthropen entschieden für 
eine Verhinderung von Machtkonzentrati-
on kämpfen. Das Gegenteil ist der Fall. Seit 
Jahren suche ich eine Erklärung für diesen 
Widerspruch und habe keinen gefunden. Ich 
vermute, die Antwort lautet, der Mensch ist 
von Natur aus zwar nicht schlecht, aber von 
Haus aus dumm. 

eigenen Augen sehen kann.“ Das semantische 
Schlachtfeld hat sich seitdem kaum geändert. 
Der Nichtgutmensch weiß à priori, dass das 
Schlechte nicht nur existiert, sondern alles be-
herrscht, insofern hängt er keinen Illusionen 
nach, sondern vertraut allein dem Schwert 
und dem Schild.  

Kumpel der Macht

Der Nichtgutmensch ist folgerichtig ein 
Kumpel der Macht. Weil die Verbesserung 
der Welt seiner Meinung nach unweigerlich 
zu einer Verschlechterung des Existierenden 
führen muss, verteidigt der Nichtgutmensch 
den Status quo, beharrt auf die Kontinuität 
der herrschenden Verhältnisse. Auch wenn 
diese schnurstracks in die Apokalypse führen 
sollten. Kein Problem. Die Apokalypse ist der 
Massagestuhl des Nichtgutmenschen, in dem 
sich alle durch Konflikte und Krisen und Ka-
tastrophen verursachten Verspannungen lö-
sen. Aus physiotherapeutischen Gründen lei-
stet sich heutzutage jeder Verlag mindestens 
eine Apokalypse oder Dystopie im Programm 
– so wie einst ein jeder ein Tamagotchi All-
tagsgassi führte – beglaubigt von der Einsicht, 
dass wir die Zerstörung der Erde inzwischen 
wissenschaftlich präzise beschreiben können. 

Im Anthropozän benötigen wir keine Pro-
phezeiungen mehr, es genügen physikalische 
Berechnungen. Der Gutmensch erschrickt, 
der Nichtgutmensch reibt sich die Hände, 
denn die olympische Leistung seines Zynis-
mus besteht darin, nicht einmal die Apoka-
lypse zu fürchten. Zumal der Nichtgutmensch 
für seinen Pragmatismus reich entlohnt wird 
– die Apokalypse ist ein großzügiger Arbeit-
geber –, der Gutmensch hingegen für seine 
Bemühungen außer Spott meist wenig erntet. 

Nun ist es keineswegs so, dass etwa in der 
deutschen Kulturtradition das Gute abschät-

„Es ist leicht, Schwarzseher zu sein, 
man muss nur die Augen schließen. 
Die viel beschworene neue Unüber-
sichtlichkeit sollte eher ,neue Un-
sichtbarkeit‘ heißen. Die Opfer der 
globalen Dauerkrisen sind hierzu-
lande selten zu sehen.“

Der Kampf um die Deutungshoheit
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niger, wenn ich wegschaue?“, fragte ich zu-
rück. Es ist leicht, als Zyniker durchs Leben 
zu gehen. Es ist kommod und bequem, alles 
zu akzeptieren, sich nicht zu wehren, sich ab-
zukapseln, sich nicht ins Offene zu wagen, 
sich zu schützen, die Waffen zu strecken vor 
dem Erdrückenden, dem Überwältigenden. 
Daher der Hass auf die Gutmenschen. Sie 
stellen die gängige Selbstparalyse in Frage. 
Es ist so einfach und billig, alles mit einer Pri-
se Lächerlichkeit zu bestäuben, die vergeb-
liche Sehnsucht der Träumer und Utopisten 
zu verhöhnen.  

Als Ideologie diskreditiert

Und nun, zum krönenden Abschluss, dem 
scheinbar harmlosen, nachgereichten „tum.“ 
Dieses laut Wörterbuch zum Suffix erstarrte 
Substantiv ist hergeleitet aus dem Mittelhoch-
deutschen „tuom“, was Macht, Würde, Be-
sitz bedeutet hat. Der Duden führt aus: 1. 
bezeichnet in Bildungen mit Substantiven 
einen Zustand, eine Beschaffenheit, Eigen-
schaft oder ein Verhalten von jemandem: 
Chaotentum, Erpressertum, Profitum. 2. be-
zeichnet in Bildungen mit Substantiven eine 
Personengruppe: Bürgertum. 3. bezeichnet 
in Bildungen mit Substantiven das Territori-
um von jemandem: Herzogtum, Scheichtum. 

Ein grammatikalisch und semantisch 
richtiger Satz könnte demnach lauten: Gut-
menschentum ist kein adäquater Ausdruck 
des Deutschtums. Durch das Suffix „tum“ 
werden persönliche Haltungen einem Ter-
ritorium oder einer Klasse gleichgesetzt und 
dadurch als Dogma entlarvt. Empathie, eine 
natürliche menschliche Qualität, wird als Ide-
ologie diskreditiert, mit fatalen Folgen, weil 
jene, deren Leid nicht das unsere ist, essen-
tiell anders sein müssen, ergo schulden wir 
ihnen nichts, ergo haben sie nichts Besseres 

Jene, die das Wort „Gutmensch“ ver-
ächtlich im Mund führen, nehmen für sich 
selbst durchaus in Anspruch, „gut“ zu sein, 
innerhalb eines als „realistisch“ bezeichneten 
Rahmens. Übertriebene Güte ist hingegen 
des Teufels. „Die Wirklichkeit des Teufels“, 
schrieb neulich ein Mann namens Norbert 
Bolz, ein deutscher Medienwissenschaftler, 
„gibt den Frommen die Gewissheit von der 
Wirklichkeit Christi. 

Nur ist der Teufel heute nicht so leicht zu 
erkennen. Er maskiert sich nämlich als Mo-
ralist und verführt uns mit seinem Kult des 
Gutmenschentums. Gerade deshalb ist man 
aber mit einer christlichen Moral auf einem 
gefährlichen Irrweg. Denn der Teufel selbst 
ist ja Moralist, und das gute Gewissen ist seine 
teuflischste Erfindung.“  Übersetzt ins Kü-
chendeutsch: Süß-saures Essen ist bitter. Wer 
in solchen Gut-böse-Mustern denkt, muss die 
Ausweitung der Güte auf alle Menschen me-
taphysisch lächerlich finden und fest daran 
glauben, dass sein zynischer Scharfsinn mora-
lisch adäquater ist als emphatischer Gemein-
sinn. Allerdings stellt sich die Frage, ob der 
moderne Gutmensch Gott und Teufel und 
alle anderen Blitzableiter moralischer Ver-
wirrung nicht längst hinter sich lassen und 
die Idee der Solidarität, das Ideal der Gerech-
tigkeit, als Gebote der Vernunft postulieren 
könnte. 

Es ist leicht, Schwarzseher zu sein, man 
muss nur die Augen schließen. Die viel be-
schworene neue Unübersichtlichkeit sollte 
eher „neue Unsichtbarkeit“ heißen. 

Die Opfer der globalen Dauerkrisen sind 
hierzulande selten zu sehen. Schon längst 
sind gewaltige Mauern der Wahrnehmung 
errichtet. Ein jeder, der mich in Bombay be-
suchte, wohin ich 1998 gezogen war (und es 
waren viele), fragte mich unweigerlich eines 
Tages: „Wie kannst du den Anblick dieses 
Elends ertragen?“ – „Existiert das Elend we-

Der Kampf um die Deutungshoheit
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nen, muss man nicht einmal wissen, dass sei-
ne Bibliothek einige hundert anarchistische 
Bücher enthielt, die er aufmerksam studiert 
hat. „Ulysses“ ist ein literarischer Anschlag 
auf Heuchelei und Moral, auf Staat und ka-
tholische Kirche. Joyce musste jahrzehnte-
lang im Exil leben, „Ulysses“ wurde verboten. 
Seine Bedeutung ist trotz der evidenten und 
radikalen politischen Haltung unbestritten. 
Ein Widerspruch? Nein. Denn der Glaube an 
den Wert der Literatur kann mit politischer 
Leidenschaft eine Einheit des höchsten An-
spruchs bilden. Der US-amerikanische Lite-
raturwissenschaftler Fredric Jameson spricht 
in „The Political Unconscious“ sogar von 
einem „utopischen Impuls“, der das politische 
Unbewusste in den Texten bedeutender Li-
teratur ausmache. 

Sowohl die apolitische als auch die Poli-
tik-in-allen-Gassen-Haltung sind engstirnig. 
Literatur ist die Weite der Phantasie. Und so-
mit ein Korrektiv zur Politik. Literatur ist die 
Vielfalt der Sprache. Und somit ein Korrektiv 
zur Politik. Literatur ist die Entfaltung eines 
eigenen Diskurses gegen die allgegenwärtigen 
Sonderangebote der Zeit. Ob Autoren die 
Absicht hegen, die Welt zu verbessern oder 
diesem unwürdigen Evolutionswitz namens 
Mensch einen Zerrspiegel vorzuhalten, spielt 
in diesem Zusammenhang keine Rolle. 

Der apolitische Zyniker kann genauso ei-
ner tonalen Armut anheimfallen wie einst 
die Befehlsempfänger kommunistischer 
Parteien. Wer aber aus der Freiheit heraus 
schreibt, sich weder Themen noch Formen 
vorschreiben lässt, eine schwer erfochtene 
und schwer zu verteidigende Freiheit, weil 
ein jeder von uns dem White Noise seiner 
Epoche gnaden- und erbarmungslos ausge-
setzt ist, der hört Stimmen, die er oder sie 
zuvor nicht vernommen hat. Wer aus solcher 
Freiheit heraus beschließt, nicht nur über Lie-
be und Tod zu schreiben (angeblich die zwei 

verdient, ergo können sie bleiben, wo der Pfef-
fer wächst (bekanntlich ganz weit weg), ergo 
sind sie, wenn man es genau betrachtet und 
mal ehrlich zur Sprache bringt (woran uns 
noch die Gutmenschen hindern), was Sache 
ist: Bestien oder Barbaren. Der Rest ist wohl-
bekannte Geschichte. 

In Wirklichkeit verhält es sich genau 
umgekehrt, denn „der Zyniker“ ist, in den 
Worten von F. C. Delius, „ein Stiefbruder 
des Ideologen, auch wenn er sich noch so 
unideologisch gibt.“ Übrigens werden De-
batten dieser Art hierzulande durchwegs hu-
morfrei geführt. Insofern könnte man „Gut-
menschentum“ definieren als den Vorwurf 
humorloser Besserwisserei durch humorlose 
Besserwisser. 

Auch dem literarischen Gutmenschen 
werden unlautere Motive unterstellt. Er miss-
brauche die Literatur für perfide oder profane 
Zwecke (z.B. die Menschen aufzustacheln, 
die Welt zu verändern). Da ihn seine Absicht 
entlarve, sei sein Text per se beschädigt. Es 
krächzen die Krähen von allen Dächern, der 
politische Schriftsteller ergreife Partei und 
schade damit der Literatur, die nach allen Sei-
ten hin offen sein sollte. Das ist die typische 
Position apolitischer Menschen, die das We-
sensmerkmal des Politischen nicht verstehen. 
Es geht nicht um Dogma, sondern um Hal-
tung, und eine politische Haltung lässt sich 
hervorragend durch die pluralen Formen der 
Literatur zur Geltung bringen, durch Viel-
fältigkeit, multiperspektivisches Erzählen 
und Komplexität. Literarische Ambivalenz 
und politische Überzeugung schließen sich 
nicht aus. 

Die Weltanschauung des Autors sagt we-
nig aus über die Qualität seiner ästhetischen 
Mittel. James Joyce wird von den feinsin-
nigsten Ästhetikpietisten hoch geschätzt, 
und doch war er ein durch und durch po-
litisch denkender Autor. Um das zu erken-
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wichtigsten Themen der Literatur), sondern 
auch über Macht und Muskeln, über Verrat 
und Verwandlung, der wird sich beim Schrei-
ben selbst überraschen. Nur darauf kommt 
es an, das ist der Lackmustest des real prak-
tizierten Schreibens, die Selbstverblüffung. 
Wer diese beim Schreiben erfährt, der ist ge-
feit gegen die Verdienstlichung der Sprache. 
Daraus ergibt sich allerdings weder logisch 
noch empirisch, dass all jene, die apolitisch 
schreiben, also die eingefleischten Nichtgut-
menschen, den veganisierten Gutmenschen 
ästhetisch überlegen sind. Im Gegenteil: Al-
len politischen Zusammenhängen auszuwei-
chen, bedarf einer ähnlich starren und sturen 
Energie wie alle Realitäten auf das Politische 
zurückzuführen. 

Ilija Trojanow ist Schriftsteller, Übersetzer 
und Verleger. 1965 in Sofia geboren, floh er 
mit seiner Familie 1971 über Jugoslawien und 
Italien nach Deutschland, wo sie politisches 
Asyl erhielt. 1972 zog die Familie weiter nach 
Kenia. Unterbrochen von einem vierjährigen 
Deutschlandaufenthalt lebte Ilija Trojanow bis 
1984 in Nairobi. Danach folgte ein Aufenthalt 
in Paris. Von 1984 bis 1989 studierte Troja-
now Rechtswissenschaften und Ethnologie in 
München. Dort gründete er den Kyrill & Me-
thod Verlag und den Marino Verlag. 1998 zog 
Trojanow nach Mumbai, 2003 nach Kapstadt, 
heute lebt er, wenn er nicht reist, in Wien. Sei-
ne bekannten Romane wie z.B. „Die Welt ist 
groß und Rettung lauert überall“, „Der Welten-
sammler“ und „Eistau“ sowie seine Reisere-
portagen wie „An den inneren Ufern Indiens“ 
sind gefeierte Bestseller und wurden mit zahl-
reichen Preisen ausgezeichnet. Zuletzt erschie-
nen bei S. Fischer sein großer Roman „Macht 
und Widerstand“, sein Sachbuch-Bestseller 
„Meine Olympiade: Ein Amateur, vier Jahre, 
80 Disziplinen“ sowie der autobiographisch-
politische Essay „Nach der Flucht“. Im Jahr 2017 
erhielt er den Heinrich Böll Preis.
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sellschaften völlig entgegenlaufen; unsere Un-
fähigkeit, für die Neige der billigen fossilen 
Brennstoffe vorzusorgen; die scheinbar unaus-
weichlichen Wellen von Sparmaßnahmen; die 
unhaltbaren Trends von Reichtumskonzentra-
tion; der Aufstieg gewalttätiger Extremisten 
in vielerlei Formen an vielerlei Orten... und 
natürlich sind all diese Prozesse miteinander 
verstrickt. Welche Rolle spielen Leute wie ich. 
die mit dem Aufstieg der digitalen Technolo-
gien assoziiert werden? Sind digitale Spielzeuge 
nicht mehr als der Schaum auf den großen 
dunklen Wellen? Digitale Errungenschaften 
haben auf jeden Fall geräuschvolle Verände-
rungen in Kultur und Politik gebracht.

Fangen wir mit den guten Nachrichten an. 
Wir haben einen ersten Blick darauf erhascht, 
was eine digital effiziente Gesellschaft sein 
könnte, und trotz der Absurdität der Über-
wachungsökonomie, für die wir uns schein-
bar bisher entschieden haben, dürfen wir nicht 
vergessen, dass es auch viel Positives gibt. Wie 
sich zeigt, kann Abfall systematisch reduziert 
werden, genau in dem Moment, da wir den 
Klimawandel noch wirksamer bekämpfen 
müssen. Wir haben festgestellt, dass sich Son-
nenenergie viel effektiver nutzen lässt, als viele 
für möglich gehalten hätten, indem sie an ein 
intelligentes Netz gekoppelt wird, um zuver-
lässig zur Verfügung zu stehen. Das ist genau 
die Art von positiven Optionen, die meine 
Kollegen und ich uns von einer digitalen Ver-
netzung erhofft hatten. Doch die praktischen 

Als Realist bin ich gezwungen, manch-
mal etwas dunkler zu werden. Wenn 
man dem Realismus genug Vertrau-

en schenkt, kann man sich durch die Ausläu-
fer der Dunkelheit hindurchbrennen. Denn 
oft stellt sich heraus, dass auf der anderen 
Seite das Licht wartet. Wir leben in einer 
verwirrenden Zeit. In der entwickelten Welt 
haben wir so lange Überfluss genossen, dass 
wir ihn kaum noch zu schätzen wissen. Wir 
lieben besonders unsere Gadgets, denen wir 
immer noch Neues abgewinnen können, aber 
vieles deutet darauf hin, dass wir, wenn wir 
die Augen weiter öffnen würden, über den 
Rand eines Abgrunds blickten. 

Es tut mir weh, die bekannte Liste der ak-
tuellen Gefahren anzustimmen: zuallererst der 
Klimawandel; die Spiralen von Bevölkerungs-
wachstum und Abwanderung, die unseren Ge-

Die digitale Illusion Virtuelle Realität kann Spaß machen 
und den Alltag erleichtern. Ihre Algorithmen zwingen 
Gesellschaften aber dazu, Risiken zu übernehmen, von 
denen nur ein paar wenige profitieren, meint der US-ame-
rikanische Informatiker und Unternehmer Jaron Lanier, 
der den Begriff Virtual Reality geprägt hat. Und ohne 
Not unterwerfen sich Menschen durch die Nutzung von 
Apps der billigen und beiläufigen Massenspionage und 
-manipulation. Bleibt die Optimierung der Gesellschaft 
durch die Digitalisierung eine Illusion? Von Jaron Lanier
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cken kann. Die virtuelle Realität kann Spaß 
machen und wunderschön sein. Trotzdem 
sehe ich sie kritisch. Denn Widersprüche und 
Mehrdeutigkeiten zu vermeiden heißt, die Re-
alität zu vermeiden. Können wir zurücktreten 
und Bilanz ziehen? Gibt es derzeit mehr di-
gitales Licht oder mehr Dunkelheit? Dies ist 
eine Frage, über die Online-Kommentatoren 
täglich viele tausend Mal nachdenken. 

Eine Meinung über die Internet-Kultur ab-
zugeben, ist wie ein Tropfen aus einer Pipet-
te auf einen Bürgersteig bei Sturzregen. Jeder, 
der im Netz das Wort ergreift, weiß, wie es 
heutzutage ist. Entweder du schließt dich mit 
denen zusammen, die deine Meinung teilen, 
oder deine Meinung wird sofort von gewal-
tigen Klingen in den großen grauen Brei pü-
riert. In der Online-Welt führen These und 
Antithese, eine Hand und die andere, nicht 
mehr zu einer höheren Synthese. Hegel wur-
de enthauptet. Stattdessen gibt es nur stati-
stische Datenwellen, die unaufhörlich zu er-
staunlichen Vermögen zusammengerührt 
werden von denen, die sie benutzen, um ihren 
wirtschaftlichen Vorteil auszurechnen.  In der 
Ära der digitalen Übernahme müssen wir uns 
fragen: „Was ist ein Buch?“ Im Internet gibt es 
ebenso viele Kommentare über das Internet 
wie Pornographie und Katzenfotos, aber in 
Wirklichkeit können nur Medien außerhalb 
des Internets – insbesondere Bücher – Perspek-
tiven und Synthesen aufzeigen. Das ist einer 
der Gründe, warum das Internet nicht zur ein-
zigen Plattform der Kommunikation werden 
darf. Wir haben am meisten davon, wenn es 
nicht gleichzeitig Subjekt und Objekt ist. 

Aus diesem Grund schreibt ein Geschöpf 
der digitalen Kultur wie ich Bücher, wenn es 
Zeit ist, einen Blick auf das große Ganze zu 
werfen. Denn es besteht die Chance, dass ein 
Leser ein ganzes Buch liest. Zumindest gibt es 
einen ausgedehnten Moment, den ich mit dem 
Leser teile. Wäre ein Buch nicht mehr als ein 

Hoffnungen für digitale Netzwerke werden 
von einem symbolischen, fast metaphysischen 
Projekt begleitet. Die digitale Technik wird in 
unserer Zeit als maßgeblicher Kanal des Opti-
mismus überfrachtet. 

Und das, nachdem vor ihr so viele Götter 
versagt haben. Was für ein sonderbares Schick-
sal für ein Phänomen, das als sterile Ecke der 
Mathematik begonnen hatte. Trotzdem ist di-
gitaler Kulturoptimismus nicht verrückt. Wir 
haben neue Muster der Kreativität gesehen und  
sogar ein paar neue Fühler der Empathie ge-
funden, die sich über frühere Barrieren wie 
Entfernung und kulturelle Fremdheit hinaus 
strecken. Diese freudigen Ereignisse wurden 
inzwischen erschöpfend gefeiert, aber sie blei-
ben eine Tatsache. Um ein triviales persön-
liches Beispiel zu geben: Wie herrlich, dass ich 
heute mit Ud-Spielern auf der ganzen Welt 
in Verbindung stehe, mit denen ich über das 
Internet für Konzerte proben kann. Es macht 
einen Riesenspaß. Ich habe ein paar der guten 
Dinge erwähnt, doch wenn wir unser digitales 
Spielzeug verwenden, unterwerfen wir uns be-
kanntermaßen der billigen und beiläufigen 
Massenspionage und -manipulation. Damit 
haben wir eine neue Klasse ultra-elitärer, ex-
trem reicher und unberührbarer Technologen 
erschaffen. Und allzu oft geben wir uns mit 
dem Rausch eines digital effizienten Hyper-
Narzissmus zufrieden. Ich habe immer noch 
größere Freude an Technologie, als ich ausdrü-
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einem symbolischen, fast metaphy-
sischen Projekt begleitet. Die digi-
tale Technik wird in unserer Zeit 
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mathematischen Sätze. Im Zeitalter des Buch-
drucks gab es viele verschiedene Enzyklopä-
dien, von denen jede einen Blickwinkel vertre-
ten hat, und doch gibt es im digitalen Zeitalter 
nur eine. Wieso muss das so sein? 

Es ist keine technische Zwangsläufigkeit, 
trotz „Netzwerkeffekten“. Es ist eine Entschei-
dung, die auf dem unbestrittenen, aber fal-
schen Dogma beruht, Ideen selbst sollten mit 
Netzwerkeffekten gekoppelt werden. (Manche 
sagen, Wikipedia werde zum Gedächtnis einer 
globalen künstlichen Intelligenz.) Bücher ver-
ändern sich. Einige der Metamorphosen sind 
kreativ und faszinierend. Ich bin entzückt von 
der Vorstellung, eines Tages könnte es Bücher 
geben, die sich mit virtuellen Welten synchro-
nisieren, und von anderen seltsamen Ideen. 
Aber zu viele der Metamorphosen sind un-
heimlich. Plötzlich müssen wir uns gefallen 
lassen, überwacht zu werden, um ein E-Book 
zu lesen! Auf was für einen eigentümlichen 
Handel haben wir uns da eingelassen! 

In der Vergangenheit kämpften wir, um Bü-
cher vor den Flammen zu retten, doch heute 
gehen Bücher mit der Pflicht einher, Zeug-
nis über unser Leseverhalten abzulegen, und 
zwar einem undurchsichtigen Netzwerk von 
Hightech-Büros, von denen wir analysiert und 
manipuliert werden. 

Was ist besser für ein Buch: ein Spionage-
gerät zu sein oder Asche? Bücher haben uns 
immer geholfen, die Probleme zu lösen, die 
wir uns aufgehalst haben. Jetzt müssen wir 
uns selbst retten, indem wir die Probleme er-
kennen, die wir den Büchern aufhalsen. 

Doch wie schaffen wir eine friedliche Welt, 
wo neue Technologien Licht und Schatten wer-
fen? Ganz sicher muss Frieden bedeuten, dass 
keine Gewalt und kein Terror benutzt werden, 
um Macht oder Einfluss zu gewinnen. Aber 
dem Frieden müssen außerdem schöpferische 
Eigenschaften innewohnen. Die meisten von 
uns wollen keine statische oder stumpfsinnige 

Erzeugnis aus Papier, könnten wir es nur auf 
die Art feiern, wie wir Klarinetten oder Bier 
feiern. Wir lieben diese Dinge, aber es sind 
eben nur bestimmte Erfindungen, aus denen 
sich Produkte entwickelt haben, mit ihren je-
weiligen Fachmessen und Subkulturen. 

Bauwerk menschlicher Würde

Doch ein Buch greift viel tiefer. Es ist 
die Feststellung eines bestimmten Verhält-
nisses zwischen einem Individuum und der 
menschlichen Kontinuität. Jedes Buch hat 
einen Autor, eine Person, die ein Risiko auf 
sich genommen und eine Verpflichtung ein-
gegangen ist, indem sie sagt: „Ich habe einen 
wesentlichen Teil meines kurzen Lebens damit 
verbracht, eine bestimmte Geschichte und ei-
nen bestimmten Standpunkt wiederzugeben, 
und ich bitte euch, dasselbe zu tun, indem ihr 
mein Buch lest: Darf ich so viel Engagement 
von euch verlangen?“ Ein Buch ist ein Bahnhof, 
nicht die Gleise. Bücher sind ein Spiel mit ho-
hem Einsatz, vielleicht nicht in Bezug auf Geld 
(im Vergleich mit anderen Branchen), doch in 
Bezug auf Aufwand, Engagement, Aufmerk-
samkeit, der Bereitstellung unseres kurzen 
Menschenlebens und unseres Potenzials, po-
sitiven Einfluss auf die Zukunft zu nehmen. 

Autor zu sein, zwingt uns zu einer ver-
menschlichenden Form der Verwundbarkeit. 
Das Buch ist ein Bauwerk menschlicher Wür-
de. Das Wesen des Buchs ist Beweis dafür, dass 
individuelle Erfahrung existentiell für die Be-
deutungsebene ist, denn jedes Buch ist anders. 
Bücher aus Papier sind naturgemäß nicht zu 
einem kollektiven universalen Buch verquirlt. 
Seltsamerweise ist für uns der Gedanke normal 
geworden, es gäbe nur einen Wikipedia-Ein-
trag für ein humanistisches Thema, für das es 
absolut nicht die eine optimierte Darstellung 
geben kann; die meisten Themen sind keine 
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gativ klingen, aber es ist eine klar optimistische 
Aussage; denn ich glaube, dass wir immer mehr 
über den Frieden lernen. Die dunkelste meiner 
digitalen Ängste betrifft das, was ich den „Ru-
delschalter“ nenne. Es ist die These von einem 
hartnäckigen Zug des menschlichen Charak-
ters, der sich dem Frieden widersetzt. Nach 
dieser Theorie sind die Menschen Wölfe; wir 
gehören zu einer Spezies, die als Individuum 
oder als Rudel funktionieren kann. In uns ist 
ein Schalter. Und wir neigen dazu, uns immer 
wieder plötzlich in Rudel zu verwandeln, ohne 
dass wir es selbst bemerken. 

Wenn es eines gibt, das mich am Internet 
ängstigt, dann dies: Es ist ein Medium, das 
„Flashmobs“ auslösen kann und regelmäßig 
schlagartig „virale“ Trends schafft. Zwar ha-
ben diese Effekte bisher noch keinen größeren 
Schaden angerichtet, aber was haben wir im 
Gegenzug, um sie zu verhindern? Wenn Ge-
nerationen heranwachsen, die sich großenteils 
über globale korporative Cyber-Strukturen wie 
geschützte soziale Netzwerke organisieren und 
austauschen, woher wissen wir, wer die Kon-
trolle über diese Strukturen erbt? Die traditi-
onelle Definition von „Frieden“ bezieht sich 
auf den Frieden zwischen Rudeln oder Clans, 
und so ist „Stammesgefühl“ vielleicht die ge-
fährlichste unserer Sünden. Es zersetzt uns tief 
im Wesen. Trotzdem wird Schwarmidentität 
fast überall als Tugend angesehen. Das Buch 
der Sprüche im Alten Testament enthält eine 
Liste von Sünden, darunter Lügen, Mord, 
Hochmut, aber auch „Hader zwischen Brü-
dern säen“. Ähnliche Gebote gibt es in allen 
Kulturen, allen politischen Systemen, allen 
Religionen, die ich studiert habe. 

Ich will damit nicht sagen, dass alle Kul-
turen und Glaubensbekenntnisse gleich sind, 
sondern dass es eine Gefahr gibt, die uns ge-
mein ist, weil sie in unserer Natur liegt, und 
die wir abzuwehren lernen müssen. Die Loya-
lität gegenüber dem Rudel wird immer wieder 

Existenz akzeptieren, selbst wenn sie frei von 
jeder Gewalt wäre. Wir wollen nicht die fried-
liche Ordnung akzeptieren, die uns autoritäre 
oder aufgezwungene Lösungen vermeintlich 
bieten, seien sie digital oder altmodisch. 

Genauso wenig dürfen wir erwarten, dass 
zukünftige Generationen für immer unsere 
Version einer nachhaltigen Gesellschaft ak-
zeptieren, ganz gleich wie klug wir sind und 
wie gut unsere Intentionen. Frieden ist also 
ein Puzzle. Wie können wir frei sein, ohne die 
Freiheit zu missbrauchen? Wie kann Frieden 
gleichzeitig abwechslungsreich und stabil sein? 
Die Kompromisse zwischen Freiheit und Sta-
bilität, die wir erlebt haben, neigen dazu, auf 
Bestechung zu beruhen – durch stetig wach-
senden Konsum –, aber das scheint auch keine 
langfristige Lösung zu sein. Vielleicht ließe sich 
die Gesellschaft durch digitale Boni stabilisie-
ren, das ist zumindest eine Idee, die man im 
Silicon Valley häufiger hört. Bringt die Leute 
dazu, ihren CO2-Fußabdruck zu verringern, 
indem ihr sie mit virtuellen Vergütungen in 
Videospielen umgarnt. 

Am Anfang mag es funktionieren, aber die-
ser Ansatz hat etwas Verlogenes, Gönnerhaftes 
an sich. Ich glaube, wir wissen heute einfach 
noch nicht genug, um Lösungen für das lang-
fristige Puzzle Frieden zu finden. Das mag ne-

„In der Vergangenheit kämpften 
wir, um Bücher vor den Flammen 
zu retten, doch heute gehen Bücher 
mit der Pflicht einher, Zeugnis 
über unser Leseverhalten abzule-
gen, und zwar einem undurchsich-
tigen Netzwerk von Hightech-Bü-
ros, von denen wir analysiert und 
manipuliert werden.“
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nicht eine neue Art von Gefahr? In Deutsch-
land hat dieses Thema natürlich ein besonderes 
Echo. Gern würde ich etwas Tiefgründiges 
dazu sagen, aber offen gestanden verstehe ich 
einfach nicht, was passiert ist. Meine Mutter 
kam aus Wien, und viele ihrer Verwandten fie-
len dem Bösen und der hochglänzenden Mega-
Gewalt des Nazi-Regimes zum Opfer. Als jun-
ges Mädchen hat sie schreckliches Leid erlebt 
und wäre fast selbst gestorben. Wenn mir diese 
Ereignisse nicht so nahe wären, wenn ich ihre 
Wirkung gedämpfter zu spüren bekommen 
hätte, fiele es mir jetzt vielleicht leichter, so zu 
tun, als würde ich verstehen, was passiert ist, 
wie so viele Gelehrte behaupten. Auch wenn 
ich viel darüber gelesen habe, finde ich es im-
mer noch unglaublich schwer, die Nazi-Zeit 
zu verstehen. Auf jeden Fall haben die Nazis 
bewiesen, dass eine moderne, hoch technisierte 
Sensibilität kein Schutz gegen das Böse ist. In 
dieser Hinsicht verstärkt die Nazi-Zeit meine 
Sorge, dass das Internet als überlegene Platt-
form für plötzliche Massengewaltausbrüche 
von Rudeln oder Clans dienen könnte. 

Doch ich glaube auch nicht, dass die strikte 
Ablehnung von Rudel- oder Clan-Identitäten 
der beste Weg wäre, die damit verknüpfte Ge-
walt zu vermeiden. Anscheinend brauchen die 
Menschen sie. Länder wehren sich in den mei-
sten Fällen dagegen, ihre Identität zugunsten 
größerer Konföderationen aufzugeben. Nur 
sehr wenige Menschen sind bereit, als Welt-
bürger zu leben, von jeder nationalen Bindung 
losgelöst. Es ist etwas Unwirkliches, Abstraktes 
an einem solchen Versuch, den menschlichen 
Charakter zu perfektionieren. Das Beste wäre 
vielleicht, wenn jedes Individuum vielen ver-
schiedenen Gruppen angehörte, sodass kaum 
klare Clans erkennbar wären, die gegeneinan-
der antreten könnten. 

Während der digitalen Anfänge vor ein 
paar Jahrzehnten war genau das meine Hoff-
nung für digitale Netzwerke. Wenn sich in ei-

mit Tugend verwechselt, obwohl – besonders 
wenn! – Menschen sich selbst als Rebellen 
sehen. Es tritt immer Rudel gegen Rudel an. 
Dies gilt für die Anhänger bestimmter Pop-
Richtungen oder Stile digitaler Politik wie für 
traditionelle Volkszugehörigkeiten, Nationali-
täten und Religionen. In der digitalen Kultur 
zum Beispiel wird schnell diffamiert, wer sich 
nicht streng genug zum Dogma der „offenen“ 
Netzgemeinde bekennt. Immer wieder bre-
chen krude „Sünden“ wie Habgier oder Rudel-
Mentalität hässlich, aber verstohlen durch un-
sere sorgsam kultivierten Muster des perfekten 
Denkens – ausgerechnet dann, wenn wir uns 
einbilden, wir wären nahe an der technischen 
Perfektion. Die großartige Idee der Menschen-
rechte wird in unserer algorithmischen Ära 
durch Kumpanei zunichte gemacht. Nach 
Generationen von Denkern und Aktivisten, 
die für die Menschenrechte kämpften, was ist 
passiert? 

Konzerne sind Personen geworden – das 
hat zumindest das Oberste Gericht der Verei-
nigten Staaten entschieden! Ein Menschen-
recht ist ein uneingeschränkter Vorteil, also 
verschwören sich gewiefte Spieler, um für sich 
und ihre Rudel-Kumpane das Vielfache die-
ses Vorteils zu errechnen. Was können wir in 
Amerika noch mit der Idee der Menschenrech-
te anfangen? Sie wurde ad absurdum geführt. 
Ein anderes Beispiel: Ausgerechnet wenn di-
gitale Unternehmen glauben, sie täten das 
Bestmögliche, optimieren die Welt, stellen 
sie plötzlich fest, dass sie ein gewaltiges Im-
perium der Spionage und Verhaltensmanipu-
lation leiten. 

Man denke an Facebook, das erste große 
öffentliche Unternehmen dieser Art, das 
von einem einzigen sterblichen Individuum 
kontrolliert wird. Facebook steuert heute 
zum großen Teil die Muster sozialer Verbin-
dungen in der ganzen Welt. Doch wer wird 
seine Macht erben? Steckt in diesem Dilemma 
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Ideen in dem Computercode versteckt, mit 
dem wir unser Leben führen. Datenschutz ist 
ein Beispiel dafür. Ganz gleich, was man über 
Datenschutz denkt, es ist der Code, der in fer-
nen Cloud-Computern läuft, der bestimmt, 
welche Konzepte von Datenschutz gelten. 
Die Idee von Datenschutz hat viele Facetten, 
breit gefächert und stets schwer zu definieren, 
doch der Code, der Datenschutz schafft oder 
verhindert, ist auf banale Weise konkret und 
allgegenwärtig. 

Datenschutz ist längst keine persönliche 
Entscheidung mehr, und damit nicht einmal 
mehr ein Thema, über das wir im alten Sinn 
nachdenken können. Nur fanatische Schola-
stiker verschwenden ihre Zeit mit irrelevanten 
Fragen. Das einzig sinnvolle Nachdenken über 
Datenschutz wäre ein Nachdenken, dass zu 
Veränderungen im Code führt. Doch wir ha-
ben unsere Politik zum großen Teil an ferne 
Konzerne „outgesourct“, womit es oft keinen 
klaren Kanal zwischen dem Denken und dem 
Kodieren gibt, also zwischen dem Denken und 
der gesellschaftlichen Realität. Programmierer 
haben eine Kultur geschaffen, in der sie den Re-
gulatoren davonlaufen können. Wir verlangen 
von den Regierungen, sich mit größter Vorsicht 
in die bizarren Prozesse zu begeben, um zu re-
gulieren, wie die Cloud-basierten Konzerne 
unsere Kommunikation und unsere koordi-
nierten Interaktionen kanalisieren. 

Doch manchmal unterwandern Program-
mierer das, wozu die Unternehmen gezwun-
gen wurden, und führen die Regierungsein-
griffe ad absurdum. Dieses Muster hat sich 
beim Urheberrecht gezeigt und auf andere 
Art bei Themen wie dem Recht auf Verges-
sen und gewissen Bereichen des Datenschut-
zes, insbesondere der Privatsphäre von Frauen 
online (Die derzeitige Praxis privilegiert ano-
nyme Schikanierer gegenüber den Frauen, die 
schikaniert werden). In jedem Fall wollen viele 
der kreativsten und gutmütigsten Aktivisten 

ner besser verbundenen Welt jeder Mensch zu 
einer verwirrenden Vielfalt von „Teams“ zu-
gehörig fühlen würde, wären die Loyalitäten 
vielleicht zu komplex, als dass traditionelle Ri-
valitäten eskalieren könnten. Das ist auch der 
Grund, warum mir der Trend sozialer Netz-
werke Sorgen bereitet, die Leute in Gruppen 
zusammenzutreiben, um sie zu besseren Ziel-
scheiben für das zu machen, was sich heute 
Werbung nennt, in Wirklichkeit wohl eher 
das Mikromanagement der billigsten Opti-
on, die der Verlinkung. Die Welt kommt mir 
jedes Mal vor wie ein besserer Ort, wenn mir 
jemand begegnet, der sich mehreren Sport-
mannschaften verbunden fühlt und sich bei 
einem Spiel nicht entscheiden kann, zu wem 
er hält. Dieser Mensch ist begeistert, aber er ist 
auch verwirrt; plötzlich ist er ein Individuum 
und kein Teil eines Rudels mehr. Der Schalter 
wird zurückgesetzt.

Diese Art von Rücksetzung ist interessant, 
weil es die äußeren Umstände sind, nicht der 
Ausdruck von Ideen, die die Veränderung des 
Blicks bewirken, denn genau das passiert in 
der Technologie ständig. In der Vergangen-
heit konnte eine Idee in einem Buch überzeu-
gend oder verführerisch sein oder sie konnte 
den Menschen mit Gewehren und Schwertern 
aufgezwungen werden. Heute aber sind die 

„Während der digitalen Anfänge 
war genau das meine Hoffnung für 
digitale Netzwerke. Wenn sich in 
einer besser verbundenen Welt je-
der Mensch zu einer verwirrenden 
Vielfalt von ,Teams‘ zugehörig 
fühlen würde, wären die Loyali-
täten vielleicht zu komplex, als dass 
traditionelle Rivalitäten eskalieren 
könnten.“
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kratische Regimes übernehmen die Kontrolle 
über ihre eigenen Clouds, so wie wir es zum 
Beispiel in China sehen. Manchmal frage ich 
mich, ob wir unsere Demokratien an Tech-
nologie-Firmen outgesourct haben, damit wir 
nicht selbst zur Rechenschaft gezogen werden 
können. Wir geben unsere Macht und unsere 
Verantwortung einfach ab. 

Bevor es zu Missverständnissen kommt, 
möchte ich Folgendes klarstellen. Ich bin 
kein Gegner großer Konzerne. Ich mag große 
Konzerne, vor allem große Technologie-
Konzerne. Meine Freunde und ich haben ein 
Start-up-Unternehmen an Google verkauft, 
und im Moment habe ich eine Forschungsstel-
le bei Microsoft. Wir dürfen einander keiner 
Reinheitsprüfung unterziehen, als wären wir 
Cloud-Algorithmen, die sich gegenseitig für 
gezielte Werbung analysieren. Die verschie-
denen Institutionen, die von Menschen er-
funden werden, müssen sich nicht gegenseitig 
auslöschen, sondern können sich gegenseitig 
ins Gleichgewicht bringen. Wir können ler-
nen, „loyale Opposition“ innerhalb der Insti-
tutionen zu sein, die wir unterstützen oder 
zumindest tolerieren, seien es Regierungen, 
Unternehmen, Religionen etc. Wir müssen 
nicht immer zerstören, um etwas zu erschaf-
fen. Wir können und sollten in einem Knäu-
el von Loyalitäten leben. So könnten wir den 
Rudel-Schalter vermeiden. 

Zu lernen, über den Standpunkt der Oppo-
sition hinauszudenken, kann Klarheit bringen. 
Ich widerspreche zum Beispiel sowohl denen, 
die für eine flache Verteilung wirtschaftlicher 

nicht, dass Menschen die Möglichkeit haben, 
sich gegen die „Offenheit“ des Netzes zu weh-
ren. Gleichzeitig aber haben viele digitale Ak-
tivisten eine scheinbar unendliche Toleranz 
gegenüber der gigantischen Ungleichheit, wer 
von dem allsehenden Auge profitiert. 

Big Data schürt die algorithmische Kon-
zentration von Reichtum. Zuerst ist es in der 
Musik- und Finanzbranche passiert, doch der 
Trend greift auf jeden zweiten Schauplatz 
menschlicher Aktivität über. Algorithmen 
erzeugen keine Garantien, doch sie zwingen 
nach und nach die breite Gesellschaft dazu, 
Risiken zu übernehmen, von denen nur ein 
paar wenige profitieren. Dies wiederum führt 
zu Austerität, rigorosen Sparmaßnahmen sei-
tens der Politik. Da Austerität mit einer Share 
Economy gekoppelt ist (denn Sharing liefert 
die Daten, mit denen die Maschine läuft), er-
lebt jeder Einzelne, bis auf die winzige Minder-
heit ganz oben auf den Rechnerwolken, einen 
graduellen Verlust von Sicherheit.

Diese Entwicklung ist in meinen Augen 
die bisher größte negative Konsequenz der 
Netzwerktechnologie. Womit ich ein an-
deres Problem nicht ignorieren will, das viel 
mehr Aufmerksamkeit erhalten hat, weil es 
spektakulärer ist. Denn eine der Nebenwir-
kungen der algorithmischen Überwachungs-
wirtschaft ist das zwangsläufige Durchsickern 
der gesammelten Daten in die Computer na-
tionaler Geheimdienste. Das meiste, das wir 
heute darüber wissen, verdanken wir Edward 
Snowdens Enthüllungen. Staatlicher Überwa-
chung entgegenzuwirken ist grundlegend für 
die Zukunft der Demokratie, aber Aktivisten 
dürfen nicht vergessen, dass wir es im Moment 
mit einer Situation zu tun haben, in der durch 
Mechanismen von ungleicher Wohlstandsver-
teilung und Austerität die Regierungen zu-
gunsten der Unternehmen geschwächt werden, 
die die Daten überhaupt einsammeln. Das gilt 
natürlich nur für Demokratien; nicht-demo-

 „Algorithmen erzeugen keine Ga-
rantien, doch sie zwingen nach und 
nach die breite Gesellschaft dazu, 
Risiken zu übernehmen, von denen 
nur ein paar wenige profitieren.“
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dern, ehrlich über unsere Arbeit zu reden. Einst 
träumten Wissenschaftler davon, Maschinen 
mit magischen Formeln zum Leben zu erwe-
cken, sodass sie autark würden. Später sollten 
Algorithmen künstlicher Intelligenz Bücher 
schreiben, Treibstoffe abbauen, technische Ge-
räte herstellen, Kranke pflegen und Lastwagen 
fahren. Auch wenn diese Entwicklung zu ho-
her Arbeitslosigkeit führen würde, würde sich 
die Gesellschaft allmählich anpassen, vielleicht 
mit einer Wende zum Sozialismus oder zum 
bedingungslosen Grundeinkommen. 

Aber der Plan hat nie funktioniert. Statt-
dessen wird, was wie Automatisierung aussieht, 
in Wirklichkeit von Big Data angetrieben. Die 
größten Computer der Welt ernten Daten von 
dem, was echte Menschen tun – Schriftsteller 
zum Beispiel –; sie verhalten sich wie die flä-
chendeckendsten Spionagedienste der Welt-
geschichte, und diese Daten werden dann auf-
bereitet, um die Maschinen zu betreiben. Wie 
sich zeigt, bedarf die „Automatisierung“ also 
immer noch riesiger Massen von Menschen! 
Doch dem Traum einer maschinenzentrierten 
Zukunft zuliebe müssen diese echten Men-
schen anonymisiert und vergessen werden. 
Dieser Trend lässt die Bedeutung von Urheber-
schaft schrumpfen, doch über kurz oder lang 
schrumpft auch die Wirtschaft im Ganzen, 
während die Entwicklung nur die reich macht, 
denen die größten Spionagecomputer gehören. 

Um scheinbar automatische Übersetzungs-
programme zu erschaffen, muss täglich die Ar-
beit von Millionen von echten Übersetzern 
gescannt werden (um Aktualität zu gewähr-
leisten). Und dieses Arrangement ist ein ganz 
typisches Beispiel. In der Regel verschleiert jede 
scheinbare Automatisierung die Entrechtung 
der Menschen, die hinter dem Vorhang die 
Arbeit leisten, was wiederum zu Austerität 
führt, die wiederum Sozialismus, Grundein-
kommen und ähnliches als Kompensation für 
die bühnenwirksam simulierte Arbeitslosig-

Vorteile sind, als auch denen, die das Star-
System mit dem Motto „The Winner takes 
it all“ favorisieren, das sich in der Hightech-
Wirtschaft der letzten Jahre abzeichnet. Die 
Wirtschaft muss weder ein Turm sein, der über 
einem Meer törichter Anwärter aufragt, noch 
ein Salzsee, in dem alle von einer Kontrollin-
stanz zur Gleichheit gezwungen werden. Ich 
spreche mich für eine Wirtschaft mit einer 
breiten Mitte aus. Alles, was in der Wirklich-
keit vermessen wird, sollte eine Glockenkurve 
ergeben. Lassen sich die Erträge einer Wirt-
schaft als Glockenkurve darstellen, ist diese 
Wirtschaft nicht nur ehrlich, sondern auch 
stabil und demokratisch, denn die Macht ist 
breit verteilt. Wer wirtschaftliche Gerechtig-
keit zum Ziel hat, sollte nicht aus Prinzip die 
Reichen verdammen, sondern stattdessen die 
Delle in der Mitte der Verteilung. Der Konflikt 
zwischen der Linken und der Rechten ist schon 
so lange so akut, dass wir nicht einmal über ein 
ehrliches Vokabular verfügen, um die ehrliche 
Mathematik der Glockenkurve zu beschrei-
ben. Wir können nicht von einer „Mittelklas-
se“ sprechen, denn der Begriff ist zu belastet. 

Und doch ist diese schwer zu artikulierende 
Mitte das Herz der Mediation, wo wir den Frie-
den suchen müssen. So langweilig es zunächst 
klingen mag, tatsächlich ist die Mediation zwi-
schen den Fronten sowohl der spannendste als 
auch der vielversprechendste Weg nach vorn. 
Ständig werden wir mit den Gegensätzen von 
Alt und Neu konfrontiert, ständig müssen wir 
uns entscheiden. Sollen wir altmodische Taxis 
mit ihren altmodischen Rechten für die Fahrer 
unterstützen oder neue Arten von Services wie 
Uber, die digitale Effizienz bieten? Doch diese 
Entscheidungen sind falsche Entscheidungen! 
Die einzig ethische Option ist die Synthese aus 
dem Besten der prä-digitalen und der digitalen 
Systeme. Eine Schwierigkeit dabei ist, dass wir 
Technologen oft in alten Fantasien des Über-
natürlichen gefangen sind, die uns daran hin-
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keit bietet. Allen Technologieschaffenden gebe 
ich zu bedenken: Wenn eine neue Effizienz 
von digitalem Networking auf der Zerstörung 
von Würde beruht, seid ihr nicht gut in eurem 
Fach. Ihr schummelt. 

Gute technologische Neuerungen müssen 
sowohl die Leistung als auch die Würde der Er-
bringer verbessern. Wir Menschen sind Genies 
darin, uns durch den Gebrauch von Compu-
tern verwirren zu lassen. Das wichtigste Bei-
spiel dafür ist, dass Computer so tun, als wäre 
Statistik eine adäquate Beschreibung der Rea-
lität. Dies mag klingen wie ein nebensächliches 
technisches Problem, aber in Wirklichkeit 
liegt genau hier der Kern der wirtschaftlichen 
und sozialen Herausforderungen unserer Zeit. 

Es gibt eine exponentiell ansteigende Zahl 
von Hinweisen darauf, wie gigantisch „Big 
Data“ heutzutage ist; die Massen von Sen-
soren, die sich in unserer Umwelt verbergen, 
die immer größer werdenden Rechenzentren 
für Clouds an geheimen Orten, wo sie ihren 
Wärmeüberschuss verzweifelt an wilde Flüsse 
abgeben. Was passiert mit all diesen Daten? 
Sie werden von statistischen Algorithmen ana-
lysiert! 

Wenn Sie im öffentlichen Raum die Finger-
spitze heben und langsam durch die Luft bewe-
gen: Bei der Menge der Kameras, die es in der 
heutigen Welt gibt, ist wahrscheinlich irgend-
eine Kamera gerade auf Ihren Finger gerichtet, 
und wahrscheinlich sagt gerade irgendwo ir-
gendein Algorithmus automatisch vorher, wo 
sich Ihr Finger im nächsten Augenblick befin-
det. Vielleicht wurde dieser Algorithmus von 
einer Geheimdienstorganisation, einer Bank, 
einer kriminellen Vereinigung oder einer Fir-
ma aus dem Silicon Valley entwickelt, wer weiß 
das schon? Die Entwicklung von Algorithmen 
wird immer billiger, und jeder, der kann, tut 
es auch. Und dieser Algorithmus wird wahr-
scheinlich für kurze Zeit recht behalten. Das 
ist so, weil Statistik ein gültiger Zweig der Ma-

keit ausschließt. Dieser Zyklus ist ein kolossales 
Beispiel dafür, wie sich schlaue Leute dumm 
verhalten. „Disrupt“ (Zerstörung) ist vielleicht 
das häufigste Wort in der digitalen Kultur und 
Geschäftswelt. Wir tun so, als wäre es schwer, 
„kreative Zerstörung“ – ein besonders beliebter 
Tropus in der modernen Wirtschaftsrhetorik 
– differenziert von reiner Zerstörung zu sehen. 
Aber so schwer ist es gar nicht. Sehen Sie sich 
um, ob Menschen nicht ihre Sicherheit und 
Sozialleistungen verlieren, obwohl das, was sie 
tun, immer noch gebraucht wird. Die Peitsche 
ist überflüssig geworden, doch die Dienstlei-
stungen, die in jüngster Zeit durch digitale Ser-
vices effizienter gemacht wurden, sind mei-
stens nur umformatiert, nicht abgelöst worden. 
Jedes Mal, wenn jemand einen Cloud-Service 
einführt, um einen Aspekt des Lebens leich-
ter zu machen – sei es der Zugang zu Musik, 
Mitfahrgelegenheiten, Verabredungen, Kre-
diten etc. –, wird in Kauf genommen, dass die 
Menschen zuvor einen gewissen Schutz genos-
sen hatten, der nun im Vergleich zu früheren 
Regelungen seinen Wert verliert. 

Künstler, die vom Urheberrecht profi-
tierten, werden im neuen System ihr Recht 
verlieren. Arbeiter, die in einer Gewerkschaft 
organisiert waren, werden es nicht mehr sein. 
Fahrer, die bestimmte Lizenzen und Verträ-
ge hatten, müssen ohne sie auskommen. Und 
auch ganz normale Bürger, die ein Recht auf 
Datenschutz hatten, müssen sich der neuen 
Ordnung anpassen. Der Anspruch, dass alte 
Vorrechte über Bord geworfen werden müs-
sen – etwa Datenschutz oder die Errungen-
schaften der Arbeiterbewegung –, um neuer 
technologischer Effizienz Platz zu machen, ist 
grotesk. Technologie-Idealisten betonen häu-
fig, dass die alten Vorrechte unvollkommen, 
unfair und korrupt waren – was in vielen Fäl-
len stimmt –, aber sie geben selten zu, dass die 
neue Situation eklatant weniger Rechte und 
ein erheblich größeres Maß an Ungerechtig-
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also oft am Anfang, und dann scheitern sie. 
Zuerst glauben wir, wir könnten mit unseren 
Computern in die Zukunft sehen, doch dann 
plötzlich versagen unsere Systeme. Gute Wis-
senschaftler, die mit Theorien arbeiten, nicht 
nur mit Statistiken, verstehen dieses Problem 
und bilden in ihren Modellen auch die Wand 
ab, die die Bewegung des Fingers stoppt. Doch 
so viel Mühe macht man sich im Cloud-Ge-
schäft selten, da auch ohne sie Milliarden von 
Dollar gescheffelt werden können. Das ist ein 
allgemeines und verführerisches Muster des 
intellektuellen Scheiterns in unserer Zeit.

Warum lassen wir uns so leicht verführen? 
Es ist schwer zu beschreiben, wie intensiv die 
Verlockung ist, wenn man sie nicht selbst er-
lebt hat. Wenn zum Beispiel ein Kapitalge-
ber in der Cloud statistische Algorithmen 
laufen lässt, fühlt er sich zunächst wie König 
Midas. Er lehnt sich zurück und sieht zu, wie 
sein Vermögen wächst. Doch dann passiert 
etwas. Vielleicht gehen ihm die Leute aus, de-
nen er hohle Kredite anbieten kann, oder die 
Konkurrenz beginnt, ähnliche Algorithmen 
einzusetzen, oder so etwas in der Art. Irgend-
eine strukturelle Grenze unterbricht den un-
glaublichen Lauf des vollkommenen Glücks, 
und jedes Mal bist du schockiert, schockiert, 
SCHOCKIERT, auch wenn es nicht das erste 
Mal ist, weil die verführerische Macht der frü-
hen Phase einfach so unwiderstehlich ist. Eine 
Baseball-Mannschaft bei uns in Kalifornien 
war in dem Buch und dem Film „Moneyball“ 
gefeiert worden, weil sie dank Statistiken an die 
Spitze kam, und doch gehören sie heute wie-
der zu den Verlierern. Das ist absolut typisch.

Dahinter steckt auch ein gewaltiger Po-
wer-Trip. Denn man kann Muster in der Art, 
wie User sich ausdrücken oder handeln, nicht 
nur vorhersehen, man kann sie auch erzwin-
gen. Es ist heute eine gängige Methode, dass 
digitale Firmen einige User zu einem Service 
überreden, der eine neue Effizienz durch Al-

thematik ist. Außerdem ist die spezielle Wirk-
lichkeit, in der wir leben, statistikfreundlich 
angelegt. Das ist eine Facette unserer Realität. 

Unsere Welt, jedenfalls auf der Ebene, auf 
der Menschen funktionieren, hat eine luf-
tige, geräumige Eigenschaft. Das heißt, dass 
die meisten Dinge ausreichend Platz zur Ver-
fügung haben, um weiter das zu tun, was sie 
gerade tun. Newtons Gesetze (ein Körper in 
Bewegung behält seine Bewegung bei) wür-
den zum Beispiel nicht in einem gewöhnlichen 
Schiebepuzzle gelten, in dem jede Bewegung 
so beschränkt und verzwickt ist. Doch trotz 
der scheinbaren Luftigkeit täglicher Ereignisse 
funktioniert unsere Welt im Grunde doch wie 
ein Schiebepuzzle. 

Es ist eine Welt der Struktur, geregelt von 
Prinzipien der Konservierung und Ausschlie-
ßung. Was das heißt, ist einfach: Mein Fin-
ger setzt wahrscheinlich seine Bewegung fort, 
aber nicht für immer, denn irgendwann ist er 
am Ende der Spannweite meines Arms oder er 
trifft auf eine Wand oder ein anderes Hinder-
nis. Das ist das besondere, schmackhafte We-
sen unserer Welt: Es gibt eine allgemeine sta-
tistische Vorhersehbarkeit, aber sie gilt nur für 
begrenzte Zeitabschnitte und ihre Beschrän-
kungen lassen sich nicht universell vorhersa-
gen. Cloud-basierte Statistiken funktionieren 

„Vielleicht wurde dieser Algorith-
mus von einer Geheimdienstorga-
nisation, einer Bank, einer kri-
minellen Vereinigung oder einer 
Firma aus dem Silicon Valley ent-
wickelt, wer weiß das schon? Die 
Entwicklung von Algorithmen 
wird immer billiger, und jeder, der 
es kann, tut es auch.“
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auch immer wieder an anderer Stelle. Die Mu-
sikindustrie kollabiert, doch dasselbe Regel-
werk wird auf Bücher angewandt. Mit jedem 
Zyklus werden von den größten Computern 
Milliarden gescheffelt. Die egoistische Illusion 
der Unfehlbarkeit taucht immer wieder auf – 
der größte Serienschwindler unserer Zeit – und 
macht die intelligentesten, wohlmeinendsten 
technologischen Köpfe zum Teil des Problems 
statt zum Teil der Lösung. Wir machen Mil-
liarden, bevor wir den Karren an die Wand 
fahren. Wenn dieses Muster unabwendbar ist, 
spielt Politik keine Rolle. In diesem Fall könnte 
Politik höchstens für einen Aufschub vor der 
vorgezeichneten Auflösung sorgen. 

Aber was ist, wenn Politik doch eine Rolle 
spielen könnte? In diesem Fall ist es traurig, 
dass die derzeitige digitale Politik oft so unsin-
nig ist. Der Mainstream der digitalen Politik, 
die immer noch als jung und „radikal“ angese-
hen wird, pflügt immer noch mit einer Reihe 
von Ideen über Offenheit voran, die über drei 
Jahrzehnte alt sind, selbst wenn die spezielle 
Formulierung offensichtlich gescheitert ist. 

Als meine Freunde und ich die so genannte 
Twitter- oder Facebook-Revolution auf dem 
Tahrir-Platz beobachteten, von unserem be-
quemen Posten im Silicon Valley, habe ich ge-
sagt: „Twitter wird diesen tapferen, klugen jun-
gen Ägyptern keine Arbeit geben, also kann die 
Bewegung nicht glücken.“ Freiheit, losgelöst 
von Wirtschaft (im weitesten Sinn), ist bedeu-
tungslos. Es ist schwer, darüber zu sprechen, 
weil man so viele Einwände einkalkulieren 
muss. So könnte man sagen, dass traditionelle 
gesellschaftliche Konstrukte wie „Jobs“ oder 
„Geld“ durch digitale Netzwerke überflüssig 
gemacht werden könnten und sollten, aber: 
Jede Erfindung, die sie ablösen sollte, müsste 
mindestens einige derselben Sicherheiten bie-
ten, an die junge Leute häufig weniger gerne 
denken. Man kann sich nicht nur auf einen Teil 
des Kreislaufs des Lebens beziehen. 

gorithmen und Cloud-Konnektivität bietet. 
So werden Bücher auf Tablets vertrieben, Mit-
fahrgelegenheiten, Unterkünfte oder Kredite 
vermittelt, der Kontakt zu Familienmitglie-
dern und Freunden hergestellt oder Partner 
für Sex und Liebe verteilt. Egal worum es geht, 
bald tritt ein Phänomen namens „Netzwerk-
effekt“ in Kraft, und schon leben die Nutzer 
nicht mehr in einer Welt der freien Entschei-
dung, sondern sehen sich zum großen Teil ge-
zwungen, jeweils den Service zu benutzen, der 
die anderen übertrumpft. Eine neue Art von 
Monopol entsteht, häufig in Form einer in Ka-
lifornien ansässigen Firma. 

Typischerweise haben die Nutzer das Ge-
fühl, sie machen ein unglaublich gutes Ge-
schäft. Musik umsonst! Sie scheinen unfähig 
zu sein, die Verbindung zum Schrumpfen ihrer 
eigenen Möglichkeiten zu ziehen. Stattdessen 
sind sie dankbar. Wenn man ihnen durch die 
Anwendung von Algorithmen vorschreibt, mit 
wem sie ausgehen sollen oder wie sie sich ihrer 
Familie zeigen sollen, werden sie es tun. Wer 
immer eine dieser Operationen betreibt, die 
ich Sirenenserver nenne, kann die Normen der 
Gesellschaft festlegen, zum Beispiel beim Da-
tenschutz. Es ist, als wäre er König. 

Das ist ein grober ökonomischer Schnapp-
schuss, der viele Aspekte unserer Gesellschaft 
in den letzten Jahren beschreibt. Vor einiger 
Zeit ging es um Musik. Bald wird es um Pro-
duktionsverfahren (mit 3D-Druckern und der 
Automatisierung in Fabriken), das Gesund-
heitswesen (mit Pflegerobotern) und jeden 
anderen Zweig der Wirtschaft gehen. Und 
natürlich hat diese Entwicklung in den USA 
längst die Idee der Wahlen erreicht, wo compu-
terisierte Wahlkreisschiebungen und gezielte 
Werbung Wahlen zu Wettbewerben zwischen 
großen Computern gemacht haben anstatt 
zwischen Kandidaten. (Bitte lassen Sie nicht 
zu, dass so etwas auch in Europa passiert.) Es 
funktioniert immer wieder, doch es scheitert 
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gitalen Technologie unbewusst benutzen, um 
den erdrückenden Verpflichtungen gegenüber 
der wachsenden Zahl der Alten zu entkom-
men. Die meisten Länder der entwickelten 
Welt müssen sich in den kommenden Jahr-
zehnten mit diesem demografischen Wandel 
auseinandersetzen. Vielleicht haben die Jungen 
recht, wenn sie sich zu retten versuchen, aber es 
bleibt das Problem, dass auch sie eines Tages alt 
und bedürftig sein werden, denn so ist die con-
ditio humana. Innerhalb der winzigen Elite der 
Milliardäre, die die Cloud-Computer betrei-
ben, herrscht der laute, zuversichtliche Glaube, 
dass die Technologie sie eines Tages unsterblich 
machen wird. Google zum Beispiel finanziert 
eine große Organisation mit dem Ziel, „den 
Tod zu überwinden“. Und es gibt viele Beispiele 
mehr. Ich kenne einige der Hauptbeteiligten 
der Anti-Tod- oder posthumanen Bewegung, 
die im Herzen der Silicon-Valley-Kultur sitzt, 
und ich bin der Ansicht, die meisten von ihnen 
leben in einer Traumwelt, die weit weg von je-
der rationalen Wissenschaft ist. Es sind auch 
ein paar gute Wissenschaftler dabei, einfach 
nur wegen der Finanzierung; Geld kommt in 
der Wissenschaft heute oft von merkwürdig 
motivierten Quellen, und ich würde es ihnen 
nie zum Vorwurf machen. 

Die Arithmetik ist klar. Falls die Unsterb-
lichkeits-Technologie, oder auch nur eine 
Technologie der drastischen Lebensverlänge-
rung zu funktionieren beginnt, müsste sie ent-
weder auf die kleinste Elite beschränkt bleiben 
oder wir müssten aufhören, Kinder in die Welt 
zu setzen, und in eine unendlich fade Geronto-
kratie übergehen. Dies sage ich, um hervorzu-
heben, dass in der digitalen Technologie häufig 
das, was radikal scheint – was auf den ersten 
Blick wie kreative Zerstörung wirkt –, sich in 
Wirklichkeit, wenn es tatsächlich umgesetzt 
würde, als hyperkonservativ und unendlich 
fade und langweilig herausstellt. Eine weitere 
populäre Idee ist, unser Gehirn in die virtuelle 

Dieses schwierige Thema verdient eine vor-
sichtige Erklärung. Die „Share Economy“ bie-
tet nur die Echtzeit-Vorteile von informellen 
oder Schattenwirtschaften, wie man sie bis-
her nur in Entwicklungsländern, vor allem in 
Slums gefunden hat. Jetzt haben wir sie in die 
entwickelte Welt importiert, und junge Men-
schen lieben sie, weil das Gefühl des Teilens 
so sympathisch ist. Doch die Menschen blei-
ben nicht für immer jung. Manche werden 
krank oder sie müssen für ihre Kinder, Part-
ner oder Eltern sorgen. Wir können nicht bei 
jeder Mahlzeit „für unser Essen singen“. Weil 
die Realität anders aussieht, muss die Share 
Economy letztendlich als Täuschungsritual 
der Todesverleugnung verstanden werden. Bi-
ologischer Realismus ist der Hauptgrund, aus 
dem regulierte Wirtschaften sich überhaupt 
herausgebildet haben. Wenn wir mit der Share 
Economy einerseits den Schutz, den Gewerk-
schaften bieten, aushebeln, und Regierungen 
in langfristige Muster von Austerität oder 
Sparpolitik und Schuldenkrisen zwingen, wer 
wird sich dann um die Bedürftigen kümmern? 

Manchmal frage ich mich, ob die jüngeren 
Leute in der entwickelten Welt angesichts des 
unvermeidlichen Ansturms der demographi-
schen Alterung nicht die Verlagerung zur di-

„Mit jedem Zyklus werden von 
den größten Computern Milli-
arden gescheffelt. Die egoistische 
Illusion der Unfehlbarkeit taucht 
immer wieder auf – der größte 
Serienschwindler unserer Zeit – 
und macht die intelligentesten, 
wohlmeinendsten technologischen 
Köpfe zum Teil des Problems statt 
zum Teil der Lösung.“
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ster erzeugen. Wir müssen uns nicht darüber 
einigen, ob im Menschen ein göttliches Ele-
ment vorhanden ist oder nicht, noch müssen 
wir entscheiden, ob gewisse „Grenzfälle“ wie 
die Bonobos als Menschen betrachtet werden 
sollten. Noch müssen wir absolute Urteile über 
die letztendliche Natur von Menschen oder 
Computern abgeben. 

Doch wir müssen Computer zumindest so 
behandeln, als wären sie weniger als mensch-
lich. Wenn man spezifische Auswege aus un-
seren dummen digitalen Wirtschaftsmustern 
anspricht, begibt man sich auf ein schwieriges 
Feld. Ich habe hauptsächlich einen Ansatz er-
forscht und vertreten, nämlich das ursprüng-
liche Konzept digitaler Medienarchitektur 
wiederzubeleben, das auf Ted Nelsons Arbeit 
in den 1960ern zurückgeht. Ted schlug ein uni-
versales Mikro-Zahlungssystem für digitale 
Beiträge von Menschen vor. Um es noch ein-
mal zu betonen, dies war keine radikale Reak-
tion, sondern der historische Ausgangspunkt 
aller Überlegungen zu digitalen Medien. Ich 
habe versucht, Teds Idee auszuweiten auf die 
Art, wie das Leben der Menschen heute in rie-
sige Big-Data-Sammlungen eingelesen wird. 
Wie schon erwähnt stützen sich kostenfreie 
Übersetzungsprogramme zum Beispiel auf 
das Scannen der Arbeit von Millionen echter 
menschlicher Übersetzer am Tag. Warum kön-

Realität „upzuloaden“, damit wir für immer 
in einer Software-Form weiterleben könnten. 
Und das trotz der Tatsache, dass wir noch nicht 
einmal wissen, wie das Gehirn funktioniert. 
Wir wissen nicht, wie Ideen durch Neuronen 
repräsentiert werden. Wir stellen Milliarden 
von Dollar bereit, um das Gehirn zu simulie-
ren, dabei kennen wir jetzt noch nicht einmal 
die grundlegenden Prinzipien, nach denen es 
funktioniert. Wir behandeln Hoffnungen und 
Glaube, als wären sie etablierte Wissenschaft. 
Wir behandeln Computer wie religiöse Ob-
jekte. 

Wir müssen uns überlegen, ob Fantasien 
von maschineller Gnade lohnenswert sind. 
Denn wenn wir den Fantasien von künstlicher 
Intelligenz widerstehen, können wir zur neu-
en Formulierung einer alten Idee kommen, 
die in der Vergangenheit viele Formen hat-
te: „Humanismus.“  Der neue Humanismus 
ist, wie früher, der Glaube an den Menschen, 
doch speziell in der Form einer Ablehnung 
von künstlicher Intelligenz. Das hieße nicht, 
irgendeinen Algorithmus oder roboterhaften 
Mechanismus zu verwerfen. Jeder einzelne ver-
meintlich künstlich intelligente Algorithmus 
kann genauso gut als nicht-autonome Funkti-
on verstanden werden, die dem Menschen als 
Werkzeug dient. Diese Ablehnung gründet 
nicht auf dem irrelevanten Argument, das häu-
fig vorgeschoben wird, nämlich den Grenzen 
der Möglichkeiten, sondern vielmehr darauf, 
dass es immer Menschen geben muss, um ei-
nen Computer wahrzunehmen, damit er über-
haupt existiert. Ja, ein Algorithmus kann mit 
den Daten aus einer Cloud, die von Millionen 
und Abermillionen von Menschen erhoben 
wurden, eine Aufgabe verrichten. Man sieht 
die Flachheit von Computern auf praktischer 
Ebene an ihrer Abhängigkeit von einer ver-
borgenen Masse anonymer Menschen, oder 
einer tieferen epistemologischen: Ohne Men-
schen sind Computer Raumwärmer, die Mu-

„Das Muster, das wir heute sehen, 
ist nicht das einzig mögliche Mu-
ster, es ist nicht unabwendbar. Un-
abwendbarkeit ist eine Täuschung, 
die die Freiheit aushöhlt. Je fort-
schrittlicher die Technologie ist, 
desto schwieriger wird es, zwischen 
Algorithmen und Konzernen zu 
unterscheiden.“
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keinen Beweis, dass sie stimmt. Wir glauben an 
uns selbst und aneinander, aber es ist eben nur 
Glaube. Es ist ein pragmatischerer Glaube als 
der traditionelle Glaube an Gott. Er führt zum 
Beispiel zu einer faireren und nachhaltigeren 
Wirtschaft und zu besseren, zurechnungsfä-
higeren Technologien.  

Für manche Techies mag der Glaube an die 
Besonderheit des Menschen sentimental oder 
religiös klingen, und so etwas können sie nicht 
leiden. Aber wenn wir nicht an die menschliche 
Besonderheit glauben würden, wie könnten 
wir dann nach einer humanistischen Gesell-
schaft streben? Darf ich vorschlagen, dass die 
Technologen wenigstens versuchen so zu tun, 
als würden sie an die menschliche Besonderheit 
glauben, nur um zu sehen, wie es sich anfühlt? 

Tod und Verlust sind unabwendbar, ganz 
gleich, was meine Freunde mit ihren digi-
talen Überlegenheitsfantasien und Unsterb-
lichkeitslaboratorien denken und gleichzeitig 
ihre Liebe zur kreativen Zerstörung bekun-
den. Ganz gleich, wie tief uns das Leid darü-
ber schmerzt, am Ende sind Tod und Verlust 
langweilig, weil sie einfach unabwendbar sind. 
Es sind die Wunder, die wir errichten – die 
Freundschaften, die Familien, die Bedeutung  
haben –, die staunenswert, interessant, glor-
reich und berauschend sind. 

Aus dem Amerikanischen übersetzt
 von Sophie Zeitz Ventura  

Jaron Lanier ist ein US-amerikanischer Infor-
matiker, Künstler, Musiker, Komponist, Autor 
und Unternehmer. Er betrieb von 1984 bis 1990 
mit VPL Research ein Unternehmen zur Entwick-
lung und Vermarktung von Virtual-Reality-An-
wendungen. Seine Positionen gegen Wikipedia 
und die Open-Source-Bewegung wurden breit 
in der Öffentlichkeit diskutiert. Im Jahr 2014 
erhielt er den Friedenspreis des Deutschen 
Buchhandels.

nen wir diese Leute nicht bezahlen? 
Das wäre nur ehrlich und fair. Wenn wir 

nur zugeben würden, dass immer noch Men-
schen gebraucht werden, um die Big Data her-
zustellen, und wenn wir willens wären, unsere 
Fantasien von künstlicher Intelligenz zu zü-
geln, dann könnten wir vielleicht ein neues 
Wirtschaftsmuster erschaffen, in dem auch in 
den Ergebnissen der digitalen Wirtschaft die 
Glockenkurve statt des Starsystems auftaucht. 
Daraus könnten tragfähige Gesellschaften ent-
stehen, die nicht der Austerität zum Opfer fal-
len, ganz gleich wie gut oder scheinbar „auto-
matisiert“ die Technologie ist. 

Diese Idee ist, um das mindeste zu sagen, 
kontrovers, und ich kann sie an dieser Stelle 
nicht vollständig erläutern. Es ist nur eine Idee, 
die wenigstens ausprobiert werden müsste, und 
die sich dann vielleicht als haltlos herausstellt. 
Doch der springende Punkt, die grundlegende 
Position, von der wir nicht abweichen dürfen, 
ist: Wir müssen anerkennen, dass es Raum für 
Alternativen gibt. Das Muster, das wir heute 
sehen, ist nicht das einzig mögliche Muster, 
es ist nicht unabwendbar. Unabwendbarkeit 
ist eine Täuschung, die die Freiheit aushöhlt. 
Je fortschrittlicher die Technologie ist, desto 
schwieriger wird es, zwischen Algorithmen 
und Konzernen zu unterscheiden. 

Was ist Google heute oder Facebook? In 
diesen Fällen ist die Unterscheidung bereits 
esoterisch, und das ist sie bald auch für viele 
andere Konzerne. Wenn Algorithmen Per-
sonen sein können, dann sind es auch Kon-
zerne, wie es in den USA schon jetzt der Fall 
ist. Was ich heute hier sage, ist, dass weder ein 
Algorithmus noch ein Konzern eine Person 
sein sollte! Der neue Humanismus behauptet, 
es sei richtig, zu glauben, dass Menschen et-
was Besonderes sind, nämlich dass Menschen 
mehr sind als Maschinen und Algorithmen. 
Es ist eine Behauptung, die in Tech-Kreisen 
zu rüdem Spott führen kann, und es gibt auch 
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Nutzen von KI-Innovationen kann enorm 
sein. Eine Mehrheit erlebt den Aufstieg von 
KI bereits als Erleichterung im Alltag.

Andererseits ist vor dem raschen Fort-
schritt und allmächtigen Charakter der KI-
Fähigkeiten gewarnt worden als einer noch nie 
dagewesenen Quelle beispielloser Sicherheits- 
und Datenschutzrisiken sowie auf lange Sicht 
als Ursache schwerwiegender sozialer, wirt-
schaftlicher, politischer und internationaler 
Ungleichgewichte und ist als solche verurteilt 
worden. In der Vergangenheit überwogen die 
Vorteile solcher Dual-Use- oder disruptiven 
Technologien letztlich ihren Schaden, aber 
dies geschah oft erst nach einer Zeit des Miss-
brauchs und der Unfälle, die Menschen und 
Regierungen dazu veranlassten, weitere Ver-
besserungen und Vorschriften zu fordern. Da 
KI nicht nur ein Ergebnis menschlicher Akti-
on sein wird, sondern sich selbst zunehmend zu 
einem unabhängigen Akteur mit autonomer 
Entscheidungsfindung entwickeln wird, kön-
nen wir uns nicht ohne Weiteres auf die Erfah-
rungen der Vergangenheit verlassen.                    

 In den nächsten Jahrzehnten besteht das 
Hauptrisiko jedoch nicht darin, dass die KI 
selbst unmittelbare Schäden und langfristige 
Ungleichgewichte verursacht, aber unsere  
menschlichen Beziehungen, Absichten und 
damit die Art und Weise, wie KI angewendet 
wird, bilden die Hauptursachen und Quel-
len von Störungen. KI wird nicht außerhalb 
der Geschichte existieren, sondern die aktu-

Technologie ist schon immer für das 
Gute oder das Schädliche eingesetzt 
worden, und sie hat die menschlichen 

Beziehungen grundlegend verändert, indem 
sie sowohl Macht als auch Chancen erweitert 
oder einschränkt. Heute verstärkt der Dis-
kurs über die weitverbreitete Digitalisierung 
und den Aufstieg der künstlichen Intelligenz 
(KI) diese beiden ethischen Dimensionen. 
Positiv betrachtet wird KI gefeiert als neue 
Quelle für Innovation, Wirtschaftswachs-
tum und Wettbewerbsfähigkeit sowie für 
Produktivitäts- und Effizienzsteigerungen, 
die KI branchen- und sektorenübergreifend 
bietet. Intelligente Automatisierung ver-
spricht auch, einige der drängendsten globa-
len Herausforderungen zu lösen und die Ziele 
für nachhaltige Entwicklung zu erreichen. 
Der potenzielle wirtschaftliche und soziale 

Die zukünftigen Herrscher? Künstliche Intelligenz 
(KI) hat individuelle Vorteile, aber auch erhebliche, 
unkalkulierbare gesellschaftliche Nachteile. Für totali-
täre politische Systeme ist KI das ideale Werkzeug für 
Machtausübung. In liberalen Demokratien kann KI den 
Vertrauensverlust in Politik und Institutionen vergrößern 
sowie zu mehr Polarisierung führen. Nicht ohne Grund 
hat der russische Präsident Vladimir Putin die Bedeutung 
von KI erkannt, als er sagte: „Wer in diesem Bereich füh-
rend ist, ist der Herrscher der Welt“. Von Thorsten Jelinek
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nergestütztes Selbstgefühl generieren können, 
ist KI heute nicht in der Lage, von einer Si-
tuation zu abstrahieren und allgemeine Kon-
zepte auf neue Kontexte und Aufgaben anzu-
wenden. Zudem können Algorithmen nicht 
automatisch die Methodik des Lernens selbst 
verändern.

Während die Anwendung von KI-Syste-
men extrem effizient und skalierbar sein kann, 
nimmt die Schulung von KI-Systemen noch 
viel Zeit in Anspruch, ist extrem kostspielig 
und viel ineffizienter als die Art und Weise, 
wie Menschen lernen. Aus der Perspektive der 
kollektiven Intelligenz kann KI keine großen 
und komplexen sozialen Organisationen auf-
bauen oder mit ihnen konkurrieren, was die 
Menschheit wohl von der Natur unterscheidet. 
Kurz gesagt: Seit dem Aufstieg und der Samm-
lung von Massendaten hat sich die KI rasant 
weiterentwickelt, aber sie wird nicht schnell ge-
nug voranschreiten, um den entschuldigenden 
oder dystopischen Fantasien einer posthuma-
nistischen und postevolutionistischen Ära in 
absehbarer Zeit gerecht zu werden. In der Zwi-
schenzeit sind wir jedoch mit enormen Heraus-
forderungen konfrontiert. Wie Alan Turing, 
der Vater von KI einst sagte: „Wir können nur 
ein bisschen nach vorne sehen, aber wir kön-
nen dort vieles sehen, was getan werden muss.“

Das der KI zugeschriebene Risikoniveau 
ist keine Frage von Optimismus oder Pessimis-
mus, sondern eine Frage des Verständnisses, 
wie KI dem bestehenden menschlichen Ver-
halten dient und wie sie Machtverhältnisse 
verändern kann. Noch bevor KI Intelligenz 
auf menschlichem Niveau erreicht oder über-
trifft, werden die Störungen der KI von zwei-
erlei Natur sein; sie werden unmittelbar so-
wie direkt spürbar und sie werden strukturell 
sein und sich über einen längeren Zeitraum 
entfalten. Zum ersten Punkt beziehen sich 
die unmittelbaren Risiken von KI auf die be-
stehenden Cybersicherheitsbedrohungen, die 

elle Entwicklung der Menschheit fortführen 
und wahrscheinlich beschleunigen. Und da 
die Geschichte in eine Abwärtsspirale einge-
treten und fragmentierter und weniger nach-
haltig geworden ist, ist das Risiko, mehr von 
der Kehrseite von KI zu erfahren, ziemlich 
wahrscheinlich. 

Mit dem Aufstieg von KI und gepaart mit 
anderen disruptiven Technologien wie 5G, 
dem Internet der Dinge (IoT), Robotik, Quan-
tencomputer und Biosynthetik, ist unsere ima-
ginäre Distanz zwischen Science-Fiction und 
echter Wissenschaft erheblich geschrumpft. 
KI schlägt Menschen bereits in schwierigen 
Aufgaben wie Schachspiel, Go-Spiel, in kom-
plexen Strategiespielen oder bei der Erstellung 
medizinischer und rechtlicher Diagnosen. Ab-
gesehen von der intelligenten Automatisierung 
von Steuerungssystemen haben Computer Vi-
sion und Sprachverarbeitung in den letzten 
Jahren die meiste Aufmerksamkeit erhalten 
und übertreffen bei Weitem bestimmte For-
men menschlicher Wahrnehmung und Aus-
drucksweise. 

Dennoch ist KI noch weit davon entfernt, 
Intelligenz auf menschlicher Ebene nachzu-
ahmen oder sogar übermenschliche Intelli-
genz zu erreichen, und sie muss immer noch 
technische Engpässe im Zusammenhang mit 
kreativer und sozialer Intelligenz überwinden. 
Obwohl bestimmte Algorithmen schon rech-
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„Die heutigen Algorithmen sind 
nicht in der Lage, von einer Situati-
on zu abstrahieren und allgemeine 
Konzepte auf neue Kontexte und 
Aufgaben anzuwenden. Zudem 
können Algorithmen nicht auto-
matisch die Methodik des Lernens 
selbst verändern.“
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bination beider Technologien wird die Ober-
fläche für cyber-physische Bedrohungen und 
Unfälle enorm erweitern. Sie wird die Abschre-
ckung und Zuordnung von Cyberangriffen 
oder anderen Hackerangriffen aufgrund der 
zunehmenden Komplexität und Vernetzung 
von Computernetzwerken komplizierter ma-
chen. Es wird nicht möglich sein, diese Bedro-
hungen zu verhindern, sondern es wird nur 
möglich sein, sie abzuschwächen. Für viele Re-
gierungen ist die Frage nicht, ob es zu schwe-
ren Cybersicherheits-Vorfällen kommen wird, 
sondern wann. Das Risiko ist unabhängig von 
spezifischen Technologieanbietern.

Wirtschaftliche Ungleichgewichte

Zusätzlich zu diesen unmittelbaren Risiken 
gibt es längerfristige strukturelle Risiken im 
Zusammenhang mit KI, die schwieriger zu an-
tizipieren sind, aber ihre Wirkung wird noch 
weiter und allgegenwärtig sein. Das liegt ein-
fach daran, dass Technologie für uns nichts 
Externes ist und sich unabhängig von der Ge-
schichte entwickelt. Stattdessen ist sie tief mit 
der Geschichte verwoben, und der gegenwär-
tige Weg der Menschheit zeigt wenig Anzei-
chen dafür, dass sie der heutigen Abwärtsspi-
rale der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen, 
politischen und internationalen Beziehungen 
entkommen kann. Wirtschaftlich betrachtet 
sind die massenhafte Freisetzung von Arbeits-
kräften, Unterbeschäftigung und Deskilling 
wahrscheinlich die Ergebnisse intelligenter 
Automatisierung und Erweiterung. KI kon-
kurriert direkt mit der menschlichen Intelli-
genz, die während früherer industrieller Revo-
lutionen von der Automatisierung verschont 
blieb.

KI wird nicht nur auf Wissensarbeit ab-
zielen, sondern weiter die körperliche Arbeit 
automatisieren, die früheren Rationalisie-

sich aufgrund der böswilligen Nutzung von KI 
enorm verändern werden. Die Zahlen der tra-
ditionellen Cybersicherheitsverletzungen und 
der Cyberkriminalität, die vor allem Einzel-
personen, Unternehmen und nationale Infra-
strukturen bedrohen, hat stark zugenommen. 
Das Weltwirtschaftsforum zählt Cybersicher-
heitsrisiken zu den fünf wichtigsten Quellen 
für ernste globale Risiken. In der ersten Hälfte 
des Jahres 2018 gab es 4,5 Milliarden Vorfäl-
le, beinahe doppelt so viele wie im gesamten 
Jahr 2017. Diese Vorfälle werden von einzel-
nen Kriminellen, organisierten kriminellen 
Gruppen, Terroristen und Staaten oder staat-
lich geförderten Akteuren verursacht, und sie 
beinhalten in erster Linie die Störung digitaler 
und physischer Systeme, Diebstahl und Cy-
berspionage. 

Cyberwarfare ist eine Kombination aus 
all diesen und beinhaltet auch Informatio-
nen und psychologische Operationen, um die 
öffentliche Meinung zu manipulieren. Auf-
grund der Skalierbarkeit und Effizienz sowie 
der zunehmenden psychologischen Distanz 
zwischen dem Angreifer und dem Ziel wird 
die böswillige Nutzung von KI zu einer Aus-
weitung der bestehenden Cybersicherheitsbe-
drohungen führen, völlig neue Formen cyber-
physischer Bedrohungen hervorbringen und 
Angriffe und Verbrechen ausführen, die viel 
gezielter sind, indem sie den Kompromiss zwi-
schen Aufwand und Schaden oder Gewinn op-
timieren. Aufgrund einer sich so verändernden 
Landschaft unmittelbarer Bedrohungen und 
Risiken ist die Cybersicherheit (und in jüngerer 
Zeit KI) zu einer Frage der nationalen Sicher-
heit und eine Priorität im Militär geworden. 
Während die nächste Generation von Mobil-
funknetzen oder 5G es ermöglichen, alles mit 
allem und mit jedem zu verbinden, zu Hause, 
im Büro, in Fabriken und in intelligenten Städ-
ten, bietet KI Automatisierung zum Zweck 
der Effizienz und Bequemlichkeit. Die Kom-
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ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, 
werden weiter zurückbleiben. Arbeit, und vor 
allem billige Arbeit, bietet in Zukunft keinen 
ausreichenden Vorteil, und dies wird frühere 
Entwicklungsmodelle obsolet machen. Die 
Einkommensungleichheit hat bereits alar-
mierende Ausmaße erreicht, nicht nur zwi-
schen reichen und armen Ländern, sondern 
auch zwischen den reichen Ländern. Die Ver-
einigten Staaten haben die ungleichste Vermö-
gensverteilung unter allen OECD-Ländern. 
Während eine kleine Gruppe von Transhu-
manisten sich bemühen und die Privilegien der 
digitalen Aufwertung genießen wird, nimmt 
die Zahl derer, die zurückgelassen werden, 
wahrscheinlich zu und vergrößert damit den 
Nährboden für soziale Unruhen, Populismus 
und Nationalismus. Bevor Gesellschaften in 
der Lage sind, die Bedeutung der Arbeit zu 
ändern und neue Quellen für eine bessere Ge-
währleistung der Menschenwürde zu finden, 
wird die Automatisierung Individualismus, 
Entfremdung und Einsamkeit verstärken und 
sowohl das körperliche als auch das psychische 
Wohlbefinden und den sozialen Zusammen-
halt bedrohen.

Staatliche und politische Akteure werden 
die KI-Technologien stärker nutzen. Wäh-
rend Unternehmen KI einsetzen, um Men-
schen noch genauer als Verbraucher einzu-
ordnen und um ihre Aufmerksamkeit zu 
konkurrieren, tun politische und staatliche 
Akteure dies, um die Bürger besser als über-
zeugbare Wähler, Anhänger oder potenzielle 
Sicherheitsbedrohungen zu verstehen. Dies 
kann dazu beitragen, Länder sicherer zu ma-
chen und den politischen Prozess effizienter, 
wenn KI verantwortungsbewusst eingesetzt 
wird und einen Ausgleich schafft zwischen  
Wirtschaftswachstum, sozialem Wohl und 
nationaler Sicherheit. KI erhöht jedoch das 
strukturelle Risiko, das Machtgleichgewicht 
zwischen Staat, Wirtschaft und Gesellschaft 

rungswellen entgangen ist. Deshalb müssen 
sich Regierungen auf tiefgreifende strukturelle 
Veränderungen vorbereiten. Die weitverbreite-
te Automatisierung und die alternden Gesell-
schaften werden die Zahl der Erwerbsarbei-
ter verringern wie auch die Arbeit als wichtige 
Quelle von Steuereinnahmen. Zudem haben 
die Marktkräfte bereits eine Konzentration 
von Daten, KI-Technologien und menschli-
chen Talenten verursacht. Forschung und Ent-
wicklung verlagern sich zunehmend von öf-
fentlich finanzierten zu privaten Laboratorien 
großer KI-Plattformunternehmen, die weniger 
bereit sind, ihr geistiges Eigentum zum gesell-
schaftlichen Wohl zu teilen. 

Während das Internet die Hürden für die 
Gründung von Unternehmen zunächst senkte, 
hebt KI die Messlatte wieder an, was zu digi-
talen Kleptokratien und KI-Merkantilismus 
führen kann, wenn die Null-Grenzkosten-
Wirtschaft weiterhin nicht reguliert wird. 
Während reiche Länder in der Lage sein wer-
den, sich ein universelles Grundeinkommen 
für diejenigen zu leisten, die nicht umschulen 
können, werden Länder mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen nicht dasselbe tun kön-
nen und riskieren, auf ihrem Entwicklungs-
stand stehen zu bleiben. KI in Verbindung mit 
Daten – dem „neuen Öl“, auf dem maschinelles 
Lernen gedeiht – wird die globale Arbeitstei-
lung stören. 

Länder, welche bei der fortgeschrittenen 
Automatisierung nicht aufholen können, um 
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griffe vor sowie allgegenwärtige Massenüber-
wachung. Ein harter globaler Wettbewerb um 
die KI-Vorherrschaft tobt bereits und droht, 
die bestehenden internationalen Beziehungen 
zu stören. Alle führenden Volkswirtschaften 
haben ihre nationalen KI-Strategien mit dem 
Ziel entwickelt oder aktualisiert, die Entwick-
lung von im Entstehen begriffenen KI-Fähig-
keiten und Ökosystemen zu fördern und welt-
weit wettbewerbsfähig zu sein. Der russische 
Präsident Wladimir Putin hat 2017 am deut-
lichsten die strategische Bedeutung der KI zum 
Ausdruck gebracht, als er sagte: „Wer in diesem 
Bereich führen wird, wird der Herrscher der 
Welt." Russland führt das KI-Rennen nicht 
an. Derzeit sind die Vereinigten Staaten an 
der Spitze, dicht gefolgt von China. Die Ver-
einigten Staaten wollen ihre „Führungsrolle in 
der KI“ beibehalten, während China bis 2030 
das „primäre Zentrum für KI-Innovationen“ 
werden will.

Europa strebt auch danach, die „weltweit 
führende Region für Spitzen-KI“ zu werden, 
aber es liegt hinter den Vereinigten Staaten 
und China in der Anzahl seiner KI-Talente 
und -Unternehmen, eingereichten Patente, ver-
öffentlichten Forschungspapiere und Investi-
tionen in die KI-Industrie für Forschung und 
Entwicklung. Alle Regierungen betonen KI als 
Quelle für Wachstum und Wettbewerbsfähig-
keit. Gleichzeitig wird KI als Dual-Use-Tech-
nologie eingestuft und unterliegt daher natio-
nalen Sicherheits- und Exportkontrollen sowie 
FDI-Screening-Mechanismen. Regierungen 
haben hastig neue Vorschriften verabschie-
det, um Cybersicherheitsrisiken zu mindern, 
den Schutz der Privatsphäre zu gewährleisten 
und die Strafverfolgung zu stärken. Die neu-
en Vorschriften schützen auch die heimischen 
Märkte unter dem Banner der digitalen Sou-
veränität und Datensouveränität. Das Kopf-
an-Kopf-Rennen hat sich auf nationale Ver-
teidigungsbehörden ausgeweitet, die sich auf 

zu verschieben, indem sie den Raum für Au-
tonomie begrenzt. 

Durch KI-fähige Massenüberwachung, 
psychologische Operationen und die Um-
wandlung von Informationen zu einer Waffe 
könnten Staaten und politische Akteure versu-
chen, unverhältnismäßig viel Macht zu erlan-
gen oder den Populismus zu verstärken. Die 
beiden Pole dieses politischen Risikoszenarios 
sind Totalitarismus und Tyrannei der Mehr-
heit. In beiden Fällen dominiert der Kampf 
um die Macht den Kampf um den Fortschritt 
und bedroht die Säulen moderner Staaten und 
Regierungen – Bürokratie, Rechtsstaatlich-
keit und Rechenschaftspflicht. Während au-
toritäre Staaten in totalitäre Regime abgleiten 
könnten, indem sie eine allgegenwärtige staat-
liche Kontrolle ausüben und Unterschiede un-
terdrücken, könnten Demokratien die Erosion 
ihrer Institutionen, die Polarisierung ihrer ge-
samten Gesellschaften und den Zerfall ihrer 
„öffentlichen Moral“ und ihrer „Konsensfa-
brik“ erleben. Leider können wir bereits mit-
erleben, wie die Welt in Richtung einer der 
beiden Pole politischer Ungleichgewichte ab-
gleitet. Doch es ist wahrscheinlicher gewor-
den, dass sich „liberaler Kapitalismus“ zu einem 
„politischen Kapitalismus“ entwickelt. 

KI ist nicht die Ursache, aber sie ist ein 
zunehmend bewaffnetes Instrument, das so-
wohl innerhalb als auch außerhalb nationaler 
Grenzen eingesetzt wird, um den politischen 
Prozess der konkurrierenden Länder zu stören. 
Die Affären um Edward Snowden und Cam-
bridge Analytica sind die bekanntesten und 
beunruhigendsten Fälle von weit verbreiteter 
Cyberspionage, Verletzung der Privatsphä-
re, Manipulation der öffentlichen Meinung 
und der Einmischung in den demokratischen 
Prozess innerhalb des Westens. Umgekehrt 
wirft der Westen Russland, China, Nordkorea, 
Iran und Syrien häufig staatliche oder staatlich 
geförderte Cyber-Einmischungen und -An-
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weder um Gutes oder Schädliches, sondern 
um Wettbewerb und Konflikt. Es gibt zahl-
reiche internationale Organisationen, die sich 
mit Cybersicherheit und Cyber-Kriminalität 
befassen, aber für den durch KI ermöglichten 
Cyber-Konflikt fehlen internationale Verträ-
ge und Versuche, gegenseitiges Vertrauen auf-
zubauen, vor allem zwischen rivalisierenden 
Mächten. Der Diskurs über Cybersicherheit 
und der Prävention von Cyberkriminalität ist 
global gespalten und konventionelle Verträge 
zur Rüstungskontrolle werden zerrissen oder 
in Frage gestellt. Zudem unternehmen die Ver-
einigten Staaten alles, um ihre Technologie 
und Forschung und Versorgungsketten von 
denen Chinas zu entkoppeln, und drängen 
Europa und andere Verbündete und Partner, 
dasselbe zu tun. Die Vereinigten Staaten tun 
dies, um Chinas Aufstieg auf der Grundlage 
nationaler Sicherheitsbedenken einzuschrän-
ken, aber sie haben es versäumt, Beweise für 
Fehlverhalten vorzulegen. Die Auseinander-
setzung zwischen den Vereinigten Staaten und 
China war am deutlichsten zum Thema 5G 
und hat sich zunehmend auf andere disrup-
tive Technologien wie KI, IoT, Robotik, Quan-
tumcomputing und Biosynthetik ausgeweitet.  

Während wir das Ergebnis der digitalen 
und KI-Revolution nicht vorhersehen können, 
weil die Geschichte uns wenig bis gar keinen 
Hinweis auf die vielleicht letzte technologische 
Revolution gibt, haben solche ernüchternden 
Listen unmittelbarer Bedrohungen und län-
gerfristiger struktureller Ungleichgewichte 
und Spannungen eine internationale Debatte 
über die Ethik und Governance von KI ausge-
löst. In dieser Debatte wird der Begriff Ethik 
häufig verwendet, um diese berechtigten Be-
denken über potenzielle Störungen der KI zu-
sammenzufassen. Die Debatte über KI-Ethik 
und -Governance hat vor allem zur Definition 
zahlreicher KI-Prinzipienwerke weltweit ge-
führt, die in erster Linie von großen Internet-

einen „Hyperkrieg“ vorbereiten und „schlacht-
feldreife KI" zu einer Priorität machen. Am 
beunruhigendsten ist die Entwicklung töd-
licher autonomer Waffen (LAW). Während 
die Europäische Union ein Verbot von „au-
tomatisierten Tötungsrobotern“ fordert, sind 
die Vereinigten Staaten, China, Russland und 
andere Länder dabei, LAW-Fähigkeiten weiter 
auszubauen und zu erwerben. Im Vergleich 
zu konventionellen Waffen sind Cyberwaf-
fen kostengünstig und leichter zugänglich, was 
die Verbreitung von Cyberwarfare und LAW-
Fähigkeiten beschleunigen wird. 

Dies wird auch ansonsten schwächere Ak-
teure stärken und damit das Risiko asymme-
trischer Konflikte enorm erhöhen. Aufgrund 
der Verbreitung von Cyber-Technologien und 
der anhaltenden Eile vieler Staaten, offensive 
Cyber-Fähigkeiten für den potenziellen Ein-
satz in Konflikten zu erwerben, ist das tatsäch-
liche Risiko internationaler Cyberkonflikte 
und Cyberwarfare deutlich erhöht. Nämlich, 
dass ein Land digitale Technologien nutzt, um 
zentrale digitale Systeme eines anderen Landes 
zu stören. Eine solche Verbreitung von Tech-
nologien birgt auch das Risiko von „freund-
lichem Feuer“ und „Folgen zweiter Ordnung", 
da viele Cybernetzwerke auch auf  die Infra-
struktur des privaten Sektors angewiesen sind. 
Im Bereich der Verteidigung geht es bei KI 
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Gleichheit und Würde führt. Während viele 
dieser KI-Prinzipien schnell definiert wurden, 
wird die Definition neuer Governance-Ansät-
ze, die diese Prinzipien umsetzen sollen, an-
gesichts des komplexen und unsicheren Risi-
koszenarios der KI schwieriger sein.   

Governance ist die Möglichkeit der Zusam-
menarbeit, die sich an gemeinsamen Grund-
sätzen ausrichtet. Eine Zusammenarbeit ist 
notwendig, da jede Interessengruppe unter-
schiedliche Verantwortlichkeiten hat und kein 
Stakeholder allein KI-Risiken in ihrer Gesamt-
heit kontrollieren kann. Grundlegende poli-
tische und kulturelle  Unterschiede insbeson-
dere zwischen den großen Wirtschaftsblöcken 
untergraben jedoch die internationale Zusam-
menarbeit. 

Dennoch wird die Zusammenarbeit in Zu-
kunft immer dringlicher werden, um mit den 
Risiken der KI wirksam umzugehen. Diese 
grundlegenden Unterschiede machen die sich 
abzeichnende Ethik- und Governance-Lücke 
scheinbar unüberwindbar. Dementsprechend 
sind die Vereinigten Staaten eine Marktwirt-
schaft und individualistische Gesellschaft, 
die dem Motiv des Profits und der Selbstver-
wirklichung folgt. Die Regierung sieht KI als 
Chance für Forschung und Entwicklung, für 

plattformen und multinationalen Konzernen 
vorgeschlagen wurden sowie von internationa-
len Organisationen und Nichtregierungsorga-
nisationen sowie Regierungen. 

Trotz subtiler, aber entscheidender Unter-
schiede bei der Auswahl und Hervorhebung 
bestimmter ethischer Grundsätze betonen die 
verschiedenen Rahmenwerke allgemein, dass 
die KI der Zukunft sicher, erklärbar, fair und 
zuverlässig sein sollte, und sie betonen auch, 
dass ihr Nutzen sich auf die gesamte Gesell-
schaft erstrecken sollte. Es scheint einen in-
ternationalen Konsens darüber zu geben, dass 
KI für das größere Wohl der Menschheit ent-
wickelt und genutzt werden sollte. Sie sollte 
menschenorientiert, verantwortungsvoll und 
vertrauenswürdig sein und immer menschliche 
Entscheidungsfreiheit und menschliche Auf-
sicht ermöglichen.

Doch diese positive Rahmengestaltung 
bestätigt umgekehrt in erster Linie, dass die 
heutige Ethik und Governance schlecht aus-
gestattet sind, um die zerstörerischen Kräf-
te der KI zu verhindern oder ausreichend zu 
mildern, und dass diese potenziellen Kräf-
te eindeutig von globalem und historischem 
Ausmaß sind. Fast alle Rahmenwerke analy-
sieren jedoch das Risiko von KI in einem engen 
Sinne: das heißt, ohne einen Zusammenhang 
zwischen dem Dual-Use-Charakter der Tech-
nologie und dem tatsächlichen Zustand sozia-
ler, politischer, wirtschaftlicher und internati-
onaler Angelegenheiten zu entwickeln. Diese 
Rahmenwerke ignorieren, wie KI höchstwahr-
scheinlich den aktuellen Verlauf der Geschich-
te verstärken wird, anstatt ihn zu verändern. KI 
wird zunehmend autonome Entscheidungen 
treffen, aber sie wird in absehbarer Zeit nicht 
völlig autonom von menschlichen Praktiken 
sein. Und wir können nicht erwarten, dass sie 
zu einem transzendenten, supernützlichen und 
auf Menschen ausgerichteten Kompass wird, 
der die Menschheit in Richtung universaler 
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Zusammenarbeit und Governance auch im Be-
reich der KI untergräbt. 

Ihre Unterschiede sind fest in ihrer Ge-
schichte und Kultur der Regionen verwur-
zelt, werden aber in diesen Tagen verstärkt. Vor 
allem die Vereinigten Staaten und China ha-
ben die Geduld verloren, zu versuchen, einan-
der nach einer langen Phase der Annährung zu 
verstehen. Stattdessen artikulieren und vertei-
digen sie mit Nachdruck ihre Andersartigkeit. 
China nimmt die Welt als „Gemeinschaft mit 
einem gemeinsamen Schicksal“ war, während 
die Vereinigten Staaten „konkurrierende Ko-
existenz“ als neue Grundlage ihrer Beziehung 
betonen. Ersteres klingt nach einer utopischen 
Harmonie, letzteres ist realistischer, aber es 
erzeugt Spannung und enthält kein Konzept 
für ein friedliches Miteinander.  

Der heutige globale Kontext bringt uns 
deshalb gefährlich nahe an ein nie endendes 
Vorkriegsszenario zwischen China und den 
Vereinigten Staaten. Beide Mächte drängen 
auf die Thukydides-Falle. Der vergangene Glo-
balismus der 1990er und 2000er Jahre droht 
sich in eine postglobale Realität zu verwan-
deln, in eine Realität der konkurrierenden 
nationalen Globalisten, die immer wieder da-
ran scheitern, einen Konsens zu erzielen für 
die Entwicklung eines neuen Gleichgewichts 
und einer multilateralen Ordnung. Der Zerfall 
der Welthandelsorganisation und die Erosion 
der alten, von den Vereinigten Staaten ange-
führten Ordnung führen uns zurück in eine 
Zeit, in der Macht vor Recht geht. Es ist eine 
Ära der Loyalitäten und fragmentierten Bila-
teralismen. Es ist eine Ära hoher Unsicherheit 
und scheinbar unkontrollierbarer Risiken, in 
der viele das Vertrauen in Unternehmen, Tech-
nologie und lokale wie globale Institutionen 
verloren haben, sicherlich innerhalb des We-
stens. Europa ist „realer“ geworden.

Dennoch ist „Europas Aufwachen“ eine 
prekäre Angelegenheit, da die Region wei-

Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplät-
zen. Während Cybersicherheitsrisiken als Haf-
tung behandelt werden, dient KI der kapitalis-
tischen Ethik der selbstbezogenen Schaffung 
von Wohlstand. Im Gegensatz dazu betont Eu-
ropa Solidarität und einen Menschenrechtsan-
satz gegenüber KI. Nach Ansicht der Europä-
ischen Union sollte KI rechtmäßig, robust und 
ethisch sein. Die Minderung von KI-Risiken 
ist eine Frage der Regulierung. 

In China werden Harmonie und Mitgefühl 
als grundlegende moralische Werte des Landes 
hervorgehoben. Für die chinesische Regierung 
sind Daten und KI Mittel, um Stabilität und 
Disziplin durch Überwachung und Kontrolle 
zu gewährleisten oder zu verbessern. Während 
die Chinesen die digitale Revolution weitge-
hend als Chance sehen, neigen westliche Men-
schen dazu, die Gefahren von weit verbreiteter 
Digitalisierung zu betonen. 

Drängen auf Verantwortung

Zweifellos droht eine solche Polarisierung, 
über die vielen Unterschiede innerhalb der 
einzelnen Regionen und die Ähnlichkeiten 
zwischen allen Regionen hinwegzusehen. 
Die Menschen in Europa, in den Vereinigten 
Staaten und in China sind sich zunehmend 
der Datenschutz- und Sicherheitsrisiken im 
Zusammenhang mit der allgegenwärtigen 
Digitalisierung und KI bewusst geworden. 
Die Regierungen haben hastig versucht, ein 
Gleichgewicht zwischen Sicherheit und Auto-
nomie mit dem Ziel zu schaffen, die Vorteile zu 
nutzen und gleichzeitig die Risiken zu mini-
mieren. Große Internet- und KI-Plattformen 
wurden dazu gedrängt, mehr Verantwortung 
zu übernehmen. Die Großmächte stehen vor 
den gleichen Herausforderungen, aber sie nä-
hern sich ihnen von verschiedenen Enden aus, 
was ebenfalls die Aussicht auf internationale 
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logische Wohl eingesetzt wird. 
KI bringt seine eigenen Risiken mit sich. 

Doch KI ist nicht der hauptsächliche Grund 
dafür, Geschichte zu verändern, sondern eine 
Technologie mit einem hohen Risiko, die Sym-
ptome der Geschichte zu verstärken wie etwa 
die ungleiche Aufmerksamkeitsökonomie, der 
Überwachungsstaat und der stärkere Wettbe-
werb um Macht. Um die Abwärtsspirale zu 
durchbrechen und eine Ideologisierung der 
verschiedenen KI-Prinzipien zu verhindern, 
muss KI nicht einfach der Menschheit dienen; 
auch die Menschheit selbst muss sich ändern. 
Wenn es in der Geschichte der Menschen im-
mer wieder zu Rückschlägen kommt, dann 
sollte KI nicht die menschlichen Werte und 
das menschliche Gehirn nachahmen, sondern 
von ihnen lernen und beides verbessern. Wenn 
wir annehmen, dass die Menschheit für das Le-
ben auf der Erde eine Bedrohung darstellt und 
das Ziel darin besteht, diese Bedrohung rück-
gängig zu machen, dann wird KI die Chance 
haben, letzten Endes die menschlichen Bezie-
hungen und unsere Beziehung mit der Natur 
zu verbessern. 

Thorsten Jelinek ist Europa-Direktor des Tai-
he Institute, einem Public-Policy-Thinktank in 
Peking. Das Taihe Institute bietet wirkungsori-
entierte Forschung durch eine Fokussierung 
auf die drängendsten Themen mit Bezug zur 
wirtschaftlichen, zur gesellschaftlichen und 
zur politischen Entwicklung, zu Sicherheit, 
fortgeschrittenen Technologien, Nachhaltig-
keit sowie Kultur und Bildung. Zuvor war er 
als stellvertretender Direktor beim Weltwirt-
schaftsforum verantwortlich für die wirt-
schaftlichen Beziehungen in Europa. Thorsten 
Jelinek hat zudem weitreichende berufliche 
Erfahrungen durch die Arbeit mit kleinen und 
großen Unternehmen und er hat einen Doktor 
in politischer Ökonomie von der University 
of Cambridge und einen Master of Science in 
Sozialpsychologie von der London School of 
Economics. 

terhin zwischen einem Auseinanderbrechen, 
der verstärkten Fremdenfeindlichkeit, schlep-
pendem Wachstum und dem Schutz der „eu-
ropäischen Lebensweise“ balanciert, aber ohne 
die Fähigkeit zur globalen verantwortungs-
vollen Führung. Wie die Vereinigten Staaten 
hat Europa noch keinen Fluchtweg aus der 
wachsenden Kluft zwischen seiner „Brahma-
nenlinken“ und seiner „Handelsrechten“ ge-
funden. Wie die Vereinigten Staaten reprä-
sentiert Europa nicht die Kämpfe und Ängste 
innerhalb seiner Gesellschaften. Europa bleibt 
zwischen den „protektionistischen“ Vereini-
gten Staaten, einem „aggressiven“ China und 
der Rivalität zwischen den beiden Ländern ste-
cken. Während Europa größtenteils nicht mit 
Trumps Persönlichkeit und Herangehensweise 
einverstanden ist, teilt es die Klagen und Sor-
gen in Bezug auf Chinas wachsende Dominanz 
und der Tatsache, dass China nicht westlicher 
wird. Die Europäische Union hat auch damit 
begonnen, China als „strategischen Rivalen“ zu 
bezeichnen, aber ohne sich an dem einseitigen 
Handelskrieg der Vereinigten Staaten gegen 
China zu beteiligen. 

Obwohl die Vereinigten Staaten ihre Zu-
kunft am meisten zu fürchten scheinen, muss 
China auch mehr versuchen, einen Weg zu fin-
den, diese Angst zu verringern. Vorerst wird 
weiterer Schaden nur verhindert, da jede der 
drei Mächte ein wichtiger Handelspartner der 
beiden anderen ist. 

Vor solch einem überspitztem Hintergrund 
wird deutlich, dass KI hauptsächlich genutzt 
werden wird, um einen strategischen Vorteil 
gegenüber anderen Wettbewerbern und Ri-
valen zu erlangen. Wie der Kapitalismus ist 
auch KI disruptiv und verfügt nicht über die 
Ethik des sozialen Wohls. Deshalb liegt es an 
der menschlichen Handlungsfähigkeit und 
Zusammenarbeit, die aktuelle Abwärtsspira-
le zu durchbrechen und sicherzustellen, dass 
Technologie vor allem für das soziale und öko-
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ist eine recht zutreffende Metapher für den 
Zustand Europas. Die jüngste Geschichte der 
Europäischen Union ist ebenfalls eine, die in 
großen Teilen im Konjunktiv II geschrieben 
werden muss. Seit der Abstimmung über den 
Brexit war in der EU-Politik sehr viel hät-
te, können, sollen und sehr wenig machte, 
entschied, plante. Obwohl es zunächst den 
Anschein hatte, als würde Europa nach dem 
Super-GAU im Sommer 2016 die Flucht nach 
vorne ergreifen. In Politik, Zivilgesellschaft, 
Wissenschaft oder Literatur keimte plötz-
lich eine europäische Aufbruchsstimmung 
auf. Emmanuel Macron entfesselte in seiner 
Rede an der Pariser Université de Sorbonne 
im September 2017 so etwas wie eine proeuro-
päische Emotion. Er forderte nichts weniger 
als die Neugründung Europas, schwärmte von 
europäischer Souveränität und präsentierte 
eine ganze Liste von konkreten Reformvor-
schlägen. Der „Pulse of Europe“ schlug über 
Monate auf den Straßen. Menschen malten 
sich ihre Gesichter blau an, wickelten sich in 
EU-Fahnen, für kurze Zeit war Europa ein 
bisschen cool. 

Experten skizzierten Szenarien für die 
Vollendung der europäischen Demokratie, 
ganz vorne dabei die Politikwissenschaftle-
rin Ulrike Guérot mit ihrem Entwurf einer 
europäischen Republik. Den Büchermarkt 
erfasste ebenfalls ein neuer proeuropäischer 
Zeitgeist. Titel wie „Trotz alledem! Europa 
muss man einfach lieben“ (Heribert Prantl) 

Wenn in diesen Jahren so eifrig 
über Wege aus Europas Dau-
erkrise gesprochen wird, dann 

bemühen die Redner gerne einen Satz, den 
sie dem französischen „Vater Europas“, Jean 
Monnet, zuschreiben: „Wenn ich nochmals 
mit dem Aufbau Europas beginnen könnte, 
dann würde ich mit der Kultur beginnen.“ 
Soll Monnet gesagt haben – hat er aber nicht. 
Es ist ein Fake-Zitat, das ihm nachträglich 
in den Mund gelegt wird. Die Jean-Monnet-
Stiftung in Lausanne weiß, wie es dazu ge-
kommen ist: Den Anstoß zu dieser Legende 
gab – in guter Absicht wohlgemerkt – der 
einstige französische Kulturminister Jack 
Lang. Er hatte gesagt: „Monnet hätte sagen 
können oder sollen, dass wenn er nochmals 
mit dem Aufbau Europas…“ und so weiter. 
Dass Monnet es hätte gesagt haben können, 

Eine Plattform für Europa Ohne eine europäische Öf-
fentlichkeit kann sich Europa nicht von seinen nationalen 
Filterblasen befreien. Eine Plattform Europa und ein euro-
päischer Newsroom für paneuropäische Themen könnten 
der Startpunkt für ein zukünftiges Europa sein. Und sie 
könnten die Polarisierung der Populisten eindämmen: 
Diese profitieren besonders von den Algorithmen sozialer 
Medien, die keinem Gemeinwohlauftrag, sondern allein 
einem Aufmerksamkeitsauftrag der Digitalkonzerne fol-
gen. Von Johannes Hillje 
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nisten und Nation-Souveränisten gegenüber. 
Die eine Seite meint, dass die EU-Staaten in 
einer global verf lochtenen Welt nur dann 
handlungsfähig und selbstbestimmt bleiben, 
wenn sie ihre Souveränität in europäischen 
Institutionen bündeln. Die andere Seite, de-
ren Vertreter es rechts wie links gibt, pocht 
darauf, dass Souveränität fest an die Nation 
geknüpft sein muss, weil sie die einzige Quelle 
politischer Legitimität sein könne. 

Streitigkeiten über die Verteilung von Ge-
flüchteten, die mit Mehrheit gegen einzel-
ne Regierungen durchgesetzt wurden, sind 
Ausdruck von diesem Grundkonflikt. Es 
geht dabei nur vordergründig um die Sach-
frage selbst. Viel grundlegender ist, wer das 
letzte Wort hat, ob solche Entscheidungen 
wie derzeit vorgesehen tatsächlich nach dem 
Mehrheitsprinzip getroffen werden sollen 
und inwiefern der Europäische Gerichtshof 
die europäischen Rechtsprinzipien auch im 
Verfassungsrecht der Mitgliedsstaaten ein-
fordern kann. 

Wenn Macron die schillernde Figur im 
Lager der europäischen Souveränität ist, dann 
ist Viktor Orbán sein Pendant auf der Ge-
genseite. Seit 2010 baut Orbán sein Land in 
einen illiberalen Staat um und gerät dabei 
immer öfter mit den EU-Institutionen in 
Konflikt: Bei der Einschränkung der Wis-
senschaft, Unterdrückung der Zivilgesell-
schaft, Gleichschaltung der Medien oder 
Abschaffung der Gewaltenteilung. Orbán 
bezeichnet die Kritik aus Brüssel als Beleidi-
gung des ungarischen Volkes, das doch nur 
sein Selbstbestimmungsrecht ausüben würde. 

oder „Wir sind Europa!“ (Evelyn Roll) die-
ser prominenten deutschen Journalisten er-
setzten die zuvor allgegenwärtige europäische 
Abgesangsliteratur. Und auch wenn in Eu-
ropa immer alles etwas länger dauert, war 
der Zeitpunkt noch günstig: Die Wahlen 
in Frankreich und Deutschland waren just 
passé, zwei Jahre noch bis zu den nächsten 
Europawahlen, endlich konnte mal in Ruhe 
gearbeitet werden. 

Nichts da. Die deutsche Bundesregierung 
antwortete lange Zeit auf Macrons Vorschlä-
ge gar nicht, um sie nach mehr als einem Jahr 
„einhundertprozentig abzuwürgen“, wie Jür-
gen Habermas feststellte. Allenfalls reagier-
te Deutschland auf die ausgestreckte Hand 
Frankreichs nur mit dem kleinen Finger 
in Form von kleinteiligen Reformen in der 
Wirtschafts- und Währungspolitik. Ein gro-
ßer Wurf gelang nicht. Der fehlende Mut der 
Einen kann im heutigen Europa nicht ohne 
den Übermut der Anderen verstanden wer-
den. 

Von den skandinavischen Ländern über 
Deutschland, Frankreich, Österreich, Italien 
bis hin zu den Visegrád-Staaten: Populismus 
und Nationalismus sind fast an allen Ecken 
und Enden der Union auf dem Vormarsch. 
In Österreich, Italien, Tschechien oder Polen 
sind sie aus der Opposition mittlerweile in 
Regierungsverantwortung aufgestiegen. Die 
Hoffnung von der „Mäßigung an der Macht“ 
hat sich bei diesen Kräften größtenteils als 
naiv erwiesen. Zwar sind Parteien wie die 
FPÖ oder die Lega von „Exit“-Forderungen, 
aus dem Euro oder gleich der ganzen Union, 
abgerückt. Statt raus wollen sie heute viel-
mehr rein nach Europa – aber eben in ein 
Europa, das dem Geiste der europäischen 
Integration vollkommen entgegensteht. Der 
Konflikt zwischen ihnen und Politikern wie 
Macron dreht sich im Kern um den Ort von 
Souveränität. Es stehen sich Europa-Souverä-
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 „Menschen malten sich ihre Ge-
sichter blau an, wickelten sich in 
EU-Fahnen, für kurze Zeit war Eu-
ropa ein bisschen cool.“
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heutige Struktur der Öffentlichkeit spielt po-
pulistischen Nationalisten zweifach in die 
Hände: Zum einen brauchen sie ihre nationa-
listischen Positionen nicht gegenüber einem 
europäischen Gemeinwohl zu rechtfertigen, 
weil es dieses als Bewertungsmaßstab im Dis-
kurs praktisch nicht gibt. Andererseits profi-
tieren sie von den Algorithmen sozialer Medi-
en, die keinem Gemeinwohlauftrag, sondern 
allein einem Aufmerksamkeitsauftrag der Di-
gitalkonzerne folgen. Troll-Armeen, Fake 
News und Hass können in ihnen frei f lot-
tieren und Meinungsbildungsprozesse mani-
pulieren. Dabei operiert die „digitale Rechte“ 
transnational, koordiniert globale Attacken 
etwa auf nationale Wahlen. Im schlechtesten 
Fall steht am Ende ein desinformierter Wäh-
lerwille wie beim Brexit-Votum, als einzelne 
Wählergruppen mit lügnerischen „Dark Ads“ 
auf Facebook bombardiert wurden. In jedem 
Fall sind die Öffentlichkeiten in Europa zu 
Resonanzräumen für Populismus und Nati-
onalismus geworden, für die Legitimierung 
europäischer Politik bieten sie hingegen äu-
ßerst schlechte Umweltbedingungen.

Fenster der Gelegenheit

Helmut Kohl erklärte 1995, dass die euro-
päische Integration „irreversibel“ sei. „Irrever-
sibel heißt für mich“, präzisierte Kohl, „dass 
man später wohl über das Tempo der Integra-
tion in einzelnen Politikbereichen diskutie-
ren kann, dass sich aber die Richtung nicht 
mehr verändern lässt.“ Das Votum für den 
Brexit ist nur der offenkundigste Beleg, dass 
Kohl sich geirrt hat. Im Jahr 2019 ist Desinte-
gration in der EU ein politischer Fakt und er-
klärtes Ziel nicht weniger Regierungen. Und 
weitere Länder sagen: „Bis hierhin, aber nicht 
weiter.“ Dabei sind es keineswegs nur konser-
vative oder rechtsgerichtete Kräfte, die dem 

Und wenn die Selbstbestimmung des Volkes 
im Widerspruch zu den Prinzipien der Union 
steht, dann müsse die Nation das letzte Wort 
haben. Unabhängig von Sachfragen, denn bei 
der Flüchtlingsverteilung sind sich ein Viktor 
Orbán und ein Matteo Salvini ganz und gar 
nicht einig, ist diese Souveränitätslogik zum 
europäischen Zeitgeist eines erstarkten popu-
listischen Nationalismus geworden. Selbst-
herrlich, aber nicht aus der Luft gegriffen, 
sagt Orbán: „Früher haben wir geglaubt, dass 
Europa unsere Zukunft ist. Heute spüren wir, 
dass wir die Zukunft Europas sind.“

Europa hätte die Trendwende hinlegen 
können, als es nach dem Brexit kurzzeitig zu 
dem beschriebenen europäischen Erwachen 
kam. Demoskopen maßen quer durch die 
Union Rekordwerte bei der Unterstützung 
für die EU-Mitgliedschaft des eigenen Lan-
des. Ein „window of opportunity“, das offen 
stand für Reformen, ja für eine sinnvolle Ver-
tiefung der EU in ausgewählten Bereichen. 
Warum haben es die proeuropäischen Kräfte 
nicht genutzt, während EU-skeptische Kräfte 
ihre Agenda längst umsetzten? Es hat einer-
seits natürlich mit politischem Willen zu tun, 
allen voran dem der Bundesregierung. Auf 
der anderen Seite – und das ist ein zentrales 
Argument dieses Buches – haben Populisten 
und Nationalisten einen strukturellen Vorteil 
im politischen Wettbewerb der EU: Es ist die 
Dysfunktionalität der europäischen Öffent-
lichkeit. Heutzutage sind Öffentlichkeiten 
in Europa in erster Linie national und digital 
organisiert. Das mag zunächst wie ein Gegen-
satz klingen, zeichnet sich die Digitalisierung 
doch durch die Entgrenzung von Kommu-
nikation aus. Technologisch und strukturell 
trifft das zu, diskursiv nicht. Gemessen an den 
Themen, Akteuren und Perspektiven sind öf-
fentliche Debatten über europäische Politik 
einseitig national geprägt, egal ob sie auf ana-
logen oder digitalen Kanälen stattfinden. Die 
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tät und soziale Rechte in der Globalisierung 
verteidigt werden sollen. Man muss sie mit 
politischen Mehrheiten verändern.

Klar ist: EU-Kritik und Europafreund-
lichkeit sind keine Gegensätze. Im Gegen-
teil, wer die EU verteidigen will, muss sie 
kritisieren. Gerade jetzt in der Krise müsste 
Europa eigentlich heftig streiten. Aber bit-
te über das „Wie“ gemeinsamer europäischer 
Politik, nicht über das „Ob“. Der vor den 
Nazis geflüchtete Wirtschaftswissenschaft-
ler Albert O. Hirschmann hat in seinem 
Grundlagenwerk „Abwanderung und Wi-
derspruch. Reaktionen auf Leistungsabfall 
bei Unternehmungen, Organisationen und 
Staaten“ (1974) drei Handlungsoptionen für 
Bürgerinnen und Bürger skizziert, deren In-
stitutionen sich in einer existenziellen Krise 
befinden: Sie können kollektiv ihre Stimme 
erheben (Widerspruch), die Institution ver-
lassen (Abwanderung) oder den Frust in sich 
hineinfressen und treu bleiben (Loyalität). 

Den meisten Menschen in der EU bleibt 
heute nur die letzte Option, auch weil in vie-
len Ländern die zweite Option verfassungsbe-
dingt gar nicht über ein Referendum erreich-
bar wäre. Sie müssten Regierungen wählen, 
die den Ausstieg irgendwie für sie durchset-
zen. Viel sinnvoller wäre es jedoch, endlich 
die erste Option zu ermöglichen: den Wider-
spruch der Bürgerinnen und Bürger. 

Wenn wir die EU verändern wollen, sie 
etwa demokratischer, sozialer, nachhaltiger 
gestalten möchten, dann brauchen wir ei-
nen angemessen Kommunikationsraum, in 
dem wir über den Weg dorthin diskutieren 
können. Meine Prognose lautet: Von hier 
an ist kein substanzieller europäischer Inte-
grationsschritt mehr ohne eine europäische 
Öffentlichkeit möglich. Es muss eine euro-
päische Öffentlichkeit geben oder es wird 
irgendwann die Europäische Union nicht 
mehr geben. Jeder noch so logische nächste 

Voranschreiten der europäischen Integration 
offen entgegentreten. Zweifel gibt es genauso 
auf linker Seite: Der französische Linkenan-
führer Jean-Luc Mélenchon und Sahra Wa-
genknecht aus Deutschland sind führende 
Köpfe einer nationalorientierten Linken in 
Europa. Ihre Analyse lautet: Die EU tickt 
neoliberal, im Kampf zwischen Kapital und 
Arbeit steht sie systematisch auf der falschen 
Seite. Umverteilung, starker Arbeitnehmer-
schutz oder höhere Unternehmenssteuern 
seien mit ihr nicht umsetzbar. 

Auch im Lager der Sozialdemokratie wird 
die Enttäuschung über Europa zunehmend 
größer. Dort besteht der Eindruck, dass man 
die sozialdemokratischen Trophäen des 20. 
Jahrhunderts nur dort verteidigen könne, 
wo man sie errungen hat, also im National-
staat. Statt mit Souveränität argumentieren 
solche Stimmen mit Solidarität: Die Nation 
sei die einzige Gemeinschaft, in der man bis-
her zuverlässig Solidarität im Sinne materiel-
ler Umverteilung habe organisieren können. 
Kurzum: Mit Europa sei kein Sozialstaat zu 
machen. Und es stimmt ja, die europäische 
Integration ist bisher eine liberale Erfolgs-
story, keine linke oder sozialdemokratische. 
In der EU sind ökonomische Freiheiten deut-
lich weiter entwickelt als soziale Sicherheiten. 
Aber der Rückgriff auf einstige „goldene 
Zeiten“ stößt bei der Formulierung von Po-
litik für die Zukunft eben auch an seine Gren-
zen. So bleibt ein Widerspruch in den Apolo-
gien des Nationalstaats stets unaufgelöst: Wie 
will man ein kapitalistisches System, das un-
abhängig von nationalen Grenzen operiert, in 
genau diesen einhegen? Muss demokratische 
Kontrolle nicht vielmehr auf der Ebene orga-
nisiert werden, wo die zu kontrollierenden 
Akteure handeln? Man muss die real existie-
rende Europäische Union nicht mögen, aber 
man kann sie als Handlungsrahmen nicht 
ablehnen, wenn demokratische Souveräni-
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tungen die Abgrenzungen zwischen den Na-
tionen befördern. Diese Diskurse stärken das 
Nationalbewusstsein der Bürgerinnen und 
Bürger, die Unterstützung für gemeinsame 
Lösungen gerät dagegen ebenfalls in die Kri-
se. 

Was sind die Ursachen für diesen to-
xischen Europadiskurs? Es fehlt an einer eu-
ropäischen Öffentlichkeit, die bis heute weder 
über die Europäisierung nationaler Öffent-
lichkeiten, noch eines europäischen Super-
mediums, noch mit Hilfe digitaler Kanäle 
geschaffen werden konnte. Die Mitgliedstaa-
ten reden zwar über die EU und übereinander, 
aber nicht miteinander. Europa verhandelt 
europäische Themen in nationalen Filterbla-
sen statt in einem europäischen Kommuni-
kationsraum. Soll heißen: Die Bürgerinnen 
und Bürger bekommen Informationen über 
europäische Politik durch einen nationalen 
Filter serviert. Dieser Filter ist kein Algo-
rithmus, sondern eine mediale Diskursord-
nung, die von einer einseitig nationalen Sicht 
auf europäische Belange geprägt ist. Sie legt 
den Fokus auf den nationalen Saldo statt auf 
die europäische Solidarität, sie konstruiert 
das europäische Kollektiv auf der Basis na-
tionaler Narrative. Mit anderen Worten: In 
den Öffentlichkeiten gibt es ein Verständ-
nis von und die Präferenz für ein „franzö-
sisches Europa“, ein „deutsches Europa“ oder 
ein „ungarisches Europa“, aber eben nicht für 
ein europäisches Europa, das sich aus einem 
europäischen Frankreich, Deutschland und 
Ungarn zusammensetzt. Für einen Austausch 
sind die Wände der nationalen Blasen zu ro-
bust. Folglich fehlt es an einem Gefühl von 
Zusammengehörigkeit in Europa, weil das 
nicht allein durch die Summe nationaler Zu-
gehörigkeitsgefühle zur EU entstehen kann. 
Dabei kommen einem einerseits die weit-
hin unerschöpften digitalen Potenziale für 
eine europäische Öffentlichkeit in den Sinn. 

Schritt, wie etwa die Einrichtung eines Euro-
Finanzministers, wird heute von einem aus 
Ängsten, Vorurteilen und Selbstbezug zu-
sammengesetzten nationalen Filter aussor-
tiert. Die große Mehrheit der Menschen in 
Europa fühlt sich als EU-Bürgerinnen und 
Bürger. An europäischer Identität mangelt 
es heute bei den Menschen nicht mehr unbe-
dingt, aber keine Struktur bringt sie zusam-
men, um sich über ihre gemeinsamen bürger-
schaftlichen Belange zu verständigen. Auf der 
anderen Seite treffen EU-Politikerinnen und 
-Politiker weitreichende Entscheidungen, für 
deren Legitimierung ihnen der öffentliche 
Raum fehlt. Mehr noch: Weil heute die legi-
timierten Entscheidungen europäischer In-
stitutionen nahezu folgenlos von nationalen 
Regierungen ignoriert werden können, ist je-
der weitere Integrationsschritt zum Scheitern 
verurteilt, wenn er nicht mit der Schaffung 
einer Öffentlichkeit als essentiellen Repro-
duktionsmechanismus genau dieser demo-
kratischen Legitimität einhergeht. 

Die europäischen Krisendiskurse der letz-
ten Jahre entpuppen sich als ein Teufelskreis 
aus Krise, News und Nationalismus: Europä-
ische Politik ist vor allem dann für die Medien 
attraktiv, wenn sie als Krise erzählt werden 
kann. Hinter den Krisen stehen Konflikte 
zwischen den Mitgliedsländern, die medial 
nicht nur konfrontativ zugespitzt werden, 
sondern auch anhand von Auf- und Abwer-
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„In jedem Fall sind die Öffent-
lichkeiten in Europa zu Reso-
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te Umweltbedingungen.“
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tie und das Internet in ihren Wesen unver-
einbar miteinander seien. Ich argumentiere: 
Die Demokratie ist sehr wohl für die digitale 
Welt gemacht, aber die digitale Welt bisher 
nicht für die Demokratie. Weil die Digitali-
sierung bis heute von der Wirtschaft, nicht 
von der Demokratie gesteuert wird. Europa 
könnte das ändern. Muss es ändern. Denn im 
Grunde ist das Internet wie für die europä-
ische Demokratie gemacht. Es kann geogra-
phische, sprachliche und kulturelle Grenzen 
besser überwinden als jedes andere Medium. 
Auf der Plattform Europa geht es deshalb 
darum, die Infrastruktur für einen europä-
ischen Kommunikationsraum zu schaffen, 
der die zentralen Bedürfnisse einer europä-
ischen Demokratie erfüllen kann. Auch wenn 
die konkreten Funktionen und Inhalte der 
Plattform Europa (im Gegensatz zur EU) un-
bedingt bottom-up statt top-down entwickelt 
werden sollten, möchte ich als „Basisausstat-
tung“ vier Bereiche vorschlagen: Ein europä-
ischer Newsroom für einen paneuropäischen 
Diskurs über europäische Themen; Unterhal-
tungs- und Kulturangebote zur Repräsentati-
on eines European Way of Life; Instrumente 
der politischen Partizipation zum Abbau des 
Beteiligungsdefizit in der EU sowie Apps, die 
alle Bürgerinnen und Bürger unabhängig von 
ihrer Mobilität von der europäischen Integra-
tion profitieren lassen. Sprachbarrieren lassen 
sich heute mit Hilfe Künstlicher Intelligenz 
überwinden – sogar in Echtzeit. 

Postnationaler Kommunikationsraum

Ja, in Anbetracht der technologischen 
Entwicklungen kann man damit rechnen, 
dass die nächste digitale Entwicklungsstu-
fe das „übersetzte Internet“ sein wird. Das 
ist ein Meilenstein für die europäische Öf-
fentlichkeit. 

Andererseits die von privatwirtschaftlichen 
Interessen übertrumpften demokratischen 
Möglichkeiten der Digitalisierung. Soziale 
Netzwerke sind Resonanzräume für Popu-
listen geworden, ihre Algorithmen unter-
scheiden nicht zwischen Fakten und Fakes, 
sie folgen einem Geschäftsmodell statt einer 
demokratischen Grundordnung. 

Es sind Plattformen wie Facebook, Google 
oder YouTube, die den digitalen öffentlichen 
Raum privatisiert und oligopolisiert haben. 
An ihnen geht kaum ein Datenstrom im di-
gitalen Ökosystem mehr vorbei. Unter ihrer 
Kontrolle ist die Relevanz, Sichtbarkeit, Ver-
breitung und Darstellungsform öffentlicher 
Belange. Sie haben die Hoheit über persön-
liche Daten, ja ihnen gehört die Infrastruktur, 
auf der sich demokratische Öffentlichkeit im 
Netz konstituiert. Man könnte sagen: Mit der 
Digitalisierung ist die Öffentlichkeit der Öf-
fentlichkeit abhandengekommen. Davon aus-
gehend formuliere ich den Vorschlag für eine 
Plattform Europa in öffentlicher Hand. Die-
se Plattform verfolgt im Wesentlichen zwei 
Ziele: Erstens eine Demokratisierung des di-
gitalen Raums in Europa, somit die Schaffung 
einer digitalen Öffentlichkeit nach europä-
ischen Werten, die dem Gemeinwohl und der 
europäischen Demokratie dient. Eine solche 
Plattform in die öffentliche Hand zu geben, 
kann durchaus als ein Schritt zur Institutio-
nalisierung des Internets verstanden werden 
– nachdem man feststellen muss, dass das 
uninstitutionalisierte Internet nach demo-
kratischen Maßstäben gescheitert ist, wenn 
nicht gar zu einer Gefahr für die Demokratie 
geworden ist. Zweitens sollen die dezentra-
len, nationenunabhängigen Strukturen des 
Netzes endlich für die europäische Integra-
tion nutzbar gemacht werden. 

In seinem vielbeachteten Buch „The 
People vs Tech“ argumentiert der britische 
Journalist Jamie Bartlett, dass die Demokra-
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statt einem Geschäftsmodell unterliegt. Po-
pulismus, Desinformation oder „Hate Spee-
ch“ fungieren dann nicht mehr als Quellen 
für Wertschöpfung, sondern sind zu sank-
tionierende Verstöße gegen den rechtlichen 
und normativen Rahmen, in dem die Euro-
päische Union angelegt wurde.

Mir ist vollkommen klar, dass sich Euro-
pas Probleme nicht allein durch „Reden“ lö-
sen, es braucht entschiedenes politisches Han-
deln. Auch institutionelle Veränderungen 
sind nötig, damit in der europäischen Politik 
eine Konfliktkultur entsteht, die für die Me-
dien berichtenswert wäre. So bräuchte es im 
Europäischen Parlament den Streit zwischen 
„Regierungsmehrheit“ und „Opposition“, im 
europäischen Rat müssten sich viel mehr po-
litische als nationale Lager gegenüberstehen. 
Doch die Dinge hängen zusammen. 

Das politische Europa funktioniert nicht 
ohne ein ebenbürtiges öffentliches Europa. 
Im Herbst 2013 habe ich dazu eine Erfah-
rung gemacht: Damals arbeitete ich als Wahl-
kampfmanager der Europäischen Grünen 
Partei zu den Europawahlen 2014. Im Euro-
päischen Parlament vertrat ich meine Spit-
zenkandidatin bei den Verhandlungen zwi-
schen Parlament, Parteien und Medien über 
die Organisation der ersten europäischen TV-
Debatte. Die europäischen Parteien hatten 
erstmals Spitzenkandidaten für das Amt des 
Präsidenten der EU-Kommission nominiert. 
Es war ein demokratischer Fortschritt, dass 
zwischen dem Ausgang der Europawahl und 
der Besetzung des wichtigsten Postens in der 
EU nun ein engerer Zusammenhang geschaf-
fen wurde. Von diesem Plus an Einfluss der 
Wählerinnen und Wähler sowie der Perso-
nalisierung versprachen wir uns in Brüssel 
eine höhere Attraktivität der Europawahlen 
und folglich eine stärkere Wahlbeteiligung. 
Doch es gelang uns nicht, die nationalen TV-
Sender davon zu überzeugen, dieses Novum 

Der Datenschutz wird sich auf der Platt-
form an den Interessen der Nutzer, nicht ir-
gendeines Unternehmens orientieren. Die Al-
gorithmen würden persönliche Vorlieben mit 
gesellschaftlicher Relevanz verbinden, aber 
nicht jene belohnen, die Hass oder Hetze 
verbreiten. Die Inhalte liefern Kooperations-
partner wie Medienhäuser, Theater, Univer-
sitäten oder Museen, die heute ihrerseits nach 
attraktiveren Verbreitungswegen als YouTube 
und Co suchen. Und die Inhalte werden, dort 
wo europäische „Versorgungslücken“ existie-
ren, selbst produziert oder in Auftrag gegeben 
(zum Beispiel europäische Serien). In diesem 
postnationalen Kommunikationsraum kann 
Europa seine demokratischen Werte gegen-
über illiberalen Regierungen verteidigen, die 
in rasendem Tempo nationale Medien und 
Kulturinstitute zu Propagandaorganen um-
bauen. Laut Reporter ohne Grenzen hat sich 
2017 der Zustand der Pressefreiheit in keiner 
Region der Welt so sehr verschlechtert wie in 
Europa. Mit der Plattform Europa würde die 
europäische Demokratie einen Wachhund 
bekommen, der gleichermaßen EU-Institu-
tionen wie auch nationale Regierungen im 
Blick hat. Nicht zuletzt wäre die Plattform 
ein mächtiger europäischer Player in der 
heutigen Plattformgesellschaft, der, anders 
als seine zumeist amerikanischen Konkur-
renten, zuallererst einem Gesellschaftsauftrag 
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„Die Bürger bekommen Infor-
mationen über europäische Poli-
tik durch einen nationalen Filter 
serviert. Dieser Filter ist kein Al-
gorithmus, sondern eine mediale 
Diskursordnung, die von einer ein-
seitig nationalen Sicht auf europä-
ische Belange geprägt ist.“
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Voraussetzungen sind für die Willensbildung 
in der europäischen Politik nicht erfüllt. Das 
liegt weniger am Desinteresse der Menschen, 
sondern zuerst an der Abwesenheit eines eu-
ropäischen Diskurses. In den nationalen Dis-
kursen wird die europäische Ebene sprach-
lich vom „Wir“ entkoppelt. Europa ist nicht 
ein zur Heimat gewordener Teil von „uns“. 
Damit bleibt in den Debatten das nationale 
Interesse der zentrale, ja meist sogar einzige 
Bewertungsmaßstab für europäische Politik. 
Die europäische Pluralität der Stimmen und 
das europäische Gemeinwohl als Deutungs-
rahmen werden von den nationalen Filter-
blasen ausgeschlossen. Daraus folgt für die 
europäische Demokratie zum einen, dass es 
der Zivilgesellschaft an einer adäquaten öf-
fentlichen Einflusssphäre auf die Politik der 
EU fehlt. Zum anderen fehlt den EU-Insti-
tutionen die Möglichkeit, Entscheidungen 
in einem öffentlichen Rahmen wieder an die 
Bevölkerung zu koppeln. 

Stattdessen werden legitime Entschei-
dungen der EU-Institutionen in nationalen 
Öffentlichkeiten ignoriert oder delegitimiert. 
Die nationalen Filterblasen bilden den ersten 
strukturellen Vorteil, den nationalistische 
Populisten in den Öffentlichkeiten Europas 
gegenwärtig haben. Der zweite Vorteil für 
diese Kräfte hängt mit dem zweiten europä-

der EU-Geschichte in das Hauptprogramm 
zu ziehen. Stattdessen strahlten Spartenkanä-
le wie Phoenix, BBC Parliamentary Channel 
oder France24 die Debatte aus. Das ernüch-
ternde Ergebnis: Am Wahltag kannte kaum 
jemand die EU-Spitzenkandidaten, in Tsche-
chien und Großbritannien waren es gerade 
einmal fünf Prozent der Wahlberechtigten. 
Noch schlimmer: Die Wenigsten wussten von 
dem gestiegenen Einfluss ihrer Wählerstim-
me auf die Besetzung des Chefpostens der 
EU-Kommission. 

Dagegen konnte aber immerhin bei den 
wenigen Wählerinnen und Wählern, die 
davon wussten, ein „Mobilisierungseffekt“ 
nachgewiesen werden. Die Spitzenkandi-
daten waren ein Grund für sie, wählen zu ge-
hen, wie eine Nachwahlbefragung ergab. Es 
war also mal wieder eine Sache von hätte, kön-
nen, sollen. Die Zeit der verpassten Chancen, 
der nicht genutzten Gelegenheitsfenster muss 
nun vorbei sein – bevor es mit der EU vorbei 
ist. Die Binse, dass in jeder Krise auch eine 
Chance liegt, kann man für das Europa der 
letzten Jahre streichen. Vielleicht hat Europa 
nur noch diese eine Chance: Dem Austausch, 
dem konstruktiven Streit, der Empathie, dem 
Gemeinsamen, den Vorteilen, aber auch der 
Kritik an der europäischen Einigung einen 
angemessenen Resonanzraum zu geben. Diese 
Chance ist die Plattform Europa.

Klar ist: Europas Bürgerinnen und Bürger 
sind heute auf zwei Feldern nicht souverän: 
dem politischen und dem digitalen. In einer 
Demokratie sind sie die Träger von Souverä-
nität. Selbstbestimmte Entscheidungen sind 
aber an Voraussetzungen geknüpft. Nur wer 
ausreichend informiert ist, die relevanten Per-
spektiven auf ein Thema kennt, über poli-
tische Verantwortlichkeiten Bescheid weiß, 
Ross und Reiter zuordnen kann, ist in der 
Lage – etwa an der Wahlurne – selbststän-
dig und unabhängig zu entscheiden. Diese 
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„Vielleicht hat Europa nur noch 
diese eine Chance: Dem Aus-
tausch, dem konstruktiven Streit, 
der Empathie, dem Gemeinsamen, 
den Vorteilen, aber auch der Kritik 
an der europäischen Einigung ei-
nen angemessenen Resonanzraum 
zu geben. Diese Chance ist die 
Plattform Europa.“
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ben organisierter und öffentlich finanzierter 
Kommunikationsraum. Sie kann ermögli-
chen, was eine lebendige europäische Demo-
kratie überhaupt erst möglich macht: einen 
übernationalen Diskurs unter Europäerinnen 
und Europäern über gemeinsame Angelegen-
heiten. Sie ermöglicht Europas Bürgerinnen 
und Bürgern, sowohl politische als auch di-
gitale Souveränität zu erlangen. In einer eu-
ropäischen Öffentlichkeit können EU-Insti-
tutionen zur Rechenschaft gezogen werden 
und Stimmen aus der Zivilgesellschaft zur 
Geltung kommen. Ebenso würden Bürge-
rinnen und Bürger nicht mehr von natio-
naler Propaganda eingelullt, denn die natio-
nalen Regierungen könnten nicht mehr ohne 
weiteres ihre politische Verantwortung für 
unbequeme Entscheidungen auf europäische 
Institutionen abwälzen. 

Ein europäisches „Wir“

Die Menschen in den Mitgliedsstaaten 
könnten stereotype Fremd- und überstei-
gerte Selbstbilder revidieren und einen eu-
ropäischen Pluralismus zur Grundlage ihrer 
Meinungsbildung machen. Sie würden sich 
als Teil eines europäischen „Wir“ durch die 
Präsentation eines gemeinsamen European 
Way of Life fühlen und eine vom nationalen 
Nutzen emanzipierte europäische Identität 
entwickeln. Nur mit einer solchen Arena, in 
der die Europäerinnen und Europäer ihre EU-
Bürgerschaft tatsächlich demokratisch ausle-
ben können, können sie auch souverän sein. 
Mit der Durchsetzung europäischer Werte 
in sämtlichen Bereichen dieser digitalen In-
frastruktur kann die Plattform Europa den 
Menschen zu mehr digitaler Souveränität ver-
helfen. Es geht um nicht weniger als darum, 
einen europäischen Standard für die Organi-
sation der digitalen Öffentlichkeit zu setzen. 

ischen Souveränitätsdefizit zusammen: Eur-
opa ist im Internet nicht souverän. Der digi-
tale Raum wird von privaten amerikanischen 
Plattformen dominiert, deren Existenz auf 
der Sammlung und Monetarisierung persön-
licher Daten basiert und deren Inhalte den 
nicht immer demokratiekompatiblen Regeln 
der Aufmerksamkeitsökonomie unterworfen 
sind. Provokation führt zu Publizität. Nut-
zerinnen und Nutzer, die nicht mit persön-
lichen Daten bezahlen wollen, werden von 
zentralen Angeboten der Plattformökonomie 
ausgeschlossen. Anbieter, die sich nicht über 
Daten, sondern Gebühren finanzieren, die 
Sachlichkeit über Sensation stellen, haben es 
schwerer, sich durchzusetzen. 

Unter diesen Bedingungen des digitalen 
Raums können weder Bürgerinnen und Bür-
ger selbstbestimmt über ihre Daten verfügen, 
noch kann die europäische Demokratie einen 
demokratischen Diskurs organisieren. Natio-
nalistische Populisten wissen die Herrschaft 
der Aufmerksamkeitsalgorithmen perfekt 
für sich zu nutzen: Ihre Botschaften erzeu-
gen gerade wegen des Bruchs demokratischer 
Konventionen enorme Reichweiten, weil sie 
emotionale (sowohl positive als auch negati-
ve) Reaktionen provozieren und damit das 
zentrale Relevanzkriterium der Plattformal-
gorithmen erfüllen. Mit privaten Nutzerda-
ten personalisieren sie ihren als „kognitive 
Kriegsführung“ angelegten Wahlkampf, 
selbst wenn diese Daten auf illegalen Wegen 
von Unternehmen wie Cambridge Analytica 
beschafft wurden. 

Die Ordnungskriterien des digitalen 
Raums, welche die ökonomisierte Aufmerk-
samkeit von der demokratischen Diskurskul-
tur lösen, sind der zweite strukturelle Vorteil, 
den propagandistische Populisten und Na-
tionalisten in der Öffentlichkeit heutzuta-
ge haben. Die Plattform Europa ist ein nach 
demokratischen und europäischen Maßstä-

Der Kampf um die Deutungshoheit
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betrieben. Aber die chinesischen Plattformen 
können nicht außerhalb der Überwachungs-
maschinerie des Staates operieren. So steht 
in den Nutzungsbedingungen von WeChat, 
dass der Betreiber Tencet die Daten seiner 
Nutzerschaft schon im Falle einer einfachen 
„Anfrage einer Regierungsbehörde“ an den 
Staat weitergibt. Im Datenschutz-Test von 
Amnesty International erhält WeChat null 
von 100 Punkten. 

Und Tencent expandiert: Seit November 
2017 kann man in Geschäften am Flugha-
fen München mit dem WeChat-Bezahlsystem 
seine Einkäufe begleichen. Wenn also Euro-
päerinnen und Europäer mit dieser App be-
zahlen, könnte eine Kopie ihrer Einkaufsliste 
direkt an den chinesischen Staat wandern. 
Das bedeutet, dass die Expansion des chine-
sischen Internets auch eine Expansion der chi-
nesischen Überwachungsnetze ist. Der glo-
bale Kampf von Wertesystemen ist auch ein 
Kampf um Kommunikationsräume. Schon 
seit Jahrzehnten konkurrieren internationa-
le TV-Sender wie CNN, RT, CCTV oder Al 
Jazeera mit bestimmten Narrativen in einem 
globalen Wettbewerb um Deutungshoheit. 
Insbesondere bei den staatlich geförderten 
Kanälen liegt dabei die Erkenntnis zugrun-
de, dass Kommunikation nicht allein die 
Vermittlung von Politik ist, sondern Kom-
munikation selbst Politik ist. Das lässt sich 

Dieser müsste auf Seiten der Plattform unter 
anderem Transparenz über die Algorithmen, 
Kennzeichnung von Bots, datenschonende 
statt datensüchtige Funktionsweise, Haftbar-
keit für Inhalte und Äußerungen, Werbeun-
abhängigkeit von Inhalten sowie höchsten 
Datenschutz und Privatsphäre beinhalten. 

Die Nutzerinnen und Nutzer würde ih-
rerseits Selbstbestimmung über ihre Daten 
erlangen. Das kann heißen, dass die Plattform 
überhaupt keine Daten einer einzelnen Per-
son erhält. Das kann aber auch heißen, dass 
jemand die Auswahl und Darstellung von In-
halten der Plattform für sich personalisieren 
lässt. Wichtig ist, dass diese Entscheidung in 
der Hand der Nutzerin und des Nutzers liegt, 
nicht im Geschäftsmodell des Plattforman-
bieters. Bei der Setzung eines europäischen 
Standards für den digitalen Raum hat Euro-
pa bereits viel Zeit verloren. Europa muss das 
Feld heute von hinten aufräumen. Vereinfacht 
kann man sagen, dass es ein amerikanisches 
und ein chinesisches Internet gibt – mit Ein-
schränkungen auch ein russisches – aber eben 
kein europäisches. Das amerikanische und 
chinesische Internet zeichnen sich durch je-
weils eigene Ökosysteme von Plattformen 
aus. Die chinesischen Pendants zu Facebook/
WhatsApp, Amazon und Google heißen 
WeChat/Qzone, Alibaba und Baidu. Nun 
ist WeChat aber nicht einfach nur die chi-
nesische Variante von Facebook, hinter dem 
amerikanischen und chinesischen Internet 
stehen jeweils zwei gänzlich unterschiedliche 
Wertesysteme: Hier stehen sich Datenkapita-
lismus und Datenautoritarismus gegenüber. 
Im amerikanischen Modell dienen die Daten 
in erster Linie der Steigerung von Unterneh-
mensgewinnen, im chinesischen dem Ausbau 
des Überwachungsstaates. Zwar wird Face-
book in manchen Ländern zur Überwachung 
eingesetzt, und chinesische Netzwerke wer-
den auch von profitorientierten Konzernen 

„Hier stehen sich Datenkapita-
lismus und Datenautoritarismus 
gegenüber. Im amerikanischen 
Modell dienen die Daten in erster 
Linie der Steigerung von Unter-
nehmensgewinnen, im chine-
sischen dem Ausbau des Überwa-
chungsstaates.“
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beschwert. Auch muss es wirksame Beteili-
gungsmöglichkeiten für die Bürgerinnen und 
Bürger geben, um ihr Interesse an EU-Politik 
zu stärken. Diese Mängel lassen sich nicht 
durch die Schaffung eines Kommunikati-
onsraumes heben, sondern müssen institu-
tionell, notfalls durch Vertragsänderungen, 
bearbeitet werden. Europa hat hierfür noch 
einen weiten Weg zu gehen. Europa kann die-
sen Weg aber überhaupt nur gehen, wenn ihn 
die Menschen dieses Kontinents und dieser 
EU-Gemeinschaft zusammen bestreiten. Der 
Startpunkt heißt Plattform Europa.

Johannes Hillje (Jahrgang 1985) ist ein deut-
scher Politikberater und Autor. Er ist „Policy 
Fellow“ bei „Das Progressive Zentrum“, einem 
Berliner Thinktank. 2017 veröffentlichte Hillje 
das Buch „Propaganda 4.0 – Wie rechte Popu-
listen Politik machen“. 2019 folgte sein zweites 
Buch „Plattform Europa – Warum wir schlecht 
über die EU reden und wie wir den Nationa-
lismus mit einem neuen digitalen Netzwerk 
überwinden können“, auf den dieser Text zu-
rückgeht. Beide Bücher erschienen im Bonner 
Dietz Verlag. 2018 veröffentlichte Hillje die 
Studie „Rückkehr zu den Politisch Verlassenen“ 
zusammen mit dem Progressiven Zentrum.

unter anderem anhand der Verbreitung von 
Desinformation nachvollziehen: Die fiktive 
Vergewaltigung der 13-jährigen Lisa durch 
Flüchtlinge in Deutschland wurde in rus-
sischen Staatsmedien als Fakt berichtet und 
löste Demonstrationen in der Bundesrepu-
blik aus. Wenn Desinformation ein Mittel der 
Politik ist, dann sollte es Information umso 
mehr sein. Soll heißen: Europa muss sich im 
globalen Informationswettbewerb deutlich 
stärker aufstellen. Wenn das europäische De-
mokratiemodell überlebensfähig sein will, 
braucht es öffentliche Räume, die nach au-
ßen wie nach innen gegen antidemokratische 
Destabilisierungsversuche widerstandsfähig 
sind und einen Diskurs nach demokratischen 
Maßstäben sicherstellen. Europa muss sich 
diese Öffentlichkeiten schaffen.

Eine europäische Öffentlichkeit kann 
freilich nicht alle Defizite der europäischen 
Demokratie alleine lösen. Zwar bleibt mein 
Argument: Wenn es keine europäische Öf-
fentlichkeit gibt, wird es eine erwachsene 
europäische Demokratie niemals geben. 
Dennoch müssen sich auch die politischen 
Entscheidungsprozesse in der EU derart ver-
ändern, dass sie zum Gegenstand öffentlicher 
Auseinandersetzungen taugen. Dazu muss 
es eine stärkere Konfliktkultur geben, so-
wohl im Europäischen Rat als auch im Eu-
ropäischen Parlament. Es muss auch endlich 
transparent werden, wie sich eine einzelne 
Regierung im Rat positioniert. Bislang bleibt 
das unprotokolliert, und somit kann man die 
Regierungen nur schwer zur Rechenschaft 
ziehen. Zudem weigert sich der Rat bei un-
bequemen Entscheidungen allzu gerne, über-
haupt eine Entscheidung zu treffen, wonach 
rechtlich dann der EU-Kommission die Ent-
scheidungslast zufällt. Über das Zuschieben 
des Schwarzen Peters hat sich Jean-Claude 
Juncker während seiner Amtszeit als EU-
Kommissionspräsident zu Recht wiederholt 
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kann ich den Titel Aktivistin für mich in An-
spruch nehmen, als die ich ja oft bezeichnet 
werde. Ich bin keine echte Aktivistin – eine 
echte Aktivistin würde ihr Schreiben als Ve-
hikel für ihren Aktivismus sehen – für ihre 
wichtige Sache, welche auch immer –, und das 
war bei mir nie der Fall. Es stimmt zwar, dass 
man keine Romane schreiben kann, ohne die 
Welt zu betrachten, und dass man sich beim 
Betrachten der Welt natürlich fragt, was los 
ist und das dann zu beschreiben versucht; 
ich glaube, Schreiben ist zu einem Großteil 
der Versuch zu ergründen, warum Menschen 
tun, was sie tun. Menschliches Verhalten, tu-
gendhaftes wie teuflisches, versetzt mich im-
mer wieder in Erstaunen. Wer jedoch über 
menschliche Verhaltensweisen schreibt, er-
weckt vielleicht den Anschein von Aktivis-
mus, da Sprache eine inhärente moralische 
Dimension hat, und Geschichten genauso. 

Der Leser wird moralische Urteile fällen, 
selbst wenn der Schriftsteller behauptet, nur 
Zeugnis abzulegen. Was nach Aktivismus 
meinerseits aussieht, ist meist eine Art tollpat-
schiges Staunen. Warum hat denn der Kaiser 
nichts an, und warum wird es so oft als un-
höflich empfunden, wenn man einfach damit 
herausplatzt? 

Was ist das für ein seltsamer historischer 
Augenblick, den wir gerade durchleben? Es 
ist eine Zeit, wo der Boden – der vor Kurzem 
noch ziemlich stabil wirkte, wo Saatzeit auf 
Erntezeit folgte und ein Geburtstag auf den 

Jeder Schriftsteller schreibt an den Leser, 
der die Flaschenpost mit der Botschaft 
findet, die man als Autor ins Meer der 

Wörter und Geschichten geworfen hat, und 
der sie öffnen, die Botschaft lesen und glau-
ben wird, dass sie tatsächlich etwas bedeu-
tet. Für eine Schriftstellerin aus einem Land 
wie Kanada, das vor Kurzem noch Kolonial-
land war – ein Land, wo das Schreiben und 
die Künste im Allgemeinen bis in die letz-
ten Jahrzehnte hinein nicht ernst genommen 
wurden –, ist es nicht selbstverständlich, dass 
Literatur Bedeutung hat. Kanadier scheuen 
sich grundsätzlich, sich irgendetwas als per-
sönlichen Verdienst anzurechnen. Wenn es 
heißt, wir hätten etwas gewonnen, werfen wir 
erst einmal einen Blick hinter uns, um zu se-
hen, wer tatsächlich gemeint war, da wir es 
unmöglich selbst sein können. Ebenso wenig 

Den Stimmlosen eine Stimme Seitdem der Mensch er-
kennbar menschliche Züge trägt, hat er Kunst geschaf-
fen – Musik, Bilder, Theater und Sprachkunst mitsamt 
dem Erzählen von Geschichten. Und natürlich soll der 
Autor vor den Mächtigen die Wahrheit aussprechen, die 
Geschichten erzählen, die verdrängt worden sind, den 
Stimmlosen eine Stimme geben. Gerade heute, meint die 
Schriftstellerin Margaret Atwood. Wie auch in vergan-
genen Zeiten. Von Margaret Atwood
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–, und es hat ein Alltags-Ich – das einigerma-
ßen manierliche Ich, mit dem es durch die all-
täglichen Wochen und Monate kommt, wenn 
alles läuft wie erwartet –, und dann hat es ein 
verborgenes, viel weniger tugendhaftes Ich, das 
in Augenblicken der Bedrohung und Wut her-
vorbrechen und unsägliche Dinge tun kann. 

Was aber verursacht solche Zeiten von Be-
drohung und Wut – oder was verursacht sie 
heute? Dazu werden Sie schon viele Theorien 
gehört haben, und es werden bestimmt nicht 
die letzten sein. Es ist der Klimawandel, sagen 
die einen: Flutkatastrophen, Dürren, Wald-
brände und Wirbelstürme wirken sich auf 
die Wuchsbedingungen aus, und dann gibt 
es Nahrungsmittelknappheiten, und dann gibt 
es soziale Unruhen, und dann gibt es Kriege, 
und dann gibt es Flüchtlinge, und dann gibt 
es die Angst vor Flüchtlingen, denn wird es 
genug für alle geben? Es ist das wirtschaftliche 
Ungleichgewicht, werden andere sagen: Zu we-
nige Reiche kontrollieren zu viel vom Vermö-
gen der Welt, und sie sitzen darauf wie Dra-
chen und verursachen finanzielle Ungleichheit 
und Feindseligkeiten, und so entstehen soziale 
Unruhen und Kriege oder Revolutionen und 
so weiter. 

Nein, sagen wieder andere: Es ist die mo-
derne Welt: Es sind Automatisierung und Ro-
boter, es ist die Technologie, es ist das Internet, 
es ist die Manipulation von Nachrichten und 
Meinungen durch ein paar Opportunisten zu 
ihren Gunsten: Das Heer von Internet-Trol-
len und Astroturfern beispielsweise, die sich 
so sehr bemüht haben, die deutschen Wahlen 
zu beeinflussen, aber auch, wie es scheint, die 
ähnlichen Anstrengungen der Russen in den 
Vereinigten Staaten über Facebook. Aber wa-
rum überrascht uns das? Das Internet ist ein 
menschliches Werkzeug wie alle anderen: Axt, 
Gewehr, Eisenbahn, Fahrrad, Auto, Telefon, 
Radio, Film, um nur ein paar zu nennen – und 
wie jedes menschliche Werkzeug hat es eine 

nächsten und so weiter – wo dieser Boden un-
ter unseren Füßen wankt, ein mächtiger Wind 
bläst und wir nicht mehr genau wissen, wo wir 
sind. Wir wissen auch nicht mehr genau, wer 
wir sind. Wem gehört das Gesicht da im Spie-
gel? Warum wachsen uns Fangzähne? Erst ge-
stern noch waren wir von so viel gutem Willen 
und Hoffnung beseelt. Und jetzt? 

Viel Heulen und Zähneklappern

Die Vereinigten Staaten erleben gerade ei-
nen solchen Augenblick. Nach der Wahl 2016 
sagten junge Menschen dort zu mir: „Das hier 
ist das Allerschlimmste, was je passiert ist“, wo-
rauf ich sowohl erwiderte: „Nein, nein, es ist 
schon Schlimmeres passiert“, als auch: „Nein, 
das stimmt nicht; noch nicht.“ Großbritan-
nien macht ebenfalls gerade schwierige Zeiten 
durch, mit viel Heulen und Zähneklappern. 
Und dasselbe gilt, wenn auch auf weniger dra-
stische Weise, aber doch – in Anbetracht der 
jüngsten Wahlergebnisse – auch für Deutsch-
land. 

Diese Gruft hielt man bislang für verschlos-
sen, doch irgendjemand besaß den Schlüssel 
und hat die verbotene Kammer geöffnet – was 
für ein Ungeheuer wird daraus geboren? Ver-
zeihen Sie mir dieses schauerliche Szenario, 
doch an vielen Fronten besteht Anlass zur Sor-
ge. Jedes Land hat, wie jeder Mensch, ein nobles 
Ich – das Ich, für das es sich gern halten würde 
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 „Diese Gruft hielt man bislang für 
verschlossen, doch irgendjemand 
besaß den Schlüssel und hat die 
verbotene Kammer geöffnet – was 
für ein Ungeheuer wird daraus ge-
boren?“
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werden die akzeptierten Verhaltensnormen 
aufgeben müssen, dank derer wir durch die 
Straßen gehen können, ohne uns andauernd 
gegenseitig ein Messer in den Rücken zu jagen. 

Und dann werden wir diese Leute abschaf-
fen müssen. Erst dann wird die perfekte Gesell-
schaft erscheinen! Diese Leute variieren von 
Ort zu Ort und von Epoche zu Epoche. Mal 
sind es Hexen oder Leprakranke, beiden gab 
man die Schuld für den Schwarzen Tod. Mal 
sind es die Hugenotten, im 18. Jahrhundert 
in Frankreich. Mal sind es die Mennoniten. 
(Aber wieso die Mennoniten?, fragte ich einen 
mennonitischen Freund. Ihr wirkt doch völlig 
harmlos! Wir sind Pazifisten, erwiderte er. Auf 
einem Kontinent, der Krieg führt, geben wir 
ein schlechtes Beispiel ab.) 

Jedenfalls sagt der Wolf: Macht, was ich 
sage, und alles wird gut. Widersetzt ihr euch, 
werde ich knurren und die Zähne fletschen 
und euch Stück für Stück zermalmen. Die Ka-
ninchen erstarren, weil sie verwirrt sind und 
Angst haben, und als sie endlich dahinterkom-
men, dass der Wolf es ganz und gar nicht gut 
mit ihnen meint, sondern alles nur zum Vor-
teil der Wölfe eingefädelt hat, ist es zu spät. Ja, 
wissen wir, werden Sie sagen. Wir haben die 
Märchen gelesen. 

Wir haben Science-Fiction gelesen. Man 
hat uns gewarnt, schon oft. Aber irgendwie 
hilft das nicht unbedingt, zu verhindern, dass 
diese Geschichte sich in menschlichen Gesell-

gute Seite, eine schlechte Seite und eine dum-
me Seite, die Wirkungen zeitigt, die zunächst 
nicht vorherzusehen waren. 

Unter diesen Werkzeugen ist womöglich 
das allererste, einzigartig menschliche Werk-
zeug: unsere Fähigkeit, dank differenzierter 
Grammatik zu erzählen. Was für einen Vor-
teil müssen Geschichten uns einst gebracht 
haben – die Möglichkeit, essentielles Wissen 
weiterzugeben, damit man nicht immer erst 
alles durch Ausprobieren selbst herausfinden 
musste. Wölfe kommunizieren, doch sie erzäh-
len nicht die Geschichte vom Rotkäppchen. 
Auch Geschichten können eine gute Seite und 
eine schlechte Seite haben, und eine dritte Sei-
te, die unvorhergesehene Wirkungen zeitigt. 

Als Geschichtenschreiberin bin ich natür-
lich verpflichtet zu sagen, wie notwendig sie 
sind, wie sehr sie uns helfen, einander zu ver-
stehen, wie sie Empathie schaffen und so weiter 
– und das ist wahr. Aber weil ich Geschich-
ten schreibe, bin ich mir auch bewusst, dass 
sie Mehrdeutigkeiten und Gefahren bergen. 
Sagen wir einfach so: Geschichten haben es in 
sich. Sie können das Denken und Fühlen der 
Menschen verändern – zum Besseren oder zum 
Schlechteren. Wie lautet also die Geschichte, 
die wir uns über unsere Gegenwart und ihre 
Beschwernisse erzählen? 

Was immer die Ursache unserer momen-
tanen Veränderungen sein mag, es ist so ein 
Moment, in dem die Kaninchen auf dem Feld 
die Ohren spitzen, weil ein Jäger die Bühne 
betreten hat. Da kommt er also des Weges, 
ein Wolf im Schafspelz oder gar ein Wolf im 
Wolfspelz, und dieser Wolf wird sagen: Kanin-
chen, ihr braucht einen starken Anführer, und 
ich bin genau der Richtige für den Job. Ich wer-
de wie von Zauberhand die perfekte Welt der 
Zukunft erscheinen lassen und Eiscreme wird 
auf Bäumen wachsen. Aber zunächst einmal 
müssen wir die Zivilgesellschaft abschaffen – 
sie ist zu weich, sie ist degeneriert –, und wir 

Der Kampf um die Deutungshoheit

„Die Kaninchen erstarren, weil sie 
verwirrt sind und Angst haben, 
und als sie endlich dahinterkom-
men, dass der Wolf es ganz und gar 
nicht gut mit ihnen meint, sondern 
alles nur zum Vorteil der Wölfe 
eingefädelt hat, ist es zu spät.“
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Endnote der Hoffnung, die einem das Herz 
bricht, weil sie so unwahrscheinlich ist, wie hät-
te ich sonst jemals das Buch „Der Report der 
Magd“ schreiben können? Der Buchumschlag 
der ersten amerikanischen Ausgabe ist sehr 
suggestiv. Abgebildet sind zwei Mägde in ih-
ren roten Gewändern, die mit Korb über dem 
Arm an zwei Rotkäppchen erinnern. Hinter 
ihnen steht eine hohe Steinmauer – ganz wie 
DIE Mauer, die berühmte Berliner Mauer. Die 
beiden Frauen werfen ihre Schatten gegen die 
Mauer –, und diese Schatten sind die Schatten 
zweier Wölfe. Den Roman begann ich in West-
Berlin zu schreiben, im Jahr 1984 – ja, George 
Orwell sah mir dabei über die Schulter – auf 
einer gemieteten deutschen Schreibmaschine. 

Ringsherum stand die Mauer. Jenseits der 
Mauer lagen Ost-Berlin, und die Tschechoslo-
wakei, und auch Polen – Länder, die ich damals 
alle besuchte. Ich weiß noch, was die Leute da-
mals zu mir sagten, und was sie nicht sagten. 
Ich erinnere mich an die vielsagenden Rede-
pausen. Ich erinnere mich an das Gefühl, das 
ich selbst hatte, aufpassen zu müssen, was ich 
sage, denn ich könnte unwissentlich jemanden 
in Gefahr bringen. 

Das alles fand Eingang in mein Buch. Das 
Buch erschien 1985 in Kanada und 1986 in 
Großbritannien und den Vereinigten Staa-
ten. Obwohl meine Grundregel gewesen war, 
nichts darin vorkommen zu lassen, was Men-
schen nicht irgendwo, irgendwann schon mal 
getan hatten, wurde es von einigen Kritikern 
mit Skepsis aufgenommen. Ja, es sei zu femini-
stisch mit all dem Gerede von wegen Kontrolle 
über Frauen und deren nicht enden wollende 
Körper, aber auch zu weit hergeholt. Dort – 
in den Vereinigten Staaten –, wäre so etwas 
undenkbar, denn galten die Vereinigten Staa-
ten im Kalten Krieg nicht als Kraft für das 
Gute? Standen sie nicht für Demokratie und 
Freiheit – so unvollkommen dies am Boden 
auch durchgesetzt wurde? Gegenüber geschlos-

schaften immer wieder von Neuem abspielt. 
An dieser Stelle muss ich mich bei den Wöl-
fen entschuldigen. Euren Namen, liebe Wölfe, 
habe ich nur als Metapher benutzt. 

Bitte fallt in den sozialen Medien nicht über 
mich her mit Botschaften wie: Du blöder pri-
vilegierter Mensch! Was weißt du denn schon 
vom Seelenleben der Wölfe, du anthropozent-
rischer Snob? Bist du schon mal mit der Pfote 
in eine Falle geraten? Ohne uns Wölfe könntet 
ihr euch kaum noch retten vor Rehen und Ka-
ninchen, und dann? Schon klar. Und mir ist 
auch klar, dass ihr Wölfe im Grunde gut seid, 
zumindest zu anderen Wölfen, oder zumindest 
zu Wölfen aus eurem eigenen Rudel. Ich kenne 
eure polyphone Musik und finde sie betörend. 
Vielleicht hätte ich lieber Dinosaurier nehmen 
sollen; die wären aber weniger gut verstanden 
worden, und womöglich nicht so unterhalt-
sam. Und das muss man als Geschichtener-
zähler immer in Betracht ziehen. Wir sind eine 
hinterhältige Bande, und wir neigen zu leicht-
fertigen Entscheidungen. 

Diese kleine Fabel, die ich hier zusammen-
gesponnen habe, stammt aus meiner tiefen Ver-
gangenheit – aus der Zeit, als ich ein Kind war 
und in der Wildnis im Norden Kanadas auf-
wuchs, fernab von den Dörfern und Ortschaf-
ten und Städten, aber ziemlich dicht dran an 
den Kaninchen und Wölfen. Wenn es dort 
oben regnete, gab es drei Formen der Beschäf-
tigung: Schreiben, Zeichnen oder Lesen. Unter 
den Büchern, die ich las, waren die gesammel-
ten Grimms Märchen – mitsamt ausgepickten 
Augen und rotglühenden Schuhen. Meine El-
tern hatten das Buch mit der Post bestellt, und 
als sie sahen, was drin stand, befürchteten sie, 
es könne ihre Kinder verderben. 

Was wohl bei mir der Fall war. Es muss 
mich in diejenige Richtung verdorben haben, 
Schriftstellerin zu werden, denn ohne Grimms 
Märchen – so clever, so fesselnd, so komplex, so 
gruselig, so vielschichtig, doch stets mit einer 
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mit viel mehr Wasser darauf als Land –, liegt es 
auf der Hand, dass unser Schicksal als Spezies 
daran geknüpft ist, ob wir die Meere zerstören 
oder nicht. Sterben die Meere, dann sterben 
auch wir – mindestens 60 Prozent unseres Sau-
erstoffs stammt von Meeresalgen. 

Aber es gibt Hoffnung: Geniale Köpfe 
arbeiten bereits an Problemen wie diesem. 
Doch was soll man einstweilen als Künstler 
tun? Wozu überhaupt Kunst schaffen, in so 
verstörenden Zeiten? Was ist das überhaupt, 
Kunst? Warum sollten wir uns damit abge-
ben? Was macht man damit? Lernen, lehren, 
uns ausdrücken, die Realität beschreiben, uns 
unterhalten, die Wahrheit darstellen, feiern 
oder gar anklagen und verfluchen? Es gibt 
keine allgemeingültige Antwort. Seitdem der 
Mensch erkennbar menschliche Züge trägt, 
hat er Kunst geschaffen – Musik, Bilder, Thea-
ter – auch Rituale –, und Sprachkunst mitsamt 
dem Erzählen von Geschichten. Kinder rea-
gieren auf Sprache und Musik, bevor sie selbst 
sprechen können: Die Fähigkeit scheint inte-
griert zu sein. 

Die Kunst, die wir schaffen, ist spezifisch 
für die zugrunde liegende Kultur – für deren 
Standort, deren treibendes Energiesystem, 
deren Klima und Nahrungsquellen, und für 
deren Glaubensvorstellungen, die wiederum 
mit allem verbunden sind. Aber noch nie ha-
ben wir keine Kunst geschaffen. Jahrhunderte 
lang entstand Kunst im Auftrag der Herrscher 
– Könige, Kaiser, Päpste, Herzoge und der-
gleichen. Doch seit romantischen und post-
romantischen Zeiten werden an den Künstler 
andere Erwartungen gestellt. Natürlich soll 
er oder sie vor den Mächtigen die Wahrheit 
aussprechen, die Geschichten erzählen, die 
verdrängt worden sind, den Stimmlosen eine 
Stimme geben. Und viele Schriftsteller haben 
das getan; oft haben sie sich Ärger eingehan-
delt, und manchmal hat es sie das Leben ge-
kostet. Aber sie mussten gestalten. Sie haben 

senen Systemen wie der Sowjetunion war Ame-
rika offen. Gegenüber Gewaltherrschaft ver-
sprach Amerika unbegrenzte Möglichkeiten 
aufgrund von Leistung. 

Auch wenn Amerika einige äußerst dun-
kle Kapitel seiner Geschichte zu bewältigen 
hatte – waren das nicht die Ideale? Doch. Das 
waren sie. Aber das war damals. Heute, gut 
30 Jahre später, ist dieses Buch wieder aktuell, 
denn plötzlich wirkt es nicht mehr wie eine 
weit hergeholte, dystopische Fantasie. Es ist 
nur allzu wahr geworden. Dieser Tage tauchen 
rotgewandete Gestalten in den Parlamenten 
auf, um schweigend gegen die Gesetze zu pro-
testieren, die dort hauptsächlich von Männern 
beschlossen werden, um Frauen zu kontrollie-
ren. Deren Ziel ist es anscheinend, die Uhren 
zurückzudrehen, am liebsten ins 19. Jahrhun-
dert. In was für einer Welt wollen diese Ab-
geordneten leben? In einer sehr ungleichen: 
So viel steht fest. In einer ungleichen Welt, in 
der sie selbst mehr Macht haben werden und 
andere Menschen weniger.

Blaue Murmel im Weltall

Beauftragt man die Ameisen, das Picknick 
auszurichten, werden die Ameisen das Pick-
nick nach ihrem Geschmack umgestalten: Es 
wird keine Menschen geben, nur Sandwiches 
und Kekse. Die Ameisen zumindest wissen, 
in was für einer Welt sie leben wollen, und sie 
machen keinen Hehl daraus. Ameisen sind kei-
ne Heuchler. Dieselbe Frage müssen sich die 
Bürger jedes Landes stellen: In was für einer 
Welt wollen sie leben? Ich mit meiner düsteren 
Weltsicht würde diesen Satz beschränken auf 
die Frage: Wollen sie leben? Denn wenn wir 
Abstand nehmen von unserem Menschenbild 
– so weit Abstand nehmen, bis die Grenzen 
zwischen den Ländern verschwinden und die 
Erde zu einer blauen Murmel im Weltall wird, 
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Gegenwart. Für solche Stimmen öffnen sich 
auf der ganzen Welt Türen; andere Türen aber 
werden geschlossen. Hier müssen wir wachsam 
bleiben. Lassen Sie uns keine Türen schließen 
und Stimmen zum Schweigen bringen. Eines 
Tages werde ich einen Strand entlangspazieren 
oder einen Buchladen betreten, und ich werde 
eine Flaschenpost finden oder ein Buch, und 
ich werde es öffnen und werde die Botschaft 
lesen, von dir an mich – ja, von dir da draußen, 
einem jungen Schriftsteller, und vielleicht ist es 
sein erstes Buch. Und ich werde sagen: Ja. Ich 
kann dich hören. Ich kann deine Geschichte 
hören. Ich kann deine Stimme hören. 

Aus dem kanadischen Englisch 
übersetzt von Monika Baark.

Margaret Atwood, geboren 1939 in Ottawa, 
gehört zu den bedeutendsten Erzählerinnen 
unserer Zeit. Ihr „Report der Magd“ wurde zum 
Kultbuch einer ganzen Generation. Bis heute 
stellt sie immer wieder ihr waches politisches 
Gespür unter Beweis, ihre Hellhörigkeit für ge-
fährliche Entwicklungen und Strömungen. Sie 
wurde vielfach ausgezeichnet, unter anderem 
mit dem renommierten Man Booker Prize, dem 
Nelly-Sachs-Preis, dem Pen-Pinter-Preis und 
dem Friedenspreis des Deutschen Buchhandels. 
Margaret Atwood lebt in Toronto.

heimlich geschrieben, sie haben ihre Manu-
skripte aus der Gefahr herausgeschmuggelt 
und dabei ihr Leben aufs Spiel gesetzt. 

Sie sind von weit hergekommen, erschöpft 
wie der Bote aus dem Buch Hiob, der die Worte 
spricht: „Und ich bin allein entkommen, um 
es dir zu melden.“ Um es dir zu melden. Um es 
dir, lieber Leser, Singular, zu melden. Ein Buch 
ist eine Stimme in deinem Ohr; die Botschaft 
ist – während du sie liest – für dich allein be-
stimmt. Ein Buch zu lesen ist sicherlich die 
denkbar intimste Erfahrung der Gedanken-
welt eines anderen Menschen. Schriftsteller, 
Buch und Leser – in diesem Dreieck stellt das 
Buch den Boten dar. Und alle drei sind Teil 
eines Schöpfungsaktes, ähnlich wie Kom-
ponist, Orchestermitglied und Zuhörer am 
Schöpfungsakt teilnehmen. Der Leser ist der 
Musiker des Buches. Und was den Schriftstel-
ler anbelangt, ist sein Part erledigt, sobald das 
Buch hinausgeht in die Welt; es ist das Buch, 
das dann leben oder sterben wird, und was 
mit dem Schriftsteller passiert, ist an diesem 
Punkt, aus Sicht des Buches, sekundär. 

Jeder Gewinner eines Kunstpreises ist der 
vorübergehende Repräsentant aller Praktizie-
renden dieser Kunst sowie der Gemeinschaft, 
die die Existenz der Kunst ermöglicht – dieje-
nigen, die uns vorangegangen sind, diejenigen, 
von denen wir selbst gelernt haben, diejenigen, 
die gestorben sind, bevor sie Anerkennung fan-
den, diejenigen, die gegen Rassendiskriminie-
rung ankämpfen mussten, ehe sie ihre Stimme 
fanden, diejenigen, die für ihre politischen An-
sichten getötet wurden und diejenigen, denen 
es gelang, Zeiten der Unterdrückung und Zen-
sur zu überstehen. 

Dann gibt es diejenigen, die nie Schriftstel-
ler wurden, weil man ihnen keine Möglich-
keit gab – wie die vielen nordamerikanischen, 
australischen und neuseeländischen Geschich-
tenüberbringer und oral poets aus indigenen 
Kulturen der Vergangenheit und sogar der 
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rungstheorien. Sie nehmen an, dass nichts 
durch Zufall geschieht, dass nichts so ist, wie 
es scheint, und dass alles miteinander verbun-
den ist. Verschwörungstheorien behaupten 
also, dass es eine im Geheimen operierende 
Gruppe gibt, die Verschwörer. 

Diese verfolgen einen systematischen Plan, 
um die Kontrolle über eine Institution, ein 
Land oder gar die ganze Welt zu überneh-
men, oder haben dies bereits in der Vergan-
genheit getan und wollen nun ihre Macht si-
chern und ausbauen. Verschwörungstheorien 
transportieren somit ein in der Gegenwart 
beinahe romantisch anmutendes Welt- und 
Menschenbild.

Sie gehen davon aus, dass Menschen ihre 
Absichten in kleinen Gruppen über Jahre, 
Jahrzehnte oder gar Jahrhunderte hinweg – 
man denke an Verschwörungstheorien zu den 
Illuminaten – in die Tat umsetzen können. Da 
dies den Annahmen der modernen Sozialwis-
senschaften widerspricht, die Chaos, Kontin-
genz und strukturelle Faktoren betonen, be-
zeichnet Barkun Verschwörungstheorien als 
stigmatisiertes Wissen. 

Sie mögen eine beträchtliche Anhänger-
schaft haben, werden aber vom wissenschaftli-
chen Diskurs und der Allgemeinheit aufgrund 
ihrer falschen Grundannahmen nicht ernst 
genommen. Wer sie formuliert, muss damit 
rechnen, aus der wissenschaftlichen Gemein-
schaft ausgeschlossen und eventuell sogar so-
zial geächtet zu werden.

Verschwörungstheorien. Es vergeht 
kaum ein Tag, ohne dass der Begriff 
in den Nachrichten fällt, und wer 

sich auf die Suche macht, findet schnell un-
zählige Bücher und Websites, die vermeint-
liche Komplotte aufdecken. Es stimmt: 
Verschwörungstheorien erleben eine Renais-
sance, was Verbreitung und Wirkung angeht. 

Diese speist sich einerseits aus dem Auf-
kommen des Internets und andererseits aus 
dem Erstarken populistischer Bewegungen. 
Zwar sind Verschwörungstheorien in Euro-
pa und den USA noch lange nicht wieder so 
einflussreich, wie sie früher einmal waren, sie 
entfalten mittlerweile jedoch erneut eine mit-
unter hochproblematisch politische Wirkung.

Der amerikanische Politikwissenschaftler 
und Verschwörungsexperte Michael Barkun 
definiert drei Charakteristika für Verschwö-

Die Macht der Verschwörung Die Dolchstoßlegende, die 
jüdische Weltverschwörung oder ein Kinderpornoring, in 
den auch die Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton 
verwickelt sei (Pizzagate): Verschwörungstheorien haben 
eine lange Geschichte. Mit Fake News und Trollen finden 
sie im Internet einen besonderen Resonanzboden. Wel-
chen öffentlichen Einfluss sie haben, hängt auch von der 
politischen Kultur eines Landes ab. 
Von Michael Butter
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ren konspirationistische Ideen weiterhin zum 
Alltagsdiskurs. An jedem größeren arabischen 
Flughafen findet man in der Buchhandlung 
eine aktuelle Ausgabe der „Protokolle der Wei-
sen von Zion“, des berüchtigtsten verschwö-
rungstheoretischen Texts aller Zeiten, und in 
Russland hat Wladimir Putins Chefideologe 
Alexander Dugin die „Konspirologie“ gar zur 
wissenschaftlichen Disziplin erhoben. Poli-
tiker in diesen Ländern bedienen sich daher 
solcher Denkmuster ebenso unkritisch und 
selbstverständlich wie die Medien, die über 
sie berichten.

Echokammern und Filterblasen

Betont werden muss allerdings, dass Ver-
schwörungstheorien auch im Westen einiger-
maßen populär blieben. Sie verschwanden nur 
aus der Öffentlichkeit, wo sie nicht mehr ak-
zeptiert wurden, und wanderten in Subkul-
turen ab. Verschwörungstheoretiker hatten es 
entsprechend schwer, ein breiteres Publikum 
zu erreichen. 

Oft mussten sie ihre Bücher im Selbstverlag 
herausbringen oder gar Matrizen abziehen und 
verschicken. Ihre alternativen Erklärungen 
entfalteten daher keine große Wirkung. Und 
wer daran zweifelte, dass John F. Kennedy 
wirklich von einem Einzeltäter ermordet wor-
den war oder die Amerikaner tatsächlich auf 
dem Mond gelandet waren, musste viel Zeit 
und Mühe investieren, um alternative Erklä-
rungen für diese Ereignisse zu finden. Oft blieb 
es deshalb bei Zweifeln, die sich nicht zu Ver-
schwörungstheorien verfestigten.

Mit dem Internet hat sich all dies grundle-
gend geändert. Für Verschwörungstheoretiker 
ist es nun sehr leicht, ihre Ideen an den Mann 
(und seltener auch an die Frau) zu bringen. Und 
wer einmal googelt: „Was passiert in der Uk-
raine?“ oder „Wer ist für die Flüchtlingskrise 

Diese Diagnose trifft jedoch nur auf die 
letzten Jahrzehnte und die westliche Welt zu. 
Denn vom 18. bis weit ins 20. Jahrhundert hi-
nein war der Glaube an Verschwörungstheo-
rien in Europa und Nordamerika nicht nur 
ein Mainstream- sondern auch ein Elitenphä-
nomen. Die wissenschaftlichen Diskussionen 
der Zeit machten dies unausweichlich, wie eine 
Reihe von Studien gezeigt hat. 

So förderte das mechanistische Weltbild 
des 18. Jahrhunderts den Verschwörungs-
glauben ebenso wie die Überzeugung, dass 
die moralische Qualität einer Handlung im-
mer derjenigen Intention entspreche, die die-
se Handlung motiviert habe. Entsprechend 
glaubten Intellektuelle und Politiker, dass 
großangelegte Komplotte den Lauf der Ge-
schichte bestimmten.

Erst in den späten 1950er Jahren verlo-
ren Verschwörungstheorien diesen Status. 
Verschwörungstheorien wurden zunehmend 
stigmatisiert und wanderten aus der Mitte der 
Gesellschaft an die Ränder. In der Begrifflich-
keit der Wissenssoziologie wurden sie von or-
thodoxem zu heterodoxem Wissen und der 
Begriff „Verschwörungstheoretiker“ wurde zu 
einem Schimpfwort. 

Allerdings beschränkte sich diese Delegiti-
mierung auf die USA und Teile Europas. In der 
arabischen Welt, aber auch in Osteuropa, gehö-
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„Verschwörungstheorien wurden 
zunehmend stigmatisiert und wan-
derten aus der Mitte der Gesell-
schaft an die Ränder. In der Be-
grifflichkeit der Wissenssoziologie 
wurden sie von orthodoxem zu he-
terodoxem Wissen und der Begriff 
,Verschwörungstheoretiker' wurde 
zu einem Schimpfwort.“
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Wissen; in anderen Teilen der Öffentlichkeit 
sind sie noch immer stigmatisiert. Pointiert 
gesagt fürchten sich also momentan die einen 
vor Verschwörungen und die anderen vor Ver-
schwörungstheorien.

Populismus und Verschwörung

Zum anderen erfüllt die Präsenz von Ver-
schwörungstheorien in den (rechts)populis-
tischen Bewegungen, die seit einigen Jahren in 
den USA und Europa enormen Zulauf erhal-
ten, viele Beobachter mit Sorge. Diese erklärt 
sich aus einer Reihe von Parallelen zwischen 
Populismus und Verschwörungstheorie: Bei-
de sind konservativ in dem Sinne, dass es ih-
nen darum geht, eine bedrohte Ordnung zu 
bewahren oder eine verlorene Ordnung wie-
derherzustellen. Beide werden zumeist von 
Nostalgie getragen für eine Vergangenheit, 
die es so nie gegeben hat. Beide reduzieren die 
komplexe politische Arena, in der eine Vielzahl 
von Akteuren teils identische, teils divergente 
Ziele verfolgt, auf eine binäre Opposition: das 
Volk gegen die Eliten im Populismus und die 
Opfer der Verschwörung und die Verschwörer 
im Konspirationismus. Da Verschwörungsthe-
orien seit ihrer Stigmatisierung vor allem Eli-
ten des Komplotts bezichtigen, nehmen beide 
gemeinhin dieselbe Gruppe ins Visier.

Letztendlich liefern Verschwörungstheo-
rien daher eine spezifische Erklärung dafür, 
warum die Elite angeblich gegen die Interessen 
des Volkes handelt. Die Elite ist nicht einfach 
abgehoben, ihre Mitglieder sind auch nicht 
einfach korrupt und wollen sich nur berei-
chern, wie nicht-konspirationistische popu-
listische Erklärungen lauten würden. Vielmehr 
ist die Elite Teil eines Komplotts, dessen In-
teressen denjenigen des Volks diametral ent-
gegenlaufen. Für die Praxis des gemeinsamen 
Protests macht es aber in der Regel keinen Un-

verantwortlich?“ findet je nach individuellem 
Suchalgorithmus spätestens auf der zweiten 
Seite der Ergebnisliste Links zu konspiratio-
nistischen Seiten. 

Das Internet erhöht somit zunächst ein-
mal die Sichtbarkeit und Verfügbarkeit von 
Verschwörungstheorien. Hinzu kommt, dass 
Verschwörungstheoretiker über das Internet 
viel besser vernetzt sind als früher und sich so 
leichter in ihren Überzeugungen bestärken 
können. Das hat zur Folge, dass wieder mehr 
Menschen an Verschwörungstheorien glauben.

Wenn Studien zu dem Ergebnis gelangen, 
dass mehr als die Hälfte der Amerikaner an 
mindestens eine Verschwörungstheorie glaubt 
oder dass gängige Theorien in Deutschland 
bei einem Viertel bis zu einem Drittel der Be-
völkerung auf Resonanz stoßen, dann sind 
das bestimmt mehr Menschen als vor 30 Jah-
ren. Es sind aber sicherlich deutlich weniger 
als vor 100 oder 200 Jahren. Insofern erleben 
wir tatsächlich eine Renaissance des Konspira-
tionismus, wir leben aber (noch) nicht wieder 
in einem Zeitalter der Verschwörungstheorien. 

Dass die Situation dennoch eine grundle-
gend andere ist als noch vor zwei Jahrzehnten, 
liegt zum einen daran, dass das Internet die 
Fragmentierung der westlichen Gesellschaften 
signifikant beschleunigt und verstärkt hat. Aus 
einstigen Subkulturen am Rande der Gesell-
schaft sind virtuelle und reale Teil- und Ge-
genöffentlichkeiten geworden, die über eigene 
Mediensysteme verfügen und die ihre eigenen 
Wahrheiten generieren. 

Wer in Deutschland all seine Informati-
onen von „Russia Today“, „KenFm“ und aus 
dem „Compact-Magazin“ bezieht, lebt in ei-
ner völlig anderen Welt als jemand, der die re-
nommierte „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ 
liest und den öffentlich-rechtlichen Sender 
„ARD“ schaut. In manchen dieser so entstan-
denen Echokammern und Filterblasen sind 
Verschwörungstheorien wieder orthodoxes 
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auf die Spur gekommen zu sein, kann man da-
von ausgehen, dass nicht alle populistischen 
Führerfiguren wirklich an ihre Anschuldi-
gungen glauben.

Es hängt allerdings von den Spezifika des 
nationalen Kontexts ab, insbesondere davon, 
ob Verschwörungstheorien als orthodoxes oder 
heterodoxes Wissen gelten, wie explizit popu-
listische Führerfiguren solche Behauptungen 
artikulieren können. In Ungarn, wo Verschwö-
rungstheorien nie in demjenigen Maße dele-
gitimiert wurden wie im Westen, kann Mi-
nisterpräsident Orbán den amerikanischen 
Philanthropen George Soros offen bezichti-
gen, einen Geheimplan zur Islamisierung Eu-
ropas, den sogenannten „Großen Austausch", 
zu orchestrieren. 

Punkten bei Nichtwählern

In den USA hat Donald Trump im Wahl-
kampf Verschwörungstheorien ebenfalls stra-
tegisch eingesetzt. Diese Strategie ging aus zwei 
Gründen auf. Zum einen sind Verschwörungs-
theorien in den USA noch verbreiteter als in 
Europa, weshalb Trump mit ihnen insbesonde-
re bei früheren Nichtwählern punkten konnte. 
Zum anderen haben im extrem polarisierten 
politischen Klima der USA viele Wähler nicht 
wegen, sondern trotz seiner Verschwörungs-
theorien für ihn gestimmt, da er eben der Kan-
didat der Republikaner war.

In Deutschland wäre solch ein offener Kon-
spirationismus derzeit noch kontraproduktiv. 
Verschwörungstheorien wie der „Große Aus-
tausch“ sind bei Pegida und an der Basis der 
AfD sehr populär, und Versatzstücke dieser 
Theorien haben Eingang in das Grundsatzpro-
gramm der Partei gefunden. Die Spitzenpoli-
tiker der AfD aber scheuen sich noch, konspi-
rationistische Gedanken in der Öffentlichkeit 
explizit zu formulieren, da sie wissen, dass Ver-

terschied, ob man der Elite eine Verschwörung 
unterstellt oder nicht. Man kann gemeinsam 
„Merkel muss weg“ skandieren, egal, ob man 
die Kanzlerin einfach für unfähig hält oder als 
Teil der Weltverschwörung sieht.

Schließlich sind Populismus und Verschwö-
rungstheorie gleichermaßen stigmatisiert. 
Beide werden im alltäglichen Diskurs meist 
abwertend und oft sogar als explizite Beleidi-
gung gebraucht. Es steht daher zu vermuten, 
dass Mitglieder populistischer Bewegungen, 
die Verschwörungstheorien ablehnen, deren 
Anhängern mitunter dennoch Sympathie ent-
gegenbringen, weil die Eliten auf diese genauso 
herabschauen wie auf sie selbst.

Es liegen zwar noch wenig belastbare Da-
ten dazu vor, wie viele Anhänger von populis-
tischen Bewegungen auch an eine Verschwö-
rung der Eliten glauben, aber erste Umfragen 
und Studien deuten darauf hin, dass es sich in 
der Regel zwar nicht um die Mehrheit, aber um 
einen signifikanten Anteil handelt. 

Es überrascht daher nicht, dass populis-
tische Führerfiguren solche Verschwörungs-
vorstellungen immer wieder gezielt bedienen. 
Hier werden Verschwörungstheorien mitunter 
zu Fake News. Denn während sie in der Regel 
von Menschen verbreitet werden, die genuin 
überzeugt sind, einer verborgenen Wahrheit 

Der Kampf um die Deutungshoheit

„In Ungarn, wo Verschwörungs-
theorien nie in demjenigen Maße 
delegitimiert wurden wie im 
Westen, kann Ministerpräsident 
Orbán den amerikanischen Phi-
lanthropen George Soros offen 
bezichtigen, einen Geheimplan zur 
Islamisierung Europas, den soge-
nannten ,Großen Austausch‘, zu 
orchestrieren.“
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schwörungstheorien in Deutschland noch im-
mer stark stigmatisiert sind und sie daher Wäh-
ler abschrecken würden. 

Sie belassen es daher (noch) bei Andeu-
tungen, die von Eingeweihten verstanden wer-
den, von der breiten Bevölkerung aber nicht. 
Allerdings hat die AfD den gesamtgesell-
schaftlichen Diskurs nicht nur, aber vor allem 
zum Thema Migration und Flucht nachhaltig 
beeinflusst. Führt man sich vor Augen, dass 
sich die Positionen der AfD hier wesentlich aus 
Verschwörungstheorien speisen, wird deutlich, 
dass solche Theorien auch in Deutschland po-
litische Wirkung entfalten, wenn auch (noch) 
nicht wieder so direkt wie in anderen Ländern.

Michael Butter ist ein deutscher Amerikanist. 
Seit 2014 ist er Professor für amerikanische Li-
teratur und Kulturgeschichte an der Universität 
Tübingen. Zu seinen Forschungsschwerpunk-
ten gehören Verschwörungstheorien, Film und 
Fernsehen sowie Kolonialzeit und die Frühe 
Republik. Zuletzt erschienen: „Nichts ist, wie es 
scheint: Über Verschwörungstheorien“, Edition 
Suhrkamp Berlin 2018. Dieser Text entstand in 
Kooperation mit „Forschung und Lehre“, die 
über Entwicklungen in Hochschulen und Wis-
senschaft informiert.
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worden waren, wegen Terrorismusvorwürfen 
erneut inhaftiert.

Präsident Trump bezeichnet Journalisten 
gerne als „Feinde des Volkes“. Sein unabläs-
siger Krieg gegen den Mainstream-Journa-
lismus ermutigt Diktatoren auf der ganzen 
Welt.  Die Zahl der inhaftierten Journalisten 
weltweit liegt derzeit bei etwa 250. Die Welt-
karte zur Pressefreiheit, die Reporter ohne 
Grenzen jedes Jahr veröffentlicht, wird zu-
nehmend dunkler – 2018 war die Zahl der 
Verstöße um elf Prozent höher als fünf Jahre 
zuvor.

Viele der heute inhaftierten und einge-
schüchterten Journalisten von Aserbaidschan 
über Ägypten bis Venezuela hatten es gewagt, 
die Wahrheit über die massive Korruption in 
den Regierungen ihrer Länder zu berichten. 
Trump hat den ungarischen Ministerpräsi-
denten Viktor Orbán zu einem Besuch im 
Weißen Haus eingeladen. Ich glaube nicht, 
dass das Thema der Unterdrückung der Me-
dien – Orbán ist darin ein Großmeister – auf 
der Tagesordnung stehen wird. Vielleicht lie-
ge ich falsch – Trump wäre nichts lieber, als 
die „Fake-News-Presse“ zu treffen und dafür 
zu sorgen, dass Fox News, sein offizielles Pro-
pagandaorgan, mehr Einfluss gewinnt.  

Über viele Jahrzehnte hinweg waren die 
Vereinigten Staaten führend in den interna-
tionalen diplomatischen Bemühungen, Pres-
sefreiheit als zentrale Säule der Demokratie 
zu fördern. Trump und sein Außenministe-

Drei kühne Zahlen sprangen mir in 
der halbseitigen Anzeige des Stock-
holm Center for Freedom in der 

Ausgabe der „New York Times“ vom 4. Mai 
2019 ins Auge: „191 türkische Journalisten 
sind inhaftiert, 167 befinden sich im Exil und 
haben Haftbefehle und 34 ausländische Re-
porter werden ins Visier genommen.“ Der 
türkische Präsident Recep Tayyip Erdoğan 
hat mehr Reporter ins Gefängnis geworfen 
als alle anderen aktuellen Diktatoren zusam-
men. Zweifellos applaudiert ihm sein Freund 
im Weißen Haus, Präsident Donald Trump. 

Da Erdoğan in der Türkei mit einem wach-
senden politischen Widerstand konfrontiert 
ist, ist es wahrscheinlich, dass er noch weiter 
gehen wird, um die Medien mundtot zu ma-
chen. Erst vor  Kurzem wurden sechs Journa-
listen, die im Berufungsverfahren freigelassen 

Pressefreiheit unter Druck Über viele Jahrzehnte waren 
die USA führend in den internationalen diplomatischen 
Bemühungen, die Pressefreiheit als einer der zentralen 
Säulen der Demokratie zu fördern. Während Präsident 
Trump Journalisten als „Feinde des Volkes“ beschimpft 
und in der Türkei mehr Journalisten inhaftiert sind als 
in allen Diktaturen zusammen, zeigt sich die EU zöger-
lich, das Vakuum im Kampf um Pressefreiheit zu füllen. 
Von Frank Vogl
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2019 zu dem Schluss: Einige Institutionen 
wie die Kommission gegen Korruption ha-
ben in den 30 Jahren ihres Bestehens keine 
konkreten Ergebnisse erzielt.

Vielleicht kann die neue slowakische Prä-
sidentin Zuzana Čaputová auf die Staats- und 
Regierungschefs der EU Einfluss nehmen. 
Sie gewann überraschend die jüngsten Wahl-
en aufgrund einer Agenda zur Korruptions-
bekämpfung und Pressefreiheit, die auf die 
größten öffentlichen Proteste in ihrem Land 
seit dem Ende des Kommunismus reagier-
te. Auslöser dieser Demonstrationen war die 
Ermordung des 27-jährigen investigativen 
Reporters Ján Kuciak und seiner Verlobten 
Martina Kusnirová. Kuciak untersuchte mut-
maßliche korrupte Geschäfte, an denen einige 
der reichsten Geschäftsleute des Landes und 
der Regierung beteiligt waren. Die Ko-Vor-
sitzenden der Europäischen Grünen, Monica 
Frassoni und Reinhard Bütikofer, haben den 
Schutz der Presse zu einem Teil ihrer Kampa-
gne für das Europäische Parlament gemacht 
und festgestellt: „Die Pressefreiheit ist unsere 
größte Garantie gegen Korruption und Miss-
brauch und muss um jeden Preis verteidigt 
werden, um die grundlegenden Menschen- 
und Bürgerrechte zu schützen.“ Unterdessen 
wird fast jeden Tag von einem weiteren Ver-
such einer Regierung berichtet, die Presse an 
die Kandare zu nehmen.

Ich höre ziemlich häufig vom aserbaid-
schanischen Journalisten Emin Huseynov, 
der nun im Exil in der Schweiz lebt. Lange 
Zeit bemühte er sich, öffentlichen Druck 
aufzubauen, um seinen Bruder Mehman 

rium sind dagegen scharfe und ständige Kri-
tiker der Presse. Das Ergebnis ist ein akutes 
Führungsvakuum. Die europäische Führung 
sollte diesen Raum einnehmen, hat aber bis-
lang erheblich gezögert, über vorsichtige di-
plomatische Kommentare hinauszugehen. 
Ja, Bundeskanzlerin Angela Merkel forderte 
umgehend, dass Saudi-Arabien den Mord an 
dem Journalisten Jamal Khashoggi umfas-
send untersucht. Und selbstverständlich ist 
der Europarat eine wichtige offizielle Stim-
me des Protests angesichts der zunehmenden 
Anfeindungen gegenüber Reportern, doch 
detaillierte Berichte hatten keinen großen 
Einfluss auf die Kommission der Europä-
ischen Union.

Christophe Deloire, Vorstandsvorsitzen-
der der Reporter ohne Grenzen appellierte 
an das Europäischen Parlament: Machen Sie 
die Pressefreiheit zu einem zentralen Wert 
der EU, indem sie in den Mittelpunkt ihrer 
Verträge und Institutionen und an die Spitze 
heutiger Kampagnen gestellt wird. 

Tom Gibson vom Komitee zum Schutz 
von Journalisten geht noch weiter, indem 
er dafür plädiert, dass der Schutz von Jour-
nalisten eine Priorität für die Führung der 
nächsten EU-Kommission sein sollte. Ihre 
Aufgabe sei es dann, einen Aktionsplan zu 
entwickeln, um ein günstiges Umfeld für 
unabhängige und kritische Journalisten zu 
schaffen. Die Forderungen nach einer Füh-
rungsrolle der EU spiegeln zum Teil die Sor-
ge wider, dass selbst dramatische Ereignisse 
innerhalb der EU zu keinen wirksamen und 
nachhaltigen Antworten der Kommission 
geführt haben. 

So gibt es beispielsweise in Malta noch im-
mer keine echten Ermittlungen zum Mord an 
der Journalistin Daphne Galizia im Oktober 
2017, als sie die erhebliche Korruption in der 
maltesischen Regierung untersuchte. Ein Be-
richt des Europarats über Malta kam im Jahr 

 „Trumps unablässiger Krieg gegen 
den Mainstream-Journalismus er-
mutigt Diktatoren auf der ganzen 
Welt.“
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Huseynow – ebenfalls Journalist – aus dem 
Gefängnis in Baku zu holen. Schließlich 
wurde er im März nach zwei Jahren Gefäng-
nis freigelassen, aber die Regierung hat ein 
strenges Reiseverbot gegen ihn und andere 
Reporter verhängt. Er könnte jederzeit wie-
der festgenommen werden. In Iran wurde 
Mohammad Reza Nassab Abdollahi, Chef-
redakteur der iranischen Nachrichten-Web-
seiten „Anar Press“ und „Aban Press“, 2018 
für sechs Monate ins Gefängnis gesteckt, weil 
er angeblich „falsche  Aussagen“ verbreitet 
habe. Kürzlich wurde er erneut verhaftet und 
seine Webseiten wurden geschlossen. Die ira-
nische Regierung hat dazu keine Erklärung 
abgegeben.

Frank Vogl ist Mitgründer von Transparency 
International und Autor von „Waging War on 
Corruption: Inside the Movement Fighting the 
Abuse of Power”, Rowman & Littlefield Publis-
hers, Washington D.C., USA 2016. Dieser Text 
entstand in Kooperation mit der Website „The 
Globalist“.
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